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DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen
Gemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 36 und 37 und
Artikel 299 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (1),

nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (2),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (%),

(1) Stellungnahme vom 5. Juni 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
offentlicht).

(3 ABL C 208 vom 3.9.2003, S. 64.

() Stellungnahme vom 2. Juli 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
offentlicht).

in Erwigung nachstehender Griinde:

ey

Fir die Direktzahlungen im Rahmen der verschiedenen
Einkommensstiitzungsregelungen ~ der ~ Gemeinsamen
Agrarpolitik sollten gemeinsame Bestimmungen fest-
gelegt werden.

Die volle Zahlung von Direktbeihilfen sollte an die Ein-
haltung verbindlicher Vorschriften in Bezug auf land-
wirtschaftliche Flachen, landwirtschaftliche Erzeugung
und Tatigkeit gebunden sein. Durch diese Vorschriften
sollten grundlegende Anforderungen des Umweltschut-
zes, der Lebensmittelsicherheit, der Tiergesundheit und
des Tierschutzes sowie der Erhaltung der Flichen in
gutem landwirtschaftlichen und o6kologischen Zustand
in die gemeinsamen Marktorganisationen einbezogen
werden. Werden diese Anforderungen nicht erfullt, so
sollten die Beihilfen von den Mitgliedstaaten nach ver-
hiltnismafigen, objektiven und abgestuften Kriterien
ganz oder teilweise entzogen werden. Diese Entziehung
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sollte bisher oder kiinftig geltende Sanktionen nach
anderen Gemeinschafts- oder einzelstaatlichen Vorschrif-
ten unberiihrt lassen.

Damit es nicht zur Aufgabe landwirtschaftlicher Flachen
kommt und um sicherzustellen, dass die Flichen in
gutem landwirtschaftlichen und &kologischen Zustand
erhalten werden, sollten Standards erlassen werden, die
sich auf Rechtsnormen der Mitgliedstaaten stiitzen koén-
nen oder nicht. Daher ist ein Gemeinschaftsrahmen fest-
zulegen, der es den Mitgliedstaaten erlaubt, Standards
unter Beriicksichtigung der besonderen Merkmale der
betreffenden Flichen einschlieflich Boden- und Klima-
verhiltnisse, bestehende Bewirtschaftungssysteme (Fld-
chennutzung, Fruchtwechsel, Wirtschaftsweisen) und
Betriebsstrukturen zu erlassen.

Wegen der positiven Umweltauswirkungen von Dauer-
griinland ist dessen Erhaltung zu férdern, um einer mas-
siven Umstellung auf Ackerland entgegen zu wirken.

Um ein besseres Gleichgewicht zwischen den verschiede-
nen Maflnahmen zur Forderung einer nachhaltigen
Landwirtschaft und denen zur Forderung der landlichen
Entwicklung herzustellen, ist ein gemeinschaftsweit ver-
bindliches System zur progressiven Reduzierung der
Direktbeihilfen von 2005 bis 2012 einzufiihren. Alle
Direktzahlungen, die einen bestimmten Betrag iiber-
schreiten, sollten jdhrlich um bestimmte Prozentsitze
gekiirzt werden. Die Einsparungen sollten fiir die Finan-
zierung von Mafinahmen zur Entwicklung des lindli-
chen Raums verwendet und nach noch festzulegenden
objektiven Kriterien auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt
werden. Allerdings sollte vorgesehen werden, dass ein
bestimmter Prozentsatz der eingesparten Betrige in den
Mitgliedstaaten, in denen die Einsparungen erzielt wur-
den, verbleibt. Bis 2005 konnen die Mitgliedstaaten wei-
terhin die bisherige Modulation auf freiwilliger Basis
nach der Verordnung (EG) Nr. 1259/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 zur Festlegung von Gemeinschafts-
regeln fiir Direktzahlungen im Rahmen der Gemein-
samen Agrarpolitik (') anwenden.

Um sicherzustellen, dass die Betrdge zur Finanzierung
der Gemeinsamen Agrarpolitik (Teilrubrik 1a) die in der
Finanziellen Vorausschau festgesetzten jihrlichen Ober-
grenzen nicht iibersteigen, sollte ein Finanzmechanismus
geschaffen werden, mit dem die Direktzahlungen erfor-
derlichenfalls angepasst werden konnen. Eine Anpassung
der Direktbeihilfen sollte erfolgen, wenn die Prognosen
erkennen lassen, dass der Betrag der Teilrubrik 1a mit
einer Sicherheitsmarge von 300 Millionen EUR in einem
Haushaltsjahr iiberschritten wird.

In Anbetracht der sich infolge der Abschaffung der Inter-
vention bei Roggen ergebenden Strukturanpassungs-
zwinge sollten Ubergangsmafnahmen fiir bestimmte
Roggen erzeugende Regionen vorgeschen werden, die
teilweise mit den durch die Modulation erwirtschafteten
Betrigen finanziert werden.

(") ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 113. Zuletzt gedndert durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 1244/2001 (ABL L 173 vom 27.6.2001, S. 1).

(8

(10)

(11)

Um die Betriebsinhaber bei der Erfiillung der Standards
einer modernen, qualititsbetonten Landwirtschaft zu
unterstiitzen, miissen die Mitgliedstaaten ein umfassen-
des Beratungssystem fiir Haupterwerbsbetriebe einfiih-
ren. Das landwirtschaftliche Beratungssystem sollte den
Betriebsinhabern die Bewegung von Materialien und
innerbetriebliche Prozesse im Zusammenhang mit dem
Umweltschutz, der Lebensmittelsicherheit, der Tier-
gesundheit und dem Tierschutz bewusster machen, ohne
ihre Verantwortung und Pflichten zur Erfullung dieser
Standards einzuschrinken.

Um die Einfihrung des landwirtschaftlichen Beratungs-
systems zu erleichtern, sollte den Mitgliedstaaten dafiir
ein gewisser Zeitraum zur Verfiigung stehen. Die Inan-
spruchnahme des Beratungssystems sollte fir die
Betriebsinhaber freiwillig sein, wobei diejenigen Vorrang
haben sollten, deren Direktzahlungen einen bestimmten
Jahresbetrag tiberschreiten. Aufgrund des Wesens der
Beratungstatigkeit ist es angebracht, die dabei gewonne-
nen Informationen als vertraulich zu behandeln, aufer
in Fillen schwerer Verstofle gegen Gemeinschafts- oder
einzelstaatliches Recht.

Nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 des
Rates vom 17. Mai 1999 iiber die Finanzierung der
Gemeinsamen Agrarpolitik (%) miissen die Mitgliedstaa-
ten die erforderlichen Mafinahmen treffen, um sich von
der tatsichlichen und ordnungsgemiflen Durchfihrung
der vom Europdischen Ausrichtungs- und Garantiefonds
fur die Landwirtschaft (EAGFL), Abteilung Garantie
finanzierten Mafnahmen zu iiberzeugen und Unregel-
mifigkeiten zu verhindern und zu ahnden.

Um die Wirksamkeit und Niitzlichkeit der Verwaltungs-
und Kontrollmechanismen zu verbessern, miissen die
Betriebspramienregelung, die Stiitzungsregelungen fiir
Hartweizen, Eiweilpflanzen, Energiepflanzen, Reis, Kar-
toffelstirke, Schalenfriichte, Milch, Saatgut, Kornerlegu-
minosen und spezifische Regionalbeihilfen, sowie Kon-
trollen der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen,
die Modulation und die Betriebsberatung in das mit der
Verordnung (EWG) Nr. 3508/92 des Rates vom 27.
November 1992 zur Einfithrung eines integrierten Ver-
waltungs- und Kontrollsystems fiir bestimmte gemein-
schaftliche Beihilferegelungen (%) eingefiithrte System ein-
bezogen werden. Ferner sollte die Moglichkeit vorgese-
hen werden, spiter auch andere Beihilferegelungen ein-
zubeziehen.

Zur Gewihrleistung wirksamer Kontrollen und um die
Einreichung mehrerer Beihilfeantrdge bei verschiedenen
Zahlstellen eines Mitgliedstaats zu verhindern, sollten
die Mitgliedstaaten ein einheitliches System fiir die Iden-
tifizierung der Betriebsinhaber aufbauen, die dem inte-
grierten System unterliegende Beihilfeantrige stellen.

() ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 103.

() ABL L 335 vom 5.12.1992, S. 1. Zuletzt gedndert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 495/2001 der Kommission (ABl. L 72 vom
14.3.2001, S. 6).
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(13) Die verschiedenen Elemente des integrierten Systems (21)  Die Stiitzungsregelungen im Rahmen der Gemeinsamen
haben eine effizientere Verwaltung und Kontrolle zum Agrarpolitik sehen direkte Einkommensbeihilfen vor
Ziel. Daher sollten die Mitgliedstaaten ermichtigt sein, allem vor, um der landwirtschaftlichen Bevolkerung eine
auch bei Gemeinschaftsregelungen, die nicht dieser Ver- angemessene Lebenshaltung zu gewihrleisten. Dieses
ordnung unterliegen, darauf zuriickzugreifen, ohne Ziel ist eng verkntipft mit der Erhaltung landlicher
jedoch die betreffenden Vorschriften zu verletzen. Gebiete. Um eine Fehlleitung von Gemeinschaftsmitteln
zu verhindern, sollten Betriebsinhaber keine Stiitzungs-
W der Komplexitit des S e der Vielzahl zahlungen erhalten, die die Voraussetzungen fur den
(14) egen der Romplexitat des Systems sowle der Vielza Bezug dieser Zahlungen kiinstlich geschaffen haben.
der zu bearbeitenden Beihilfeantrige sind geeignete tech-
nische Mittel sowie Verwaltungs- und Kontrollmethoden
gnerléssligh.. Das integrierte System sollte daher in (22) Die Stiitzungsregelungen der Gemeinschaft miissen —
Jedem Mltglledstaat €me elektromsche Datenbank, c€m erforderlichenfalls auch kurzfristig — an dle Entwick_
System zur Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen, lung angepasst werden. Die Empfinger konnen daher
Beihﬂfeantrége von Betriebsinhabern, ein harmonisiertes nicht davon ausgehen, dass dle F('jrderbedingungen
Kontrollsystem sowie im Rahmen der Betriebspramien- unverdndert bleiben, und sollten auf mégliche Anderun-
regelung ein System zur Identifizierung und Erfassung gen aufgrund von Marktentwicklungen vorbereitet sein.
der Zahlungsanspriiche umfassen.
) ) .. R (23)  Angesichts der bedeutenden Auswirkungen der Direkt-
(15 Um die erh(.)b.enen l?aten bearbeiten und“ zur Ul.)erp.ru- zahlungen auf den Haushalt und zur besseren Beurtei-
fu.ng der .Be.1h11feantrage. verwenden zu konnen, st eine lung ihrer Ergebnisse sollten die Gemeinschaftsregelun-
!elstungsfahlge.elektromsche Datgnbank erforderlich, die gen einer geeigneten Bewertung unterzogen werden.
insbesondere einen Kontrollabgleich gestattet.
(16)  Die Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen ist ein (24) D%e Verbes_serung der Wettbewerbsfahlgkélt der Land-
, L .. wirtschaft in der Gemeinschaft und die Forderung von
Schliisselelement fiir die ordnungsgemifle Anwendung .
i ; . Nahrungsmittelqualitit und Umweltstandards erfordern
dchenbezogener Regelungen. Es hat sich gezeigt, dass it ise cine Reduzi 1 .
di Ktizi fahren besti Schwachstell notwendigerweise eine Reduzierung der gemeinsamen
ie praktizierten Verfahren bestimmte Schwachstellen e . ¢ ~
: . e Preise fiir Agrarerzeugnisse und bedeuten eine Erhéhung
aufweisen. Daher sollte ein Identifikationssystem vor- der Produktionsks fiir die Landwirtschaftsbetriebe i
esechen werden, das gegebenenfalls durch die Fern- er Procuxtionskosten fur die Landwirtschaltsbetriebe in
grkun dune unterstiitzt wird der Gemeinschaft. Um die genannten Ziele zu erreichen
gy Wi und eine stirker am Markt orientierte und nachhaltigere
Landwirtschaft zu férdern, muss die Stiitzung fiir die
(17)  Im Interesse der Vereinfachung sollten die Mitgliedstaa- Landwirte durch betriebsbezogene Einkommensbeihilfen
ten einen Sammelantrag fiir mehrere Beihilferegelungen vollstindig von der Produktion abgekoppelt werden.
und anstelle des jihrlichen Antrags einen Dauerantrag Wihrend die Entkoppelung die Zahlungen an die
mit jiihrlicher Bestitigung zulassen konnen. Betriebsinhaber unverindert lisst, wird die Effizienz der
Einkommensbeihilfe deutlich erhoht. Daher ist es ange-
o o ) bracht, die einheitliche Betriebspramie an die Einhaltung
(18)  Die Mitgliedstaaten sollten ermichtigt werden, die durch anderweitiger Verpflichtungen im Bereich des Umwelt-
die Kiirzungen m R,,ahmef{ der Modglat%on verfiigbar schutzes, der Lebensmittelsicherheit, der Tiergesundheit
werdenden Betrdge fiir b§§t1mmte zusatz'hche Maﬁna}]- und des Tierschutzes sowie an die Erhaltung des Betriebs
men zur Forderung der landlichen Entwicklung gemif in gutem landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustand
der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates vom 17. zu kniipfen.
Mai 1999 iiber die Forderung der Entwicklung des lind-
lichen Raums durch den Europdischen Ausrichtungs-
und Garantiefonds fiir die Landwirtschaft (EAGFL) (') zu (25)  Mit dieser Regelung sollten verschiedene bestehende
verwenden. Direktzahlungen an die Betriebsinhaber in einer einzigen
Zahlung kombiniert werden, die auf Basis der bisherigen
(19) Da die bei Nichteinhaltung anderweitiger Verpflichtun- Ansprljiche mlle tem Bezugszeltrzum émteﬁ B(fkaSIChgl_
fiigh denden Betrige nicht so weit vorher- gung der vollen Anwendung der durch dic Agenda
sen veriughar wer 8 2000 eingefithrten Manahmen und der mit dieser Ver-
sehbar sind, dass sie fir zusitzliche Mafnahmen zur X o
" ot . . ordnung vorgenommenen Anderungen der Beihilfe-
Forderung der lindlichen Entwicklung bereitgestellt wer- betri : .
.. . p etrdge zu bestimmen ist.
den konnen, sollten diese Betrige — abgeschen von
einem bestimmten Prozentsatz, der von den Mitglied-
staaten einbehalten werden sollte — dem EAGFL, Abtei- (26) Da sich die Verwaltung der Regelung vereinfacht, je
lung Garantie gutgeschrieben werden. mehr Sektoren erfasst werden, sollten in einer ersten
Phase alle Erzeugnisse aus der bisherigen Stiitzungsrege-
(20) Die im Rahmen der Stitzungsregelungen der Gemein- lung fir landwirtschaftliche Kulturpflanzen sowie Kor-

schaft vorgesehenen Zahlungen sollten von den zustin-
digen einzelstaatlichen Behorden in voller Hohe inner-
halb verbindlicher Fristen an die Endempfinger aus-
gezahlt werden, vorbehaltlich etwaiger Kiirzungen, die
in dieser Verordnung ausdriicklich vorgesehen sind.

() ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 80.

nerleguminosen, Saatgut, Rind- und Schaffleisch erfasst
werden. Die revidierten Zahlungen fiir Reis und Hart-
weizen sowie, sobald die Reform vollstindig umgesetzt
ist, die Milchprdmie sollten in die Regelung einbezogen
werden. Die Zahlungen fiir Stdrkekartoffeln und Tro-
ckenfutter sollten ebenfalls in die Regelung einbezogen
werden, unter Beibehaltung einer getrennten Zahlung an
die Verarbeitungsindustrie.
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(27)  Fur Hanf sollten besondere Bestimmungen vorgesehen einzelstaatlichen Obergrenzen sollten proportionale Kiir-

(28)

(29)

(30)

(31)

werden, um zu verhindern, dass illegale Pflanzen zwi-
schen den Pflanzen, die fur die einheitliche Betriebspra-
mie in Frage kommen, versteckt werden und dadurch
die gemeinsame Marktorganisation beeintrichtigt wird.
Flichenbeihilfen sollten deshalb nur fir den Anbau von
Hanfsorten gezahlt werden, die eine gewisse Sicherheit
in Bezug auf den Gehalt an psychotropischen Substan-
zen bieten. Die Bezugnahmen auf die besonderen
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1673/2000 des
Rates vom 27. Juli 2000 iiber die gemeinsame Markt-
organisation fiir Faserflachs und -hanf () sollten ent-
sprechend gedndert werden.

Damit die Betriebsinhaber im Sinne einer besseren
Marktorientierung frei entscheiden konnen, welche
Erzeugnisse sie auf ihren Flichen produzieren, ein-
schlie@lich derjenigen, fir die weiterhin produktions-
bezogene Zahlungen geleistet werden, sollte die einheit-
liche Betriebspriamie nicht an die Produktion bestimmter
Erzeugnisse gebunden sein. Um Wettbewerbsverzerrun-
gen zu vermeiden, sollten jedoch einige Erzeugnisse
nicht auf beihilfefihigen Flichen erzeugt werden diirfen.

Bei der Ermittlung des Beihilfeanspruchs eines Betriebs-
inhabers im Rahmen der neuen Regelung sind die
Betrige zugrunde zu legen, die er in einem Bezugszeit-
raum erhalten hat. Zur Beriicksichtigung besonderer
Situationen sollte eine einzelstaatliche Reserve vorgese-
hen werden. Diese Reserve kann auch zur Beteiligung
neuer Betriebsinhaber an der Regelung verwendet wer-
den. Die einheitliche Betriebspramie sollte auf einzel-
betrieblicher Basis berechnet werden.

Der Gesamtanspruch eines Betriebs sollte in mehrere
Teile (Zahlungsanspriiche) aufgeteilt und jeweils an eine
festzulegende Hektarzahl beihilfefdhiger Flichen gebun-
den werden, um eine Ubertragung der Anspriiche zu
erleichtern. Zur Vermeidung spekulativer Ubertragun-
gen, die zu einer Akkumulierung von Zahlungsansprii-
chen ohne entsprechende landwirtschaftliche Basis fiih-
ren, ist es bei der Gewahrung der Beihilfe angebracht,
die Anspriiche an eine bestimmte Hektarzahl beihilfe-
fahiger Flichen zu binden sowie die Moglichkeit vor-
zusehen, Ubertragungen auf eine Region zu beschrin-
ken. Besondere Bestimmungen sollten fiir Beihilfen vor-
gesehen werden, die nicht direkt an ein Gebiet gebunden
sind, unter Beriicksichtigung der besonderen Situation
der Schaf- und Ziegenhaltung.

Um sicherzustellen, dass der Gesamtumfang der Stiit-
zung und der Zahlungsanspriiche die geltenden Haus-
haltsgrenzen der Gemeinschaft, der Mitgliedstaaten und
gegebenenfalls der Regionen nicht tibersteigt, sind ein-
zelstaatliche Obergrenzen festzulegen, die als Summe
aller Mittel berechnet werden, die in einem Mitgliedstaat
im Bezugszeitraum im Rahmen der betreffenden Stiit-
zungsregelungen gewahrt werden, wobei spdtere Anpas-
sungen zu beriicksichtigen sind. Bei Uberschreitung der

(") ABL L 193 vom 29.7.2000, S. 16. Zuletzt gedndert durch die Ver-

ordnung (EG) Nr. 651/2002 der Kommission (ABl. L 101 vom
17.4.2002, S. 3).

(32)

(34)

(35)

zungen vorgesehen werden.

Um die Flichenstilllegung als Instrument der Angebots-
kontrolle zu erhalten und gleichzeitig ihren Umweltnut-
zen im Rahmen der neuen Stiitzungsregelung zu verstar-
ken, sollten die Stilllegungsbedingungen fir Ackerfld-
chen beibehalten werden.

Um auf besondere Situationen flexibel reagieren zu kon-
nen, sollten die Mitgliedstaaten die Moglichkeit erhalten,
eine gewisse Ausgewogenheit zwischen den einzel-
betrieblichen Zahlungsanspriichen und regionalen oder
nationalen Durchschnittswerten und zwischen bestehen-
den Zahlungen und der einheitlichen Betriebsprimie
herzustellen. Es sollte eine spezifische Ausnahme von
dem Verbot des Anbaus von Obst und Gemiise, ein-
schlieBlich Speisekartoffeln, vorgesehen werden, um zu
verhindern, dass dies im Falle einer Regionalisierung zur
Unterbrechung der Erzeugung fuhrt, wihrend die negati-
ven Auswirkungen auf den Wettbewerb eingedimmt
werden. Uberdies sollte ein Mitgliedstaat mit Riicksicht
auf seine besonderen landwirtschaftlichen Bedingungen
die Moglichkeit haben, fiir die Anwendung der Betriebs-
primienregelung eine Ubergangszeit zu beantragen, in
der die fiir diese Regelung festgesetzten Haushaltsober-
grenzen allerdings weiterhin einzuhalten sind. Die Kom-
mission sollte ermichtigt werden, die erforderlichen
Maflnahmen zu treffen, um ernsthaften Wettbewerbsver-
zerrungen wihrend der Ubergangszeit gegebenenfalls zu
begegnen und fur die Einhaltung der internationalen
Verpflichtungen der Gemeinschaft zu sorgen.

Im Falle fakultativer oder iibergangsweiser Anwendung
der Betriebspramienregelung sollte zum Schutz des Ver-
trauens der Betriebsinhaber festgelegt werden, bis zu
welchem Datum die Mitgliedstaaten zu beschlieSen
haben, ob sie diese Regelung anwenden. Damit die der-
zeitigen Regelungen weiterhin angewandt werden kon-
nen, sollten zudem bestimmte Beihilfevoraussetzungen
festgelegt werden, wobei die Kommission befugt bleiben
sollte, die entsprechenden Durchfithrungsbestimmungen
zu erlassen.

Um die Bedeutung der Hartweizenerzeugung in den tra-
ditionellen Anbaugebieten zu beriicksichtigen, und die
Gewihrung der Beihilfe fir Hartweizen, der bestimmte
Mindestqualitdtskriterien einhilt, zu fordern, ist es ange-
bracht, den bisher geltenden Hartweizenzuschlag in tra-
ditionellen Anbaugebieten wihrend einer Ubergangszeit
abzusenken und in Gebieten, in denen der Hartweizen-
anbau eingefithrt ist, abzuschaffen. Die Beihilfe sollte
nur beim Anbau von Hartweizen gewédhrt werden, der
zur Herstellung von Gries und Teigwaren geeignet ist.

Um die Bedeutung eiweifhaltiger Pflanzen zu stirken
und deren Anbau zu fordern, ist fiir die Betriebsinhaber,
die diese Pflanzen anbauen, eine zusitzliche Zahlung
vorzusehen. Um die ordnungsgemifle Anwendung der
neuen Regelung zu gewihrleisten, sollten bestimmte Bei-
hilfevoraussetzungen festgelegt werden. Ferner sollte eine
Garantiehochstfliche mit proportionalen Kiirzungen bei
Uberschreitung dieser Fliche vorgesehen werden.
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(37)  Um die Bedeutung der Reiserzeugung in traditionellen einheitliche Betriebsprimie einzubeziehen ist, sollte die

(38)

(39)

(40)

(41)

(42)

Anbaugebieten zu beriicksichtigen, ist eine zusitzliche
Zahlung fur Reiserzeuger vorzusehen. Um die ordnungs-
gemifle Anwendung der neuen Regelung zu gewihrleis-
ten, sollten bestimmte Beihilfevoraussetzungen festgelegt
werden. Ferner sollten einzelstaatliche Grundflichen und
entsprechende Kiirzungen bei Uberschreitung dieser Fli-
chen vorgesehen werden.

Um der Einstellung der Schalenfruchterzeugung in tradi-
tionellen Anbaugebieten und den damit verbundenen
negativen Okologischen, landlichen, sozialen und wirt-
schaftlichen Folgen entgegenzuwirken, sollte eine neue
Stiitzungsregelung fiir Schalenfriichte vorgesehen wer-
den. Um die ordnungsgemife Anwendung der neuen
Regelung zu gewihrleisten, sollten bestimmte Beihilfe-
voraussetzungen festgelegt werden, einschlieflich einer
Mindestbestandsdichte und -fliche. Zur Beriicksichti-
gung besonderer Bediirfnisse sollten die Mitgliedstaaten
die Moglichkeit zur Gewihrung einer Zusatzbeihilfe
erhalten.

Um eine Uberbeanspruchung der Haushaltsmittel zu ver-
meiden, sollte eine Garantichdchstfliche mit proportio-
nalen Kiirzungen in den Mitgliedstaaten vorgesehen wer-
den, die ihre Hochstfliche tiberschreiten. Um die aus-
gewogene Anwendung in der Gemeinschaft zu gewihr-
leisten, sollten diese Flichen im Verhiltnis zu den
Anbauflichen fur Schalenfriichte der Mitgliedstaaten
festgesetzt werden. Die Mitgliedstaaten sollten fur die
Aufteilung der Fliche in ihrem Hoheitsgebiet zustindig
sein. Die Beihilfe im Rahmen der neuen Regelung sollte
in Gebieten mit Verbesserungsplinen erst nach deren
Ablauf gewahrt werden.

Um den Erfolg der Verbesserungspline bei der Zusam-
menfassung des Angebots zu stirken, sollten die Mit-
gliedstaaten die Moglichkeit erhalten, die Gewahrung der
Gemeinschaftsbeihilfe und der einzelstaatlichen Beihilfe
an die Mitgliedschaft in einer Erzeugerorganisation zu
kniipfen. Um Unterbrechungen zu vermeiden, sollte ein
geeigneter Ubergang zu der neuen Regelung vorgesehen
werden.

Derzeit wird die Produktion von Energiepflanzen durch
die Moglichkeit des Anbaus von Industriepflanzen auf
stillgelegten Flachen gefordert. Energiepflanzen stellen
dabei den grofSten Anteil der Non-food-Erzeugung auf
stillgelegten Flichen. Eine besondere Beihilfe fiir Energie-
pflanzen mit dem Ziel einer CO,-Substitution sollte ein-
gefithrt werden. Es sollte eine garantierte Hochstfliche
vorgegeben werden, bei deren Uberschreitung die Stiit-
zung anteilsmifig gekiirzt werden sollte. Die Regelun-
gen sollten nach einem bestimmten Zeitraum tberpriift
werden, um die Umsetzung der Biokraftstoffinitiative
der Gemeinschaft zu beriicksichtigen.

Zur Erhaltung der Stirkeherstellung in traditionellen
Produktionsgebieten und zur Beriicksichtigung der land-
wirtschaftlichen Bedeutung des Kartoffelanbaus ist die
Zahlung eines Zusatzbetrags bei der Erzeugung von Kar-
toffelstirke vorzusehen. Soweit das Zahlungssystem fiir
Stirkekartoffelerzeuger dariiber hinaus teilweise in die

(43)

(46)

Verordnung (EG) Nr. 1868/94 des Rates vom 30. Juli
1994 zur Einfilhrung einer Kontingentierungsregelung
fir die Kartoffelstirkeerzeugung (') gedndert werden.

Durch die Einbeziehung von landwirtschaftlichen Kultur-
pflanzen und Rind- und Schaffleisch wird die Betriebs-
pramienregelung auf Primien ausgedehnt, die in den
Regionen in dufSerster Randlage der Gemeinschaft und
auf den Agiischen Inseln gewdhrt werden, um eine wei-
tere Vereinfachung zu erreichen und keinen gesonderten
Rechts- und Verwaltungsrahmen fiir eine begrenzte Zahl
von Betriebsinhabern in diesen Gebieten fortbestehen zu
lassen. Um jedoch die Rolle bestimmter Produktions-
arten in diesen Gemeinschaftsregionen zu erhalten,
sollte festgelegt werden, dass die Mitgliedstaaten
beschliefen koénnen, dass sie diese Zahlungen nicht in
die Betriebsprimienregelung einzubeziehen brauchen.
Diese Moglichkeit sollte auch bei den Ergdnzungszahlun-
gen in bestimmten Regionen Schwedens und Finnlands
sowie bei Saatgutbeihilfen bestehen. In diesen Fillen soll-
ten als Bedingung fiir die weitere Anwendung der der-
zeitigen Regelungen bestimmte Beihilfevoraussetzungen
festgelegt werden, wobei die Kommission erméchtigt
werden sollte, die entsprechenden Durchfithrungsbestim-
mungen zu erlassen.

Um den Ubergang von den derzeitigen Beihilferegelun-
gen fur landwirtschaftliche Kulturpflanzen und Tierpri-
mien zur neuen Betriebsprimienregelung zu erleichtern,
sollten bei den derzeitigen Direktzahlungen in diesen
Sektoren einige Anpassungen vorgeschen werden.

Die Agrarwirtschaft auf den Azoren ist in starkem MafSe
von der Milchproduktion abhingig. Daher ist es ratsam,
die Mafnahmen gemifl Artikel 23 der Verordnung (EG)
Nr. 1453/2001 des Rates vom 28. Juni 2001 zur Einfiih-
rung von Sondermafnahmen fiir bestimmte landwirt-
schaftliche Erzeugnisse zugunsten der Azoren und
Madeiras (?) zu verlingern und auszudehnen und fiir
einen Zeitraum von insgesamt sechs Wirtschaftsjahren
ab dem Wirtschaftsjahr 1999/2000 von einigen die
Erzeugung einschrinkenden Bestimmungen der gemein-
samen Marktorganisation fiir Milch und Milcherzeug-
nisse abzuweichen, um dem Entwicklungsstand und den
Bedingungen der ortlichen Erzeugung Rechnung zu tra-
gen. Wahrend ihrer Laufzeit sollte diese Maffnahme es
ermoglichen, den Milchsektor auf den Azoren weiter
umzustrukturieren, ohne den Markt fiir Milcherzeug-
nisse zu storen und ohne das reibungslose Funktionieren
der Zusatzabgabenregelung auf Ebene Portugals und der
Gemeinschaft merklich zu beeintrichtigen.

Das Programm Portugals zur Umwidmung ackerbaulich
genutzter Flichen zugunsten der extensiven Tierhaltung
gemifl der Verordnung (EG) Nr. 1017/94 (}) wird mit
dem Inkrafttreten der Betriebspramienregelung de facto

() ABL L 197 vom 30.7.1994, S. 4. Zuletzt gedndert durch die Verord-

nung (EG) Nr. 962/2002 (AB. L 149 vom 7.6.2002, S. 1).

(3 ABL L 198 vom 21.7.2001, S. 26.

() ABL L 112 vom 3.5.1994, S. 2. Zuletzt gedndert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 2582/2001 (ABL L 345 vom 29.12.2001, S. 5).
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hinféllig. Daher sollte die Verordnung (EG) Nr. 1017/94
bei Inkrafttreten der Betriebspramienregelung aufgeho-
ben werden.

(47)  Aufgrund der genannten Anderungen und neuen
Bestimmungen sollten die Verordnungen des Rates
(EWG) Nr. 3508/92, (EG) Nr. 1577/96 vom 30. Juli
1996 zur Festlegung einer Sondermafnahme zugunsten
bestimmter Kornerleguminosen (1) und (EG) Nr.
1251/1999 vom 17. Mai 1999 zur Einfithrung einer
Stiitzungsregelung fiir Erzeuger bestimmter landwirt-
schaftlicher Kulturpflanzen (*) aufgehoben werden. Die
Verordnung (EG) Nr. 1259/1999 sollte auch aufgehoben
werden, ausgenommen einige Bestimmungen, die spe-
zielle befristete und fakultative Sonderregelungen vor-
sehen.

(48)  Die spezifischen Bestimmungen iiber Direktzahlungen in
den Verordnungen des Rates (EWG) Nr. 2358/71 vom
26. Oktober 1971 zur Errichtung einer gemeinsamen
Marktorganisation fiir Saatgut (*), Nr. 2019/93 vom 19.
Juli 1993 uber Sondermafnahmen fiir bestimmte land-
wirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der kleineren
Inseln des Agdischen Meeres (%), (EG) Nr. 1254/1999
vom 17. Mai 1999 iiber die gemeinsame Marktorganisa-
tion fiir Rindfleisch (°), (EG) Nr. 1452/2001 vom 28.
Juni 2001 zur Einfithrung von Sondermafinahmen fur

bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der
franzésischen iiberseeischen Departements (°), (EG) Nr.
1453/2001, (EG) Nr. 1454/2001 vom 28. Juni 2001 zur
Einfithrung von Sondermafinahmen fiir bestimmte land-
wirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der Kanarischen
Inseln (/) und (EG) Nr. 2529/2001 vom 19. Dezember
2001 iiber die gemeinsame Marktorganisation fiir Schaf-
und Ziegenfleisch () sind gegenstandslos geworden und
sollten daher aufgehoben werden.

(49)  Bei Inkrafttreten dieser Verordnung besteht die Gemein-
schaft aus 15 Mitgliedstaaten. Da gemdff dem Beitritts-
vertrag von 2003 die neuen Mitgliedstaaten am 1. Mai
2004 der Gemeinschaft beitreten sollen, ist diese Verord-
nung bis zum Beitrittszeitpunkt gemifl den im Beitritts-
vertrag vorgeschenen Verfahren so anzupassen, dass sie
auch fiir die neuen Mitgliedstaaten gilt.

(50)  Die zur Durchfithrung dieser Verordnung erforderlichen
Mafinahmen sollten gemifl dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
titen fir die Ausiibung der der Kommission iibertrage-
nen Durchfiihrungsbefugnisse (°) erlassen werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

TITEL I

ANWENDUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Anwendungsbereich
Diese Verordnung enthilt

— gemeinsame Regeln fiir Direktzahlungen im Rahmen von
Einkommensstiitzungsregelungen der Gemeinsamen Agrar-
politik, die aus dem EAGFL, Abteilung Garantie, finanziert
werden, ausgenommen Direktzahlungen im Rahmen der
Verordnung (EG) Nr. 1257/1999;

— ecine Einkommensstiitzungsregelung fiir Betriebsinhaber in
Form einer einheitlichen Betriebspramie (im Folgenden ,Be-
triebsprimienregelung” genannt);

— Stiitzungsregelungen fiir Betriebsinhaber, die Hartweizen,
Eiweifpflanzen, Reis, Schalenfriichte, Stdrkekartoffeln,
Milch, Saatgut, landwirtschaftliche Kulturpflanzen, Schaf-
und Ziegenfleisch, Rindfleisch sowie Kornerleguminosen
erzeugen.

() ABL L 206 vom 16.8.1996, S. 4. Zuletzt gedndert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 811/2000 (ABL L 100 vom 20.4.2000, S. 1).

(®) ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 1. Zuletzt gedndert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1038/2001 (ABL L 145 vom 31.5.2001, S. 16).

() ABL L 246 vom 5.11.1971, S. 1. Zuletzt geéindert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 154/2002 (ABL L 25 vom 29.1.2002, S. 18).

() ABL L 184 vom 27.7.1993, S. 1. Zuletzt geindert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 442/2002 (ABL. L 68 vom 12.3.2002, S. 4).

() ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 21. Gedndert durch die Verordnung
(EG) Nr. 806/2003 (ABL L 122 vom 16.5.2003, S. 1).

Artikel 2

Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) ,Betriebsinhaber” eine natiirliche oder juristische Person
oder eine Vereinigung natiirlicher oder juristischer Per-
sonen, unabhingig davon, welchen rechtlichen Status die
Vereinigung und ihre Mitglieder aufgrund nationalen Rechts
haben, deren Betrieb sich im Gebiet der Gemeinschaft im
Sinne des Artikels 299 des Vertrags befindet und die eine
landwirtschaftliche Tatigkeit ausiibt;

b) ,Betrieb“ die Gesamtheit der vom Betriebsinhaber verwalte-
ten Produktionseinheiten, die sich im Gebiet eines Mitglied-
staates befinden;

¢) landwirtschaftliche Titigkeit* die Erzeugung, die Zucht
oder den Anbau landwirtschaftlicher Erzeugnisse, ein-
schlieBlich Ernten, Melken, Zucht von Tieren und Haltung
von Tieren fiir landwirtschaftliche Zwecke, oder die Erhal-
tung von Flichen in gutem landwirtschaftlichen und 6ko-
logischen Zustand gemidf Artikel 5;

(% ABL L 198 vom 21.7.2001, S. 11.

(') ABL L 198 vom 21.7.2001, S. 45. Zuletzt gedndert durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 1922/2002 (ABL. L 293 vom 29.10.2002, S. 11).

(%) ABL L 341 vom 22.12.2001, S. 3.

(®) ABL L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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d) ,Direktzahlung“ eine direkt an Betriebsinhaber geleistete
Zuwendung im Rahmen einer Einkommensstiitzungsrege-
lung nach Anhang [;

e) ,Zahlungen in einem bestimmten Kalenderjahr oder ,Zah-
lungen im Bezugszeitraum® die fiir das betreffende Jahr/die
betreffenden Jahre gewihrten oder zu gewidhrenden Zah-

lungen, einschlieflich aller Zahlungen fiir andere Zeitrdu-
me, die in dem betreffenden Kalenderjahr/den betreffenden
Kalenderjahren beginnen;

f) ,landwirtschaftliche Erzeugnisse“ die in Anhang I des Ver-
trags aufgefithrten Erzeugnisse einschlieflich Baumwolle,
jedoch ausgenommen Fischereierzeugnisse.

TITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

KAPITEL 1

EINHALTUNG ANDERWEITIGER VERPFLICHTUNGEN

Artikel 3

Grundlegende Anforderungen

(1)  Ein Betriebsinhaber, der Direktzahlungen bezieht, muss
die Grundanforderungen an die Betriebsfithrung nach Anhang
Il gemif8 dem in diesem Anhang festgelegten Zeitplan und fiir
die Erhaltung der Flichen in gutem landwirtschaftlichen und
okologischen Zustand gemifs Artikel 5 einhalten.

(2) Die zustindige Behorde teilt dem Betriebsinhaber die
einzuhaltenden Grundanforderungen und den zu erhaltenden
guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustand mit.

Artikel 4

Grundanforderungen an die Betriebsfiithrung

(1)  Die Grundanforderungen an die Betriebsfithrung gemif§
Anhang III werden in den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft
in folgenden Bereichen festgelegt:

— Gesundheit von Mensch, Tier und Pflanzen,
— Umwelt,
— Tierschutz.

(2)  Die in Anhang III aufgefithrten Rechtsvorschriften gelten
im Rahmen dieser Verordnung in ihrer jeweils aktuellen Fas-
sung und im Falle von Richtlinien in der von den Mitgliedstaa-
ten umgesetzten Fassung.

Artikel 5

Guter landwirtschaftlicher und 6kologischer Zustand

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle landwirt-
schaftlichen Flachen, insbesondere diejenigen, die nicht mehr
fur die Erzeugung genutzt werden, in gutem landwirtschaftli-
chen und 6kologischen Zustand erhalten bleiben. Die Mitglied-
staaten legen auf nationaler oder regionaler Ebene entspre-
chend dem in Anhang IV vorgegebenen Rahmen Mindestanfor-

derungen fir den guten landwirtschaftlichen und 6kologischen
Zustand fest; sie beriicksichtigen dabei die besonderen Merk-
male der betreffenden Flichen, einschlieflich Boden- und Kli-
maverhiltnisse, ~ Bewirtschaftungssysteme,  Flichennutzung,
Fruchtwechsel, Wirtschaftsweisen und Betriebsstrukturen.
Davon unberiihrt bleiben die im Rahmen der Verordnung (EG)
Nr. 1257/1999 geltenden Standards fiir die gute landwirtschaft-
liche Praxis und die Agrarumweltmafnahmen, die iiber das
Richtmaf$ der guten landwirtschaftlichen Praxis hinausgehen.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Flichen, die zu
dem fur die Beihilfenantrage ,Flichen” fiir 2003 vorgesehenen
Zeitpunkt als Dauergriinland genutzt wurden, als Dauergriin-
land erhalten bleiben.

Jedoch konnen die Mitgliedstaaten in ausreichend begriindeten
Fillen von Unterabsatz 1 abweichen, sofern sie Manahmen
ergreifen, um eine erhebliche Abnahme ihrer gesamten Dauer-
griinlandfliche zu verhindern.

Unterabsatz 1 gilt nicht fiir Dauergriindland, das aufgeforstet
werden soll, sofern diese Aufforstung umweltvertraglich ist;
ausgenommen sind Anlagen von Weihnachtsbiumen und
schnell wachsenden Arten, die kurzfristig angebaut werden.

Artikel 6

Kiirzung oder Ausschluss von Direktzahlungen

(I)  Werden die Grundanforderungen an die Betriebsfithrung
oder der gute landwirtschaftliche und 6kologische Zustand auf-
grund einer unmittelbar dem einzelnen Betriebsinhaber zuzu-
schreibenden Handlung oder Unterlassung nicht erfiillt, so wird
der Gesamtbetrag der in dem betreffenden Kalenderjahr nach
Anwendung der Artikel 10 und 11 zu gewihrenden Direktzah-
lungen gemaf$ Artikel 7 gekiirzt oder ausgeschlossen.

(2)  Die Kiirzungen oder Ausschliisse nach Absatz 1 werden
nur vorgenommen, wenn sich die Nichterfullung bezieht auf

a) eine landwirtschaftliche Tatigkeit oder

b) landwirtschaftliche Flichen des Betriebs einschlieflich still-
gelegter Parzellen.
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Artikel 7

Durchfithrungsbestimmungen zu Kiirzungen und
Ausschliissen

(1)  Durchfuhrungsbestimmungen zu den Kiirzungen und
Ausschliissen gemifs Artikel 6 werden nach dem in Artikel
144 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen. Dabei werden
Schwere, Ausmafl, Dauer und Hiufigkeit der Verstofle sowie
die Kriterien nach den Absitzen 2, 3 und 4 des vorliegenden
Artikels beriicksichtigt.

(2)  Bei Fahrldssigkeit betrdgt die Kiirzung hochstens 5 %, bei
wiederholten Verstofen hochstens 15 %.

(3)  Bei vorsitzlichen Verstoflen betrigt die Kiirzung grund-
sdtzlich nicht weniger als 20 % und kann bis zum vollstandigen
Ausschluss von einer oder mehreren Beihilferegelungen gehen
und fiir ein oder mehrere Kalenderjahre gelten.

(4)  Auf jeden Fall iibersteigt die Gesamthohe der Kiirzungen
und Ausschliisse in einem Kalenderjahr nicht den Gesamt-
betrag der Direktzahlungen im Sinne des Artikels 6 Absatz 1.

Artikel 8
Uberpriifung

Die Kommission unterbreitet spdtestens zum 31. Dezember
2007 einen Bericht iiber die Anwendung der Regelung fiir die
Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen und erforderlichen-
falls geeignete Vorschldge, insbesondere im Hinblick auf eine
Anderung der Liste der Grundanforderungen an die Betriebs-
fihrung in Anhang IIL.

Artikel 9

Betrige aus der Nichteinhaltung anderweitiger
Verpflichtungen

Die Betrdge, die sich aus der Anwendung dieses Kapitels erge-
ben, werden dem EAGFL, Abteilung Garantie, gutgeschrieben.
Die Mitgliedstaaten konnen 25 % dieser Betrdge einbehalten.

KAPITEL 2

MODULATION UND HAUSHALTSDISZIPLIN

Artikel 10

Modulation

(1) Alle in einem Mitgliedstaat einem Betriebsinhaber in
einem Kalenderjahr zu gewihrenden Direktzahlungen werden
jedes Jahr bis 2012 um folgende Prozentsitze gekiirzt:

— 2005: 3%

— 2006: 4 %,

— 2007: 5 %,
— 2008: 5 %,
— 2009: 5 %,
— 2010: 5 %,
— 2011: 5 %,
— 2012: 5 %.

(2)  Die Betrige, die sich aus der Anwendung der Kiirzungen
gemifl Absatz 1 nach Abzug der Gesamtbetrdge im Sinne des
Anhangs II ergeben, stehen als zusitzliche Gemeinschaftsfor-
derung fiir Manahmen im Rahmen der Programmplanung fir
die landliche Entwicklung zur Verfiigung, die nach der Verord-
nung (EG) Nr. 1257/1999 aus dem EAGFL, Abteilung Garantie,
finanziert werden.

(3)  Ein Betrag in Hohe von einem Prozentpunkt wird dem
Mitgliedstaat zugewiesen, in dem die betreffenden Einsparun-
gen erzielt wurden. Die restlichen Betrige werden den betref-
fenden Mitgliedstaaten nach dem in Artikel 144 Absatz 2
genannten Verfahren unter Zugrundelegung der folgenden Kri-
terien zugewiesen:

— landwirtschaftliche Fliche,
— Beschiftigung in der Landwirtschaft,
— Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in Kaufkraftparitat.

Jeder Mitgliedstaat erhilt jedoch mindestens 80 % des Gesamt-
betrags, der bei ihm durch die Modulation erwirtschaftet wur-

de.

(4) Lag in einem Mitgliedstaat im Zeitraum 2000 bis 2002
der Anteil der Roggenproduktion im Durchschnitt iiber 5 %
seiner gesamten Getreideproduktion und iiberstieg der Anteil
im selben Zeitraum 50 % der gesamten Roggenproduktion der
Gemeinschaft, so werden abweichend von Absatz 3 Unter-
absatz 2 dem betreffenden Mitgliedstaat bis einschlieflich 2013
mindestens 90 % der bei ihm erwirtschafteten Modulations-
ertrige wieder zugewiesen.

In diesem Fall werden unbeschadet der Moglichkeit gemifs
Artikel 69 mindestens 10 % des dem betreffenden Mitgliedstaat
zugewiesenen Betrags fiir Mafnahmen nach Absatz 2 des vor-
liegenden Artikels in den Roggen erzeugenden Regionen zur
Verfugung gestellt.

Im vorliegenden Absatz bezeichnet der Begriff ,Getreide” die in
Anhang IX aufgefithrten Getreidearten.

(5) Absatz 1 gilt nicht fir die Direktzahlungen, die den
Betriebsinhabern der franzosischen iiberseeischen Departe-
ments, der Azoren und Madeiras, der Kanarischen und der
Agiischen Inseln gewihrt werden.
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Artikel 11

Haushaltsdisziplin

(1)  Damit die derzeit in Teilrubrik la (Marktmafnahmen
und Direktbeihilfen) eingestellten Betrdge zur Finanzierung der
Gemeinsamen Agrarpolitik die in dem Beschluss der am 18.
November 2002 im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen
der Mitgliedstaaten betreffend die Schlussfolgerungen der
Tagung des Europdischen Rates (Briissel) vom 24. und 25.
Oktober 2002 festgesetzten jihrlichen Obergrenzen nicht tiber-
steigen, wird ab dem Haushaltsplan 2007 eine Anpassung der
Direktbeihilfen vorgenommen, wenn die Prognosen erkennen
lassen, dass die Betrige der Teilrubrik la unter Beriicksichti-
gung einer Marge von 300 Millionen EUR unterhalb der vor-
gesehenen Betrige und vor Anwendung der Modulation nach
Artikel 10 Absatz 2 in einem Haushaltsjahr tiberschritten wer-
den. Dies gilt unbeschadet der Finanziellen Vorausschau fir
2007-2013.

(2)  Der Rat nimmt diese Anpassungen auf der Grundlage
eines Vorschlags, den die Kommission spitestens am 31. Mirz
des Kalenderjahres vorlegt, fiir das die Anpassungen nach
Absatz 1 gelten, spitestens bis zum 30. Juni des Kalenderjahres
vor, fiir das die Anpassungen gelten.

Artikel 12

Zusitzlicher Beihilfebetrag

(1)  Betriebsinhaber, die Direktzahlungen im Rahmen dieser
Verordnung beziehen, erhalten einen zusitzlichen Beihilfe-
betrag.

Fiir die ersten Direktzahlungen von 5000 EUR oder weniger
entspricht der zusitzliche Beihilfebetrag dem Ergebnis der
Anwendung des Kiirzungssatzes nach Artikel 10 fir das betref-
fende Kalenderjahr.

(2)  Der Gesamtbetrag der in einem Mitgliedstaat gewahrten
zusétzlichen Beihilfebetrige darf die in Anhang II festgesetzten
nationalen Obergrenzen pro Kalenderjahr nicht iibersteigen.
Erforderlichenfalls wird der zusitzliche Beihilfebetrag von den
Mitgliedstaaten um einen linearen Prozentsatz angepasst, um
die in Anhang II festgesetzten Obergrenzen einzuhalten.

(3)  Auf den zusitzlichen Beihilfebetrag werden keine Kiir-
zungen im Sinne des Artikels 10 angewandt.

(4)  Ab dem Haushaltsplan 2007 iiberpriift die Kommission
nach dem in Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfahren die in
Anhang II festgesetzten Obergrenzen, um dem strukturellen
Wandel der Betriebe Rechnung zu tragen.

KAPITEL 3

LANDWIRTSCHAFTLICHE BETRIEBSBERATUNG

Artikel 13

Errichtung des Systems

(1)  Die Mitgliedstaaten richten bis zum 1. Januar 2007 ein
System zur Beratung der Betriebsinhaber in Fragen der Boden-

bewirtschaftung und Betriebsfihrung (im Folgenden ,landwirt-
schaftliche Betriebsberatung” genannt) ein, die von einer oder
mehreren dazu benannten Behorden oder von privaten Stellen
durchgefithrt wird.

(2)  Die Beratungstitigkeit umfasst mindestens die Grundan-
forderungen an die Betriebsfilhrung und die Erhaltung in
gutem landwirtschaftlichen und okologischen Zustand nach
Kapitel 1.

Artikel 14

Teilnahmebedingungen

(1)  Betriebsinhaber konnen auf freiwilliger Basis an der land-
wirtschaftlichen Betriebsberatung teilnehmen.

(2) Die Mitgliedstaaten geben denjenigen Betriebsinhabern
Vorrang, die Direktzahlungen von iber 15 000 EUR pro Jahr
beziehen.

Artikel 15

Aufgaben zugelassener privater Beratungsstellen und
benannter Beratungsbehorden

Unbeschadet nationaler Rechtsvorschriften iiber den Zugang
der Offentlichkeit zu Dokumenten sorgen die Mitgliedstaaten
dafiir, dass die privaten Stellen und benannten Behorden
gemifl Artikel 13 keine personlichen oder betrieblichen Infor-
mationen und Daten, die sie bei der Beratungstitigkeit erhalten,
an andere Personen als den Leiter des betreffenden Betriebs
weitergeben, ausgenommen im Fall von bei der Beratungstitig-
keit festgestellten UnregelmaRigkeiten oder VerstofSen, die einer
behordlichen Meldepflicht nach Gemeinschafts- oder nationa-
lem Recht unterliegen, insbesondere bei strafrechtlichen Ver-
gehen.

Artikel 16
Uberpriifung

Die Kommission unterbreitet spdtestens zum 31. Dezember
2010 einen Bericht iiber die Anwendung der landwirtschaftli-
chen Betriebsberatung und erforderlichenfalls geeignete Vor-
schlige zur Uberfiihrung des Systems in eine verbindliche
Regelung.

KAPITEL 4

INTEGRIERTES VERWALTUNGS- UND KONTROLLSYSTEM

Artikel 17

Anwendungsbereich

Jeder Mitgliedstaat richtet ein integriertes Verwaltungs- und
Kontrollsystem (im Folgenden ,integriertes System“ genannt)
ein.
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Das integrierte System gilt fir die Stiitzungsregelungen nach
Titel I und IV der vorliegenden Verordnung und Artikel 2a
der Verordnung (EG) Nr. 1259/1999.

Es gilt, soweit angebracht, auch fir die Verwaltung und Kon-
trolle der Bestimmungen der Kapitel 1, 2 und 3.

Artikel 18

Bestandteile des integrierten Systems
(1)  Das integrierte System umfasst
a) eine elektronische Datenbank,

b) ein System zur Identifizierung landwirtschaftlicher Parzel-
len,

¢) ein System zur Identifizierung und Registrierung von Zah-
lungsanspriichen gemafs Artikel 21,

d) die Beihilfeantrige,
e) ein integriertes Kontrollsystem,

f) ein einheitliches System zur Erfassung jedes Betriebsinha-
bers, der einen Beihilfeantrag stellt.

(2)  Im Falle der Anwendung der Artikel 67 bis 71 umfasst
das integrierte  System ein gemdf der Richtlinie
92/102/EWG (") und der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 (%)
eingerichtetes System zur Kennzeichnung und Registrierung
von Tieren.

Artikel 19

Elektronische Datenbank

(1) In die elektronische Datenbank werden fiir jeden land-
wirtschaftlichen Betrieb die Daten aus den Beihilfeantrdgen ein-
gespeichert.

Diese Datenbank ermaoglicht insbesondere iiber die zustindige
Behorde des betreffenden Mitgliedstaats den direkten und sofor-
tigen Abruf der Daten der Kalender- und/oder Wirtschaftsjahre
ab dem Jahre 2000.

(2)  Die Mitgliedstaaten konnen dezentrale Datenbanken ein-
richten, sofern diese sowie die Verwaltungsverfahren fir die
Datenerfassung und -speicherung im ganzen Hoheitsgebiet des
Mitgliedstaats einheitlich und im Hinblick auf einen Kontroll-
abgleich untereinander kompatibel sind.

Artikel 20

System zur Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen

Das System zur Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen
stiitzt sich auf Katasterpline und -unterlagen oder anderes Kar-

(") ABL L 355 vom 15.12.1992, S. 32. Geidndert durch die Beitrittsakte
von 1994.
() ABL L 204 vom 11.8.2000, S. 1.

tenmaterial. Dazu werden computergestiitzte geografische
Informationssystemtechniken eingesetzt, vorzugsweise ein-
schlieBlich Luft- und Satellitenorthobildern mit homogenem
Standard, der mindestens eine dem Maf8stab 1:10 000 entspre-
chende Genauigkeit gewihrleistet.

Artikel 21

System zur Identifizierung und Registrierung von
Zahlungsanspriichen

(I) Das System zur Identifizierung und Registrierung von
Zahlungsanspriichen muss die Uberpriifung der Anspriiche
und einen Kontrollabgleich mit den Beihilfeantrigen und dem
Identifizierungssystem fiir landwirtschaftliche Parzellen ermaog-
lichen.

(2)  Das System ermdglicht tiber die zustindige Behorde des
Mitgliedstaats den direkten und sofortigen Abruf der Daten
mindestens der drei letzten aufeinander folgenden Kalender-
und/oder Wirtschaftsjahre.

Artikel 22

Beihilfeantrige

(1)  Soweit anwendbar muss jeder Betriebsinhaber fiir die
unter das integrierte System fallenden Direktzahlungen jedes
Jahr einen Antrag mit gegebenenfalls folgenden Angaben ein-
reichen:

— alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs,
— Anzahl und Hohe der Zahlungsanspriiche,

— alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von
dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind.

(2)  Ein Mitgliedstaat kann beschliefen, dass in dem Beihilfe-
antrag lediglich die Anderungen gegeniiber dem fiir das Vor-
jahr eingereichten Beihilfeantrag auszuweisen sind. Der Mit-
gliedstaat gibt vorgedruckte Formulare auf Basis der im voran-
gegangenen Kalenderjahr ermittelten Flichen und kartogra-
fischen Unterlagen mit Angabe ihrer Lage aus.

(3)  Ein Mitgliedstaat kann beschlieen, dass ein einziger Bei-
hilfeantrag mehrere oder alle in Anhang I aufgefithrten oder
sonstige Stiitzungsregelungen umfasst.

Artikel 23

Uberpriifung der Beihilfevoraussetzungen

(1) Die Mitgliedstaaten iiberpriifen die Beihilfeantrige ein-
schlieflich der beihilfefihigen Flichen und der entsprechenden
Zahlungsanspriiche im Wege der Verwaltungskontrolle.
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(2)  Die Verwaltungskontrollen werden durch ein System der
Vor-Ort-Kontrolle zur Uberpriifung der Beihilfefihigkeit
erganzt. Dazu stellen die Mitgliedstaaten einen Stichprobenplan
fur die landwirtschaftlichen Betriebe auf.

Die Mitgliedstaaten konnen die Vor-Ort-Kontrolle der landwirt-
schaftlichen Parzellen mittels Fernerkundung durchfiihren.

(3)  Jeder Mitgliedstaat benennt eine Behorde, die fiir die
Koordinierung der in diesem Kapitel vorgesehenen Kontrollen
verantwortlich ist.

Beauftragt ein Mitgliedstaat spezialisierte Agenturen oder
Unternehmen mit einem Teil der nach diesem Kapitel durch-
zufithrenden Aufgaben, so behilt die benannte Behorde die Lei-
tung und Verantwortung iiber diese Arbeit.

Artikel 24

Kiirzungen und Ausschliisse

(1)  Wird festgestellt, dass ein Betriebsinhaber die Vorausset-
zungen fiir die Gewdhrung der Beihilfen nach der vorliegenden
Verordnung oder nach Artikel 2a der Verordnung (EG) Nr.
1259/1999 nicht erfiillt, so werden unbeschadet der Kiirzungen
und Ausschlisse nach Artikel 6 auf die gewidhrte oder zu
gewihrende Zahlung bzw. auf den Teil der Zahlung, bei dem
die Beihilfevoraussetzungen erfiillt wurden, nach dem in Arti-
kel 144 Absatz 2 der vorliegenden Verordnung genannten Ver-
fahren festgelegte Kiirzungen oder Ausschliisse angewandt.

(2)  Die Kiirzung wird je nach Schwere, Umfang, Dauer und
Hiufigkeit des Verstofles abgestuft und kann bis zum vollstin-
digen Ausschluss von einer oder mehreren Beihilferegelungen
fur ein oder mehrere Kalenderjahre gehen.

Artikel 25

Kontrolle der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen

(1) Die Mitgliedstaaten iiberpriifen durch Vor-Ort-Kontrol-
len, ob die Betriebsinhaber ihren Verpflichtungen nach Kapitel
1 nachkommen.

(2) Die Mitgliedstaaten konnen ihre vorhandenen Verwal-
tungs- und Kontrollsysteme heranziehen, um die Erfillung der
Grundanforderungen an die Betriebsfithrung und die Erhaltung
der Flichen in gutem landwirtschaftlichen und 6kologischen
Zustand nach Kapitel 1 sicherzustellen.

Diese Systeme, insbesondere das System zur Kennzeichnung
und Registrierung von Tieren nach der Richtlinie 92/102[EWG
und der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000, miissen im Sinne
von Artikel 26 der vorliegenden Verordnung mit dem inte-
grierten System kompatibel sein.

Artikel 26
Kompatibilitit

Bei der Anwendung der Stiitzungsregelungen nach Anhang V
stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die angewandten Verwal-
tungs- und Kontrollverfahren mit dem integrierten System
kompatibel sind im Hinblick auf

a) die elektronische Datenbank,

b) das System zur Identifizierung landwirtschaftlicher Parzel-
len,

¢) die Verwaltungskontrollen.

Dazu miissen die betreffenden Systeme so beschaffen sein, dass
eine gemeinsame Anwendung oder der Austausch von Daten
ohne Probleme oder Konflikte moglich ist.

Die Mitgliedstaaten konnen bei der Anwendung von in
Anhang V nicht aufgefiithrten gemeinschaftlichen oder nationa-
len Stiitzungsregelungen einen oder mehrere Bestandteile des
integrierten Systems in ihre Verwaltungs- und Kontrollverfah-
ren einbeziehen.

Artikel 27

Information und Kontrolle

(1) Die Kommission wird regelmifSig iiber die Anwendung
des integrierten Systems unterrichtet.

Sie sorgt fur den diesbeziiglichen Meinungsaustausch mit den
Mitgliedstaaten.

(2)  Nach rechtzeitiger Unterrichtung der betroffenen zustin-
digen Behorden konnen entsprechend befugte Vertreter der
Kommission

— Priifungen oder Kontrollen in Bezug auf die Maflnahmen
vornehmen, die zur Einrichtung und Durchfihrung des
integrierten Systems getroffen wurden;

— Kontrollen bei den in Artikel 23 Absatz 3 genannten spe-
zialisierten Agenturen und Unternehmen durchfiihren.

An den Kontrollen konnen Bedienstete des betreffenden Mit-
gliedstaats teilnehmen. Die genannten Kontrollbefugnisse lassen
die Anwendung nationaler Rechtsvorschriften unberiihrt, nach
denen bestimmte Amtshandlungen Bediensteten vorbehalten
sind, die nach nationalen Rechtsvorschriften hierzu eigens
befugt sind. Insbesondere nehmen die befugten Vertreter der
Kommission nicht an Durchsuchungen oder an der Verneh-
mung von Verdidchtigen nach dem nationalen Recht des Mit-
gliedstaats teil. Sie haben jedoch Zugang zu den dabei gewon-
nenen Erkenntnissen.
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(3)  Unbeschadet der Verantwortlichkeit der Mitgliedstaaten
fur die Einrichtung und Anwendung des integrierten Systems
kann die Kommission spezialisierte Stellen oder Fachleute
heranziehen, um die Einfithrung, Uberwachung und Nutzung
des integrierten Systems zu erleichtern und insbesondere den
zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten auf deren Wunsch
fachlichen Rat zu erteilen.

KAPITEL 5

SONSTIGE ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 28

Zahlungen

(1)  Soweit in dieser Verordnung nichts anderes geregelt ist,
werden die Zahlungen im Rahmen der in Anhang I aufgefiihr-
ten Stiitzungsregelungen in voller Hohe an die Endempfinger
getatigt.

(2)  Die Zahlungen erfolgen einmal jéhrlich zwischen dem 1.
Dezember und dem 30. Juni des jeweils folgenden Kalenderjah-
res.

Jedoch wird der zusitzliche Beihilfebetrag nach Artikel 12 spa-
testens am 30. September des auf das betreffende Kalenderjahr
folgenden Kalenderjahrs gezahlt.

(3)  Abweichend von Absatz 2 des vorliegenden Artikels
kann die Kommission nach dem in Artikel 144 Absatz 2
genannten Verfahren

a) die Frist fiir die Ausfihrung der Zahlungen nach Artikel 5
Absatz 1 der Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates vom
22. September 1966 iiber die Errichtung einer gemein-
samen Marktorganisation fiir Fette (!) verlingern;

b) Vorschiisse vorsehen;

¢) die Mitgliedstaaten ermichtigen, in Regionen, in denen die
Betriebsinhaber sich aufgrund aufergewohnlicher Um-
stande in ernsten finanziellen Schwierigkeiten befinden, fol-
gende Vorschiisse zu zahlen:

(") ABL 172 vom 30.9.1966, S. 3025/66. Zuletzt gedndert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1513/2001 (ABL L 201 vom 26.7.2001, S. 4).

— bis zu 50 % der Zahlungen
oder

— bis zu 80 % der Zahlungen, falls Vorschiisse bereits vor-
gesehen wurden.

Artikel 29

Beschrinkung der Zahlungen

Unbeschadet besonderer Bestimmungen in einzelnen Stiit-
zungsregelungen erhalten Betriebsinhaber keine Zahlungen,
wenn feststeht, dass sie die Voraussetzungen fiir den Erhalt sol-
cher Zahlungen kiinstlich geschaffen haben, um einen den Zie-
len der betreffenden Stiitzungsregelung zuwiderlaufenden Vor-
teil zu erwirken.

Artikel 30
Uberpriifung

Die Anwendung der in Anhang I aufgefithrten Stiitzungs-
regelungen erfolgt unbeschadet einer jederzeit moglichen Uber-
prifung aufgrund der Marktentwicklungen und der Haushalts-
lage.

Artikel 31

Bewertung

Um ihre Wirksamkeit abzuschitzen werden die Zahlungen im
Rahmen der in Anhang I aufgefithrten Stiitzungsregelungen
einer Bewertung unterzogen, mit der ihre Auswirkungen im
Hinblick auf ihre Zielsetzungen eingeschitzt und ihre Auswir-
kungen auf die jeweiligen Markte analysiert werden konnen.

Artikel 32

Interventionen nach der Verordnung (EG) Nr. 1258/1999

Die in Anhang I aufgefihrten Stitzungsregelungen gelten als
Jnterventionen“ im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 Buchstabe b)
und des Artikels 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1258/1999.
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TITEL III

REGELUNG DER EINHEITLICHEN BETRIEBSPRAMIE (,BETRIEBSPRAMIENREGELUNG*)

KAPITEL 1

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 33

Beihilfevoraussetzungen

(1)  Betriebsinhaber konnen die Betriebsprimienregelung in
Anspruch nehmen, wenn

a) ihnen im Bezugszeitraum nach Artikel 38 im Rahmen von
mindestens einer der Direktzahlungen gemiff Anhang VI
eine Zahlung gewihrt wurde oder

b) sie den Betrieb oder einen Teil des Betriebs durch Ver-
erbung oder durch vorweggenommene Erbfolge von einem
Betriebsinhaber erhalten haben, der die Bedingungen nach
Buchstabe a) erfiillte, oder

) sie einen Zahlungsanspruch aus der nationalen Reserve
oder durch Ubertragung erhalten haben.

(2)  Andert der Betriebsinhaber, dem im Bezugszeitraum eine
Direktzahlung gewihrt worden ist, in diesem Zeitraum oder
spitestens am 31. Dezember des Jahres, das dem Jahr der
Anwendung der Betriebspramienregelung vorausgeht, seinen
Rechtsstatus oder seine Bezeichnung, so hat er unter denselben
Bedingungen wie der urspriingliche Betriebsinhaber Zugang zu
dieser Regelung.

(3) Im Falle von Zusammenschliissen wihrend des Bezugs-
zeitraums oder spitestens am 31. Dezember des Jahres, das
dem Jahr der Anwendung der Betriebsprimienregelung voraus-
geht, hat der Betriebsinhaber des neuen Betriebs unter densel-
ben Bedingungen wie die Betriebsinhaber der urspriinglichen
Betriebe Zugang zu dieser Regelung.

Im Falle von Aufteilungen wihrend des Bezugszeitraums oder
spatestens am 31. Dezember des Jahres, das dem Jahr der
Anwendung der Betriebspramienregelung vorausgeht, haben
die Betriebsinhaber der Betriebe unter denselben Bedingungen
wie der Betriebsinhaber des urspriinglichen Betriebs anteil-
mifig Zugang zu dieser Regelung.

Artikel 34

Antrige

(1)  Im ersten Jahr der Anwendung der Betriebspramienrege-
lung senden die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten den
in Artikel 33 Absatz 1 Buchstabe a) genannten Betriebsinha-
bern ein Antragsformular zu, mit folgenden Angaben:

a) der Betrag nach Kapitel 2 (im Folgenden ,Referenzbetrag*
genannt),

b) die Hektarzahl der Flichen nach Artikel 43,

¢) Zahl und Wert der Zahlungsanspriiche nach Kapitel 3.

(2)  Die Betriebsinhaber beantragen die einheitliche Betriebs-
primie bis zu einem Zeitpunkt, den die Mitgliedstaaten fest-
legen, der aber nicht nach dem 15. Mai liegen darf.

Die Kommission kann jedoch nach dem in Artikel 144 Absatz
2 genannten Verfahren eine Verschiebung des Termins des 15.
Mai fir Gebiete zulassen, in denen aufergewohnliche Witte-
rungsverhiltnisse die Einhaltung der normalen Termine nicht
gestatten.

(3)  Aufer in Fillen hoherer Gewalt oder auflergewohnlichen
Umstinden im Sinne des Artikels 40 Absatz 4 werden den in
Artikel 33 Absatz 1 Buchstaben a) und b) genannten Betriebs-
inhabern und den Betriebsinhabern, die Zahlungsanspriiche
aus der nationalen Reserve erhalten, keine Zahlungsanspriiche
gewidhrt, wenn sie die einheitliche Betriebspramie nicht bis
zum 15. Mai des ersten Jahres der Anwendung der Betriebspri-
mienregelung beantragen.

Die diesen nicht zugewiesenen Zahlungsanspriichen entspre-
chenden Betrige flieen in die nationale Reserve gemafl Artikel
42 zuriick und kénnen bis zu einem von dem betreffenden
Mitgliedstaat festzulegenden Zeitpunkt, jedoch spitestens bis
15. August des ersten Jahres der Anwendung der Betriebspri-
mienregelung, erneut zugewiesen werden.

Artikel 35

Doppelbeantragungen

Fiir die beihilfefdhige Hektarfliche gemaf Artikel 44 Absatz 2,
fur die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspri-
mie gestellt wurde, kann ein Antrag auf alle anderen Direktzah-
lungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallen-
den Beihilfen gestellt werden, sofern nichts anderes geregelt ist.

Artikel 36

Zahlungen

(1)  Die Beihilfen im Rahmen der Betriebspramienregelung
werden auf der Grundlage der Zahlungsanspriiche nach Kapitel
3 fur eine entsprechende Hektarzahl beihilfefihiger Flichen im
Sinne des Artikels 44 Absatz 2 gezahlt.
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(2)  Die Mitgliedstaaten konnen beschlieen, die Betriebspra-
mienregelung mit Zahlungen im Rahmen anderer Stiitzungs-
regelungen zu kombinieren.

KAPITEL 2

BESTIMMUNG DES BEIHILFEBETRAGS

Artikel 37

Berechnung des Referenzbetrags

(1)  Der Referenzbetrag entspricht dem Dreijahresdurch-
schnitt der Gesamtbetrdge der Zahlungen, die ein Betriebsinha-
ber im Rahmen der Stiitzungsregelungen nach Anhang VI in
jedem Kalenderjahr des Bezugszeitraums nach Artikel 38 bezo-
gen hat und der gemdfl Anhang VII berechnet und angepasst
wurde.

(2)  Abweichend von Absatz 1 wird, wenn ein Betriebsinha-
ber im Bezugszeitraum eine landwirtschaftliche Tatigkeit auf-
nimmt, der Durchschnitt der Beihilfen zugrunde gelegt, die
ihm in dem Kalenderjahr oder den Kalenderjahren, in dem
bzw. denen er die landwirtschaftliche Titigkeit ausgeiibt hat,
gewidhrt wurden.

Artikel 38

Bezugszeitraum

Der Bezugszeitraum umfasst die Kalenderjahre 2000, 2001
und 2002.

Artikel 39

Modulation und Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen
nach der Verordnung (EG) Nr. 1259/1999

Im Fall der Anwendung der Artikel 3 und 4 der Verordnung
(EG) Nr. 1259/1999 wihrend des Bezugszeitraums verstehen
sich die Referenzbetrage in Anhang VII der vorliegenden Ver-
ordnung als die Betrdge, die vor Anwendung der genannten
Artikel gewahrt worden wiren.

Artikel 40

Hirtefille

(1)  Abweichend von Artikel 37 kann ein Betriebsinhaber,
dessen Produktion im Bezugszeitraum durch vor diesem Zeit-
raum oder wihrend dieses Zeitraums eingetretene Fille hoherer
Gewalt oder aufergewohnliche Umstinde beeintrichtigt wurde,
beantragen, dass der Referenzbetrag auf der Basis des/der durch
die hohere Gewalt oder die auflergewohnlichen Umstinde nicht
betroffenen Kalenderjahre(s) des Bezugszeitraums berechnet
wird.

(2)  War der gesamte Bezugszeitraum durch die Fille hoherer
Gewalt oder die auflergewohnlichen Umstinde betroffen, so
wird der Referenzbetrag von den Mitgliedstaaten auf der Basis
des Zeitraums 1997 bis 1999 berechnet. In diesem Fall gilt
Absatz 1 entsprechend.

(3)  Fille hoherer Gewalt oder aufergewohnliche Umstinde
sind vom Betriebsinhaber der zustindigen Behorde mit den
von ihr anerkannten Nachweisen innerhalb der vom betreffen-
den Mitgliedstaat festgelegten Frist schriftlich mitzuteilen.

(4)  Als hohere Gewalt oder auBergewohnliche Umstinde
werden von der zustindigen Behorde unter anderem aner-
kannt:

a) Tod des Betriebsinhabers,
b) linger andauernde Berufsunfahigkeit des Betriebsinhabers,

¢) eine schwere Naturkatastrophe, die die landwirtschaftliche
Flache des Betriebs erheblich in Mitleidenschaft zieht,

d) unfallbedingte Zerstérung von Stallgebduden des Betriebs,

e) Seuchenbefall des ganzen oder eines Teils des Tierbestands
des Betriebsinhabers.

(5) Die Absidtze 1, 2 und 3 des vorliegenden Artikels gelten
entsprechend fiir Betriebsinhaber, die wihrend des Bezugszeit-
raums Verpflichtungen beziiglich der Agrarumweltmaflnahmen
im Sinne der Verordnungen (EWG) Nr. 2078/92 (') und (EG)
Nr. 12571999 unterlagen.

In den Fillen, in denen sich die Verpflichtungen sowohl auf
den Bezugszeitraum als auch auf den Zeitraum nach Absatz 2
erstrecken, legen die Mitgliedstaaten einen Referenzbetrag nach
objektiven Kriterien unter Gewihrleistung der Gleichbehand-
lung der Betriebsinhaber und unter Vermeidung von Markt-
und Wettbewerbsverzerrungen gemifs den Durchfithrungsvor-
schriften, die von der Kommission nach dem in Artikel 144
Absatz 2 genannten Verfahren erlassen werden, fest.

Artikel 41

Obergrenze

(1)  Fir jeden Mitgliedstaat darf die Summe der Referenz-
betriage die jeweilige nationale Obergrenze nach Anhang VIII
nicht tiberschreiten.

(2)  Zur Einhaltung der Obergrenze nehmen die Mitgliedstaa-
ten gegebenenfalls eine lineare prozentuale Kiirzung der Refe-
renzbetrige vor.

() ABL L 215 vom 30.7.1992, S. 85. Aufgehoben durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1257/1999 (ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 80).
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Artikel 42

Nationale Reserve

(1) Zur Bildung einer nationalen Reserve nehmen die Mit-
gliedstaaten — nach einer etwaigen Kiirzung gemif§ Artikel 41
Absatz 2 — ecine lineare prozentuale Kiirzung der Referenz-
betrige vor. Diese Kiirzung darf nicht mehr als 3 % betragen.

(2)  Die nationale Reserve umfasst ferner die Differenz zwi-
schen der Obergrenze nach Anhang VII und der Summe der
Referenzbetrige, die den Betriebsinhabern im Rahmen der
Betriebspramienregelung nach der Kiirzung gemidfl Absatz 1
Satz 2 zugewiesen werden.

(3) Die Mitgliedstaaten konnen die nationale Reserve nach
objektiven Kriterien unter Gewihrleistung der Gleichbehand-
lung der Betriebsinhaber und unter Vermeidung von Markt-
und Wettbewerbsverzerrungen vorrangig zur Gewdhrung von
Referenzbetrigen an Betriebsinhaber, die nach dem 31. Dezem-
ber 2002 — oder im Jahr 2002, ohne jedoch Direktzahlungen
erhalten zu haben — eine landwirtschaftliche Titigkeit auf-
genommen haben, verwenden.

(4)  Die Mitgliedstaaten verwenden die nationale Reserve, um
nach objektiven Kriterien unter Gewihrleistung der Gleichbe-
handlung der Betriebsinhaber und unter Vermeidung von
Markt- und Wettbewerbsverzerrungen Referenzbetrige fur
Betriebsinhaber festzulegen, die sich in einer besonderen Lage
befinden, die von der Kommission nach dem in Artikel 144
Absatz 2 genannten Verfahren zu definieren ist.

(5) Die Mitgliedstaaten konnen die nationale Reserve ver-
wenden, um nach objektiven Kriterien unter Gewihrleistung
der Gleichbehandlung der Betriebsinhaber und unter Vermei-
dung von Markt- und Wettbewerbsverzerrungen Referenz-
betrdge fiir Betriebsinhaber in Gebieten festzulegen, die in
Umstrukturierungs- undf/oder Entwicklungsprogramme im
Zusammenhang mit bestimmten 6ffentlichen Mafnahmen ein-
gebunden sind, um die Aufgabe von Flichen zu vermeiden
und/oder spezielle Nachteile fiir Betriebsinhaber in diesen
Gebieten anzugleichen.

(6) In Anwendung der Absitze 3 bis 5 konnen die Mitglied-
staaten den Wert pro Einheit innerhalb der Obergrenze des
regionalen Durchschnitts des Werts der Anspriiche undfoder
die Zahl der Anspriche, die den Betriebsinhabern zugewiesen
werden, erhéhen.

(7) Die Mitgliedstaaten nehmen lineare Kiirzungen der
Anspriiche vor, wenn ihre nationale Reserve nicht ausreicht,
um die in den Absitzen 3 und 4 genannten Fille zu beriick-
sichtigen.

(8)  Aufer im Falle der Ubertragung durch Vererbung oder
vorweggenommene Erbfolge und abweichend von Artikel 46
werden die anhand der nationalen Reserve festgelegten Ansprii-
che fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren, der mit ihrer Zuwei-
sung beginnt, nicht tibertragen.

Abweichend von Artikel 45 Absatz 1 wird ein Anspruch, der
in keinem Jahr des Funfjahreszeitraums genutzt worden ist,
unmittelbar der nationalen Reserve zugeschlagen.

(9)  Werden der Betrieb oder ein Teil des Betriebs oder Pri-
mienanspriiche im Bezugszeitraum oder spdtestens am
29. September 2003 verkauft oder fiir mindestens sechs Jahre
verpachtet, so kann abweichend von den Artikeln 33 und 43
ein Teil der dem Verkdufer oder Verpichter zuzuweisenden
Anspriiche unter Bedingungen, die von der Kommission nach
dem in Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfahren festzulegen
sind, der nationalen Reserve zugeschlagen werden.

KAPITEL 3

ZAHLUNGSANSPRUCHE

Abschnitt 1

Flichenbezogene Zahlungsanspriiche

Artikel 43

Bestimmung der Zahlungsanspriiche

(1)  Unbeschadet des Artikels 48 erhilt ein Betriebsinhaber
einen Zahlungsanspruch je Hektar Fliche, der sich in der Weise
berechnet, dass der Referenzbetrag durch den Dreijahresdurch-
schnitt der Hektarzahl aller Flichen geteilt wird, fir die im
Bezugszeitraum ein Anspruch auf Direktzahlungen nach
Anhang VI bestand.

Die Gesamtzahl der Zahlungsanspriiche ist gleich der genann-
ten durchschnittlichen Hektarzahl.

In dem in Artikel 37 Absatz 2 genannten Fall ist jedoch die
Gesamtzahl der Zahlungsanspriiche gleich der durchschnitt-
lichen Hektarzahl desselben Zeitraums, die fir die Festlegung
der Referenzbetrige verwendet wird; auf diese Zahlungsansprii-
che findet Artikel 42 Absatz 6 Anwendung.

(2)  Die Hektarzahl nach Absatz 1 umfasst ferner

a) bei Beihilfen fiir Kartoffelstirke, Trockenfutter und Saatgut
im Sinne des Anhangs VII die Hektarzahl der Flichen, fir
deren Erzeugung im Bezugszeitraum eine Beihilfe gewahrt
wurde, berechnet nach Anhang VII Abschnitt B, D und F;

b) alle Futterflichen im Bezugszeitraum.
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(3)  Fir die Zwecke des Absatzes 2 Buchstabe b) des vorlie-
genden Artikels bedeutet ,Futterfliche die gemifl Artikel 5
der Verordnung (EG) Nr. 2419/2001 (*) wihrend des gesamten
Kalenderjahres fir die Tierhaltung zur Verfigung stehende
Betriebsflache einschlieflich gemeinsam genutzter Flichen und
Mischkulturflichen. Zur Futterfliche gehdren nicht

— Gebdude, Wilder, Teiche und Wege;

— FHichen, die fiir andere gemeinschaftsbeihilfefdhige Kultu-
ren, fiir Dauerkulturen oder Gartenbaukulturen genutzt
werden;

— Flichen, die im Rahmen der Stiitzungsregelung fiir
bestimmte landwirtschaftliche Kulturpflanzen erzeugende
Betriebsinhaber beihilfefihig sind, im Rahmen der Beihilfe-
regelung fiir Trockenfutter genutzt werden oder unter ein
nationales oder gemeinschaftliches Flachenstilllegungspro-
gramm fallen.

(4)  Die Zahlungsanspriiche pro Hektar werden nicht gein-
dert, sofern nichts anderes geregelt ist.

Artikel 44

Nutzung der Zahlungsanspriiche

(1)  Jeder Zahlungsanspruch gibt zusammen mit je einem
Hektar beihilfefihiger Fliche Anspruch auf Zahlung des mit
dem Zahlungsanspruch festgesetzten Betrags.

(2)  Eine ,beihilfefdhige Fliche* ist jede landwirtschaftliche
Fliche des Betriebs, die als Ackerland oder Dauergriinland
genutzt wird, ausgenommen die fiir Dauerkulturen, Walder
oder nicht landwirtschaftliche Tatigkeiten genutzten Flichen.

(3)  Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der bei-
hilfefahigen Fliche fur jeden Zahlungsanspruch entsprechen.
Aufler im Falle hoherer Gewalt oder auflergewohnlichen
Umstinden stehen diese Parzellen dem Betriebsinhaber fiir
einen Zeitraum von mindestens zehn Monaten zur Verfiigung,
beginnend an einem von den Mitgliedstaaten festzulegenden
Zeitpunkt, der jedoch nicht vor dem 1. September des Kalen-
derjahres liegt, das dem Jahr, in dem der Antrag auf Gewih-
rung der einheitlichen Betriebsprimie gestellt wurde, voraus-

geht.

(4) Die Mitgliedstaaten konnen unter ordnungsgemaif§
begriindeten Umstinden den Betriebsinhaber ermichtigen,
seine Anmeldung zu dndern, sofern er die seinen Zahlungs-

(") Verordnung (EG) Nr. 2419/2001 der Kommission vom 11. Dezem-
ber 2001 mit Durchfithrungsbestimmungen zum mit der Verord-
nung (EWG) Nr. 3508/92 des Rates eingefithrten integrierten Ver-
waltungs- und Kontrollsystem fiir bestimmte gemeinschaftliche Bei-
hilferegelungen (ABL L 327 vom 12.12.2001, S. 11). Gedndert durch
die Verordnung (EG) Nr. 2550/2001 der Kommission (ABL L 341
vom 22.12.2001, S. 105).

anspriichen und den Bedingungen fiir die Gewahrung der ein-
heitlichen Betriebspramie fiir die betreffende Fliche entspre-
chende Hektarzahl einhilt.

Artikel 45

Nicht genutzte Zahlungsanspriiche

(1)  Alle Zahlungsanspriiche, die wihrend drei aufeinander
folgenden Kalenderjahren nicht genutzt wurden, werden der
nationalen Reserve zugeschlagen.

(2)  Nicht genutzte Zahlungsanspriiche werden der nationa-
len Reserve jedoch in Fillen hoherer Gewalt oder aufSerge-
wohnlichen Umstinden im Sinne des Artikels 40 Absatz 4
nicht zugeschlagen.

Artikel 46

Ubertragung von Zahlungsanspriichen

(1)  Zahlungsanspriiche diirfen nur an andere Betriebsinha-
ber innerhalb desselben Mitgliedstaats iibertragen werden, aus-
genommen im Falle der Ubertragung durch Vererbung oder
vorweggenommene Erbfolge.

Im Fall der Ubertragung durch Vererbung oder vorweggenom-
mene Erbfolge diirfen Zahlungsanspriiche allerdings nur in
dem Mitgliedstaat genutzt werden, in dem sie entstanden sind.

Ein Mitgliedstaat kann beschliefen, dass Zahlungsanspriiche
nur innerhalb ein und derselben Region iibertragen oder
genutzt werden diirfen.

(2)  Zahlungsanspriiche koénnen durch Verkauf oder jede
andere endgiiltige Ubertragung mit oder ohne Flichen iibertra-
gen werden. Dagegen sind Verpachtung oder dhnliche Vor-
ginge nur zuldssig, wenn zusammen mit den Zahlungsansprii-
chen eine gleichwertige Hektarzahl beihilfefihiger Flichen
tibertragen wird.

Aufler im Fall hoherer Gewalt oder auflergewodhnlicher
Umstinde im Sinne des Artikels 40 Absatz 4 kann ein
Betriebsinhaber seine Zahlungsanspriiche ohne Flichen erst
tibertragen, wenn er mindestens 80 % dieser Anspriiche fiir die
Dauer von mindestens einem Kalenderjahr gemifl Artikel 44
genutzt hat oder nachdem er simtliche Zahlungsanspriiche, die
er im ersten Jahr der Anwendung der Betriebspramienregelung
nicht genutzt hat, freiwillig an die nationale Reserve abgetreten
hat.

(3)  Werden Zahlungsanspriiche mit oder ohne Fliche ver-
kauft, so konnen die Mitgliedstaaten unter Einhaltung der all-
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gemeinen Grundsitze des Gemeinschaftsrechts beschliefSen,
dass ein Teil der verkauften Zahlungsanspriiche auf die natio-
nale Reserve iibergehen oder dass ihr Wert pro Einheit nach
Kriterien, die von der Kommission nach dem in Artikel 144
Absatz 2 genannten Verfahren festzulegen sind, zugunsten der
nationalen Reserve vermindert wird.

Abschnitt 2

Zahlungsanspriiche, die besonderen
Bedingungen unterliegen

Artikel 47

Zahlungen, die Zahlungsanspriiche begriinden, die
besonderen Bedingungen unterliegen

(1)  Abweichend von den Artikeln 43 und 44 werden fol-
gende Zahlungen aus dem Bezugszeitraum nach Maflgabe des
Artikels 48 und des Anhangs VII Abschnitt C in die Berech-
nung des Referenzbetrags aufgenommen:

a) die Saisonentzerrungspramie nach Artikel 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 1254/1999;

b) die Schlachtprimie nach Artikel 11 der Verordnung (EG)
Nr. 1254/1999;

¢) die Sonderprimie fiir mannliche Rinder und die Mutter-
kuhpramie, wenn der Betriebsinhaber von den Besatzdich-
tevorschriften nach Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1254/1999 ausgenommen war und keine Extensi-
vierungsprimie nach Artikel 13 jener Verordnung bean-
tragt hat;

d) die Ergdnzungszahlungen nach Artikel 14 der Verordnung
(EG) Nr. 1254/1999, soweit sie zusitzlich zu den Beihilfen
nach den Buchstaben a), b) und c) des vorliegenden Absat-
zes gezahlt wurden;

e) die Beihilfen im Rahmen der Beihilferegelung fir Schafe
und Ziegen

— in den Kalenderjahren 2000 und 2001 nach Artikel 5
der Verordnung (EG) Nr. 2467/98 und Artikel 1 der
Verordnung (EWG) Nr. 1323/90 (1);

— im Kalenderjahr 2002 nach Artikel 4, Artikel 5 und
Artikel 11 Absatz 1 und Absatz 2 erster, zweiter und
vierter Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr.
2529/2001.

(") ABL L 132 vom 23.5.1990, S. 17. Aufgehoben durch die Verord-
nung (EG) Nr. 2529/2001 (ABL L 341 vom 22.12.2001, S. 3).

(2)  Abweichend von den Artikeln 33, 43 und 44 werden
die 2007 zu gewidhrenden Milchprdmien und Erginzungszah-
lungen nach den Artikeln 95 und 96 Abschnitt 2007 nach den
Modalititen der Artikel 48 bis 50 in die Betriebsprimienrege-
lung einbezogen.

Artikel 48

Bestimmung der Zahlungsanspriiche, die besonderen
Bedingungen unterliegen

Hat ein Betriebsinhaber im Bezugszeitraum Zahlungen nach
Artikel 47 ohne Flichen im Sinne des Artikels 43 bezogen
oder ergibt der Zahlungsanspruch pro Hektar einen Betrag von
iiber 5 000 EUR, so hat der Betriebsinhaber entsprechend ein
Recht auf Zahlungsanspriiche,

a) die gleich dem Referenzbetrag sind, der den ihm im drei-
jahrigen Durchschnittszeitraum gewahrten Direktzahlungen
entspricht, bzw.

b) fur jeden Betrag von 5000 EUR oder jeden Bruchteil des
Referenzbetrags, der den Direktzahlungen, die ihm in dem
drejjahrigen Durchschnittszeitraum gewdahrt wurden, ent-
spricht.

Artikel 49

Bedingungen

(1)  Sofern in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist,
finden die tibrigen Bestimmungen dieses Titels auf die Zah-
lungsanspriiche Anwendung, die besonderen Bedingungen
unterliegen.

(2)  Abweichend von Artikel 36 Absatz 1 und Artikel 44
Absatz 1 wird ein Betriebsinhaber, der Zahlungsanspriiche hat,
fur die er wihrend des Bezugszeitraums keine entsprechenden
Flachen hatte, von dem Mitgliedstaat ermachtigt, von der Ver-
pflichtung abzuweichen, eine Hektaranzahl beihilfefahiger Fla-
chen, die der Anzahl der Anspriiche entspricht, nachzuweisen,
sofern er mindestens 50 % der wihrend des Bezugszeitraums
ausgeiibten landwirtschaftlichen Tatigkeit, ausgedriickt in Grof3-
vieheinheiten (GVE), beibehilt.

Bei einer Ubertragung der Zahlungsanspriiche kann der Emp-
finger diese Ausnahmeregelung nur dann in Anspruch neh-
men, wenn alle der Ausnahmeregelung unterliegenden Zah-
lungsanspriiche iibertragen werden.

(3) Die gemill Artikel 48 festgelegten Zahlungsanspriiche
werden nicht gedndert.
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Artikel 50

Milchprimie und Erginzungszahlungen

(1)  Unbeschadet des Artikels 48 erhilt ein Betriebsinhaber
abweichend von den Artikeln 37 und 43 fir jeden Anspruch
einen Zusatzbetrag, der sich errechnet, indem die ihm 2007
nach den Artikeln 95 und 96 zu gewahrenden Betrige durch
die Anzahl der Anspriiche, die thm im Jahr 2007 zustehen,
geteilt werden; ausgenommen sind Anspriiche bei Flichenstill-
legung.

Fir jeden Zahlungsanspruch, der ihm 2007 zusteht, wird der
Wert pro Einheit um diesen Zusatzbetrag erhoht.

(2)  Hat der Betriebsinhaber keine Anspriiche, so gelten die
Artikel 48 und 49 entsprechend. In diesem Fall bezeichnet der
Ausdruck ,Flichen fir die Anwendung des Artikels 48 die Fla-
chen, die der Betriebsinhaber im Jahr 2007 hat.

KAPITEL 4

FLACHENNUTZUNG IM RAHMEN DER
BETRIEBSPRAMIENREGELUNG

Abschnitt 1

Flichennutzung

Artikel 51

Landwirtschaftliche Nutzung der Flichen

Die Betriebsinhaber diirfen die nach Artikel 44 Absatz 3 ange-
meldeten Parzellen fiir jede landwirtschaftliche Tatigkeit nut-
zen, aufer fiir Dauerkulturen und fiir die Produktion der
Erzeugnisse im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 2200/96 des Rates vom 28. Oktober 1996 iiber die
gemeinsame Marktorganisation fiir Obst und Gemiise (}) und
im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
2201/96 des Rates vom 28. Oktober 1996 iiber die gemein-
same Marktorganisation fiir Verarbeitungserzeugnisse aus Obst
und Gemiise (%) sowie von anderen Kartoffeln als den Kartof-
feln, die fur die Herstellung von Kartoffelstirke bestimmt sind,
fur die die Bethilfe gemdfl Artikel 93 der vorliegenden Verord-
nung gewahrt wird.

Artikel 52

Hanferzeugung

(1)  Beim Anbau von Hanf des KN-Codes 5302 10 00 darf
der Tetrahydrocannabinolgehalt der verwendeten Sorten nicht

(") ABL L 297 vom 21.11.1996, S. 1. Zuletzt geindert durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 47/2003 der Kommission (ABL L 7 vom
11.1.2003, S. 64).

() ABL L 297 vom 21.11.1996, S. 29. Zuletzt gedndert durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 453/2002 der Kommission (ABlL. L 72 vom
14.3.2002, S. 9).

mehr als 0,2 % betragen und die Erzeugung muss Gegenstand
eines Vertrags oder einer Verpflichtung nach Artikel 2 Absatz
1 der Verordnung (EG) Nr. 1673/2000 sein. Die Mitgliedstaaten
sehen ein System zur Kontrolle des Tetrahydrocannabinol-
gehalts auf mindestens 30 % der Anbauflichen fir Faserhanf
vor, fur die ein Vertrag geschlossen oder eine Verpflichtung
eingegangen wurde. Fithrt jedoch ein Mitgliedstaat eine Rege-
lung der vorherigen Genehmigung eines solchen Anbaus ein,
so betrdgt der Mindestanteil 20 %.

(2)  Nach dem in Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfahren
wird die Gewidhrung von Zahlungen an die Verwendung zerti-
fizierten Saatguts bestimmter Sorten und die Meldung der
Anbauflichen fir Faserhanf gekniipft.

Abschnitt 2

Zahlungsanspriiche bei Flichenstilllegung

Artikel 53

Bestimmung der Zahlungsanspriiche bei Flichenstilllegung

(I)  War ein Betriebsinhaber gemafl Artikel 6 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1251/1999 im Bezugszeitraum zur Still-
legung eines Teils seiner Betriebsflichen verpflichtet, so wird
abweichend von den Artikeln 37 und 43 der vorliegenden Ver-
ordnung der Dreijahresdurchschnittsbetrag, der dem gemifS
Anhang VII berechneten und angepassten Zahlungsanspruch
aus der obligatorischen Flichenstilllegung und der Dreijahres-
durchschnittshektarzahl der obligatorisch stillgelegten Flichen
entspricht, bei der Festlegung der Zahlungsanspriiche gemif
Artikel 43 der vorliegenden Verordnung nicht beriicksichtigt.

(2)  Im Falle des Absatzes 1 erhilt der Betriebsinhaber einen
Zahlungsanspruch je Hektar (im Folgenden ,Zahlungsanspruch
bei Flichenstilllegung® genannt), der sich in der Weise errech-
net, dass der durchschnittliche Dreijahres-Flachenstilllegungs-
betrag durch die in Absatz 1 genannte Dreijahresdurchschnitts-
hektarzahl der stillgelegten Flachen geteilt wird.

Die Gesamtzahl der Zahlungsanspriiche bei Flichenstilllegung
ist gleich der durchschnittlichen Hektarzahl der obligatorisch
stillgelegten Flichen.

Artikel 54

Nutzung der Zahlungsanspriiche bei Flichenstilllegung

(1)  Jeder Zahlungsanspruch bei Flichenstilllegung fiir eine
fur einen solchen Zahlungsanspruch in Betracht kommende
Hektarfliche begriindet das Recht auf Zahlung des Betrags, der
mit dem Zahlungsanspruch bei Flichenstilllegung festgelegt
worden ist.
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(2)  Abweichend von Artikel 44 Absatz 2 bedeutet ,fiir einen
Zahlungsanspruch bei Flichenstilllegung in Betracht kom-
mende Hektarfliche* jede landwirtschaftliche Fliche des
Betriebs, die aus Ackerland besteht, mit Ausnahme von Fli-
chen, die zu dem Zeitpunkt, der fur die fiir 2003 gestellten
Beihilfenantrage ,Flichen“ vorgesehen ist, fiir Dauerkulturen,
Wilder oder nicht landwirtschaftliche Titigkeiten oder als Dau-
ergriinland genutzt wurden.

Jedoch kénnen aufgrund eines nach dem 28. Juni 1995 gestell-
ten Antrags die folgenden Flichen als stillgelegt gelten:

— gemdf den Artikeln 22 bis 24 der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 stillgelegte Flichen, die weder einer landwirt-
schaftlichen Nutzung zugefiihrt noch in anderer Weise, als
dies fir die tibrigen stillgelegten Flichen nach dieser Ver-
ordnung zulissig ist, gewinnbringend genutzt werden, oder

— Fldchen, die gemidfl Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 aufgeforstet wurden.

(3) Die Betriebsinhaber legen die fiir einen Zahlungs-
anspruch bei Flichenstilllegung in Betracht kommenden Hek-
tarflichen still.

(4)  Die stillgelegten Flachen miissen mindestens 0,1 ha grofs
und 10 m breit sein. Aus hinreichend begriindeten Umwelt-
schutzgriinden kénnen die Mitgliedstaaten Flichen mit einer
Mindestbreite von 5 Metern und einer und einer Mindestgrofe
von 0,05 ha akzeptieren.

(5) Die Mitgliedstaaten konnen unter Voraussetzungen, die
nach dem in Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfahren fest-
zulegen sind, von Absatz 2 Unterabsatz 1 des vorliegenden
Artikels abweichen, sofern sie durch entsprechende MafSnah-
men sicherstellen, dass sich die Gesamtfliche, die fiirr Zahlungs-
anspriiche bei Flichenstilllegung in Betracht kommt, nicht nen-
nenswert erhoht.

(6)  Abweichend von Artikel 36 Absatz 1 und Artikel 44
Absatz 1 werden Zahlungsanspriiche bei Flichenstilllegung vor
allen anderen Zahlungsanspriichen geltend gemacht.

(7)  Die Verpflichtung zur Flachenstilllegung findet auf {iber-
tragene Zahlungsanspriiche bei Flachenstilllegung weiterhin
Anwendung.

Artikel 55

Ausnahmen von der Stilllegungspflicht

Ein Betriebsinhaber ist von der Pflicht nach Artikel 54 aus-
genommen, wenn

a) seine gesamte betriebliche Produktion den Vorschriften der
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni

1991 iber den okologischen Landbau und die entspre-
chende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeug-
nisse und Lebensmittel (1) geniigt,

b) die stillgelegten Flichen fiir die Gewinnung von Rohstoffen
genutzt werden, mit denen in der Gemeinschaft Erzeug-
nisse hergestellt werden sollen, die nicht in erster Linie fur
Lebensmittel- oder Futtermittelzwecke bestimmt sind,
sofern eine wirksame Kontrolle gewéhrleistet ist.

Artikel 56

Nutzung der stillgelegten Flichen

(1)  Die stillgelegten Flachen sind in gutem landwirtschaftli-
chem und 6kologischem Zustand gemafl Artikel 5 zu erhalten.

Unbeschadet des Artikels 55 diirfen sie nicht fiir landwirt-
schaftliche Zwecke oder zum Pflanzenbau fiir gewerbliche
Zwecke genutzt werden.

(2) Die stillgelegten Flichen diirfen in den Fruchtwechsel
einbezogen werden.

(3)  Werden ausgehend von den mit den Betriebsinhabern
geschlossenen Vertrigen infolge des Anbaus von Olsaaten auf
Flichen, die gemifl Artikel 55 Buchstabe b) stillgelegt sind,
voraussichtlich — in Sojamehldquivalent ausgedriickt — jdhr-
lich iiber 1 Million Tonnen fiir Lebensmittel- oder Futtermittel-
zwecke bestimmte Nebenerzeugnisse erzeugt, so sind die
voraussichtlichen Einzelmengen gemif§ jedem Vertrag, die fur
Lebensmittel- oder Futtermittelzwecke verwendet werden kon-
nen, so zu verringern, dass die Menge von 1 Million Tonne
nicht tberschritten wird.

(4)  Die Mitgliedstaaten diirfen nationale Beihilfen von bis zu
50 % der Anfangskosten gewihren, die beim Anbau mehrjdh-
riger Pflanzen zur Biomassegewinnung auf stillgelegten Flichen
entstehen.

Artikel 57

Anwendung anderer Bestimmungen

Sofern in diesem Abschnitt nicht anderes bestimmt ist, finden
die tbrigen Bestimmungen dieses Titels auf die Zahlungs-
anspriiche bei Flichenstilllegung Anwendung.

(") ABL L 198 vom 22.7.1991, S. 1. Zuletzt gedndert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 806/2003 der Kommission (ABL L 122 vom
16.5.2003, S. 1).
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KAPITEL 5

REGIONALE UND FAKULTATIVE DURCHFUHRUNG

Abschnitt 1

Regionale Durchfithrung

Artikel 58

Zuteilung der Obergrenze gemifd Artikel 41 auf
regionaler Ebene

(1) Die Mitgliedstaaten konnen bis spitestens 1. August
2004 beschlieBen, die Betriebspramienregelung gemdff den
Kapiteln 1 bis 4 nach den Bestimmungen dieses Abschnitts auf
regionaler Ebene anzuwenden.

(2)  Die Mitgliedstaaten legen die Regionen nach objektiven
Kriterien fest.

Mitgliedstaaten mit einer beihilfefdhigen Fliche von weniger als
drei Millionen Hektar konnen als eine einzige Region angese-
hen werden.

(3)  Die Mitgliedstaaten teilen die Obergrenze gemafl Artikel
41 nach objektiven Kriterien auf die Regionen auf.

Artikel 59

Regionale Anwendung der Betriebsprimienregelung

(1) In hinreichend begriindeten Fillen konnen die Mitglied-
staaten den Gesamtbetrag der gemdfl Artikel 58 festgelegten
regionalen Obergrenze nach objektiven Kriterien ganz oder
teilweise auf alle Betriebsinhaber aufteilen, deren Betriebe in
der betreffenden Region gelegen sind, einschlieflich der
Betriebsinhaber, die das Beihilfekriterium gemafl Artikel 33
nicht erfiillen.

(2)  Wird der Gesamtbetrag der regionalen Obergrenze auf-
geteilt, so wird der Wert pro Einheit der den Betriebsinhabern
zustehenden Anspriiche berechnet, indem die gemifl Artikel
58 festgelegte regionale Obergrenze durch die auf regionaler
Ebene bestimmte beihilfefihige Hektarzahl im Sinne von Arti-
kel 44 Absatz 2 geteilt wird.

(3)  Wird der Gesamtbetrag der regionalen Obergrenze teil-
weise aufgeteilt, so wird der Wert pro Einheit der den Betriebs-
inhabern zustehenden Anspriiche berechnet, indem der ent-
sprechende Teil der gemidfl Artikel 58 festgelegten regionalen
Obergrenze durch die auf regionaler Ebene bestimmte beihilfe-
fahige Hektarzahl im Sinne von Artikel 44 Absatz 2 geteilt
wird.

Stehen dem Betriebsinhaber auch Anspriiche aus dem {ibrigen
Teil der regionalen Obergrenze zu, so wird der regionale Wert
pro Einheit jedes seiner Anspriiche mit Ausnahme von Zah-
lungsanspriichen bei Flichenstilllegungen um einen Betrag
erhoht, der dem Referenzbetrag, geteilt durch die Anzahl seiner
Anspriiche gemify Absatz 4, entspricht.

Die Artikel 48 und 49 gelten entsprechend.

(4)  Die Anzahl der Anspriiche je Betriebsinhaber entspricht
der Hektarzahl, die er gemdff Artikel 44 Absatz 2 im ersten
Jahr der Anwendung der Betriebspramienregelung angemeldet
hat, aufler im Fall hoherer Gewalt oder aufergewohnlicher
Umstinde im Sinne des Artikels 40 Absatz 4.

Artikel 60

Flichennutzung

(1)  Nutzt ein Mitgliedstaat die Moglichkeit nach Artikel 59,
so konnen die Betriebsinhaber abweichend von Artikel 51 nach
MafSgabe des vorliegenden Artikels auch die gemif8 Artikel 44
Absatz 3 angemeldeten Parzellen fiir die Produktion von
Erzeugnissen im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 2200/96 und des Artikels 1 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 2201/96 sowie von anderen Kartoffeln als den Kartof-
feln nutzen, die fir die Herstellung von Kartoffelstirke
bestimmt sind, fir die die Beihilfe gemafl Artikel 93 gewdhrt
wird; sie diirfen diese Parzellen jedoch nicht fiir Dauerkulturen
nutzen.

(2)  Der Mitgliedstaat legt die Hektarzahl fest, die gemif
Absatz 1 des vorliegenden Artikels genutzt werden kann,
indem er anhand objektiver Kriterien die durchschnittliche
Hektarzahl, die fir die Produktion der in Absatz 1 genannten
Erzeugnisse auf nationaler Ebene im Dreijahreszeitraum
2000-2002 genutzt wurde, auf die gemdf Artikel 58 Absatz 2
festgelegten Regionen aufteilt. Die durchschnittliche Hektarzahl
auf nationaler Ebene und die Hektarzahl auf regionaler Ebene
werden von der Kommission nach dem in Artikel 144 Absatz
2 genannten Verfahren auf der Grundlage der von dem Mit-
gliedstaat mitgeteilten Daten festgelegt.

(3) Im Rahmen der fiur die betreffende Region gemifs
Absatz 2 festgelegten Obergrenze wird einem Betriebsinhaber
gestattet, die Moglichkeit des Absatzes 1 wie folgt in Anspruch
zu nehmen:

a) innerhalb der Obergrenze der Hektarzahl, die er fur die
Produktion der in Absatz 1 genannten Erzeugnisse im Jahr
2003 genutzt hat;

b) im Falle der entsprechenden Anwendung von Artikel 40
und Artikel 42 Absatz 4 innerhalb der Obergrenze der
Hektarzahl, die nach objektiven Kriterien unter Gewihrleis-
tung der Gleichbehandlung der Betriebsinhaber und unter
Vermeidung von Markt- und Wettbewerbsverzerrungen
festzulegen ist.

(4) Innerhalb der Obergrenze der Hektarzahl, die nach
Anwendung des Absatzes 3 verbleibt, wird den Betriebsinha-
bern gestattet, die Erzeugnisse auf einer anderen Hektarfliche
als der Hektarfliche im Sinne des Absatzes 3 innerhalb der
Obergrenze einer Hektarzahl zu produzieren, die 2004 und/
oder 2005 fur die Produktion der in Absatz 1 genannten
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Erzeugnisse genutzt wurde, wobei den Betriebsinhabern Vor-
rang eingerdumt wird, die die Erzeugnisse bereits 2004 inner-
halb der Obergrenze der 2004 genutzten Hektarzahl pro-
duziert haben.

Im Falle der Anwendung des Artikels 71 werden die Jahre
2004 und 2005 jeweils durch das dem Jahr der Anwendung
der Betriebsprimienregelung vorausgehende Jahr und das
Anwendungsjahr selbst ersetzt.

(5) Fur die Festlegung der individuellen Obergrenzen im
Sinne der Absitze 3 und 4 verwenden die Mitgliedstaaten die
individuellen Daten des Betriebsinhabers — soweit vorhanden
— oder sonstige Angaben des Betriebsinhabers, die sie als hin-
reichenden Beleg ansehen.

(6)  Die Hektarzahl, fur die die Genehmigung gemifl den
Absitzen 3 und 4 des vorliegenden Artikels erteilt wurde, darf
in keinem Fall die beihilfefdhige Hektarzahl im Sinne des Arti-
kels 44 Absatz 2 ibersteigen, die im ersten Jahr der Anwen-
dung der Betriebspramienregelung angegeben wird.

(7) Die Genehmigung wird innerhalb der betreffenden
Region zusammen mit dem entsprechenden Zahlungsanspruch
verwendet.

(8) Die Kommission legt dem Rat spitestens 2007 einen
Bericht dariiber vor, wie sich die Durchfithrung dieses Artikels
in den Mitgliedstaaten auf die Markt- und Strukturentwicklung
ausgewirkt hat; diesem Bericht sind erforderlichenfalls geeig-
nete Vorschldge beizufiigen.

Artikel 61

Griinland

Im Fall der Anwendung des Artikels 59 konnen die Mitglied-
staaten zudem innerhalb der regionalen Obergrenze oder eines
Teils davon fir die Anspriiche, die den Betriebsinhabern nach
Artikel 59 Absatz 1 fur Hektarfliachen, die zu dem Zeitpunkt,
der fiir die fur 2003 gestellten Beihilfenantrage ,Flichen“ vor-
gesehen ist, als Griinland genutzt werden und fir sonstige f6r-
derfihige Hektarflichen oder alternativ fur Hektarflichen, die
zu dem Zeitpunkt, der fiir die fir 2003 gestellten Beihilfen-
antrage ,Flichen® vorgesehen ist, als Dauergriinland genutzt
werden und sonstige forderfihige Hektarflichen zuzuteilen
sind, nach objektiven Kriterien unterschiedliche Werte pro Ein-
heit festsetzen.

Artikel 62

Milchprimien und Erginzungszahlungen

Abweichend von Artikel 47 Absatz 2 konnen die Mitgliedstaa-
ten beschliefen, dass die Betrdge fur Milchpramien und Ergin-
zungszahlungen gemifl den Artikeln 95 und 96 Abschnitt
2005 ganz oder teilweise in die Betriebspramienregelung ein-
bezogen werden. Die nach diesem Absatz ermittelten Ansprii-
che werden entsprechend gedndert.

Der Referenzbetrag fiir diese Zahlungen entspricht den gemifS
den Artikeln 95 und 96 zu gewidhrenden Betrigen, die auf der
Grundlage der einzelbetrieblichen Referenzmenge fiir Milch,
die dem Betrieb am 31. Mdrz des Jahres, in dem diese Zahlun-
gen ganz oder teilweise in die Betriebsprimienregelung ein-
bezogen werden, zur Verfiigung steht, berechnet werden.

Die Artikel 48 bis 50 gelten entsprechend.

Artikel 63

Bedingungen fiir die nach diesem Abschnitt festgesetzten
Anspriiche

(1)  Im Fall der Anwendung des Artikels 59 diirfen die nach
diesem Abschnitt festgesetzten Anspriiche nur innerhalb dersel-
ben Region oder zwischen Regionen mit gleichen Zahlungs-
anspriichen pro Hektar tibertragen werden.

(2) Im Falle der Anwendung des Artikels 59 erhdlt jeder
Betriebsinhaber in der betreffenden Region abweichend von
Artikel 53 Zahlungsanspriiche bei Flachenstilllegungen.

Die Zahl der Zahlungsanspriiche bei Flichenstilllegungen wird
festgelegt, indem die im ersten Jahr der Anwendung der
Betriebspramienregelung ausgewiesene beihilfefihige Fliche
eines Betriebsinhabers im Sinne des Artikels 54 Absatz 2 mit
einem Flachenstilllegungssatz multipliziert wird.

Der Flachenstilllegungssatz wird berechnet, indem der Basissatz
fiir die obligatorische Flichenstilllegung von 10 % mit dem Ver-
hiltnis multipliziert wird, das in der betreffenden Region im
Bezugszeitraum zwischen der Fliche, fiir die im Bezugszeit-
raum Flichenzahlungen fir landwirtschaftliche Kulturpflanzen
im Sinne des Anhangs VI geleistet wurden, und der beihilfe-
fahigen Fliche im Sinne des Artikels 54 Absatz 2 besteht.

Der Wert der Zahlungsanspriiche bei Flachenstilllegungen ent-
spricht dem regionalen Wert fur Zahlungsanspriiche, wie er
gemifs Artikel 59 Absatz 2 oder gegebenenfalls Artikel 59
Absatz 3 Unterabsatz 1 festgelegt wird.

Keine Zahlungsanspriiche bei Flichenstilllegungen erhalten
Betriebsinhaber, die weniger als die Hektarzahl im Sinne des
Artikels 54 Absatz 2 angeben, die erforderlich wire, um 92
Tonnen Getreidedquivalent gemifl Anhang IX auf der Basis der
Ertrige zu produzieren, die sich aus dem Regionalisierungsplan
ergeben, der in der betreffenden Region in dem Jahr vor dem
Jahr der Anwendung der Betriebspramienregelung galt, wobei
diese Hektarzahl durch das in Absatz 2 Unterabsatz 3 dieses
Artikels genannte Verhiltnis geteilt wird.
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(3)  Abweichend von Artikel 43 Absatz 4 und Artikel 49
Absatz 3 konnen die Mitgliedstaaten zudem bis spitestens 1.
August 2004 unter Beachtung der allgemeinen Grundsitze des
Gemeinschaftsrechts beschlieen, dass die nach diesem
Abschnitt festgesetzten Anspriiche in vorgegebenen Schritten
und nach objektiven Kriterien nach und nach gedndert werden.

(4)  Sofern in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist,
finden die tibrigen Bestimmungen dieses Titels Anwendung.

Abschnitt 2

Partielle Durchfiithrung

Artikel 64

Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Mitgliedstaaten konnen bis spitestens 1. August
2004 beschlieBen, die Betriebspramienregelung gemdff den
Kapiteln 1 bis 4 nach den Modalititen dieses Abschnitts auf
nationaler oder regionaler Ebene anzuwenden.

(2)  Entsprechend der von den Mitgliedstaaten jeweils getrof-
fenen Entscheidung legt die Kommission nach dem in Artikel
144 Absatz 2 genannten Verfahren eine Obergrenze fiir jede
der in den Artikeln 66, 67, 68 bzw. 69 genannten Direktzah-
lungen fest.

Diese Obergrenze entspricht dem Anteil jeder Art von Direkt-
zahlung an der nationalen Obergrenze gemifl Artikel 41,
jeweils bereinigt um den Kiirzungssatz, den die Mitgliedstaaten
gemifl den Artikeln 66, 67, 68 und 69 anwenden.

Der Gesamtbetrag der festgelegten Obergrenzen wird nach
dem in Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfahren von den
nationalen Obergrenzen nach Artikel 41 abgezogen.

(3)  Spdtestens zwei Jahre nach Umsetzung der Betriebspra-
mienregelung durch alle Mitgliedstaaten oder spitestens zum
31. Dezember 2009 legt die Kommission dem Rat einen
Bericht dariiber vor, wie sich die Durchfithrung der in den
Abschnitten 2 und 3 vorgesehenen Optionen durch die Mit-
gliedstaaten gegebenenfalls im Bereich der Markt- und Struktur-
entwicklungen auswirkt; diesem Bericht sind gegebenenfalls
geeignete Vorschlage beizufiigen.

Artikel 65

Festsetzung der Anspriiche im Rahmen dieses Abschnitts

(1)  Fur die Anspriiche, die den Betriebsinhabern — gegebe-
nenfalls nach einer Kiirzung gemidfl den Artikeln 41 und 42 —
zuzuweisen sind, wird der Anteil des Referenzbetrags, der sich
aus jeder der in den Artikeln 66 bis 69 genannten Direktzah-
lungen ergibt, um einen Prozentsatz gekiirzt, der von den Mit-
gliedstaaten innerhalb der in den Artikeln 66 bis 69 vorgege-
benen Grenzen festzulegen ist.

(2)  Sofern in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist,
finden die iibrigen Bestimmungen dieses Titels auf die Ansprii-
che Anwendung, die in Bezug auf den verbleibenden Teil des
Referenzbetrags festgelegt wurden.

Artikel 66

Zahlungen fiir landwirtschaftliche Kulturpflanzen

Bei den Zahlungen fiir landwirtschaftliche Kulturpflanzen kon-
nen die Mitgliedstaaten Folgendes einbehalten:

a) bis zu 25 % des Anteils der nationalen Obergrenzen gemifS
Artikel 41, der auf Flichenzahlungen fiir landwirtschaftli-
che Kulturpflanzen gemdff Anhang VI mit Ausnahme der
Zahlungen fiir obligatorische Flachenstilllegungen entfillt.

In diesem Fall gewdhrt der betreffende Mitgliedstaat den
Betriebsinhabern innerhalb der gemif Artikel 64 Absatz 2
festgesetzten Obergrenze alljdhrlich eine Ergdnzungszah-
lung.

Die Ergdnzungszahlung wird Betriebsinhabern, die in
Anhang IX genannte landwirtschaftliche Kulturpflanzen
und — in Mitgliedstaaten, in denen Mais keine traditionelle
Kulturpflanze ist — Grassilage produzieren, je Hektar in
einer Hohe von bis zu 25 % der nach MafSgabe von Titel IV
Kapitel 10 zu leistenden hektarbezogenen Zahlungen
gewihrt.

Oder alternativ:

b) bis zu 40 % des Anteils der nationalen Obergrenzen gemafS
Artikel 41, der auf den Hartweizenzuschlag gemif§ Anhang
VI entfillt.

In diesem Fall gewidhrt der betreffende Mitgliedstaat den
Betriebsinhabern innerhalb der gemifl Artikel 64 Absatz 2
festgesetzten Obergrenze alljahrlich eine Erginzungszah-
lung.

Die Erginzungszahlung wird Betriebsinhabern, die in
Anhang IX genannten Hartweizen produzieren, je Hektar
in einer Hohe von bis zu 40 % des nach Maflgabe des
Titels IV Kapitel 10 zu zahlenden hektarbezogenen Hart-
weizenzuschlags nach Anhang VI gewahrt.

Artikel 67

Zahlungen fiir Schafe und Ziegen

Die Mitgliedstaaten konnen bis zu 50 % des Anteils der natio-
nalen Obergrenzen gemdfl Artikel 41, der auf die in Anhang
VI genannten Zahlungen fiir Schafe und Ziegen entfillt, ein-
behalten.

In diesem Fall gewdhrt der betreffende Mitgliedstaat den
Betriebsinhabern innerhalb der gemifl Artikel 64 Absatz 2
festgesetzten Obergrenze alljahrlich eine Ergdnzungszahlung.
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Die Erginzungszahlung wird Betriebsinhabern, die Schafe und
Ziegen halten, in einer Hohe von bis zu 50 % der nach Maf-
gabe des Titels IV Kapitel 11 fiir Schafe und Ziegen zu leisten-
den Zahlungen gemifl Anhang VI gewihrt.

Artikel 68

Zahlungen fiir Rindfleisch

(1)  Bei den Zahlungen fur Rindfleisch kénnen die Mitglied-
staaten bis zu 100 % des der Schlachtpramie fiir Kilber nach
Anhang VI entsprechenden Anteils der in Artikel 41 genannten
nationalen Obergrenzen einbehalten.

In diesem Falle gewdhrt der betreffende Mitgliedstaat den
Betriebsinhabern innerhalb der gemifl Artikel 64 Absatz 2
festgelegten Obergrenze alljahrlich eine Ergdnzungszahlung.

Die Erginzungszahlung wird fiir die Schlachtung von Kilbern
bis zu hochstens 100 % der Schlachtprimie fiir Kilber gemaf
Anhang VI unter den Bedingungen des Titels IV Kapitel 12
gewihrt.

(2)  Ferner konnen die Mitgliedstaaten Folgendes einbehalten:

a) i) bis zu 100 % des der Mutterkuhpramie nach Anhang
VI entsprechenden Anteils der nationalen Obergrenzen
gemifS Artikel 41.

In diesem Fall gewihren die betreffenden Mitgliedstaa-
ten den Betriebsinhabern innerhalb der gemifS Artikel
64 Absatz 2 festgesetzten Obergrenze alljahrlich eine
Erginzungszahlung.

Die Ergdnzungszahlung wird fiir die Erhaltung des Mut-
terkuhbestands in einer Hohe von bis zu 100 % der
nach Mafdgabe des Titels IV Kapitel 12 zu zahlenden
Mutterkuhpramie gemifl Anhang VI gewihrt;

und

ii) bis zu 40 % des der Schlachtprimie nach Anhang VI
fur Rinder (ausgenommen Kilber) entsprechenden
Anteils der nationalen Obergrenzen gemif Artikel 41.

In diesem Fall gewihren die betreffenden Mitgliedstaa-
ten den Betriebsinhabern innerhalb der gemif8 Artikel
64 Absatz 2 festgesetzten Obergrenze alljahrlich eine
Ergdnzungszahlung.

Die Ergdnzungszahlung wird fiir die Schlachtung von
Rindern (ausgenommen Kilber) in einer Hohe von bis
zu 40 % der nach Mafgabe des Titels IV Kapitel 12 zu
zahlenden Schlachtprimie fiir Rinder (ausgenommen
Kilber) gemifd Anhang VI gewihrt.

Oder alternativ

b) i) bis zu 100 % des der Schlachtprimie fiir Rinder (aus-
genommen Kilber) nach Anhang VI entsprechenden
Anteils der nationalen Obergrenzen gemafS Artikel 41.

In diesem Fall gewdhren die betreffenden Mitgliedstaa-
ten den Betriebsinhabern innerhalb der gemifl Artikel
64 Absatz 2 festgesetzten Obergrenze alljahrlich eine
Ergdnzungszahlung.

Die Ergdnzungszahlung wird fiir die Schlachtung von
Rindern (ausgenommen Kailber) in einer Hohe von bis
zu 100 % der nach Mafigabe des Titels IV Kapitel 12
zu zahlenden Schlachtprimie fir Rinder (ausgenom-
men Kilber) gemify Anhang VI gewihrt;

oder alternativ

ii) bis zu 75 % des der Sonderprimie fiir mannliche Rin-
der nach Anhang VI entsprechenden Anteils der natio-
nalen Obergrenzen gemif$ Artikel 41.

In diesem Fall gewdhren die betreffenden Mitgliedstaa-
ten den Betriebsinhabern innerhalb der gemifs Artikel
64 Absatz 2 festgesetzten Obergrenze alljihrlich eine
Ergdnzungszahlung.

Die Erginzungszahlung wird in Héhe von bis zu 75 %
der nach Maflgabe von Titel IV Kapitel 12 zu zahlen-
den Sonderprimie fir mannliche Rinder gemifd
Anhang VI gewihrt.

Artikel 69

Fakultative Anwendung bei besonderen Formen der
landwirtschaftlichen Titigkeit und der
Qualititsproduktion

Die Mitgliedstaaten konnen bis zu 10 % des jedem der in
Anhang VI aufgefithrten Sektoren entsprechenden Anteils der
nationalen Obergrenze gemdfS Artikel 41 einbehalten. Bei den
Sektoren landwirtschaftliche Kulturpflanzen, Rindfleisch und
Schaf- und Ziegenfleischerzeugung ist dieser Einbehalt bei der
Anwendung der in den Artikeln 66, 67 bzw. 68 festgelegten
Hochstprozentsitze zu beriicksichtigen.

In diesem Fall gewihren die betreffenden Mitgliedstaaten den
Betriebsinhabern innerhalb der gemifl Artikel 64 Absatz 2
festgesetzten Obergrenze alljahrlich eine Ergdnzungszahlung in
dem oder den vom Einbehalt betroffenen Sektor oder Sektoren.

Die Ergdnzungszahlung wird fiir besondere Formen der land-
wirtschaftlichen Tatigkeit gewahrt, die fiir den Schutz oder die
Verbesserung der Umwelt oder zur Verbesserung der Qualitdt
und der Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse wichtig
sind; die Bedingungen hierfiir werden von der Kommission
nach dem in Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfahren fest-
gelegt.
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Abschnitt 3

Fakultative Ausschliisse

Artikel 70

Fakultativer Ausschluss bestimmter Arten von
Direktzahlungen

(1) Die Mitgliedstaaten konnen bis spdtestens 1. August
2004 beschlieen, folgende Direktzahlungen aus der Betriebs-
pramienregelung auszuschliefen:

a) eine oder mehrere Direktzahlungen, die im Bezugszeitraum
auf der Grundlage von

— Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr
1251/1999,

— Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 235871,
gewihrt wurden,
In diesem Fall gelten die Artikel 64 und 65 entsprechend.

b) alle in Anhang VI genannten sonstigen Direktzahlungen fiir
Betriebsinhaber in den franzosischen iiberseeischen Depar-
tements, auf den Azoren und Madeira sowie auf den Kana-
rischen und den Agiischen Inseln und die Direktzahlungen,
die im Bezugszeitraum auf der Grundlage von

— Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2019/93,
— Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1452/2001,

— Artikel 13 und Artikel 22 Absitze 2 bis 6 der Verord-
nung (EG) Nr. 1453/2001,

— Artikel 5 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 1454/2001
gewiahrt wurden.

(2)  Unbeschadet des Artikels 6 Absatz 2 der Verordnung Nr.
2019/93, des Artikels 9 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1452/2001, des Artikels 13 Absatz 2 und des Artikels 22
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1453/2001 und Artikels 5
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 14542001 gewihren die
Mitgliedstaaten die Direktzahlungen nach Absatz 1 des vorlie-
genden Artikels innerhalb der nach Artikel 63 Absatz 2 fest-
gelegten Obergrenzen zu den in Titel IV Kapitel 3, 6 und 7 bis
13 der vorliegenden Verordnung, Artikel 6 der Verordnung
(EWG) Nr. 2019/93, Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr.
1452/2001, Artikel 13 und Artikel 22 Absdtze 2 bis 4 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1453/2001 und Artikel 5 der Verordnung
(EG) Nr. 1454/2001 festgelegten Bedingungen.

Die Gesamtsumme der festgelegten Hochstbetrdge wird von
den nationalen Obergrenzen gemifs Artikel 41 nach dem in
Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfahren abgezogen.

Abschnitt 4

Fakultative Ubergangsregelung

Artikel 71

Fakultative Ubergangszeit

(1)  Ein Mitgliedstaat kann bis spitestens 1. August 2004
beschliefSen, die Betriebspramienregelung erst nach einer ent-
weder am 31. Dezember 2005 oder am 31. Dezember 2006
endenden Ubergangszeit anzuwenden, sofern in der Landwirt-
schaft spezielle Bedingungen vorliegen, die einen solchen
Beschluss rechtfertigen.

BeschlieBt der betreffende Mitgliedstaat, die Betriebspramien-
regelung vor Ablauf der Ubergangszeit anzuwenden, so muss
er einen entsprechenden Beschluss bis zum 1. August des
Kalenderjahres, das dem Kalenderjahr, fiir das die Betriebspri-
mienregelung angewendet werden soll, vorausgeht, gefasst

haben.

(2)  Unbeschadet des Artikels 70 Absatz 2 der vorliegenden
Verordnung gewihrt der betreffende Mitgliedstaat in der Uber-
gangszeit die Direktzahlungen nach Anhang VI zu den in Titel
IV Kapitel 3, 6 und 7 bis 13 der vorliegenden Verordnung,
Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2019/93, Artikel 9 der
Verordnung (EG) Nr. 1452/2001, Artikel 13 und Artikel 22
Absitze 2 bis 4 der Verordnung (EG) Nr. 1453/2001 und Arti-
kel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1454/2001 festgelegten Bedin-
gungen und innerhalb der Haushaltsobergrenzen, die dem
Anteil dieser Direktzahlungen an der nationalen Obergrenze
gemidfl Artikel 41 entsprechen und die von der Kommission
nach dem in Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfahren fir
jede Direktzahlung festgelegt werden.

Im Fall von Zahlungen fur Trockenfutter gewihren die Mit-
gliedstaaten eine Beihilfe zu den nach dem in Artikel 144
Absatz 2 genannten Verfahren festzulegenden Bedingungen im
Rahmen der genannten Haushaltsgrenzen.

(3)  Die Betriebspramienregelung ist ab dem 1. Januar des
Kalenderjahres anwendbar, das auf das Kalenderjahr folgt, in
dem die Ubergangsregelung ausliuft.

In diesem Fall fasst der betreffende Mitgliedstaat die Beschliisse
gemafd Artikel 58 Absatz 1, Artikel 63 Absatz 3, Artikel 64
Absatz 1 und Artikel 70 bis 1. August 2005 oder 2006, ent-
sprechend dem in Absatz 1 des vorliegenden Artikels festgeleg-
ten Termin.

(4) Die Kommission ergreift nach dem in Artikel 144
Absatz 2 genannten Verfahren die erforderlichen Malnahmen,
falls diese Ubergangszeit zu ernsten Wettbewerbsverzerrungen
auf dem Binnenmarkt fithrt und um sicherzustellen, dass die
internationalen Verpflichtungen der Gemeinschaft eingehalten
werden.
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TITEL IV

ANDERE BEIHILFEREGELUNGEN

KAPITEL 1

SPEZIFISCHE QUALITATSPRAMIE FUR HARTWEIZEN

Artikel 72

Anwendungsbereich

Betriebsinhaber, die Hartweizen des KN-Codes 100110 00
erzeugen, erhalten eine Beihilfe nach den Bestimmungen dieses
Kapitels.

Artikel 73

Beihilfebetrag und -voraussetzungen
(1)  Die Beihilfe betrigt 40 EUR/ha.

(2)  Voraussetzung fur die Gewidhrung der Beihilfe ist die
Verwendung bestimmter Mengen von zertifiziertem Saatgut
hochwertiger Sorten, die in dem betreffenden Anbaugebiet als
besonders geeignet fiir die Herstellung von Griefl oder Teigwa-
ren anerkannt sind.

Artikel 74

Beihilfeflichen

(1)  Die Beihilfe wird in den traditionellen Anbaugebieten
nach Anhang X im Rahmen nationaler Grundflichen gewahrt.

Die Grundflichen betragen:

Griechenland 617 000 ha
Spanien 594 000 ha
Frankreich 208 000 ha
Italien 1646 000 ha
Osterreich 7 000 ha
Portugal 118 000 ha.

(2)  Der Mitgliedstaat kann seine Grundflache nach objekti-
ven Kriterien in Teilgrundflichen unterteilen.

Artikel 75

Uberschreitung der Grundfliche

(1)  Ubersteigen die Flichen, fiir die eine Beihilfe beantragt
wird, die Grundfliche, so wird die Fliche jedes Betriebsinha-
bers, fir die eine Beihilfe beantragt wird, in diesem Jahr anteils-
mafig verringert.

(2)  Unterteilt ein Mitgliedstaat seine Grundfliche in Teil-
grundflichen, so wird eine Verringerung nach Absatz 1 nur
bei Betriebsinhabern mit Teilgrundflichen, bei denen die Ober-
grenze iiberschritten wurde, vorgenommen. Diese Verringerung
erfolgt, wenn in dem betreffenden Mitgliedstaat die Flichen-
anteile von Teilgrundflichen, fiir die die Obergrenze nicht
erreicht wurde, den Teilgrundflichen zugerechnet wurden, fur
die die Obergrenze tiberschritten wurde.

KAPITEL 2

PRAMIE FUR EIWEISSPFLANZEN

Artikel 76

Anwendungsbereich

Betriebsinhaber, die Eiweiflpflanzen erzeugen, erhalten eine
Beihilfe nach den Bestimmungen dieses Kapitels.

Eiweifpflanzen sind
— Erbsen des KN-Codes 0713 10,
— Ackerbohnen des KN-Codes 0713 50,

— Siiflupinen des KN-Codes ex 1209 29 50.

Artikel 77

Beihilfebetrag und -voraussetzungen

Die Beihilfe betrdgt 55,57 EUR/ha Eiweifpflanzen, die nach
dem Zeitpunkt der Milchreife geerntet wurden.

Eiweiffpflanzen, die auf ganzflichig eingesiten Flichen nach
ortsiiblichen Normen angebaut werden, wegen auflergewohnli-
cher, vom betreffenden Mitgliedstaat als solche anerkannter
Witterungsbedingungen jedoch nicht die Milchreife erreichen,
bleiben beihilfefihig, sofern die betreffenden Flichen bis zu
dem entsprechenden Zeitpunkt nicht anderweitig bewirtschaf-
tet werden.

Artikel 78

Beihilfefliche

(1)  Die Beihilfe wird im Rahmen einer Garantiehochstfliche
von 1400 000 Hektar gewihrt.
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(2)  Ubersteigen die Flichen, fiir die eine Beihilfe beantragt
wird, die Garantiehdchstfliche, so wird die Fliche jedes
Betriebsinhabers, fiir die eine Beihilfe beantragt wird, in diesem
Jahr nach dem in Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfahren
anteilmafig verringert.

KAPITEL 3

KULTURSPEZIFISCHE ZAHLUNG FUR REIS

Artikel 79

Anwendungsbereich

Betriebsinhaber, die Reis des KN-Codes 1006 10 erzeugen,
erhalten eine Beihilfe nach den Bestimmungen dieses Kapitels.

Artikel 80

Beihilfebetrag und -voraussetzungen

(1)  Die Beihilfe wird pro Hektar Fliche gewihrt, auf der Reis
unter normalen Wachstumsbedingungen zumindest bis zum
Bliitebeginn angebaut wird.

Reiskulturen, die auf ganzflichig eingesiten Flichen nach orts-
iiblichen Normen angebaut werden, wegen auflergewohnlicher,
vom betreffenden Mitgliedstaat als solche anerkannter Witte-
rungsbedingungen jedoch nicht die Bliitenreife erreichen, blei-
ben beihilfefihig, sofern die betreffenden Flichen bis zu dem
entsprechenden Zeitpunkt nicht anderweitig bewirtschaftet
werden.

(2)  Die Beihilfe wird nach den Ertrigen in den betreffenden
Mitgliedstaaten wie folgt festgesetzt:

Wirtschaftsjahr Wirtschaftsjahr
2004/2005 und 2005/2006 und
im Fall der folgende Jahre
Anwendung des
Artikels 71
(EUR/ha) (EUR/ha)
Spanien 1123,95 476,25
Frankreich:
— Mutterland 971,73 411,75
— Franzésisch-Guayana 1329,27 563,25
Griechenland 1323,96 561,00
Italien 1069,08 453,00
Portugal 1070,85 453,75,

Artikel 81

Beihilfefliichen

Fiir jeden Erzeugermitgliedstaat wird eine nationale Grundfli-
che festgesetzt. Fiir Frankreich werden zwei Grundflichen fest-
gesetzt. Die Grundflichen sind Folgende:

Spanien 104 973 ha
Frankreich:

— Mutterland 19 050 ha
— Franzosisch-Guayana 4190 ha
Griechenland 20 333 ha
Italien 219 588 ha
Portugal 24 667 ha.

Jeder Mitgliedstaat kann seine Grundfliche bzw. Grundflichen
nach objektiven Kriterien in Teilgrundflichen unterteilen.

Artikel 82

Uberschreitung der Grundfliche

(1) Ubersteigen die Reisanbauflichen in einem Mitgliedstaat
in einem bestimmten Jahr die nationale Grundfliche nach Arti-
kel 81, so wird die Fliche, fiir die je Betriebsinhaber eine Bei-
hilfe beantragt wird, in diesem Jahr anteilmifig verringert.

(2)  Unterteilt ein Mitgliedstaat seine nationale Grundfliche
oder seine Grundflichen in Teilgrundfldchen, so wird eine Ver-
ringerung nach Absatz 1 nur bei Betriebsinhabern mit Teil-
grundflichen, bei denen die Obergrenze iiberschritten wurde,
vorgenommen. Diese Verringerung erfolgt, wenn in dem
betreffenden Mitgliedstaat die Flichenanteile von Teilgrundfla-
chen, fur die die Obergrenze nicht erreicht wurde, den Teil-
grundflichen zugerechnet wurden, fiir die die Obergrenze
iiberschritten wurde.

KAPITEL 4

FLACHENZAHLUNG FUR SCHALENFRUCHTE

Artikel 83

Gemeinschaftsbeihilfe

(1)  Betriebsinhaber, die Schalenfriichte erzeugen, erhalten
eine Gemeinschaftsbeihilfe nach den Bestimmungen dieses
Kapitels.
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Schalenfriichte sind

— Mandeln der KN-Code 0802 11 und 0802 12,
— Haselniisse der KN-Code 0802 21 und 0802 22,
— Walniisse der KN-Code 0802 31 und 0802 32,
— Pistazien des KN-Codes 0802 50,

— Johannisbrot des KN-Codes 1212 10 10.

(2)  Die Mitgliedstaaten konnen die Beihilfe nach Erzeugnis-
sen oder durch Vergroerung bzw. Verringerung der in Artikel
84 Absatz 3 festgelegten nationalen Garantieflichen staffeln.
Der Gesamtbetrag der gewihrten Beihilfe in einem Mitglied-
staat darf jedoch die Hochstgrenze nach Artikel 84 Absatz 1
nicht tibersteigen.

Artikel 84

Beihilfeflichen

(1)  Ein Mitgliedstaat gewdhrt die Gemeinschaftsbeihilfe bis
zu einer Hochstgrenze, die sich durch Multiplikation der Hek-
tarzahl seiner nationalen Garantiefliche nach Absatz 3 mit
dem Durchschnittsbeihilfebetrag von 120,75 EUR errechnet.

(2)  Es wird eine Garantiehochstfliche von 800 000 Hektar
festgelegt.

(3)  Die Garantiehochstfliche nach Absatz 2 unterteilt sich
in folgende nationale Garantieflichen:

Belgien 100 ha
Deutschland 1500 ha
Frankreich 17 300 ha
Griechenland 41100 ha
Italien 130 100 ha
Luxemburg 100 ha
Niederlande 100 ha
Osterreich 100 ha
Portugal 41 300 ha
Spanien 568 200 ha
Vereinigtes Konigreich 100 ha.

(4)  Ein Mitgliedstaat kann seine nationale Garantiefliche
nach objektiven Kriterien in Teilflichen, insbesondere nach
Regionen oder Erzeugnissen, unterteilen.

Artikel 85

Uberschreitung der Teilgrundflichen

Unterteilt ein Mitgliedstaat seine nationale Garantiefliche in
Teilgrundflichen und wird die Obergrenze einer oder mehrerer
Teilgrundflichen iiberschritten, so wird die Flache, fiir die je
Betriebsinhaber eine Gemeinschaftsbeihilfe beantragt wird, in
diesem Jahr fur Betriebsinhaber mit Teilgrundflichen, bei
denen die Obergrenze iiberschritten wurde, anteilmafig verrin-
gert. Diese Verringerung erfolgt, wenn in dem betreffenden
Mitgliedstaat die Flichenanteile von Teilgrundflichen, fiir die
die Obergrenzen nicht erreicht wurden, den Teilgrundflichen
zugerechnet wurden, fiir die die Obergrenzen iiberschritten
wurden.

Artikel 86

Beihilfevoraussetzungen

(1) Die Gemeinschaftsbeihilfe wird insbesondere ab einer
bestimmten Mindestfliche und -baumbestandsdichte gezahlt.

(2)  Flichen im Rahmen von Verbesserungsplinen im Sinne
des Artikels 14 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr.
1035/72 des Rates vom 18. Mai 1972 iiber eine gemeinsame
Marktorganisation fiir Obst und Gemiise (!) sind ab dem 1.
Januar des Jahres nach Ablauf des Verbesserungsplans beihilfe-
fahig.

(3) Die Mitgliedstaaten konnen beschliefen, dass die
Gemeinschaftsbeihilfe nur Betriebsinhabern gewdhrt wird, die
Mitglied einer anerkannten Erzeugerorganisation im Sinne der
Artikel 11 oder 14 der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 sind.

(4)  Findet Absatz 3 Anwendung, so konnen die Mitgliedstaa-
ten beschlieen, dass die Zahlung der Beihilfe nach Absatz 1
an eine Erzeugerorganisation zugunsten von deren Mitgliedern
erfolgt. Der Betrag der bei der Erzeugerorganisation eingegan-
genen Beihilfe wird an deren Mitglieder ausgezahlt. Die Mit-
gliedstaaten konnen jedoch einer Erzeugerorganisation gestat-
ten, als Ausgleich fir die an deren Mitglieder geleisteten
Dienste bis zu 2 % des Betrags der Gemeinschaftshilfe einzube-
halten.

Artikel 87

Nationale Beihilfe

(1) Die Mitgliedstaaten konnen erginzend zu der Gemein-
schaftsbeihilfe eine nationale Beihilfe von bis zu 120,75
EUR/ha pro Jahr gewihren.

(2)  Die nationale Beihilfe darf nur fur Flichen gezahlt wer-
den, fir die eine Gemeinschaftsbeihilfe gewdhrt wird.

(") ABL L 118 vom 20.5.1972, S. 1. Zuletzt gedndert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1363/95 der Kommission (ABL L 132 vom
16.6.1995, S. 8).
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(3) Die Mitgliedstaaten konnen beschliefen, die nationale
Beihilfe nur Betriebsinhabern zu gewihren, die Mitglied einer
anerkannten Erzeugerorganisation im Sinne der Artikel 11 oder
14 der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 sind.

KAPITEL 5

BEIHILFE FUR ENERGIEPFLANZEN

Artikel 88

Beihilfe

Erzeuger von Energiepflanzen erhalten eine Beihilfe von 45
EUR/ha Anbaufliche pro Jahr nach den Bestimmungen dieses
Kapitels.

Energiepflanzen sind Pflanzen, die im Wesentlichen zur Her-
stellung folgender Energieprodukte erzeugt werden:

— als Biokraftstoffe eingestufte Produkte, die in Artikel 2
Nummer 2 der Richtlinie 2003/30/EG des Europiischen
Parlaments und des Rates vom 8. Mai 2003 zur Forderung
der Verwendung von Biokraftstoffen oder anderen erneuer-
baren Kraftstoffen im Verkehrssektor (1) aufgefiihrt sind,

— elektrische und thermische Energie, die aus Biomasse
gewonnen wird.

Artikel 89

Garantiehochstfliche

(1)  Die Beihilfe wird im Rahmen einer Garantiehochstfliche
von 1500 000 Hektar gewahrt.

(2)  Ubersteigen die Flachen, fiir die eine Beihilfe beantragt
wird, die Garantiehochstfliche, so wird die beantragte Fliche
fir jeden Betriebsinhaber in diesem Jahr nach dem in Artikel
144 Absatz 2 genannten Verfahren anteilmiflig verringert.

Artikel 90

Beihilfevoraussetzungen

Die Beihilfe wird nur fiir Flichen gewihrt, deren Produktion
Gegenstand eines Vertrags zwischen dem Betriebsinhaber und
der Verarbeitungsindustrie ist, ausgenommen in Fillen der Ver-
arbeitung durch den Betriebsinhaber im eigenen Betrieb.

() ABL L 123 vom 17.5.2003, S. 42.

Flachen, fur die die Anwendung der Energiepflanzenregelung
beantragt wurde, konnen bei der in Artikel 6 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1251/1999 und in Artikel 54 Absatz 2, Arti-
kel 63 Absatz 2 und Artikel 107 Absatz 2 der vorliegenden
Verordnung genannten Stilllegungsquote nicht als stillgelegte
Flichen beriicksichtigt werden.

Artikel 91

Anpassung der Liste der Energiepflanzen

Nach dem in Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfahren kon-
nen Erzeugnisse in Artikel 88 aufgenommen oder gestrichen
werden.

Artikel 92

Uberpriifung der Regelung fiir Energiepflanzen

Die Kommission unterbreitet dem Rat bis zum 31. Dezember
2006 einen Bericht uber die Durchfihrung der Regelung, gege-
benenfalls zusammen mit geeigneten Vorschldgen unter Beriick-
sichtigung der EU-Initiative fiir Biokraftstoffe.

KAPITEL 6

BEIHILFE FUR STARKEKARTOFFELN

Artikel 93

Beihilfe

Betriebsinhabern, die Kartoffeln zur Herstellung von Stirke
erzeugen, wird eine Beihilfe gewédhrt. Der Beihilfebetrag gilt fur
die Kartoffelmenge, die fiir die Herstellung einer Tonne Stirke
erforderlich ist. Er wird auf

— 110,54 EUR fur das Wirtschaftsjahr 2004/2005 und bei
Anwendung des Artikels 71,

— 66,32 EUR ab dem Wirtschaftsjahr 2005/2006
festgesetzt.

Der Betrag wird je nach dem Stirkegehalt der Kartoffeln ange-
passt.

Artikel 94

Voraussetzungen

Die Beihilfe wird nur fiir die Kartoffelmenge gewihrt, fur die
der Kartoffelerzeuger und der Stirke erzeugende Betrieb im
Rahmen des diesem zugeteilten Kontingents nach Artikel 2
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1868/94 einen Anbauver-
trag geschlossen haben.
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KAPITEL 7

MILCHPRAMIE UND ERGANZUNGSZAHLUNGEN

Artikel 95

Milchprimie

(1)  Von 2004 bis 2007 kommen Milcherzeuger fir eine
Milchprimie in Betracht. Die Primie wird je Kalenderjahr und
Betrieb und je Tonne pramienfihiger einzelbetrieblicher Refe-
renzmenge, iiber die der Betrieb verfiigt, gezahlt.

(2)  Unbeschadet des Absatzes 3 und der Kiirzungen aus der
Anwendung des Absatzes 4 wird die in Tonnen ausgedriickte
einzelbetriebliche Milchreferenzmenge, die dem Betrieb am 31.
Mirz des jeweiligen Kalenderjahres zur Verfiigung steht, multi-
pliziert mit

— 8,15 EUR]t fiir das Kalenderjahr 2004,
— 16,31 EUR/t fiir das Kalenderjahr 2005,
— 24,49 EUR[t fur die Kalenderjahre 2006 und 2007 und

im Fall der Anwendung des Artikels 70 fiir die folgenden
Kalenderjahre.

(3)  Einzelbetriebliche Referenzmengen, die bis zum 31. Mérz
des jeweiligen Kalenderjahres Gegenstand einer zeitweiligen
Ubertragung gemifl Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr.
3950/92 des Rates vom 28. Dezember 1992 iber die Erhe-
bung einer Zusatzabgabe im Milchsektor (1) oder Artikel 16
der Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 des Rates vom 29. Sep-
tember 2003 iiber die Erhebung einer Abgabe im Milchsek-
tor (%) waren, gelten als Mengen, die in diesem Kalenderjahr im
Betrieb des Empfingers verfigbar sind.

(4)  Fir die Anwendung des Absatzes 2 gilt: Uberschreitet
am 31. Mirz des betreffenden Kalenderjahres die Summe aller
einzelbetrieblichen Referenzmengen in einem Mitgliedstaat die
Summe der entsprechenden fiur den Zwolfmonatszeitraum
1999/2000 festgesetzten Gesamtmengen dieses Mitgliedstaats
gemifl Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 3950/92, so trifft
der betreffende Mitgliedstaat auf der Grundlage objektiver Kri-
terien die erforderlichen Maflnahmen, um den Gesamtbetrag
der primienfihigen einzelbetrieblichen Referenzmengen in sei-
nem Hobheitsgebiet zu verringern.

() ABL L 405 vom 31.12.1992, S. 1. Zuletzt geindert durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 572/2003 der Kommission (ABL L 82 vom
29.3.2003, S. 20).

(3 Siehe Seite 123 dieses Amtsblatts.

Artikel 96

Erginzungszahlungen

(1)  Die Mitgliedstaaten gewédhren den in ihrem Hoheitsgebiet
ansdssigen Erzeugern von 2004 bis 2007 alljihrlich Ergin-
zungszahlungen im Rahmen der jdhrlichen Gesamtbetrige
nach Absatz 2. Diese Zahlungen erfolgen nach objektiven Kri-
terien, und unter Gewdhrleistung der Gleichbehandlung der
Erzeuger sowie der Vermeidung von Markt- oder Wettbewerbs-
verzerrungen. Dariiber hinaus diirfen bei diesen Zahlungen
Marktpreisschwankungen nicht beriicksichtigt werden.

Die Primienzuschlige werden nur in Form eines Erginzungs-
betrags zur Primie nach Artikel 95 Absatz 2 gewihrt.

(2)  Ergdnzungszahlungen: Gesamtbetrige in Mio. EUR

2004 2005 2203067“(‘1“)‘1
Belgien 12,12 24,30 36,45
Dinemark 16,31 32,70 49,05
Deutschland 101,99 204,53 306,79
Griechenland 2,31 4,63 6,94
Spanien 20,38 40,86 61,29
Frankreich 88,70 177,89 266,84
Irland 19,20 38,50 57,76
Italien 36,34 72,89 109,33
Luxemburg 0,98 1,97 2,96
Niederlande 40,53 81,29 121,93
Osterreich 10,06 20,18 30,27
Portugal 6,85 13,74 20,62
Finnland 8,81 17,66 26,49
Schweden 12,09 24,24 36,37
Vereinigtes Konigreich 53,40 107,09 160,64

(") Und im Falle der Anwendung von Artikel 70 fiir die folgenden Kalenderjahre.

Artikel 97

Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieses Kapitels gilt fir ,Erzeuger* die Begriffs-
bestimmung des Artikels 5 der Verordnung (EG) Nr
1788/2003.
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KAPITEL 8

SPEZIFISCHE REGIONALBEIHILFEN FUR
LANDWIRTSCHAFTLICHE KULTURPFLANZEN

Artikel 98

Beihilfe

Im Fall der Anwendung des Artikels 70 in Finnland und
Schweden nordlich von 62° nordlicher Breite sowie in einigen
angrenzenden Gebieten mit vergleichbaren Bedingungen, die
die landwirtschaftliche Tatigkeit in besonderem MafSe erschwe-
ren, wird Betriebsinhabern, die Getreide, Olsaaten, Leinsamen
sowie Faserflachs und -hanf erzeugen, eine spezifische Beihilfe
in Hohe von 24 EURJt, multipliziert mit den im Regionalisie-
rungsplan fur die betreffende Region ausgewiesenen Ertrdgen,
bis zu einer von der Kommission gemafd Artikel 64 Absatz 2
festgesetzten Obergrenze, die dem Anteil dieser Beihilfe an der
in Artikel 41 genannten nationalen Obergrenze entspricht,
gewahrt.

Uberschreitet der Gesamtbetrag der beantragten Beihilfe die
festgesetzte Obergrenze, so wird die Beihilfe je Betriebsinhaber
in diesem Jahr anteilmafig gekiirzt.

KAPITEL 9

BEIHILFE FUR SAATGUT

Artikel 99

Beihilfe

(1)  Im Fall der Anwendung des Artikels 70 gewihren die
Mitgliedstaaten alljahrlich eine Beihilfe nach Anhang XI fir die
Erzeugung von Basissaatgut oder zertifiziertem Saatgut fir eine
oder mehrere der in Anhang XI aufgefithrten Arten.

(2)  Wird fur die bei der Feldbesichtigung akzeptierte Flache,
fir die eine Beihilfe fiir Saatgut beantragt wird, auerdem ein
Antrag auf die einheitliche Betriebsprimie gestellt, so wird der
Betrag der Saatgutbeihilfe aufler bei den in Anhang XI Num-
mern 1 und 2 genannten Arten um den in einem bestimmten
Jahr fur die betreffende Fliche zu gewahrenden Betrag der ein-
heitlichen Betriebspramie gekiirzt, wobei jedoch auf héochstens
null gekiirzt werden darf.

(3)  Der Betrag der beantragten Beihilfe darf eine von der
Kommission gemif$ Artikel 64 Absatz 2 festgesetzte Obergren-
ze, die dem Anteil der Saatgutbeihilfe fiir die betreffenden
Arten an der in Artikel 41 genannten Obergrenze entspricht,
nicht tiberschreiten.

Uberschreitet der Gesamtbetrag der beantragten Beihilfe die
festgesetzte Obergrenze, so wird die Beihilfe je Betriebsinhaber
in diesem Jahr anteilmafig gekiirzt.

(4)  Die Kommission legt nach dem in Artikel 144 Absatz 2
genannten Verfahren fest, fiir welche Sorten von Cannabis sativa
L. die Beihilfe nach dem vorliegenden Artikel gewahrt werden
kann.

KAPITEL 10

FLACHENZAHLUNGEN FUR LANDWIRTSCHAFTLICHE
KULTURPFLANZEN

Artikel 100

Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

(1) Im Fall der Anwendung des Artikels 66 gewihren die
Mitgliedstaaten Betriebsinhabern, die landwirtschaftliche Kultur-
pflanzen erzeugen, unter den in diesem Kapitel festgelegten
Voraussetzungen die Beihilfe, fiir die sich der betreffende Mit-
gliedstaat gemifl Artikel 66 entschieden hat, sofern nichts
anderes geregelt ist.

(2)  Im Sinne dieses Kapitels

— beginnt das Wirtschaftsjahr am 1. Juli und endet am 30.
Juni,

— sind ,Jandwirtschaftliche Kulturpflanzen“ die in Anhang IX
aufgefithrten Kulturpflanzen.

(3) Die Mitgliedstaaten, in denen Mais keine traditionelle
Kulturpflanze ist, konnen gestatten, dass fiir Grassilage unter
denselben Bedingungen wie fiir landwirtschaftliche Kulturpflan-
zen die entsprechenden Flichenzahlungen gewihrt werden.

Artikel 101

Grundflichen

Die Flichenzahlung wird je Hektar gewdhrt und ist regional
gestaffelt.

Die Flichenzahlung wird fir die Flache gewihrt, die mit land-
wirtschaftlichen Kulturpflanzen bestellt ist oder nach Artikel
107 der vorliegenden erordnung stillgelegt wurde und die die
Gesamthektarzahl der in Anhang VI der Verordnung (EG) Nr.
2316/1999 der Kommission (!) unter Anwendung der Verord-
nung (EG) Nr. 101794 ausgewiesenen regionalen Grundfliche
bzw. Grundflachen nicht iibersteigt.

(") Verordnung (EG) Nr. 2316/1999 der Kommission vom 22. Oktober
1999 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr.
1251/1999 des Rates zur Einfithrung einer Stiitzungsregelung fiir
Erzeuger bestimmter landwirtschaftlicher Kulturpflanzen (ABL L
280 vom 30.10.1999, S. 43). Zuletzt geindert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1035/2003 (ABL L 150 vom 18.6.2003, S. 24).



L 270[32

Amtsblatt der Europdischen Union

21.10.2003

Als Region in diesem Sinne gilt nach Wahl des betreffenden
Mitgliedstaats der Mitgliedstaat oder eine Region innerhalb des
Mitgliedstaats. Im Fall der Anwendung des Artikels 66 der vor-
liegenden Verordnung werden die Fliche oder Flichen nach
Anhang VI der Verordnung (EG) Nr. 2316/1999 um die Hek-
tarzahl verringert, die den gemdff Artikel 53 und Artikel 63
Absatz 2 der vorliegenden Verordnung in der betreffenden
Region vorgesehenen Zahlungsanspriichen bei Flichenstill-
legung entspricht.

Artikel 102

Uberschreitung der Grundflichen und Obergrenze

(1) Ubersteigt die Summe der Flichen, fiir die nach der Stiit-
zungsregelung fiir landwirtschaftliche Kulturpflanzen eine Zah-
lung beantragt wird — einschlieflich der nach dieser Regelung
stillgelegten Flichen bei Anwendung von Artikel 71 —, die
Grundfliche, so wird die Fliche, fiir die je Betriebsinhaber ein
Anspruch auf Zahlung besteht, fiir alle nach dieser Verordnung
in der betreffenden Region und in dem betreffenden Wirt-
schaftsjahr gewihrten Zahlungen anteilméifig verringert.

(2)  Die Summe der beantragten Zahlungen darf die von der
Kommission gemdfl Artikel 64 Absatz 2 festgesetzte Ober-
grenze nicht iibersteigen. Uberschreitet der Gesamtbetrag der
beantragten Beihilfe die festgesetzte Obergrenze, so wird die
Beihilfe je Betriebsinhaber in diesem Jahr anteilmifig gekiirzt.

(3)  Im Falle der Anwendung des Artikels 71 werden Flichen,
fur die keine Zahlung gemifl diesem Kapitel beantragt wird,
die aber zur Begriindung eines Beihilfeantrags gemafl Kapitel
12 herangezogen werden, bei der Berechnung der Flachen, fir
die eine Zahlung beantragt wird, ebenfalls beriicksichtigt.

(4)  Bezieht ein Mitgliedstaat die Grassilage in die Flichen-
zahlungen fir landwirtschaftliche Kulturpflanzen ein, so wird
eine gesonderte Grundfliche festgelegt. Wird die Grundfliche
fur landwirtschaftliche Kulturpflanzen oder fir Grassilage in
einem bestimmten Wirtschaftsjahr nicht ausgeschopft, so wer-
den die uberschiissigen Hektarwerte fiir dasselbe Wirtschafts-
jahr der entsprechenden Grundflache zugeschlagen.

(5)  Ein Mitgliedstaat, der sich dafiir entschieden hat, eine
oder mehrere nationale Grundflichen festzulegen, kann jede
nationale Grundfliche nach von ihm festzulegenden objektiven
Kriterien in Teilgrundflichen unterteilen.

Fir die Anwendung dieses Absatzes verstehen sich die Grund-
flachen ,Secano® und ,Regadio” als nationale Grundflichen.

Bei Uberschreitung einer nationalen Grundfliche kann der Mit-
gliedstaat die nach Absatz 1 anwendbare Mafnahme anhand
objektiver Kriterien ganz oder teilweise auf diejenigen Teil-
grundflichen konzentrieren, bei denen eine Uberschreitung
festgestellt wurde.

Mitgliedstaaten, die die Moglichkeiten dieses Absatzes in
Anspruch nehmen wollen, unterrichten die Betriebsinhaber
und die Kommission bis zum 15. September iiber die von
ihnen getroffene Wahl und die diesbeziiglichen Durchfithrungs-
bestimmungen.

Artikel 103
Regionalisierungsplan

Der von den Mitgliedstaaten gemafl Artikel 3 der Verordnung
(EG) Nr. 1251/1999 erstellte Regionalisierungsplan findet
Anwendung.

Ein Mitgliedstaat kann seinen Regionalisierungsplan anhand
objektiver Kriterien auf Ersuchen der Kommission oder von
sich aus dndern.

Artikel 104

Grundbetrag

(1) Zur Berechnung der Flichenzahlung wird der Grund-
betrag je Tonne mit dem in dem Regionalisierungsplan fir die
betreffende Region genannten Durchschnittsertrag fiir Getreide
multipliziert.

(2)  Bei der Berechnung nach Absatz 1 wird der Durch-
schnittsertrag fir Getreide zugrundegelegt. Wird Mais jedoch
getrennt ausgewiesen, so wird fir Mais der Maisertrag und fiir
Getreide, Olsaaten, Leinsamen und Faserflachs und -hanf der
Ertrag fiir anderes Getreide als Mais zugrundegelegt.

(3) Der Grundbetrag fir landwirtschaftliche Kulturpflanzen
und im Fall der Anwendung des Artikels 71 fiir Stilllegungen
wird auf 63,00 EURJt ab dem Wirtschaftsjahr 2005/2006 fest-
gesetzt.

Artikel 105

Hartweizenzuschlag

(1)  Fir die mit Hartweizen bestellten Flichen in den in
Anhang X aufgefiihrten traditionellen Anbaugebieten wird
unter Einhaltung der nachstehend festgelegten Hochstgrenzen
auf die Flichenzahlung ein Zuschlag von

— 291 EURJha im Wirtschaftsjahr 2005/2006 und von

— 285 EUR/ha ab dem Wirtschaftsjahr 2006/2007

gewihrt:

Griechenland 617 000 ha
Spanien 594 000 ha
Frankreich 208 000 ha
Italien 1646 000 ha
Osterreich 7 000 ha
Portugal 118 000 ha.
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(2)  Uberschreitet in einem Wirtschaftsjahr die Summe der
Flachen, fiir die ein Zuschlag zur Flichenzahlung beantragt
wird, die in Absatz 1 genannte Hochstgrenze, so wird die
zuschlagsfihige Fliche je Betriebsinhaber anteilmdfig verrin-
gert.

Unter Einhaltung der in Absatz 1 fiir die einzelnen Mitglied-
staaten festgelegten Hochstgrenzen konnen die Mitgliedstaaten
jedoch die in Absatz 1 angegebenen Flichen nach dem jeweili-
gen Anteil des Hartweizenanbaus in den Jahren 1993 bis 1997
auf die in Anhang X genannten Anbaugebiete oder gegebenen-
falls auf die Erzeugungsregionen des Regionalisierungsplans
iibertragen. Ubersteigt danach in einem Wirtschaftsjahr inner-
halb einer Region die Summe der Flachen, fiir die ein Zuschlag
zur Flichenzahlung beantragt wird, die entsprechende regio-
nale Hochstgrenze, so wird die zuschlagsfihige Fliche je
Betriebsinhaber in der betreffenden Erzeugungsregion anteil-
millig verringert. Diese Verringerung wird vorgenommen,
wenn in einem Mitgliedstaat die Flichen der Regionen, die ihre
regionalen Obergrenzen nicht ausgeschopft haben, den Regio-
nen, in denen die Hochstgrenzen tiberschritten wurden, zuge-
rechnet worden sind.

(3) In Regionen, in denen der Hartweizenanbau iiblich ist
und die nicht in Anhang X aufgefiihrt sind, wird fur das Wirt-
schaftsjahr 2005/2006 unter Einhaltung der nachstehenden
Hektarzahlen eine Sonderbeihilfe von 46 EUR je Hektar
gewahrt:

Deutschland 10 000 ha
Spanien 4000 ha
Frankreich 50 000 ha
Ttalien 4000 ha
Vereinigtes Konigreich 5000 ha.
Artikel 106

Flachs und Hanf

Fiir Faserflachs und -hanf wird eine Flachenzahlung gegebenen-
falls nur dann gewihrt, wenn der Vertrag oder die entsprechen-
den Verpflichtungen gemif Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1673/2000 geschlossen oder eingegangen werden.

Bei Faserhanf gelten fiir die Flichenzahlung auch die Vorausset-
zungen des Artikels 52 der vorliegenden Verordnung.

Artikel 107
Stilllegung

(1)  Im Fall der Anwendung des Artikels 71 miissen Betriebs-
inhaber, die die Flichenzahlung beantragen, einen Teil der
Anbauflichen ihres Betriebs stilllegen und erhalten dafiir die
Ausgleichszahlung.

(2)  Fir jeden Betriebsinhaber, der eine Flichenzahlung bean-
tragt, wird die Stilllegungsverpflichtung als Prozentsatz seiner
mit landwirtschaftlichen Kulturpflanzen bebauten Fliche, fur
die der Antrag gestellt wird, berechnet und die so berechnete
Fliche gemif8 diesem Kapitel stillgelegt.

Der Basissatz fur die obligatorische Flichenstilllegung wird fur
die Wirtschaftsjahre 2005/2006 und 2006/2007 auf 10 % fest-
gesetzt.

(3)  Die stillgelegten Flichen konnen genutzt werden

— fur die Erzeugung von Rohstoffen, die in der Gemeinschaft
zu nicht unmittelbar fir Lebensmittel- oder Futtermittel-
zwecke bestimmten Erzeugnissen verarbeitet werden,
sofern wirksame Kontrollsysteme angewandt werden,

— fiir den Anbau von Futterleguminosen in landwirtschaftli-
chen Betrieben, deren gesamte Erzeugung den Vorschriften
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 geniigt.

Die Mitgliedstaaten diirfen nationale Beihilfen von bis zu 50 %
der Anfangskosten gewihren, die beim Anbau mehrjahriger
Pflanzen zur Biomassegewinnung auf stillgelegten Flichen ent-
stehen.

(4)  Die Menge der fiir Lebensmittel- oder Futtermittelzwecke
bestimmten Nebenerzeugnisse, die voraussichtlich infolge des
Anbaus von Olsaaten auf gemdf Absatz 3 erster Gedanken-
strich stillgelegten Flichen zur Verfigung stehen, wird fur die
Einhaltung des Grenzwerts von 1 Million Tonnen gemif Arti-
kel 56 Absatz 3 beriicksichtigt.

(5) Werden fiir bewisserte und nicht bewisserte Flichen
unterschiedliche Ertrige festgesetzt, so kommt der Stilllegungs-
ausgleich fir nicht bewisserte Flichen zur Anwendung.

(6)  Die Betriebsinhaber konnen den Stilllegungsausgleich fiir
Flachen erhalten, die sie iiber ihre Quote hinaus freiwillig still-
gelegt haben. Die Mitgliedstaaten gestatten den Betriebsinha-
bern, mindestens 10 % der mit landwirtschaftlichen Kultur-
pflanzen bestellten Fliche stillzulegen, fur die eine Zahlung
beantragt wird und die gemifl diesem Artikel stillgelegt wird.
Die Mitgliedstaaten konnen hohere Prozentsitze festlegen, die
den besonderen Gegebenheiten Rechnung tragen und die
Bewirtschaftung einer hinreichenden landwirtschaftlichen Fli-
che gewihrleisten.

Im Fall der Anwendung des Artikels 66 findet der vorliegende
Absatz entsprechend den von der Kommission nach dem in
Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfahren festzulegenden Ein-
zelbestimmungen Anwendung.

(7)  Betriebsinhaber, die eine Flichenzahlung fiir eine Fliche
beantragen, die bei Zugrundelegung der fiir ihre Region fest-
gesetzten Getreidedurchschnittsertrage hochstens der fir die
Erzeugung von 92 Tonnen Getreide benotigten Fliche ent-
spricht, sind von der Stilllegungsverpflichtung befreit. Absatz 6
findet auf diese Betriebsinhaber Anwendung.
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(8)  Unbeschadet von Artikel 108 kénnen

— Fldchen, die im Rahmen von Agrarumweltmaffnahmen (Ar-
tikel 22, 23 und 24 der Verordnung (EG) Nr. 125799 des
Rates) stillgelegt wurden und weder einer landwirtschaftli-
chen Nutzung zugefithrt noch in anderer Weise, als dies
fur die tibrigen Flichen nach dieser Verordnung zulissig ist,
gewinnbringend genutzt werden, oder

— im Rahmen von Aufforstungsmaffnahmen (Artikel 31 der
Verordnung (EG) Nr. 1257/1999) aufgeforstete Flichen

aufgrund eines nach dem 28. Juni 1995 gestellten Antrags auf
die in Absatz 1 genannte Stilllegungsverpflichtung bis zu einer
Hochstgrenze je Betrieb, die von dem betreffenden Mitglied-
staat festgesetzt werden kann, angerechnet werden. Solche
Hochstgrenzen diirfen nur insoweit festgelegt werden, als dies
erforderlich ist, um zu vermeiden, dass sich ein unverhiltnis-
mifig hoher Anteil der fiir die betreffende Regelung verfiig-
baren Mittel auf nur wenige Betriebe konzentriert.

Fiir diese Flichen wird jedoch die Flichenzahlung nach Artikel
104 der vorliegenden Verordnung nicht geleistet und werden
die Beihilfen nach Artikel 24 Absatz 1 oder Artikel 31 Absatz
1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 auf einen
Hochstbetrag beschrinkt, der der Flichenzahlung fiir die Still-
legung gemidfl Artikel 104 der vorliegenden Verordnung ent-
spricht.

Die Mitgliedstaaten kénnen beschliefen, die im vorliegenden
Absatz vorgesehene Regelung nicht auf neu hinzukommende
Antragsteller in Regionen anzuwenden, in denen die regionale
Grundflache stindig in bedeutendem Umfang iiberschritten zu
werden droht.

(9)  Stillgelegte Flichen miissen mindestens 0,1 ha groff und
10 Meter breit sein. Aus hinreichend begriindeten 6kologischen
Griinden konnen die Mitgliedstaaten Flichen mit einer Mindest-
breite von 5 Metern und mit einer Mindestgrofle von 0,05 ha
akzeptieren.

Artikel 108

Einen Zahlungsanspruch begriindende Flichen

Antrige auf Zahlungen konnen nicht fur Flichen gestellt wer-
den, die zu dem Zeitpunkt, der fir Beihilfenantrige ,Flichen®
vorgesehen ist, als Dauergriinland, Dauerkulturen oder Wilder
genutzt wurden oder nichtlandwirtschaftlichen Zwecken dien-
ten.

Die Mitgliedstaaten konnen nach Modalititen, die nach dem in
Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfahren festzulegen sind,
von Absatz 1 abweichen, sofern sie die erforderlichen Mafinah-
men treffen, um zu vermeiden, dass diese Abweichungen zu
einer nennenswerten Ausweitung der Agrarfliche fithren, fiir
die insgesamt Anspruch auf Zahlung besteht.

Artikel 109

Aussaat und Antrag

Anspruchsberechtigt sind Betriebsinhaber, die spitestens an
dem der Ernte vorausgehenden 31. Mai die Aussaat vorgenom-
men und bis spitestens 15. Mai einen Antrag gestellt haben.

Artikel 110

Durchfithrungsbestimmungen

Umfassende Durchfithrungsbestimmungen zu diesem Kapitel
werden nach dem in Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfah-
ren erlassen; sie betreffen insbesondere

— die Festsetzung und Verwaltung der Grundflichen,

— die Erstellung von Regionalisierungsplinen fir die Erzeu-
gung,

— die Grassilage,
— die Gewidhrung der Flichenzahlung,

— die Mindestflache, fur die ein Anspruch auf Zahlung
besteht; diese Bestimmungen tragen den Kontrollerforder-
nissen und der angestrebten Effizienz der betreffenden
Regelung besonders Rechnung,

— die Anspruchsvoraussetzungen fiir den Hartweizenzuschlag
zur Flichenzahlung sowie fiir die Sonderbeihilfe, und ins-
besondere die Ausweisung der zu beriicksichtigenden
Regionen,

— die Vorschriften iiber die Flichenstilllegung, insbesondere
die Vorschriften in Bezug auf Artikel 107 Absatz 3; diese
Vorschriften legen fest, welche Futterleguminosen auf still-
gelegten Flichen angebaut werden diirfen und konnen im
Zusammenhang mit Artikel 107 Absatz 3 Unterabsatz 1
erster Gedankenstrich die Bedingungen fiir den Anbau von
Erzeugnissen umfassen, fur die kein Anspruch auf Aus-
gleich besteht.

Nach demselben Verfahren kann die Kommission

— entweder die Gewidhrung der Zahlungen davon abhingig
machen, dass

i) bestimmtes Saatgut,

i) zertifiziertes Saatgut im Fall von Hartweizen, Lein-
samen und Faserflachs und -hanf,

iii) Saatgut bestimmter Sorten im Fall von Olsaaten, Hart-
weizen, Leinsamen und Faserflachs und -hanf

verwendet wird,
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— oder den Mitgliedstaaten die Moglichkeit geben, die Gewih-
rung der Zahlungen von diesen Voraussetzungen abhingig
zu machen,

— oder eine Verschiebung der in Artikel 109 genannten Ter-
mine fur die Gebiete zulassen, in denen aufergewohnliche
Witterungsverhiltnisse die Einhaltung der normalen Ter-
mine nicht gestatten.

KAPITEL 11

PRAMIEN FUR SCHAFE UND ZIEGEN

Artikel 111

Anwendungsbereich

Im Fall der Anwendung des Artikels 67 gewahren die Mitglied-
staaten unter den in diesem Kapitel festgelegten Voraussetzun-
gen auf jahrlicher Grundlage Betriebsinhabern, die Schafe oder
Ziegen ziichten, Primien oder Ergdnzungszahlungen, sofern
nichts anderes geregelt ist.

Artikel 112

Begriffsbestimmungen
Fiir die Zwecke dieses Kapitels bezeichnet der Ausdruck

a) ,Mutterschaf* jedes weibliche Schaf, das mindestens einmal
abgelammt hat oder mindestens ein Jahr alt ist,

b) ,Mutterziege* jede weibliche Ziege, die mindestens einmal
abgelammt hat oder mindestens ein Jahr alt ist.

Artikel 113

Mutterschaf- und Ziegenprimie

(1)  Einem Betriebsinhaber, der in seinem Betrieb Mutter-
schafe hilt, kann auf ordnungsgemiflen Antrag eine Primie fiir
die Mutterschathaltung (Mutterschafprimie) gewdhrt werden.

(2)  Einem Betriebsinhaber, der in seinem Betrieb Mutterzie-
gen hilt, kann auf ordnungsgemiflen Antrag eine Primie fiir
die Mutterziegenhaltung (Ziegenpriamie) gewahrt werden. Diese
Pramie wird Betriebsinhabern in bestimmten Gebieten gewihrt,
in denen die Produktion die folgenden beiden Kriterien erfillt:

a) Die Ziegenhaltung ist hauptsichlich auf die Ziegenfleisch-
erzeugung ausgerichtet,

b) Schafe und Ziegen werden nach vergleichbaren Methoden
aufgezogen.

Eine Liste dieser Gebiete wird nach dem in Artikel 144 Absatz
2 genannten Verfahren festgelegt.

(3)  Die Mutterschaf- und Ziegenprimie wird fur jedes pri-
mienfihige Tier je Kalenderjahr und Betriebsinhaber und inner-
halb einer individuellen Obergrenze als Jahresprimie gewahrt.
Die Mindestzahl von Tieren, fur die ein Primienantrag gestellt
wird, wird von dem Mitgliedstaat festgesetzt. Diese Mindestzahl
darf nicht kleiner als 10 und nicht grofer als 50 sein.

(4)  Die Pramie pro Mutterschaf wird auf 21 EUR festgesetzt.
Fiir Betriebsinhaber, die Schafmilch oder Schafmilcherzeugnisse
vermarkten, betrdgt die Primie jedoch 16,8 EUR.

(5) Die Primie pro Mutterziege wird auf 16,8 EUR fest-
gesetzt.

Artikel 114

Zusatzprimie

(1) In Gebieten, in denen die Schaf- und Ziegenhaltung eine
traditionelle Wirtschaftstitigkeit darstellt oder einen erhebli-
chen Beitrag zur lindlichen Wirtschaft leistet, wird den
Betriebsinhabern eine Zusatzprimie gewihrt. Die Mitgliedstaa-
ten entscheiden iiber die Abgrenzung dieser Gebiete. Die
Zusatzpramie wird in jedem Fall nur Betriebsinhabern gewihrt,
die mindestens 50 % ihrer landwirtschaftlich genutzten
Betriebsfliche in den gemdf der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 definierten benachteiligten Gebieten bewirtschaften.

(2) Die Zusatzpramie wird auch Betriebsinhabern gewihrt,
die Wandertierhaltung betreiben, vorausgesetzt,

a) mindestens 90 % der Tiere, fiir die die Primie beantragt
wird, weiden wihrend mindestens 90 aufeinander folgen-
den Tagen in einem gemifl Absatz 1 abgegrenzten forder-
fahigen Gebiet und

b) der Betrieb ist in einem genau umrissenen geografischen
Gebiet gelegen, in dem der Mitgliedstaat zweifelsfrei fest-
gestellt hat, dass Schafe undfoder Ziegen traditionell als
Wandertiere gehalten werden und die Verbringung dieser
Tiere aufgrund der Futtermittelknappheit zur Zeit der Her-
denwanderung notwendig ist.

(3) Die Zusatzprimie wird auf 7 EUR je Mutterschaf und
Mutterziege festgesetzt. Die Zusatzprimie wird zu denselben
Bedingungen gewihrt wie die Mutterschaf- und Ziegenpramie.

Artikel 115

Gemeinsame Bestimmungen

(1) Die Primien werden den pramienberechtigten Betriebs-
inhabern auf der Grundlage der Anzahl Mutterschafe undjoder
Mutterziegen gewidhrt, die wihrend eines nach dem in Artikel
144 Absatz 2 genannten Verfahren festzusetzenden Mindest-
zeitraums in ihrem Betrieb gehalten werden.
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(2)  Sobald eine Verordnung mit neuen Regeln fiir die Kenn-
zeichnung und Registrierung von Schafen und Ziegen anwend-
bar wird, sind nur die Tiere primienfihig, die nach diesen
Regeln gekennzeichnet und registriert sind.

Artikel 116

Individuelle Obergrenzen

(1)  Ab 1. Januar 2005 entspricht die in Artikel 113 Absatz
3 genannte individuelle Obergrenze pro Betriebsinhaber der
Anzahl Primienanspriiche, iiber die er am 31. Dezember 2004
entsprechend den einschldgigen Vorschriften der Gemeinschaft
verfiigte.

(2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Mafinah-
men, um sicherzustellen, dass die Summe der in ihrem
Hoheitsgebiet verfiigbaren Pramienanspriiche die in Absatz 4
festgesetzten nationalen Hochstgrenzen nicht tiberschreitet und
die nationalen Reserven gemif Artikel 118 erhalten bleiben
konnen.

(3)  Pramienanspriiche, die in Anwendung der Mafnahme
gemild Absatz 2 entzogen wurden, verfallen.

(4)  Die folgenden Obergrenzen finden Anwendung:

Mitgliedstaat Anspriiche (x 1000)

Belgien 70
Dinemark 104
Deutschland 2432
Griechenland 11023
Spanien 19 580
Frankreich 7 842
Irland 4956
[talien 9575
Luxemburg 4
Niederlande 930
Osterreich 206
Portugal (%) 2 690
Finnland 80
Schweden 180
Vereinigtes Konigreich 19 492

Insgesamt 79164

(!) Nach Auslaufen der Verordnung (EWG) Nr. 1017/94 anzupassen.

Artikel 117

Ubertragung von Primienanspriichen

(1)  Wenn ein Betriebsinhaber seinen Betrieb verkauft oder
auf andere Weise iibertrdgt, kann er seine gesamten Primien-
anspriiche auf seinen Nachfolger tibertragen.

(2)  Ein Betriebsinhaber kann seine Primienanspriiche auch
ohne Ubertragung seines Betriebs ganz oder teilweise auf
andere Betriebsinhaber tibertragen.

Werden Primienanspriiche ohne Ubertragung des Betriebs
iibertragen, so fillt ein Teil der tibertragenen Primienansprii-
che, der 15 % nicht iiberschreitet, ohne Ausgleichszahlung zur
unentgeltlichen Neuzuteilung in die nationale Reserve des Mit-
gliedstaats zuriick, in dem der Betrieb gelegen ist.

Die Mitgliedstaaten konnen Prdmienanspriiche von Betriebs-
inhabern erwerben, die auf freiwilliger Basis einwilligen, ihre
Primienanspriiche ganz oder teilweise aufzugeben. In diesem
Fall konnen die fir den Erwerb dieser Anspriiche erforderlichen
Zahlungen an diese Betriebsinhaber entweder aus den nationa-
len Haushalten oder gemifl Artikel 119 Absatz 2 fiinfter
Gedankenstrich erfolgen.

Abweichend von Absatz 1 konnen die Mitgliedstaaten in hin-
reichend begriindeten Fillen vorsehen, dass im Falle des Ver-
kaufs oder einer anderen Ubertragung des Betriebs die Ubertra-
gung von Anspriichen iiber die nationale Reserve durchgefithrt
wird.

(3) Die Mitgliedstaaten konnen die erforderlichen Mafinah-
men treffen, um zu verhindern, dass Primienanspriiche aufSer-
halb problematischer Gebiete oder Regionen, in denen die
Schathaltung fur die ortliche Wirtschaft von besonderer Bedeu-
tung ist, ibertragen werden.

(4)  Die Mitgliedstaaten konnen bis zu einem noch festzuset-
zenden Zeitpunkt genehmigen, dass Betriebsinhaber einen Teil
ihrer Primienanspriiche, die sie nicht selbst nutzen wollen,
voriibergehend abtreten.

Artikel 118

Nationale Reserve

(1)  Jeder Mitgliedstaat unterhilt eine nationale Reserve von
Pramienanspriichen.

(2)  Pramienanspriiche, die gemdfl Artikel 117 Absatz 2 oder
nach Mafigabe anderer Gemeinschaftsvorschriften entzogen
werden, werden der nationalen Reserve zugeschlagen.

(3)  Die Mitgliedstaaten konnen den Betriebsinhabern inner-
halb der Grenzen ihrer nationalen Reserven Primienanspriiche
zuteilen. Bei der Zuteilung geben sie insbesondere Berufsneu-
lingen, Junglandwirten oder anderen vorrangig in Frage kom-
menden Betriebsinhabern den Vorzug.
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Artikel 119

Erginzungszahlungen

(1)  Im Fall der Anwendung des Artikels 71 gewihren die
Mitgliedstaaten alljahrlich Ergdnzungszahlungen in Hohe der
Globalbetrage gemdfl Absatz 3 des vorliegenden Artikels.

Die Mitgliedstaaten konnen beschlieRen, die Globalbetrige des
Absatzes 3 des vorliegenden Artikels durch eine Verringerung
der Betrige der Zahlungen nach Artikel 113 zu ergdnzen. Die
Verringerung der Betrige, die auf regionaler Basis gewahrt wer-
den kann, darf 1 EUR nicht iiberschreiten.

Die Zahlungen erfolgen jihrlich nach objektiven Kriterien,
wozu insbesondere die jeweiligen Produktionsstrukturen und
-bedingungen gehéren, und zwar so, dass die Gleichbehand-
lung der Erzeuger gewéhrleistet und Marktstérungen und Wett-
bewerbsverzerrungen vermieden werden. Dariiber hinaus diir-
fen bei diesen Zahlungen keine Marktpreisschwankungen
beriicksichtigt werden. Sie konnen auf regionaler Basis erfol-
gen.

(2) Die Zahlungen konnen insbesondere Folgendes umfas-
se1:

— Zahlungen an Betriebsinhaber, die sich auf bestimmte Pro-
duktionsarten, insbesondere mit Qualititsbezug, speziali-
siert haben, die fiir die ortliche Wirtschaft oder den
Umweltschutz von Bedeutung sind;

— eine Erhohung der Pramien gemif8 Artikel 113. Die zusitz-
lichen Betrdge konnen an die Erfiilllung von Besatzdichte-
auflagen gekniipft sein, die von dem jeweiligen Mitglied-
staat nach den ortlichen Bedingungen festzulegen sind;

— Stiitzungszahlungen fur die Umstrukturierung landwirt-
schaftlicher Betriebe oder die Bildung von Erzeugerorgani-
sationen;

— flachenbezogene Zahlungen fiir Betriebsinhaber, die je
Hektar Futterfliche gewdhrt werden, die einem Betriebs-
inhaber wahrend des betreffenden Kalenderjahres zur Ver-
fiigung steht und fiir die im gleichen Jahr keine Zahlungen
im Rahmen der Stiitzungsregelung fiir bestimmte landwirt-
schaftliche Kulturpflanzen erzeugende Betriebsinhaber, der
Beihilferegelung fiir Trockenfutter und der gemeinschaftli-
chen Beihilferegelungen fiir andere Dauerkulturen oder
Gartenbaukulturen beantragt worden sind;

— Zahlungen an Betriebsinhaber, die ihre Anspriiche gemaf
Artikel 117 Absatz 2 freiwillig aufgeben;

— Stiitzungszahlungen fur die Verbesserung und Rationalisie-
rung der Verarbeitung und Vermarktung von Schaf- und
Ziegenfleisch.

(3)  Die folgenden Globalbetrdge finden Anwendung:

(in Tausend Euro)

Belgien 64
Dinemark 79
Deutschland 1793
Griechenland 8767
Spanien 18 827
Frankreich 7083
Irland 4875
Italien 6920
Luxemburg 4
Niederlande 743
Osterreich 185
Portugal 2275
Finnland 61
Schweden 162
Vereinigtes Konigreich 20162
Artikel 120
Obergrenzen

Die Summe der Betrdge fiir jede beantragte einzelne Primie
oder Ergdnzungszahlung darf die von der Kommission gemifS
Artikel 64 Absatz 2 festgesetzte Obergrenze nicht iiberschrei-
ten.

Uberschreitet der Gesamtbetrag der beantragten Beihilfe die
festgesetzte Obergrenze, so wird die Beihilfe je Betriebsinhaber
in diesem Jahr anteilmafSig gekiirzt.

KAPITEL 12

ZAHLUNGEN FUR RINDFLEISCH

Artikel 121

Anwendungsbereich

Im Fall der Anwendung des Artikels 68 gewihren die Mitglied-
staaten unter den in diesem Kapitel festgelegten Voraussetzun-
gen die Beihilfe oder die Beihilfen, fiir die sie sich gemdfl Arti-
kel 68 entschieden haben, sofern nichts anderes geregelt ist.
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Artikel 122

Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Kapitels bezeichnet der Ausdruck

a) ,Region“ nach Wahl des betreffenden Mitgliedstaats den
Mitgliedstaat oder eine Region innerhalb des Mitgliedstaats;

b) ,Bulle“ ein nicht kastriertes mannliches Rind;
¢) ,Ochse“ ein kastriertes mannliches Rind;

d) . Mutterkuh“ eine Kuh einer Fleischrasse oder eine aus der
Kreuzung mit einer Fleischrasse hervorgegangene Kuh, die
einem Bestand angehort, in dem Kilber fiir die Fleisch-
erzeugung gehalten werden;

e) ,Firse“ ein mindestens acht Monate altes weibliches Rind
vor der ersten Abkalbung.

Artikel 123

Sonderprimie

(1)  Ein Betriebsinhaber, der in seinem Betrieb minnliche
Rinder halt, kann auf Antrag eine Sonderpramie erhalten. Diese
Pramie wird auf Jahresbasis je Kalenderjahr und Betrieb im
Rahmen der regionalen Hochstgrenzen fiir nicht mehr als 90
Tiere jeder der in Absatz 2 genannten Altersklassen gewihrt.

(2)  Die Sonderpramie wird gewéhrt

a) hochstens einmal im Leben eines Bullen ab dem Alter von
neun Monaten oder

b) hochstens zweimal im Leben eines Ochsen, und zwar
— erstmals ab dem Alter von neun Monaten,

— zum zweiten Mal nach Erreichen des Alters von 21
Monaten.

(3)  Um fir die Sonderprimie in Betracht zu kommen, miis-
sen folgende Anforderungen erfiillt sein:

a) Tiere, fur die ein Primienantrag gestellt wurde, werden
vom Betriebsinhaber wihrend eines noch festzulegenden
Zeitraums zu Mastzwecken gehalten.

b) Fir jedes Tier liegt bis zur Schlachtung oder bis zur Aus-
fuhr ein Tierpass im Sinne des Artikels 6 der Verordnung
(EG) Nr. 1760/2000 des Europdischen Parlaments und des

Rates vom 17. Juli 2000 zur Einfithrung eines Systems zur
Kennzeichnung und Registrierung von Rindern und iiber
die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnis-
sen (1) mit allen einschligigen Angaben iiber den Pri-
mienstatus des Tieres oder — falls nicht vorhanden — ein
gleichwertiges Verwaltungspapier vor.

(4) Liegt in einer bestimmten Region die Gesamtzahl der
Bullen im Alter von mindestens neun Monaten und der Ochsen
im Alter zwischen neun Monaten und 20 Monaten, fir die ein
Pramienantrag gestellt wurde und die die Bedingungen fiir die
Gewihrung der Sonderprimie erfillen, iiber der regionalen
Hochstgrenze gemdfl Absatz 8, so wird die Zahl der gemifS
Absatz 2 Buchstaben a und b priamienfihigen Tiere fir jeden
Betriebsinhaber in dem betreffenden Jahr anteilmiRig gekiirzt.

Im Sinne dieses Artikels ist die ,regionale Hochstgrenze® die
Anzahl Tiere, die in einer bestimmten Region und einem
bestimmten Kalenderjahr primienfihig sind.

(5) Die Mitgliedstaaten konnen abweichend von den Absit-
zen 1 und 4

— auf der Grundlage objektiver Kriterien, die zu einer Politik
der Entwicklung des lindlichen Raums gehéren, und nur
unter der Voraussetzung, dass sie sowohl Umwelt- als auch
Beschiftigungsaspekte beriicksichtigen, den Grenzwert von
90 Tieren je Betrieb und Altersklasse dndern oder aufheben
und

— in diesem Fall beschliefen, Absatz 4 so anzuwenden, dass
die fur die Einhaltung der geltenden regionalen Hochst-
grenze erforderlichen Kiirzungen auf Inhaber von Klein-
betrieben, die in dem betreffenden Jahr keine Sonderpri-
mien fur mehr als eine von dem jeweiligen Mitgliedstaat
festgelegte Mindestzahl von Tieren beantragt haben, keine
Anwendung finden.

(6)  Die Mitgliedstaaten konnen beschlieen, die Sonderpri-
mie zum Zeitpunkt der Schlachtung zu gewdhren. In diesem
Falle wird fir Bullen das Alterskriterium gemdfl Absatz 2
Buchstabe a) durch ein Mindestschlachtgewicht von 185 kg
ersetzt.

Die Primie wird an die Betriebsinhaber gezahlt oder zuriick-
gezahlt.

Das Vereinigte Konigreich wird ermichtigt, die Sonderprimie
in Nordirland nach einer anderen Regelung zu gewihren als in
seinem {ibrigen Hoheitsgebiet.

(7)  Der Betrag der Sonderpramie wird

a) fir pramienfihige Bullen auf 210 EUR|Tier,

b) fiir primienfihige Ochsen je Altersklasse auf 150 EUR|[Tier
festgesetzt.

() ABL L 204 vom 11.8.2000, S. 1.
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(8)  Es gelten folgende regionale Hochstgrenzen:

Belgien 235149
Dinemark 277 110
Deutschland 1782700
Griechenland 143134
Spanien 713999 (Y
Frankreich 1754732 ()
Irland 1077458
Italien 598 746
Luxemburg 18 962
Niederlande 157 932
Osterreich 373 400
Portugal 175075 () (%
Finnland 250 000
Schweden 250 000
Vereinigtes Konigreich 1419 811 ()

(') Unbeschadet ~der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG)
Nr. 1454/2001.

(®) Unbeschadet ~der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG)
Nr. 1452/2001.

() Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG)
Nr. 1453/2001.

(*) Nach Ablauf der Geltungsdauer der Verordnung (EG) Nr. 1017/94 anzupas-
sen.

() Diese Hochstgrenze wird voriibergehend um 100 000 auf 1519 811 angeho-
ben, bis lebende Tiere unter sechs Monaten ausgefiihrt werden diirfen.

Artikel 124

Saisonentzerrungsprimie

(1)  Uberschreitet in einem Mitgliedstaat im Fall der Anwen-
dung des Artikels 71

a) die Zahl der Ochsen, die in einem bestimmten Jahr
geschlachtet wurden, 60 % der jihrlichen Gesamtschlach-
tungen mannlicher Rinder und

b) die Zahl der Ochsen, die zwischen dem 1. September und
dem 30. November eines bestimmten Jahres geschlachtet
wurden, 35 % der jahrlichen Gesamtschlachtungen von
Ochsen,

so konnen die Betriebsinhaber auf Antrag iiber die Sonderpri-
mie hinaus eine zusitzliche Priamie erhalten (Saisonentzer-
rungspramie). Werden jedoch in Irland oder in Nordirland
beide der vorgenannten Auslosungssitze erreicht, so gilt die
Primie in Irland und in Nordirland.

Zur Anwendung dieses Artikels im Vereinigten Konigreich wird
Nordirland als gesonderte Einheit angesehen.

(2)  Der Betrag dieser Primie wird festgesetzt auf

— 72,45 EUR je Tier, wenn es in den ersten 15 Wochen eines
bestimmten Jahres geschlachtet wird,

— 54,34 EUR je Tier, wenn es in der 16. und 17. Woche eines
bestimmten Jahres geschlachtet wird,

— 36,23 EUR je Tier, wenn es in der 18. bis 21. Woche eines
bestimmten Jahres geschlachtet wird,

— 18,11 EUR je Tier, wenn es in der 22. und 23. Woche eines
bestimmten Jahres geschlachtet wird.

(3) Wird der Prozentsatz gemifl Absatz 1 Buchstabe b)
unter Beriicksichtigung von Absatz 1 vorletzter Satz nicht
erreicht, so konnen Mitgliedstaaten, deren Betriebsinhaber
zuvor die Saisonentzerrungspramie erhalten haben, beschlie-
Ben, diese Primie zum Satz von 60 % der in Absatz 2 fest-
gesetzten Betrige zu gewiahren.

In diesem Fall

a) kann der betreffende Mitgliedstaat beschliefen, diese Pri-
miengewihrung auf die ersten zwei oder drei der genann-
ten Zeitrdume zu begrenzen;

b) stellt der betreffende Mitgliedstaat sicher, dass die Maf-
nahme in Bezug auf das entsprechende Haushaltsjahr finan-
ziell neutral ist; zu diesem Zweck kiirzt er

— den Betrag der Sonderprimie fiir die zweite Alters-
klasse der Ochsen, die in dem betreffenden Mitglied-
staat gewahrt wird, und/oder

— die gemdfs Abschnitt 2 zu zahlenden Erginzungs-
betrige und teilt der Kommission die entsprechende
Kiirzung mit.

Zur Anwendung dieser Mafinahme werden Irland und Nord-
irland hinsichtlich der Berechnung des Prozentsatzes gemifl
Absatz 1 Buchstabe a) und somit des Prdmienanspruchs als
eine Einheit angesehen.

(4)  Um festzustellen, ob die in diesem Artikel festgesetzten
Prozentsitze iiberschritten wurden, werden die Schlachtungen
beriicksichtigt, die im zweiten Jahr vor dem Jahr der Schlach-
tung des pramienfihigen Tieres durchgefithrt wurden.

Artikel 125

Mutterkuhprimie

(1)  Ein Betriebsinhaber, der in seinem Betrieb Mutterkiihe
hilt, kann auf Antrag eine Pramie zur Erhaltung des Mutter-
kuhbestands (Mutterkuhprimie) erhalten. Diese Primie wird
auf Jahresbasis je Kalenderjahr und Betriebsinhaber im Rahmen
individueller Hochstgrenzen gewahrt.

(2) Die Mutterkuhprimie wird jedem Betriebsinhaber
gewihrt, der

a) ab dem Tag der Beantragung der Pramie 12 Monate weder
Milch noch Milcherzeugnisse aus seinem Betrieb abgibt.
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Dabei steht die direkte Abgabe von Milch oder Milch-
erzeugnissen vom Betrieb an den Verbraucher der Gewih-
rung der Pramie jedoch nicht entgegen;

b) Milch oder Milcherzeugnisse abgibt, wobei die einzel-
betriebliche Referenzmenge gemifs Artikel 4 der Verord-
nung (EWG) Nr. 3950/92 jedoch insgesamt 120 000 kg
nicht tiberschreitet. Die Mitgliedstaaten konnen jedoch auf
der Grundlage objektiver Kriterien, die sie selbst festlegen,
beschliefen, diese Mengenbegrenzung zu dndern oder auf-
zuheben,

sofern der Betriebsinhaber wihrend mindestens sechs aufeinan-
der folgenden Monaten ab dem Tag der Beantragung der Pri-
mie eine Zahl Mutterkithe von mindestens 60 % und eine Zahl
Firsen von hochstens 40 % der Anzahl Tiere hilt, fiir die die
Pramie beantragt wurde.

Um festzustellen, wie viele Tiere gemifl Absatz 2 Unterabsatz
1 Buchstaben a) und b) des vorliegenden Artikels pramienfahig
sind, wird auf der Grundlage der einzelbetrieblichen Referenz-
menge gemif$ Artikel 95 Absatz 2 und des durchschnittlichen
Milchertrags festgestellt, ob es sich um Kiihe eines Mutterkuh-
bestands oder um Kiihe eines Milchkuhbestands handelt.

(3)  Der Primienanspruch jedes Betriebsinhabers ist gemifs
Artikel 126 individuell begrenzt.

(4)  Der Pramienbetrag wird auf 200 EUR|Tier festgesetzt.

(5)  Im Fall der Anwendung des Artikels 68 Buchstabe a) Zif-
fer i) konnen die Mitgliedstaaten eine zusitzliche nationale
Mutterkuhpramie in Hohe von bis zu 50 EUR/Tier gewihren,
sofern dies nicht zu einer Ungleichbehandlung von Rinderhal-
tern des betreffenden Mitgliedstaats fiihrt.

Bei Betrieben in den Regionen im Sinne der Artikel 3 und 6
der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni
1999 zur Festlegung der allgemeinen Bestimmungen iiber den
Strukturfonds (!) werden die ersten 24,15 EUR|[Tier dieser
zusdtzlichen Primie vom EAGFL, Abteilung Garantie, finan-
ziert.

Bei Betrieben, die im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats gelegen
sind, finanziert der EAGFL, Abteilung Garantie, die gesamte
zusitzliche Primie, sofern in dem betreffenden Mitgliedstaat
der Rinderbestand durch einen proportional starken Umfang
des Mutterkuhbestands gekennzeichnet ist, der mindestens
30 % der Gesamtzahl der Kiihe ausmacht, und sofern mindes-
tens 30 % der geschlachteten méinnlichen Rinder den Beschaf-

(") ABL L 161 vom 26.6.1999, S. 1. Zuletzt gedndert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1105/2003 (ABL L 158 vom 27.6.2003, S. 3).

fenheitsklassen S und E angehoren. Das Uberschreiten dieser
Prozentsitze wird auf der Grundlage des Durchschnitts der bei-
den Jahre festgestellt, die dem Jahr vorangehen, fiir das die Pri-
mie gewahrt wurde.

(6) Fur die Zwecke dieses Artikels werden nur diejenigen
Firsen beriicksichtigt, die einer Fleischrasse angehoren oder aus
der Kreuzung mit einer Fleischrasse hervorgegangen sind und
einem Bestand angehoren, in dem Kailber fir die Fleischerzeu-
gung gehalten werden.

Artikel 126

Individuelle Hochstgrenzen fiir Mutterkuhprimien

(1)  Jedem Betriebsinhaber, der in seinem Betrieb Mutterkiihe
hidlt, wird im Rahmen der gemifl Artikel 7 der Verordnung
(EG) Nr. 1254/1999 festgesetzten individuellen Hochstgrenzen
eine Beihilfe gewihrt.

(2) Die Mitgliedstaaten treffen geeignete MaRnahmen, um
sicherzustellen, dass die Summe der fiir ihr Hoheitsgebiet gel-
tenden Primienanspriiche die in Absatz 5 des vorliegenden
Artikels festgesetzten nationalen Hochstgrenzen nicht tber-
schreitet und die nationalen Reserven gemafS Artikel 128 erhal-
ten werden konnen.

(3)  Soweit bei der Anpassung gemifl Absatz 2 eine Herab-
setzung individueller Hochstgrenzen der Betriebsinhaber erfor-
derlich wird, wird diese ohne Ausgleichszahlung vorgenommen
und nach objektiven Kriterien beschlossen, die insbesondere
Folgendes umfassen:

— den Prozentsatz, zu dem Betriebsinhaber ihre individuellen
Hochstgrenzen in den drei Bezugsjahren vor dem Jahr
2000 genutzt haben;

— die Durchfithrung eines Investitions- oder Extensivierungs-
programms im Rindfleischsektor;

— Dbesondere natiirliche Gegebenheiten oder Sanktionen, die
dazu fithren, dass die Pramie fiir mindestens ein Bezugsjahr
gekiirzt oder tiberhaupt nicht gezahlt wird;

— weitere auflergewohnliche Umstinde, die bewirken, dass
die Praimienzahlungen fir mindestens ein Bezugsjahr der in
den vorangegangenen Jahren festgestellten Lage nicht ent-
sprechen.

(4)  Primienanspriiche, die in Anwendung der Maflnahme
gemafl Absatz 2 entzogen wurden, verfallen.
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(5)  Es gelten folgende nationale Hochstgrenzen:

Belgien 394 253
Dinemark 112 932
Deutschland 639 535
Griechenland 138 005
Spanien (%) 1441539
Frankreich (%) 3779 866
Irland 1102 620
Italien 621 611
Luxemburg 18 537
Niederlande 63236
Osterreich 375 000
Portugal (%) (4) 416 539
Finnland 55000
Schweden 155 000
Vereinigtes Konigreich 1699 511

(!) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr.
1453/2001.

(®) Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr.
1452/2001.

() Unbeschadet der besonderen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr.
1454/2001.

(% Nach Ablauf der Geltungsdauer der Verordnung (EG) Nr. 1017/94, um die aus
deren Anwendung in den Jahren 2003 und 2004 resultierenden Primien
anzuheben.

Artikel 127

Ubertragung von Anspriichen auf Mutterkuhpriimien

(1)  Wenn ein Betriebsinhaber seinen landwirtschaftlichen
Betrieb verkauft oder auf andere Weise iibertrigt, kann er seine
gesamten Mutterkuhprimienanspriiche auf seinen Nachfolger
iibertragen. Er kann seine Primienanspriiche auch ohne Uber-
tragung seines Betriebs ganz oder teilweise auf andere Betriebs-
inhaber tibertragen.

Werden Primienanspriiche ohne den Betrieb iibertragen, so
fallt ein Teil der iibertragenen Anspriiche, der 15 % nicht tiber-
schreitet, ohne Ausgleichszahlung zur unentgeltlichen Neu-
zuteilung in die nationale Reserve des Mitgliedstaats zuriick, in
dem der Betrieb ansdssig ist.

(2)  Die Mitgliedstaaten

a) ergreifen die erforderlichen Mafnahmen, um zu verhin-
dern, dass Primienanspriiche an Erzeuger auflerhalb pro-

blematischer Gebiete oder Regionen, in denen die Rind-
fleischerzeugung fiir die ortliche Wirtschaft von besonderer
Bedeutung ist, iibertragen werden;

b) konnen vorsehen, dass die Ubertragung von Primien-
anspriichen in Fillen, in denen der landwirtschaftliche
Betrieb nicht mitiibertragen wird, entweder direkt zwischen
Betriebsinhabern oder iiber die nationale Reserve erfolgt.

(3)  Die Mitgliedstaaten konnen bis zu einem noch festzule-
genden Zeitpunkt genehmigen, dass Betriebsinhaber einen Teil
ihrer Primienanspriiche, die sie nicht selbst in Anspruch neh-
men wollen, voriibergehend abtreten.

Artikel 128

Nationale Reserve von Anspriichen auf Mutterkuhprimien

(1)  Jeder Mitgliedstaat unterhilt eine nationale Reserve von
Anspriichen auf Mutterkuhpramien.

(2)  Pramienanspriiche, die gemafS Artikel 127 Absatz 1 oder
nach Mafigabe anderer Gemeinschaftsvorschriften entzogen
werden, gehen unbeschadet des Artikels 126 Absatz 4 in die
nationale Reserve ein.

(3)  Die Mitgliedstaaten verwenden ihre nationalen Reserven,
um — innerhalb der Grenzen dieser Reserven — insbesondere
Berufsneulingen, Junglandwirten und anderen vorrangig in
Frage kommenden Betriebsinhabern Primienanspriiche zuzutei-
len.

Artikel 129

Firsen

(1)  Abweichend von Artikel 125 Absatz 3 konnen Mitglied-
staaten, in denen mehr als 60 % der Mutterkiithe und Firsen in
Berggebieten im Sinne des Artikels 18 der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 gehalten werden, beschliefen, im Rahmen einer
von dem jeweiligen Mitgliedstaat festzulegenden besonderen
nationalen Hochstgrenze die Mutterkuhpramien fiir Farsen und
fir Mutterkithe getrennt zu verwalten.

Diese besonderen nationalen Hochstgrenzen dirfen 40 % der
nationalen Hochstgrenze des betreffenden Mitgliedstaats geméfS
Artikel 126 Absatz 5 nicht iiberschreiten. Diese nationale
Hochstgrenze wird um den Wert der besonderen nationalen
Héchstgrenzen verringert. Uberschreitet die Gesamtzahl der
den Bedingungen fiir die Gewihrung der Mutterkuhprimie
geniigenden Firsen, fir die ein Antrag gestellt wurde, in einem
Mitgliedstaat, der die in diesem Absatz er6ffnete Moglichkeit
nutzt, die besondere nationale Hochstgrenze, so wird die Zahl
der priamienfihigen Firsen pro Betriebsinhaber fiir das betref-
fende Jahr anteilmafig verringert.

(2)  Fir die Zwecke dieses Artikels werden ausschlielich Fir-
sen beriicksichtigt, die zu einer Fleischrasse gehdren oder aus
einer Kreuzung mit einer Fleischrasse hervorgegangen sind.
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Artikel 130

Schlachtprimie

(1)  Ein Betriebsinhaber, der in seinem Betrieb Rinder hilt,
kann auf Antrag fiir die Gewihrung einer Schlachtprimie in
Betracht kommen. Die Primie wird innerhalb der festzulegen-
den nationalen Hochstgrenzen bei Schlachtung forderfihiger
Tiere oder bei ihrer Ausfuhr nach einem Drittland gewahrt.

Die Schlachtprimie kann gewidhrt werden

a) fiir Bullen, Ochsen, Kiihe und Firsen ab acht Monaten,

b) fur Kilber im Alter von mehr als einem und weniger als
acht Monaten mit einem Schlachtkérpergewicht von bis zu
185 kg,

sofern diese vom Betriebsinhaber wihrend eines festzulegenden
Zeitraums gehalten wurden.

(2)  Der Pramienbetrag wird wie folgt festgelegt:

a) 80 EUR fiir jedes forderfihige Tier gemafl Absatz 1 Buch-
stabe a);

b) 50 EUR fiir jedes forderfahige Tier gemif8 Absatz 1 Buch-
stabe b).

(3)  Die nationalen Hochstgrenzen gemifl Absatz 1 werden
je Mitgliedstaat und gesondert fiir die beiden in den Buchstaben
a) und b) genannten Tiergruppen festgelegt. Jeder Hochstwert
entspricht der Zahl der Tiere jeder dieser beiden Tiergruppen,
die 1995 in dem betreffenden Mitgliedstaat geschlachtet wur-
den, wobei die nach Drittlindern ausgefithrten Tiere hin-
zugerechnet werden; dabei werden Eurostat-Daten fiir dieses
Jahr oder andere fir dieses Jahr veroffentlichte und von der
Kommission anerkannte offizielle statistische Daten zugrunde
gelegt.

(4)  Ubersteigt in einem bestimmten Mitgliedstaat die
Gesamtzahl der Tiere, fiir die in Bezug auf eine der beiden Tier-
gruppen gemdfl Absatz 1 Buchstaben a) oder b) ein Antrag
gestellt wurde und die die Voraussetzungen fiir die Gewihrung
der Schlachtpramie erfullen, die fiir diese Tiergruppe festgelegte
nationale Hochstgrenze, so wird die Zahl aller im Rahmen die-
ser Gruppe je Betriebsinhaber in diesem Jahr primienfihigen
Tiere anteilmafig verringert.

Artikel 131

Besatzdichtefaktor

(1)  Im Fall der Anwendung des Artikels 71 wird die Gesamt-
zahl der Tiere eines Betriebs, fiir die die Sonderprimie und die
Mutterkuhpramie gewidhrt werden konnen, anhand eines
Besatzdichtefaktors von zwei Grofvieheinheiten (GVE) je
Hektar und Kalenderjahr begrenzt. Der Besatzdichtefaktor

betrigt ab dem 1. Januar 2003 1,8 GVE. Der Besatzdichtefaktor
wird ausgedriickt in GVE je innerbetriebliche Futterfliche, die
zur Erndhrung der Tiere verwendet wird. Der Besatzdichtefak-
tor gilt jedoch nicht fir einen Betriebsinhaber, dessen Tier-
bestand, der zur Bestimmung des Besatzdichtefaktors zu
beriicksichtigen ist, 15 GVE nicht tiberschreitet.

(2)  Zur Bestimmung der Besatzdichte eines Betriebs werden
beriicksichtigt:

a) minnliche Rinder, Mutterkithe und Firsen, Schafe und/oder
Ziegen, fiir die Pramienantrige gestellt wurden, sowie die
zur Erzeugung der dem Betriebsinhaber zugeteilten gesam-
ten Milchreferenzmenge erforderlichen Milchkiihe. Die
Bestandszahlen werden anhand folgender Umrechnungs-
tabelle in GVE umgerechnet:

Uber 24 Monate alte minnliche Rinder und 1,0 GVE
Firsen, Mutterkiithe und Milchkiihe

6 bis 24 Monate alte minnliche Rinder und 0,6 GVE
Farsen

Schafe 0,15 GVE
Ziegen 0,15 GVE

b) die Futterfliche, d. h. die wihrend des gesamten Kalender-
jahres fir die Rinder-, Schaf- und/oder Ziegenhaltung zur
Verfugung stehende Betriebsfliche. Zur Futterfliche geho-
ren nicht

— Gebdude, Wilder, Teiche, Wege,

— Fldchen, die fiir andere fiir eine Gemeinschaftsbeihilfe
in Betracht kommende Kulturen, fir Dauerkulturen
oder Gartenbaukulturen genutzt werden, ausgenommen
Dauergriinland, fiir das gemifl Artikel 136 oder gege-
benenfalls gemafs Artikel 96 flichenbezogene Zahlun-
gen gewahrt werden,

— Flichen, die im Rahmen der Stiitzungsregelung fiir
bestimmte landwirtschaftliche Kulturpflanzen erzeu-
gende Betriebsinhaber gefordert werden, die im Rah-
men der Beihilferegelung fiir Trockenfutter genutzt
werden oder die unter ein nationales oder gemein-
schaftliches Flachenstilllegungsprogramm fallen.

Zur Futterfliche gehdren auch gemeinsam genutzte Flichen
und Mischkulturflichen.

Artikel 132

Extensivierungsprimie

(1)  Im Fall der Anwendung des Artikels 71 konnen Betriebs-
inhaber, die die Sonder- und/oder Mutterkuhprimie erhalten,
fur eine Extensivierungspriamie in Betracht kommen.
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(2)  Die Extensivierungspramie betrigt 100 EUR je gewahrter
Sonder- und Mutterkuhprimie, sofern in Bezug auf das betref-
fende Kalenderjahr die Besatzdichte des betreffenden Betriebs
1,4 GVE/ha oder weniger betrigt.

Die Mitgliedstaaten konnen jedoch beschliefSen, die Extensivie-
rungspramie in Hohe von 40 EUR bei einer Besatzdichte von
1,4 GVE/ha oder mehr bis einschlieflich 1,8 GVE/ha und in
Hohe von 80 EUR bei einer Besatzdichte von weniger als 1,4
GVE/ha zu gewihren.

(3)  Fur die Durchfithrung des Absatzes 2 gilt Folgendes:

a) Abweichend von Artikel 131 Absatz 2 Buchstabe a) wer-
den zur Bestimmung der Besatzdichte der Betriebe die
minnlichen Rinder, Kithe und Firsen, die wihrend des
betreffenden Kalenderjahres im Betrieb eingestellt waren,
sowie die Schafe undfoder Ziegen beriicksichtigt, fir die
Primienantrige fiir das gleiche Kalenderjahr gestellt worden
sind. Die Zahl der Tiere wird nach der in Artikel 131
Absatz 2 Buchstabe a) enthaltenen Tabelle in GVE umge-
rechnet.

b) Unbeschadet des Artikels 131 Absatz 2 Buchstabe b) dritter
Gedankenstrich gelten Flichen, die fiir die Erzeugung der
in Anhang IX genannten landwirtschaftlichen Kulturpflan-
zen verwendet werden, nicht als ,Futterfliche®.

¢) Die Futterflache, die fiir die Berechnung der Besatzdichte
zugrunde zu legen ist, muss zu mindestens 50 % aus Wei-
deland bestehen.

Die Mitgliedstaaten bestimmen, was unter ,Weideland“ zu ver-
stehen ist. In die Begriffsbestimmung wird mindestens das Kri-
terium einbezogen, dass Weideland Griinland ist, das gemifS
der ortlichen Landwirtschaftspraxis als Weide fur Rinder und/
oder Schafe anerkannt ist. Die Begriffsbestimmung schlief3t
jedoch die gemischte Verwendung von Weideland wihrend
desselben Jahres nicht aus (Weide, Heu, Grassilage).

(4)  Unbeschadet der Besatzdichteauflagen des Absatzes 2
konnen Betriebsinhaber in Mitgliedstaaten, in denen iiber 50 %
der Milch in Berggebieten im Sinne des Artikels 18 der Verord-
nung (EG) Nr. 1257/1999 erzeugt wird, Extensivierungspri-
mien gemdfl Absatz 2 fur die Milchkiihe erhalten, die in ihren
Betrieben in diesen Gebieten gehalten werden.

(5)  Die Kommission nimmt nach dem in Artikel 144 Absatz
2 genannten Verfahren erforderlichenfalls eine Anpassung der
Betrige gemif§ Absatz 2 vor, insbesondere unter Beriicksichti-
gung der Anzahl Tiere, die im vorangegangenen Kalenderjahr
fir die Pramie in Betracht gekommen sind.

Artikel 133

Erginzungszahlungen

(1)  Im Falle der Anwendung des Artikels 71 leisten die Mit-
gliedstaaten in ihrem Hoheitsgebiet ansissigen Betriebsinhabern
auf Jahresbasis Ergidnzungszahlungen im Rahmen der Global-

betrige gemdfl Absatz 3 des vorliegenden Artikels. Diese Zah-
lungen erfolgen nach objektiven Kriterien, wozu insbesondere
die jeweiligen Produktionsstrukturen und -bedingungen geho-
ren, und zwar so, dass die Gleichbehandlung der Betriebsinha-
ber gewiahrleistet sowie Marktstorungen und Wettbewerbsver-
zerrungen vermieden werden. Dariiber hinaus diirfen bei die-
sen Zahlungen keine Marktpreisschwankungen beriicksichtigt
werden.

(2)  Ergdnzungsbetrige konnen tierbezogen undfoder fla-
chenbezogen gewihrt werden.

(3)  Es gelten die folgenden Globalbetrige:

Belgien 39,4
Dinemark 11,8
Deutschland 88,4
Griechenland 3,8
Spanien 331
Frankreich 93,4
Irland 31,4
Italien 65,6
Luxemburg 3,4
Niederlande 25,3
Osterreich 12,0
Portugal 6,2
Finnland 6,2
Schweden 9,2
Vereinigtes Konigreich 63,8

Artikel 134

Tierbezogene Erginzungszahlungen

(1)  Tierbezogene Erginzungszahlungen konnen gewihrt
werden fir

a) minnliche Rinder,
b) Mutterkiihe,
¢) Milchkiihe,

d) Firsen.

(2)  Tierbezogene Erginzungszahlungen kénnen — aufer fiir
Kdlber — als Zusatzbetrag je Schlachtprimien-Einheit gemifS
Artikel 130 Absatz 2 gewihrt werden. In den anderen Fillen
ist die Gewahrung tierbezogener Ergdnzungszahlungen gebun-
den an

a) die besonderen Voraussetzungen des Artikels 135,
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b) von den Mitgliedstaaten festzulegende spezifische Besatz-
dichteauflagen.

(3)  Die spezifischen Besatzdichteauflagen werden festgelegt

— auf der Grundlage der in Artikel 131 Absatz 2 Buchstabe
b) genannten Futterfliche, ausgenommen jedoch die Fli-
chen, fur die nach Artikel 136 flichenbezogene Ergin-
zungszahlungen gewihrt werden,

— insbesondere unter Beriicksichtigung der Umweltauswir-
kungen der betreffenden Produktionsart, der 6kologischen
Belastbarkeit der zur Rinderhaltung genutzten Flichen und
der Maflnahmen, die zur Stabilisierung oder Verbesserung
der Umweltsituation dieser Flichen getroffen wurden.

Artikel 135

Voraussetzungen fiir tierbezogene Erginzungszahlungen

(1)  Tierbezogene Erginzungszahlungen fiir mannliche Rin-
der konnen je Kalenderjahr fir hochstens die Zahl von Tieren
in einem Mitgliedstaat gewahrt werden,

— die der regionalen Hochstgrenze des betreffenden Mitglied-
staats gemdfd Artikel 123 Absatz 8 entspricht oder

— die der Zahl von minnlichen Rindern entspricht, fur die
1997 Primien gewahrt wurden, oder

— die der durchschnittlichen Zahl von geschlachteten minn-
lichen Rindern in den Jahren 1997, 1998 und 1999 ent-
spricht, wobei Eurostat-Daten fiir diese Jahre oder andere
fur diese Jahre veroffentlichte und von der Kommission
anerkannte offizielle statistische Daten zugrunde gelegt
werden.

Die Mitgliedstaaten konnen auch eine tierbezogene Hochstzahl
von mannlichen Rindern je Betrieb vorsehen, die von dem Mit-
gliedstaat national oder regional festzulegen ist.

Forderfihig sind nur ménnliche Rinder im Alter von mindes-
tens acht Monaten. Werden tierbezogene Ergdnzungszahlungen
zum Zeitpunkt der Schlachtung gewihrt, so konnen die Mit-
gliedstaaten beschliefen, diese Bedingung durch die Bedingung
eines Schlachtkorpermindestgewichts von mindestens 180 kg
Zu ersetzen.

(2)  Tierbezogene Ergidnzungszahlungen fiir Mutterkithe und
Firsen, die fiir die Mutterkuhpramie gemifl Artikel 125 Absatz
4 und Artikel 129 in Betracht kommen, konnen nur als
Zusatzbetrag je Mutterkuh-Primieneinheit gemdfl Artikel 125
Absatz 4 gewihrt werden.

(3)  Tierbezogene Ergdnzungszahlungen fiir Milchkithe kén-
nen nur als Betrag je Tonne der primienfihigen Referenz-
menge gewdhrt werden, die im Betrieb verfiigbar ist und
gemdf Artikel 95 Absatz 2 festzulegen ist.

Artikel 134 Absatz 2 Buchstabe b) findet keine Anwendung.

(4)  Tierbezogene Erginzungszahlungen fiir andere Firsen als
die in Absatz 2 genannten kénnen je Mitgliedstaat und Kalen-
derjahr fiir hochstens die Zahl von Firsen gewihrt werden, die
der durchschnittlichen Zahl von geschlachteten Firsen in den
Jahren 1997, 1998 und 1999 entspricht, wobei Eurostat-Daten
fur diese Jahre oder andere fiir diese Jahre veroffentlichte und
von der Kommission anerkannte offizielle statistische Daten
zugrundegelegt werden.

Artikel 136

Flichenbezogene Erginzungszahlungen

(1)  Flachenbezogene Erginzungszahlungen werden je Hektar
Dauergriinland gewihrt,

a) das einem Betriebsinhaber wihrend des betreffenden Kalen-
derjahres zur Verfiigung steht,

b) das nicht zur Erfullung der spezifischen Besatzdichteauf-
lagen gemif$ Artikel 134 Absatz 3 genutzt wird und

¢) fur das im Rahmen der Stitzungsregelung fir bestimmte
landwirtschaftliche Kulturpflanzen erzeugende Betriebs-
inhaber, der Beihilferegelung fiir Trockenfutter und der
gemeinschaftlichen Beihilferegelungen fiir andere Dauerkul-
turen oder Gartenbaukulturen im gleichen Jahr keine Zah-
lungen beantragt worden sind.

(2)  Das Dauergriinland einer Region, das fur flichenbezo-
gene Ergdnzungszahlungen in Betracht kommt, darf die maf-
gebliche regionale Grundfldche nicht tiberschreiten.

Regionale Grundflichen werden von den Mitgliedstaaten fest-
gelegt als die durchschnittliche Hektarfliche Dauergriinland,
die 1995, 1996 und 1997 fiir die Rinderhaltung zur Verfiigung
stand.

(3)  Flichenbezogene Erginzungsbetrige je Hektar, gegebe-
nenfalls einschlieSlich flichenbezogener Zahlungen gemifS
Artikel 96, diirfen 350 EUR nicht iiberschreiten.

Artikel 137

Unterrichtung

Etwaige Anderungen der nationalen Regelungen fiir die
Gewihrung von Ergdnzungszahlungen sind der Kommission
innerhalb eines Monats nach ihrer Annahme mitzuteilen.

Artikel 138

Gemeinsame Bestimmungen

Die Direktzahlungen im Rahmen dieses Kapitels werden nur
fur Tiere gewdhrt, die entsprechend der Verordnung (EG) Nr.
1760/2000 gekennzeichnet und registriert sind.
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Artikel 139

Obergrenzen

Die Summe der Betrige jeder im Rahmen dieses Kapitels bean-
tragten Direktzahlung darf eine von der Kommission gemafS
Artikel 64 Absatz 2 festgesetzte Obergrenze, die dem Anteil
jeder dieser Direktzahlungen an der in Artikel 41 genannten
Obergrenze entspricht, nicht tiberschreiten.

Uberschreitet der Gesamtbetrag der beantragten Beihilfen die
festgesetzte Obergrenze, so wird die Beihilfe je Betriebsinhaber
in diesem Jahr anteilmifSig gekiirzt.

Artikel 140

Nach der Richtlinie 96/22/EG verbotene Stoffe

(1)  Werden bei einem Tier aus dem Rinderbestand eines
Betriebsinhabers gemdff den einschldgigen Bestimmungen der
Richtlinie 96/23/EG des Rates (") Riickstinde von Stoffen, die
nach der Richtlinie 96/22/EG des Rates (%) verboten sind, oder
Riickstinde von Stoffen, die nach dieser Richtlinie zugelassen
sind, aber vorschriftswidrig verwendet werden, nachgewiesen
oder werden in dem Betrieb dieses Betriebsinhabers Stoffe oder
Erzeugnisse, die nicht zugelassen sind oder die nach der Richt-
linie 96/22/EG zwar zugelassen sind, jedoch vorschriftswidrig
vorratig gehalten werden, in irgendeiner Form nachgewiesen,
so wird dieser Betriebsinhaber fiir das Kalenderjahr, in dem der
Verstoff festgestellt wurde, von der Gewihrung der in diesem
Kapitel vorgesehenen Primien ausgeschlossen.

Im Wiederholungsfall kann die Dauer des Ausschlusses je nach
Schwere des Verstofles bis auf funf Jahre — von dem Jahr an
gerechnet, in dem die Wiederholung des VerstofSes festgestellt
wurde — verldngert werden.

(2)  Behindert der Eigentiimer oder der Halter der Tiere die
zur Durchfithrung der nationalen Uberwachungspline fiir
Riickstinde erforderlichen Inspektionen und Probenahmen
bzw. die Ermittlungen und Kontrollen, die gemif der Richtlinie
96/23/EG durchgefithrt werden, so findet der Ausschluss
gemifl Absatz 1 des vorliegenden Artikels Anwendung.

(") Richtlinie 96/23EG des Rates vom 29. April 1996 iiber Kontroll-
mafnahmen hinsichtlich bestimmter Stoffe und ihrer Riickstinde in
lebenden Tieren und tierischen Erzeugnissen (ABL L 125 vom
23.5.1996, S. 10). Gedndert durch die Verordnung (EG) Nr.
806/2003 (ABL. L 122 vom 16.5.2003, S. 1).

(3 Richtlinie 96/22/EG des Rates vom 29. April 1996 iiber das Verbot
der Verwendung bestimmter Stoffe mit hormonaler bzw. thyreosta-
tischer Wirkung und von f-Agonisten in der tierischen Erzeugung
(ABL L 125 vom 23.5.1996, S. 3).

KAPITEL 13

BEIHILFE FUR KORNERLEGUMINOSEN

Artikel 141

Anwendungsbereich

Im Falle der Anwendung des Artikels 71 gewahren die betref-
fenden Mitgliedstaaten eine Beihilfe fur die Erzeugung der
nachstehenden Kérnerleguminosen:

a) nicht zur Aussaat bestimmte Linsen des KN-Codes
ex 0713 40 00,

b) nicht zur Aussaat bestimmte Kichererbsen des KN-Codes
ex 0713 20 00,

¢) Wicken der Arten Vicia sativa L. und Vicia ervilla Willd. des
KN-Codes ex 0713 90 90 (andere).

Artikel 142

Beihilfe

(1) Die Beihilfe firr die Erzeugung der in Artikel 141
genannten Kornerleguminosen wird je Wirtschaftsjahr gewihrt.
Das Wirtschaftsjahr beginnt am 1. Juli und endet am 30. Juni.

Landwirtschaftlich genutzte Parzellen, fiir die eine Hektarbei-
hilfe im Rahmen einer gemifl Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b)
der Verordnung (EG) Nr. 12581999 finanzierten Regelung
beantragt worden ist, kommen fiir die Zahlung der in der vor-
liegenden Regelung vorgesehenen Beihilfe nicht in Betracht.

(2)  Unbeschadet des Artikels 143 wird der Beihilfebetrag auf
181 EURJha der eingesiten und abgeernteten Anbaufldche fest-
gesetzt.

Artikel 143

Obergrenze

Die Summe der beantragten Beihilfen darf die von der Kom-
mission gemidfl Artikel 64 Absatz 2 festgesetzte Obergrenze,
die dem Anteil der in Anhang VI genannten Kérnerlegumino-
sen-Flachenzahlungen an der in Artikel 41 genannten nationa-
len Obergrenze entspricht, nicht iibersteigen.

Ubersteigt der Gesamtbetrag der beantragten Beihilfen die fest-
gesetzte Obergrenze, so wird die Beihilfe je Betriebsinhaber in
diesem Jahr anteilmifig gekiirzt.
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TITEL V

UBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 144

Verwaltungsausschuss fiir Direktzahlungen

(1) Die Kommission wird vom Verwaltungsausschuss fiir
Direktzahlungen unterstiitzt, der sich aus Vertretern der Mit-
gliedstaaten zusammensetzt; den Vorsitz fithrt der Vertreter der
Kommission.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468EG.

Der Zeitpunkt nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf einen Monat festgesetzt.

(3)  Der Ausschuss gibt sich eine Geschiftsordnung.

Artikel 145

Durchfiihrungsbestimmungen

Nach dem in Artikel 144 Absatz 2 genannten Verfahren wer-
den umfassende Bestimmungen zur Durchfithrung dieser Ver-
ordnung erlassen. Dazu gehoren insbesondere:

a) umfassende Bestimmungen zur Einfithrung der landwirt-
schaftlichen Betriebsberatung;

b) umfassende Bestimmungen zur Festlegung der Kriterien fiir
die Zuteilung der durch die Modulation erwirtschafteten
Betrage;

¢) umfassende Bestimmungen iiber die Gewdhrung der in die-
ser Verordnung vorgesehenen Beihilfen, einschliefSlich der
Beihilfevoraussetzungen, der Anwendungs- und Zahlungs-
termine, der Kontrollbestimmungen sowie der Uberpriifung
und Feststellung der Beihilfeanspriiche einschlieSlich des
erforderlichen Datenaustausch mit den Mitgliedstaaten und
der Feststellung der Uberschreitung der Grundflichen oder
Garantiehochstflichen sowie umfassende Bestimmungen
zum Entzug und der Neuzuweisung ungenutzter Primien-
anspriiche nach den Kapiteln 11 und 12;

d) beziiglich der einheitlichen Betriebsprimie, umfassende
Bestimmungen iiber insbesondere die Festlegung der natio-
nalen Reserve, die Ubertragung von Anspriichen, die
Begriffsbestimmung von Dauerkulturen, Dauergriinland,
landwirtschaftliche Flichen und Griinland, die Optionen
nach Titel III Kapitel 5 und die Liste der auf stillgelegten
Flichen zulissigen Kulturen sowie umfassende Bestimmun-

gen iber die Einhaltung des mit dem Beschluss
93/355/EWG (') angenommenen erlduternden Vermerks
der Europiischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Ver-
einigten Staaten von Amerika iiber bestimmte Olsaaten im
Rahmen des GATT;

e) beziiglich Hartweizen, umfassende Bestimmungen iiber die
Mengen an zertifiziertem Saatgut und anerkannten Sorten;

f) beziiglich Energiepflanzen, umfassende Bestimmungen zur
Festlegung der unter die Regelung fallenden Pflanzen sowie
iber Mindestanforderungen an den Vertrag, die Kontroll-
mafnahmen {iber die verarbeitete Menge und die Verarbei-
tung im Betrieb;

g) Dbeziiglich Faserhanf, umfassende Bestimmungen {iber
besondere Kontrollmafinahmen und Verfahren zur Bestim-
mung des Tetrahydrocannabinolgehalts einschlielich der
Regelungen fiir die in Artikel 52 genannten Vertrdge und
Verpflichtungen;

h) etwa notwendige Anderungen des Anhangs I unter Beriick-
sichtigung des Artikels 1;

i) etwa notwendige Anderungen der Anhinge II, VI, VII, IX,
X und XI, insbesondere unter Beriicksichtigung neuer
Gemeinschaftsvorschriften und, sofern Anhang VIII betrof-
fen ist, im Falle der Anwendung des Artikels 62 und gege-
benenfalls je nach Angaben der Mitgliedstaaten in Bezug
auf den Anteil der Referenzbetrige, der den Zahlungen fur
landwirtschaftliche Kulturpflanzen entspricht, sowie die
Hochstbetrdge als solche, die nach Mafigabe der Differenz
zwischen der derzeit ausgewiesenen Fliche und der Fliche,
fir die in den Jahren 2000 und 2001 Pramien fiir landwirt-
schaftliche Kulturpflanzen gezahlt wurden (nach Artikel 9
Absitze 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 3887/92 der
Kommission (%), innerhalb der Obergrenzen der Grundfli-
chen (oder Garantiehochstflichen fiir Hartweizen) unter
Beriicksichtigung der fiir die Berechnung gemifl Anhang
VIII herangezogenen nationalen Durchschnittsertrage anzu-
heben sind;

j) die Grundvoraussetzungen fiir das System zur Identifizie-
rung landwirtschaftlicher Parzellen und ihre Festlegung;

k) alle Anderungen des Beihilfeantrags und Ausnahmen von
der Antragspflicht;

() ABL L 147 vom 18.6.1993, S. 25.

(3 Verordnung (EG) Nr. 3887/92 der Kommission vom 23. Dezember
1992 mit Durchfithrungsbestimmungen zum integrierten Verwal-
tungs- und Kontrollsystem fiir bestimmte gemeinschaftliche Beihilfe-
regelungen (ABL L 391 vom 31.12.1992, S. 36). Aufgehoben durch
die Verordnung (EG) Nr. 2419/2001 (ABIL L 327 vom 12.12.2001,
s. 11).
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Bestimmungen zu den Mindestangaben in den Beihilfe-
antragen;

Bestimmungen zu den Verwaltungs- und Vor-Ort-Kontrol-
len einschlieflich Fernerkundung;

Bestimmungen iiber Kiirzungen und Ausschliisse von Zah-
lungen bei Verstoff gegen die Pflichten nach den Artikeln 3
und 24, einschlieflich Fillen der Nichtanwendung von Kiir-
zungen und Ausschliissen;

etwa notwendige Anderungen des Anhangs V unter
Beriicksichtigung der Kriterien des Artikels 26;

Mitteilungen zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom-
mission;

Maflnahmen, die zur Regelung bestimmter praktischer Pro-
bleme, insbesondere bei der Anwendung von Titel II Kapi-
tel 4 und Titel III Kapitel 5 im Notfall erforderlich sind und
entsprechend begriindet werden miissen. Solche Mafinah-
men konnen von bestimmten Teilen dieser Verordnung
abweichen, aber nur so weit und so lange dies unbedingt
erforderlich ist.

Artikel 146

Mitteilungen an die Kommission

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission im Einzelnen
tber die zur Durchfithrung dieser Verordnung getroffenen

Mafinahmen, insbesondere iiber die Maflnahmen in Bezug auf

die Artikel 5, 13, 42 und 58.

Artikel 147

Anderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr.

1.

1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG) Nr. 1454/2001

Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2019/93 erhilt fol-
gende Fassung:

JArtikel 6

(1)  Findet die in Artikel 70 der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit
gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen der
Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungs-
regelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (*) vor-
gesehene Ausschlussmoglichkeit Anwendung, so unterbrei-
tet die Hellenische Republik der Kommission ein Pro-
gramm zur Unterstiitzung von traditionellen T4tigkeiten im
Zusammenhang mit der Rindfleisch- sowie Schaf- und Zie-
genfleischerzeugung im Rahmen des Versorgungsbedarfs
der kleineren Inseln des Agdischen Meeres.

Das Programm wird von den von dem Mitgliedstaat
benannten zustindigen Behorden ausgearbeitet und durch-
gefiihrt.

(2) Die Gemeinschaft finanziert das Programm bis zu
einem jihrlichen Betrag der Summe der im Jahr 2003
gemifl der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 (**), der vorlie-
genden Verordnung und der Verordnung (EG) Nr.
2529/2001 (***) an die auf den kleineren Inseln des Agii-
schen Meeres ansissigen Erzeuger tatsichlich gezahlten Pra-
mien entspricht.

Die Kommission hebt diesen Betrag an, um der Entwick-
lung der ortlichen Erzeugung Rechnung zu tragen. Jedoch
darf der jdhrliche Betrag auf keinen Fall éiber der Summe
der 2003 geltenden Obergrenzen fiir Rindfleischprimien
gemif$ der Verordnung (EG) Nr. 2019/93, multipliziert mit
den im Jahr 2003 anwendbaren Grund- und Ergdnzungs-
pramien und -zahlungen, und iiber der Summe aller Pri-
mienanspriiche der auf den kleineren Inseln des Agiischen
Meeres ansdssigen Erzeuger zum 30. Juni 2003 gemdfs der
Verordnung (EG) Nr. 2529/2001 und der relevanten Pro-
portion der nationalen Reserve, multipliziert mit den 2003
geltenden Primien und Zahlungen, liegen.

(3) Die Kommission erldsst die Durchfihrungsbestim-
mungen, billigt und dndert das Programm und setzt die in
Absatz 2 Unterabsatz 1 des vorliegenden Artikels vorgese-
henen Betrag nach dem in Artikel 144 Absatz 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1782/2003 genannten Verfahren fest. Die
Kommission kann nach demselben Verfahren die in Absatz
2 Unterabsatz 2 festgelegte Begrenzung dndern.

(4) Die griechischen Behorden unterbreiten alljahrlich
vor dem 15. April einen Bericht iiber die Durchfithrung
des Programms.

() ABL L 270 vom 21.10.2003, S. 1.

(* ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 21. Zuletzt gedndert
durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003 (ABL L 122
vom 16.5.2003, S. 1).

(***) ABI. L 341 vom 22.12.2001, S. 3.

Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1452/2001 erhilt fol-
gende Fassung:

LArtikel 9

(1)  Findet die in Artikel 70 der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit
gemeinsamen Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der
Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungs-
regelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (*) vor-
gesehene Ausschlussmoglichkeit Anwendung, so unterbrei-
tet Frankreich der Kommission Programme zur Unterstiit-
zung von traditionellen Titigkeiten im Zusammenhang mit
der Rindfleisch- sowie Schaf- und Ziegenfleischerzeugung
in den franzosischen iiberseeischen Departements.
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Die Programme werden von den von dem Mitgliedstaat
benannten zustindigen Behorden ausgearbeitet und durch-
geftihrt.

(2) Die Gemeinschaft finanziert die Programme bis zu
einem jahrlichen Betrag der der Summe der im Jahr 2003
gemifl der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 (**), der vorlie-
genden Verordnung und der Verordnung (EG) Nr.
2529/2001 (***) an die in den franzosischen iiberseeischen
Departements anséssigen Erzeuger tatsichlich gezahlten
Pramien entspricht.

Die Kommission hebt diesen Betrag an, um der Entwick-
lung der ortlichen Erzeugung Rechnung zu tragen. Jedoch
darf der jahrliche Betrag auf keinen Fall iiber der Summe
der 2003 geltenden Obergrenzen fiir Rindfleischpramien
gemif der Verordnung (EG) Nr. 1452/2001, multipliziert
mit den im Jahr 2003 anwendbaren Grund- und Ergin-
zungspramien und -zahlungen, und iiber der Summe aller
Primienanspriiche der in den franzosischen iiberseeischen
Departements ansdssigen Erzeuger zum 30. Juni 2003
gemif$ der Verordnung (EG) Nr. 2529/2001 und der rele-
vanten Proportion der nationalen Reserve, multipliziert mit
den 2003 geltenden Pramien und Zahlungen, liegen.

(3) Die Kommission erldsst Durchfithrungsvorschriften,
billigt und 4ndert die Programme und bestimmt und
erhoht den in Absatz 2 Unterabsatz 1 des vorliegenden
Artikels vorgesehenen Betrag nach dem in Artikel 144
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 genannten
Verfahren. Die Kommission kann nach demselben Verfah-
ren die in Absatz2 Unterabsatz 2 festgelegte Begrenzung
indern.

(4) Die franzosischen Behorden unterbreiten alljahrlich
vor dem 15. April einen Bericht iiber die Durchfithrung
der Programme.

() ABL L 270 vom 21.10.2003, S. 1.

(**) ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 21. Zuletzt gedndert
durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003 (ABL. L 122
vom 16.5.2003, S. 1).

(***) ABL L 341 vom 22.12.2001, S. 3.*

Die Verordnung (EG) Nr. 1453/2001 wird wie folgt gedn-
dert:

a) Artikel 13 erhilt folgende Fassung:
,Artikel 13

(1)  Findet die in Artikel 70 der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit
gemeinsamen Regeln fiir Direktzahlungen im Rahmen
der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten
Stiitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe (*) vorgesehene Ausschlussmoglichkeit Anwen-
dung, so unterbreitet Portugal der Kommission ein Pro-
gramm zur Unterstiitzung von traditionellen Tatigkei-
ten im Zusammenhang mit der Rindfleisch- sowie
Schaf- und Ziegenfleischerzeugung auf Madeira.

Das Programm wird von den von dem Mitgliedstaat
benannten zustindigen Behorden ausgearbeitet und
durchgefiihrt.

(2) Die Gemeinschaft finanziert das Programm bis
zu einem jdhrlichen Betrag der der Summe der im Jahr
2003 gemifd der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 (*¥),
der vorliegenden Verordnung und der Verordnung (EG)
Nr. 2529/2001 (***) an die auf Madeira ansissigen
Erzeuger tatsichlich gezahlten Primien entspricht.

Die Kommission hebt diesen Betrag an, um der Ent-
wicklung der ortlichen Erzeugung Rechnung zu tragen.
Jedoch darf der jdhrliche Betrag auf keinen Fall iiber
der Summe der 2003 geltenden Obergrenzen fiir Rind-
fleischprimien gemifl der Verordnung (EG) Nr.
1453/2001, multipliziert mit den im Jahr 2003
anwendbaren Grund- und Ergdnzungsprimien und
-zahlungen, und iiber der Summe aller Praimienansprii-
che der auf Madeira ansissigen Erzeuger zum 30. Juni
2003 gemaf$ der Verordnung (EG) Nr. 2529/2001 und
der relevanten Proportion der nationalen Reserve, mul-
tipliziert mit den 2003 geltenden Pramien und Zahlun-
gen, liegen.

(3)  Die Kommission erldsst Durchfithrungsvorschrif-
ten, billigt und dndert das Programm und bestimmt
und erhoht den in Absatz 2 Unterabsatz 1 des vorlie-
genden Artikels vorgesehenen Betrag nach dem in Arti-
kel 144 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
genannten Verfahren. Die Kommission kann nach dem-
selben Verfahren die in Absatz 2 Unterabsatz 2 fest-
gelegte Begrenzung dndern.

(4) Die Behorden der Portugiesischen Republik
unterbreiten alljdhrlich vor dem 15. April einen Bericht
iiber die Durchfithrung des Programms.

(*) ABL L 270 vom 21.10.2003, S. 1.

(**) ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 21. Zuletzt gedndert
durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003 (ABI. L
122 vom 16.5.2003, S. 1).

(***) ABI. L 341 vom 22.12.2001, S. 13.

Artikel 22 Absitze 2 bis 5 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Findet die in Artikel 70 der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 vorgesehene Ausschlussmaoglichkeit
Anwendung, so unterbreitet Portugal der Kommission
ein Programm zur Unterstiitzung von traditionellen
Tatigkeiten im Zusammenhang mit der Rindfleisch-
sowie Schaf- und Ziegenfleischerzeugung auf den Azo-
ren.

Das Programm wird von den von dem Mitgliedstaat
benannten zustindigen Behorden ausgearbeitet und
durchgefiihrt.
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(3) Die Gemeinschaft finanziert das Programm bis
zu einem jihrlichen Betrag der der Summe der im Jahr
2003 gemaf$ der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999, der
vorliegenden Verordnung und der Verordnung (EG) Nr.
2529/2001 an die auf den Azoren ansissigen Erzeuger
tatsdchlich gezahlten Pramien entspricht.

Die Kommission hebt diesen Betrag an, um der Ent-
wicklung der ortlichen Erzeugung Rechnung zu tragen.
Jedoch darf der jahrliche Betrag auf keinen Fall iiber
der Summe der 2003 geltenden Obergrenzen fiir Rind-
fleischprimien gemif der vorliegenden Verordnung,
multipliziert mit den im Jahr 2003 anwendbaren
Grund- und Ergidnzungspramien und -zahlungen, und
tiber der Summe aller Primienanspriiche der auf den
Azoren ansissigen Erzeuger zum 30. Juni 2003 gemifd
der Verordnung (EG) Nr. 2529/2001 und der Verord-
nung (EG) Nr. 1254/1999 fir Mutterkuhpramien und
der jeweiligen relevanten Proportion der nationalen
Reserven, multipliziert mit den 2003 geltenden Pri-
mien und Zahlungen, liegen.

Im Falle der Anwendung des Artikels 68 Buchstabe a)
Ziffer i) der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 koénnen
die Behorden der Portugiesischen Republik die Ober-
grenze fir Mutterkuhprimien fur die Azoren durch
Ubertragung der Anspriiche auf Mutterkuhpridmien von
der nationalen Obergrenze erhohen. In diesem Fall
wird der entsprechende Betrag von der gemifl Artikel
67 Buchstabe a) Ziffer i) festgesetzten Obergrenze auf
die in Absatz 3 Unterabsatz 2 des vorliegenden Artikels
genannte Obergrenze iibertragen.

(4)  Die Kommission erldsst Durchfithrungsvorschrif-
ten, billigt und dndert das Programm und bestimmt
und erhoht den in Absatz 3 Unterabsatz 1 des vorlie-
genden Artikels vorgesehenen Betrag nach dem in Arti-
kel 144 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
genannten Verfahren. Die Kommission kann nach dem-
selben Verfahren die in Absatz 2 Unterabsatz 2 fest-
gelegte Begrenzung dndern.

(5) Die Behorden der Portugiesischen Republik
unterbreiten alljghrlich vor dem 15. April einen Bericht
tiber die Durchfithrung des Programms.*

Artikel 22 Absatz 6 wird gestrichen.

Artikel 23 erhilt folgende Fassung:

LArtikel 23

Fiir einen Ubergangszeitraum wahrend der Wirtschafts-
jahre 1999/2000 bis 2004/2005 werden zum Zwecke
der Aufteilung der zu erhebenden Zusatzabgabe auf die
Erzeuger gemaf$ Artikel 2 Absatz 1 Satz 2 der Verord-
nung (EWG) Nr. 3950/92 (*) bei den auf den Azoren
ansdssigen und dort titigen Erzeugern im Sinne des
Artikels 9 Buchstabe c) der genannten Verordnung als

Beitrag zur Mengeniberschreitung nur die von ihnen
vermarkteten Mengen angeschen, die ihre Referenz-
menge, erhoht um den nach Absatz 3 des vorliegenden
Artikels bestimmten Prozentsatz, iberschreiten.

Die Zusatzabgabe ist fir die Mengen zu entrichten, die
die so erhohte Referenzmenge iiberschreiten, nachdem
die ungenutzten Mengen innerhalb der sich aus dieser
Erhohung ergebenden Marge unter den in Absatz 1
genannten Erzeugern anteilig zur Referenzmenge, tiber
die jeder dieser Erzeuger verfligt, neu zugewiesen wor-
den sind.

Der in Absatz 1 genannte Prozentsatz ist gleich dem
Verhiltnis zwischen der Menge von 73 000 Tonnen fiir
den Zeitraum 1999/2000 bis 2003/2004 und 61 500
Tonnen fiir die Wirtschaftsjahre 2004/2005 und der
Summe der am 31. Mdrz 2000 in den einzelnen Betrie-
ben verfiigbaren Referenzmengen. Er ist nur auf Refe-
renzmengen anwendbar, iiber die der jeweilige Erzeu-
ger am 31. Mdrz 2000 verfiigte.

(*) ABL. L 405 vom 31.12.1992, S. 1. Zuletzt gedndert
durch die Verordnung (EG) Nr. 572/2003 der Kom-
mission (ABL. L 82 vom 29.3.2003, S. 20).

4. Die Verordnung (EG) Nr. 1454/2001 wird wie folgt gein-
dert:

a) Artikel 5 erhalt folgende Fassung:

LArtikel 5

(1)  Findet die in Artikel 70 der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit
gemeinsamen Regeln fiir Direktzahlungen im Rahmen
der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten
Stiitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe (*) vorgesehene Ausschlussmoglichkeit Anwen-
dung, so unterbreitet Spanien der Kommission ein Pro-
gramm zur Unterstiitzung von traditionellen Titigkei-
ten im Zusammenhang mit der Rindfleisch- sowie
Schaf- und Ziegenfleischerzeugung auf den Kanarischen
Inseln.

Das Programm wird von den von dem Mitgliedstaat
benannten zustindigen Behorden ausgearbeitet und

durchgefiihrt.

(2) Die Gemeinschaft finanziert das Programm bis
zu einem jdhrlichen Betrag der der Summe der im Jahr
2003 gemif der Verordnung (EG) Nr. 12541999 (*¥),
der vorliegenden Verordnung und der Verordnung (EG)
Nr. 2529/2001 (**) an die auf den Kanarischen Inseln
ansdssigen Erzeuger tatsichlich gezahlten Primien ent-
spricht.

Die Kommission hebt diesen Betrag an, um der Ent-
wicklung der 6rtlichen Erzeugung Rechnung zu tragen.
Jedoch darf der jahrliche Betrag auf keinen Fall iiber
der Summe der 2003 geltenden Obergrenzen fiir Rind-
fleischpramien gemdss der Verordnung (EG) Nr.
1454/2001, multipliziert mit den im Jahr 2003
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anwendbaren Grund- und Ergdnzungsprimien und
-zahlungen und der iiber Summe aller Primienansprii-
che der auf den Kanarischen Inseln ansissigen Erzeuger
zum 30. Juni 2003 gemiss der Verordnung (EG) Nr.
2529/2001 und der relevanten Proportion der nationa-
len Reserve, multipliziert mit den 2003 geltenden Pra-
mien und Zahlungen, liegen.

(3)  Die Kommission erldsst Durchfithrungsvorschrif-
ten, billigt und 4ndert das Programm und bestimmt
und erhoht den in Absatz 2 Unterabsatz 1 des vorlie-
genden Artikels vorgesehenen Betrag nach dem in Arti-
kel 144 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
genannten Verfahren. Die Kommission kann nach dem-
selben Verfahren die in Absatz 2 Unterabsatz 2 fest-
gelegte Begrenzung dndern.

(4)  Die Behorden des Konigreichs Spanien unterbrei-
ten alljahrlich vor dem 15. April einen Bericht iiber die
Durchfithrung des Programms.

(*) ABL L 270 vom 21.10.2003, S. 1.

(*) ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 21. Zuletzt gedn-
dert durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003
(ABL. L 122 vom 16.5.2003, S. 1).

(***) ABL L 341 vom 22.12.2001, S. 3.

b) Artikel 6 wird gestrichen.

Artikel 148

Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1868/94

Die Verordnung (EG) Nr. 1868/94 wird wie folgt gedndert:

1.

Folgender Artikel wird eingefiigt:
JArtikel 4a

Der Mindestpreis fiir zur Stirkeherstellung bestimmte Kar-
toffeln wird ab den Wirtschaftsjahren 2004/2005 auf
178,31 EUR pro Tonne festgesetzt.

Dieser Preis gilt fur die frei Fabrik gelieferte Kartoffelmen-
ge, die fiir die Herstellung einer Tonne Stirke erforderlich
ist.

Der Mindestpreis wird nach dem Stirkegehalt der Kartof-
feln angepasst.”

Artikel 5 erhilt folgende Fassung:
,Artikel 5

Die Kartoffelstirke erzeugenden Unternehmen erhalten eine
Pramie von 22,25 EUR je Tonne fur die im Rahmen des

Kontingents nach Artikel 2 Absatz 2 hergestellte Kartoffel-
stirke, sofern sie den Kartoffelerzeugern fiir alle zur Stir-
keerzeugung im Rahmen des Kontingents erforderlichen
Kartoffeln den Mindestpreis nach Artikel 4a gezahlt
haben.”

3. Artikel 7 erhilt folgende Fassung:
JArtikel 7

Die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung gelten
nicht fir die Produktion von Kartoffelstirke durch Unter-
nehmen, die nicht unter Artikel 2 Absatz 2 der vorliegen-
den Verordnung fallen und die Kartoffeln beziehen, fur die
die Erzeuger keine Beihilfe nach Artikel 93 der Verordnung
(EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29. September 2003
mit gemeinsamen Regeln fiir Direktzahlungen im Rahmen
der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stiit-
zungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betrie-
be (¥) erhalten.

(*) ABL L 270 vom 21.10.2003, S. 1.

Artikel 149

Anderungen der Verordnung (EG) Nr. 1251/1999
Die Verordnung (EG) Nr. 1251/1999 wird wie folgt gedndert:

1. Artikel 4 Absatz 3 erster Gedankenstrich erhilt folgende
Fassung:

Lfur Eiweifpflanzen:

— 63,00 EUR/t ab dem Wirtschaftsjahr 2004/2005*

2. In Artikel 4 Absatz 4 wird der Betrag ,19 EUR[t“ durch
,24 EUR/t" ersetzt.

3. Artikel 5
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

LFir die mit Hartweizen bestellten Flichen in den in
Anhang I aufgefithrten traditionellen Anbaugebieten
wird unter Einhaltung der in Anhang III festgelegten
Hochstgrenzen auf die Flichenzahlung ein Zuschlag
von 313 EUR/ha fiir das Wirtschaftsjahr 2004/2005
gewihrt.”

b) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,In Regionen, in denen der Hartweizenanbau iiblich ist
und die nicht in Anhang II aufgefiihrt sind, wird unter
Einhaltung der in Anhang IV festgelegten Hektarzahl
fur das Wirtschaftsjahr 2004/2005 eine Sonderbeihilfe
von 93 EUR/ha gewdahrt.”
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Artikel 150

Anderungen der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999
Die Verordnung (EG) Nr. 12541999 wird wie folgt gedndert:

1. In Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2 wird der Wert ,20 %"
durch ,40 %“ ersetzt.

2. In Anhang I wird in der Tabelle betreffend die Sonderpra-
mie die Zahl fiir Osterreich durch ,373 400“ ersetzt.

3. In Anhang II werden in der Tabelle betreffend die Mutter-
kuhpramie die Zahlen fiir Osterreich und Portugal durch
375 000“ bzw. ,416 539 ersetzt.

Artikel 151

Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1673/2000
Die Verordnung (EG) Nr. 1673/2000 wird wie folgt gedndert:

1. Artikel 1 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 Buchstabe a) erhilt folgende Fassung:

»a) Betriebsinhaber der Betriebsinhaber nach der
Begriffsbestimmung in Artikel 2 Buchstabe a) der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom
29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln fir
Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungsregelun-
gen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (¥).

(*) ABL L 270 vom 21.10.2003, S. 1.

b) In Absatz 3 wird der Wortlaut ,der Verordnung (EG)
Nr. 1251/1999“ durch ,Artikel 52 der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003" ersetzt.

2. In Artikel 5 Absatz 2 erster und zweiter Gedankenstrich
wird der Wortlaut ,Artikel 5a der Verordnung (EG) Nr.
1251/1999“ jeweils durch ,Artikel 52 der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003" ersetzt.

Artikel 152

Anderung anderer Verordnungen
Folgende Bestimmungen werden gestrichen:

a) Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 2358/71,

b) die Artikel 3 bis 25 der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999,

¢) die Artikel 3 bis 11 der Verordnung (EG) Nr. 2529/2001.

Artikel 153

Aufhebungen

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 3508/92 wird aufgehoben.
Sie bleibt jedoch fiir Antrige auf Direktzahlungen fur die
Kalenderjahre vor 2005 weiterhin giiltig.

2. Die Verordnung (EG) Nr. 1017/94 wird mit Wirkung ab
dem 1. Januar 2005 aufgehoben.

3.  Die Verordnungen (EG) Nr. 1577/96 und (EG) Nr
1251/1999 werden aufgehoben. Sie bleiben jedoch fiir das
Wirtschaftsjahr 2004/2005 weiterhin giiltig.

4. Die Verordnung (EG) Nr. 1259/1999 wird mit Wirkung
vom 1. Mai 2004 aufgehoben. Jedoch bleiben die Artikel 2a
und 11 der Verordnung (EG) Nr. 1259/1999 sowie — fiir den
Zweck der Anwendung dieser Artikel — der Anhang der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1259/1999 bis zum 31. Dezember 2005 giil-
tig. Ferner bleiben die Artikel 3, 4 und 5 sowie — fur den
Zweck der Anwendung dieser Artikel — der Anhang jener Ver-
ordnung bis zum 31. Dezember 2004 giiltig.

5. Verweise auf die aufgehobenen Verordnungen gelten als
Verweise auf die vorliegende Verordnung.

Artikel 154

Ubergangsbestimmungen fiir die vereinfachte Regelung

Wendet ein Mitgliedstaat die vereinfachte Regelung nach Arti-
kel 2a der Verordnung (EG) Nr. 1259/1999 an, so gelten fol-
gende Bestimmungen:

a) Die Einreichung neuer Antrige durch die Teilnehmer ist
nur noch im Jahr 2003 moglich.

b) Der im Rahmen der vereinfachten Regelung festgesetzte
Betrag wird den Teilnehmern bis 2005 weiter gezahlt.

¢) Titel I Kapitel 1 und 2 der vorliegenden Verordnung gelten
nicht fiir Betrdge, die wihrend der Teilnahme an der ver-
einfachten Regelung gewihrt wurden.

d) Betriebsinhaber, die an der vereinfachten Regelung teilneh-
men, konnen wihrend der Dauer der Teilnahme an der ver-
einfachten Regelung keine einheitliche Betriebspramie
beantragen. Bei Beantragung der einheitlichen Betriebspri-
mie wird der im Rahmen der vereinfachten Regelung
gewidhrte Betrag in den Referenzbetrag nach Artikel 37 der
vorliegenden Verordnung einbezogen und gemifl Titel III
Kapitel 2 der vorliegenden Verordnung berechnet und
angepasst.
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Artikel 155

Sonstige Ubergangsbestimmungen

Weitere Manahmen zur Erleichterung des Ubergangs von den
Regelungen der in Artikel 152 und 153 genannten Verordnun-
gen auf die mit der vorliegenden Verordnung eingefiihrten
Regelungen, insbesondere die Regelungen zur Anwendung der
Artikel 4 und 5 sowie des Anhangs der Verordnung (EG) Nr.
1259/1999, des Artikels 6 der Verordnung (EG) Nr. 1251/1999
und die Regelungen in Bezug auf die in Artikel 86 der vorlie-
genden Verordnung genannten Verbesserungspline, konnen
nach dem in Artikel 144 Absatz 2 der vorliegenden Verord-
nung genannten Verfahren erlassen werden. Die in Artikel 152
und 153 genannten Verordnungen und Artikel finden fiir die
Zwecke der Festlegung der in Anhang VII genannten Referenz-
betrige weiterhin Anwendung.

Artikel 156

Inkrafttreten und Anwendung

(1)  Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Ver-
offentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

(2)  Sie gilt ab dem Datum ihres Inkrafttretens, mit folgenden
Ausnahmen:

a) Titel Il Kapitel 4 und 5 finden auf Zahlungsantrige Anwen-
dung, die fur das Kalenderjahr 2005 und folgende gestellt
werden. Artikel 28 Absatz 2 findet jedoch auf Zahlungs-
antrage im Rahmen von Titel IV Kapitel 1 bis 7 ab dem
1. Januar 2004 Anwendung.

b) Titel IV Kapitel 1, 2, 3, 6 sowie Artikel 149 finden ab dem
Wirtschaftsjahr 2004/2005 Anwendung.

¢) Titel IV Kapitel 4, 5, 7 sowie Artikel 150 finden ab dem
1. Januar 2004 Anwendung.

d) Titel II Kapitel 1, Titel III, Titel IV Kapitel 8, 10, 11, 12 und
13 und Artikel 147 finden ab dem 1. Januar 2005 Anwen-
dung, mit Ausnahme des Artikels 147 Nummer 3 Buch-
stabe b), der ab dem 1. April 2003 Anwendung findet.

e) Titel IV Kapitel 9 findet ab dem Wirtschaftsjahr 2005/2006
Anwendung.

f) Die Artikel 151 und 152 finden ab dem 1. Januar 2005
Anwendung, ausgenommen Artikel 152 Buchstabe a), der
ab dem Wirtschaftsjahr 2005/2006 Anwendung findet.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Geschehen zu Briissel am 29. September 2003.

Im Namen des Rates
Der Prisident
G. ALEMANNO
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ANHANG I

Liste der Stiitzungsregelungen, die die Bedingungen des Artikels 1 erfiillen

Sektor

Rechtsgrundlage

Anmerkungen

Einheitliche Betriebspramie

Hartweizen

Eiweilpflanzen

Reis

Schalenfriichte
Energiepflanzen
Kartoffelstirke

Milch und Milcherzeugnisse

Landwirtschaftliche Kulturpflanzen in
Finnland und bestimmten Regionen
Schwedens

Saatgut

Landwirtschaftliche Kulturpflanzen

Schafe und Ziegen

Rindfleisch

Kornerleguminosen

Besondere Formen der landwirtschaft-
lichen Tatigkeit und Qualitdtsproduk-
tion

Trockenfutter

Kleinerzeugerregelung

Olivensél

Titel III dieser Verordnung

Titel IV Kapitel 1 dieser Verordnung

Titel IV Kapitel 2 dieser Verordnung
Titel IV Kapitel 3 dieser Verordnung
Titel IV Kapitel 4 dieser Verordnung
Titel IV Kapitel 5 dieser Verordnung
Titel IV Kapitel 6 dieser Verordnung
Titel IV Kapitel 7 dieser Verordnung

Titel IV Kapitel 8 dieser Verord-
Titel IV Kapitel 9 dieser Verord-

Titel IV Kapitel 10 dieser Verord-

Titel IV Kapitel 11 dieser Verord-
nung (***) (*****)

Titel IV Kapitel 12 dieser Verord-

Titel IV Kapitel 13 dieser Verord-

Artikel 69 dieser Verordnung (****)

Artikel 71 Absatz 2 Unterabsatz 2
dieser Verordnung (¥***¥)

Verordnung (EG) Nr. 1259/1999
Artikel 2a

Verordnung Nr. 136/66/EWG Nr.
Artikel 5 Absatz 1

Produktionsentkoppelte Zahlung
(sieche Anhang VI) (*)

Flichenbezogene Beihilfe (Qualitats-
primie)

Flichenbezogene Beihilfe
Flachenbezogene Beihilfe
Flichenbezogene Beihilfe
Flachenbezogene Beihilfe
Produktionsbezogene Beihilfe
Milchprimie und Ergdnzungszahlung

Spezifische Regionalbeihilfe fiir land-
wirtschaftliche Kulturpflanzen

Produktionsbezogene Beihilfe

Flichenbezogene Beihilfe, einschlief-
lich Stilllegungsausgleich, Grassilage-
zahlung, Zusatzbetriage (**), Hartwei-
zenzuschlag und Sonderbeihilfe fiir
Hartweizen

Mutterschaf- und Ziegenprimie,
Zusatzpramie und bestimmte Ergin-
zungsbetrige

Sonderpramie (***), Saisonentzer-
rungspriamie, Mutterkuhprimie (ein-
schlieflich der Zahlungen fiir Firsen
und der zusitzlichen nationalen Mut-
terkuhpramie bei Kofinanzie-

rung) (***), Schlachtprimie (***),
Extensivierungspramie, Erganzungs-
betrdge

Flachenbezogene Beihilfe

Ubergangsweise flichenbezogene Bei-
hilfe fiir Betriebsinhaber, die weniger
als 1250 EUR erhalten

Produktionsbezogene Beihilfe
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Sektor

Rechtsgrundlage

Anmerkungen

Seidenraupen

Bananen

Getrocknete Weintrauben
Tabak

Hopfen

Poseidom

Poseima

Poseican

Agiische Inseln

Verordnung (EWG) Nr. 845/72 Arti-
kel 1

Verordnung (EWG) Nr. 404/93 Arti-
kel 12

Verordnung (EG) Nr. 2201/96 Artikel
7 Absatz 1

Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 Arti-
kel 3

Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 Arti-
kel 12

Verordnung (EG) Nr. 1098/98

Verordnung (EG) Nr. 1452/2001
Artikel 9 (*) (), Artikel 12
Absatz 2 und Artikel 16

Verordnung (EG) Nr. 1453/2001
Artikel 13 (%) (**+%) 16, 17 und
Artikel 28 Absatz 1, Artikel 21, Arti-
kel 22 Absatz 2 bis 4 (**) (*****) und
7, Artikel 27, 29 und 30 Absitze 1,
2 und 4

Verordnung (EG) Nr. 1454/2001
Artikel 5 (%) (%), 9 und 14

Verordnung (EWG) Nr. 2019/93 Arti-
kel 6 (%) (%), 8, 11 und 12

Beihilfe zur Forderung der Zucht

Produktionsbezogene Beihilfe

Flachenbezogene Beihilfe

Produktionsbezogene Beihilfe

Flachenbezogene Beihilfe

Nur Zahlungen fir die voriiber-
gehende Stilllegung

Sektoren: Rindfleisch, Zucker, griine
Vanille

Sektoren: Rindfleisch, Milch; Kartof-
feln, Zucker; Korbweiden; Ananas,
Tabak, Saatkartoffeln, Chicorée und
Tee

Sektoren: Rindfleisch, Schaf- und Zie-
genfleisch, Kartoffeln

Sektoren: Rindfleisch, Kartoffeln; Oli-
ven; Honig

(*)  Beginn 1. Januar 2005 oder spiter bei Anwendung des Artikels 71. Fiir das Jahr 2004 oder spiter bei Anwendung des Artikels
71 werden die in Anhang VI aufgefiihrten Direktzahlungen mit Ausnahme von Trockenfutter in den Anhang I iibernommen.

(**)  Im Falle der Anwendung des Artikels 70.

(***)  Im Falle der Anwendung der Artikel 66, 67, 68.

(****¥) Im Falle der Anwendung des Artikels 69.

(***) Im Falle der Anwendung des Artikels 71.
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Nationale Obergrenzen gemif Artikel 12 Absatz 2

ANHANG II

(in Mio. EUR)

Mitgliedstaat 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012
Belgien 4,7 6,2 7.7 7.7 7.7 7.7 7.7 7.7
Danemark 7,7 10,3 12,9 12,9 12,9 12,9 12,9 12,9
Deutschland 40,4 54,6 68,3 68,3 68,3 68,3 68,3 68,3
Griechenland 40,4 53,9 67,4 67,4 67,4 67,4 67,4 67,4
Spanien 55,1 74,3 92,9 92,9 92,9 92,9 92,9 92,9
Frankreich 51,4 68,7 85,9 85,9 85,9 85,9 85,9 85,9
Irland 15,3 20,4 25,5 25,5 25,5 25,5 25,5 25,5
Italien 62,3 83,7 104,6 104,6 104,6 104,6 104,6 104,6
Luxemburg 0,2 0,3 0,4 0,4 0,4 0,4 0,4 0,4
Niederlande 6,8 9,2 11,5 11,5 11,5 11,5 11,5 11,5
Osterreich 12,4 17,1 21,3 21,3 21,3 21,3 21,3 21,3
Portugal 11,3 15,4 19,2 19,2 19,2 19,2 19,2 19,2
Finnland 8,0 10,8 13,6 13,6 13,6 13,6 13,6 13,6
Schweden 6,6 8,8 11,0 11,0 11,0 11,0 11,0 11,0
Vereinigtes Konigreich 17,7 23,6 29,5 29,5 29,5 29,5 29,5 29,5
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ANHANG I

Grundanforderungen an die Betriebsfithrung gemifl Artikel 3 und 4

A. Ab dem 1.1.2005 anwendbar
Umwelt

Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 iiber die Erhaltung der wild
lebenden Vogelarten (ABL L 103 vom 25.4.1979, S. 1)

Artikel 3, Artikel 4
Absitze 1, 2 und 4,
Artikel 5, 7 und 8

Richtlinie 80/68/EWG des Rates vom 17. Dezember 1979 iiber den Schutz des
Grundwassers gegen Verschmutzung durch bestimmte gefihrliche Stoffe (ABL. L 20
vom 26.1.1980, S. 43)

Artikel 4 und 5

Richtlinie 86/278EWG des Rates vom 12. Juni 1986 iiber den Schutz der Umwelt
und insbesondere der Boden bei der Verwendung von Kldrschlamm in der Landwirt-
schaft (ABL L 181 vom 4.7.1986, S. 6)

Artikel 3

Richtlinie 91/676[EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewdsser
vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen (ABL L 375 vom
31.12.1991, S. 1)

Artikel 4 und 5

Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natiirlichen
Lebensraume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABI. L 206 vom
22.7.1992,S. 7)

Artikel 6, 13, 15 und
Artikel 22 Buchstabe b)

Gesundheit von Mensch und Tier
Kennzeichnung und Registrierung von Tieren

6.

Richtlinie 92/102/EWG des Rates vom 27. November 1992 iiber die Kennzeichnung
und Registrierung von Tieren (ABL L 355 vom 5.12.1992, S. 32)

Artikel 3, 4 und 5

Verordnung (EG) Nr. 2629/97 der Kommission vom 29. Dezember 1997 mit Durch-
fihrungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates im Hinblick auf
Ohrmarken, Bestandsregister und Pisse im Rahmen des Systems zur Kennzeichnung
und Registrierung von Rindern (ABL L 354 vom 30.12.1997, S. 19)

Artikel 6 und 8

Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Européischen Parlaments und des Rates vom 17.
Juli 2000 zur Einfihrung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von
Rindern und iiber die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen
sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates (ABL L 204 vom
11.8.2000, S. 1)

Artikel 4 und 7

B. Ab dem 1.1.2006 anwendbar

Gesundheit von Mensch, Tier und Pflanze

9.

Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 iiber das Inverkehrbringen von
Pflanzenschutzmitteln (ABL L 230 vom 19.8.1991, S. 1)

Artikel 3

10.

Richtlinie 96/22/EG des Rates vom 29. April 1996 iiber das Verbot der Verwendung
bestimmter Stoffe mit hormonaler bzw. thyreostatischer Wirkung und von B-Agonis-
ten in der tierischen Erzeugung und zur Authebung der Richtlinien 81/602/EWG,
88/146/EWG und 88/299/EWG (ABL L 125 vom 23.5.1996, S. 3)

Artikel 3, 4, 5 und 7

11.

Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Européischen Parlaments und des Rates vom 28.
Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsitze und Anforderungen des
Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europdischen Behorde fiir Lebensmittelsicher-
heit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABL L 31 vom
1.2.2002, S. 1)

Artikel 14, 15, Artikel
17 Absatz 1, Artikel 18,
19 und 20

12.

Verordnung (EG) Nr. 999/2002 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22.
Mai 2001 mit Vorschriften zur Verhiitung, Kontrolle und Tilgung bestimmter trans-
missibler spongiformer Enzephalopathien (ABL L 147 vom 31.5.2001, S. 1)

Artikel 7, 11, 12, 13 und
15
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Meldung von Krankheiten

13.

Richtlinie 85/511/EWG des Rates vom 18. November 1985 zur Einfithrung von Maf-
nahmen der Gemeinschaft zur Bekimpfung der Maul- und Klauenseuche (ABL L 315
vom 26.11.1985, S. 11)

Artikel 3

14.

Richtlinie 92/119/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 mit allgemeinen Gemein-
schaftsmaffnahmen zur Bekdmpfung bestimmter Tierseuchen sowie besonderen Maf-
nahmen beziiglich der vesikuldren Schweinekrankheit (ABL. L 62 vom 15.3.1993,

S. 69)

Artikel 3

15.

Richtlinie 2000/75/EG des Rates vom 20. November 2000 mit besonderen Bestim-
mungen fiir Manahmen zur Bekdmpfung und Tilgung der Blauzungenkrankheit
(ABL. L 327 vom 22.12.2000, S. 74)

Artikel 3

C. Ab dem 1.1.2007 anwendbar

Tierschutz

16.

Richtlinie 91/629/EWG des Rates vom 19. November 1991 iiber Mindestanforderun-
gen fir den Schutz von Kilbern (ABL. L 340 vom 11.12.1991, S. 28)

Artikel 3 und 4

17. | Richtlinie 91/630/EWG des Rates vom 19. November 1991 iiber Mindestanforderun- | Artikel 3 und Artikel 4
gen fur den Schutz von Schweinen (ABI. L 340 vom 11.12.1991, S. 33) Absatz 1
18. | Richtlinie 98/58/EG des Rates vom 20. Juli 1998 iiber den Schutz landwirtschaftli- Artikel 4

cher Nutztiere (ABL L 221 vom 8.8.1998, S. 23)
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ANHANG IV

Erhaltung in gutem landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustand gemifl Artikel 5

Gegenstand

Standards

Bodenerosion:

Schutz des Bodens durch geeignete Mafinahmen

Mindestanforderungen an die Bodenbedeckung

An die standortspezifischen Bedingungen angepasste
Mindestpraktiken der Bodenbearbeitung

Keine Beseitigung von Terrassen

Organische Substanz im Boden:

Erhaltung des Anteils der organischen Substanz im Boden
durch geeignete Praktiken

Gegebenenfalls Standards fiir die Fruchtfolgen
Weiterbehandlung von Stoppelfeldern

Bodenstruktur:

Erhaltung der Bodenstruktur durch geeignete Mafinahmen

Geeigneter Maschineneinsatz

Mindestmaf$ an Instandhaltung von Flachen:

Mindestmaf$ an landschaftspflegerischen Instandhaltungs-
maffnahmen und Vermeidung einer Zerstorung von
Lebensrdumen

Mindestbesatzdichte und/oder andere geeignete Rege-
lungen

Schutz von Dauergriinland
Keine Beseitigung von Landschaftselementen

Vermeidung unerwiinschter Vegetation auf landwirt-
schaftlichen Flachen
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ANHANG V

Kompatible Stiitzungsregelungen gemif} Artikel 26

Sektor

Rechtsgrundlage

Anmerkungen

Getrocknete Weintrauben
Tabak

Hopfen

Agrarumweltmafnahmen

Forstwirtschaft

Benachteiligte Gebiete und
Gebiete mit umweltspezifi-
schen Einschriankungen
Olivenol

Baumwolle

Trockenfutter

Verarbeitete Zitrusfriichte

Verarbeitete Tomaten

Wein

Verordnung (EG) Nr. 2201/96 Artikel 7 Absatz 1
Verordnung (EWG) Nr. 2075/92 Artikel 3
Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 Artikel 12
Verordnung (EG) Nr. 1098/98

Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 Titel Il Kapitel VI
(Artikel 22 bis 24) und Artikel 55 Absatz 3

Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 Artikel 31 und
Artikel 55 Absatz 3

Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 Titel II Kapitel V
(Artikel 13 bis 21) und Artikel 55 Absatz 3
Verordnung Nr. 136/66/EWG Artikel 5 Absatz 1
Verordnung (EG) Nr. 1554/95 Artikel 8
Verordnung (EG) Nr. 603/95 Artikel 10 und 11
Verordnung (EG) Nr. 2202/96 Artikel 1
Verordnung (EG) Nr. 2201/96 Artikel 2

Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 Artikel 11 bis 15

Flichenbezogene Beihilfe
Produktionsbezogene Beihilfe

Flachenbezogene Beihilfe

Zahlungen fir die voriibergehende

Stilllegung und die Rodung

Flichenbezogene Beihilfe

Flachenbezogene Beihilfe

Flachenbezogene Beihilfe

Produktionsbezogene Beihilfe
Produktionsbezogene Beihilfe
Produktionsbezogene Beihilfe
Produktionsbezogene Beihilfe
Produktionsbezogene Beihilfe

Umstrukturierungsbeihilfe
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ANHANG VI

Liste der Direktzahlungen im Hinblick auf die Betriebsprimienregelung gemif Artikel 33

Sektor Rechtsgrundlage Anmerkungen
Landwirtschaftliche | Verordnung (EG) Nr. 1251/1999 Artikel 2, 4 | Flichenbezogene Beihilfe, einschlieflich Still-
Kulturpflanzen und 5 legungsausgleich, Grassilagezahlung, Zusatz-

betrag (*), Hartweizenzuschlag und Sonderbei-
hilfe fiir Hartweizen
Kartoffelstirke Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 Artikel 8 Zahlung an Betriebsinhaber, die Kartoffeln zur
Absatz 2 Starkeherstellung erzeugen
Kornerleguminosen | Verordnung (EG) Nr. 1577/96 Artikel 1 Flichenbezogene Beihilfe

Reis
Saatgut (*)

Rindfleisch

Milch und Milch-
erzeugnisse

Schaf- und Ziegen-

fleisch

Poseidom (*)

Poseima (¥)

Poseican (*)

Agiische Inseln (*)

Trockenfutter

Verordnung (EG) Nr. 3072/95 Artikel 6
Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 Artikel 3

Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 Artikel 4, 5,
6,10, 11 13 und 14

Titel IV Kapitel 7 dieser Verordnung

Verordnung (EG) Nr. 2467/98 Artikel 5
Verordnung (EWG) Nr. 132390 Artikel 1
Verordnung (EG) Nr. 2529/2001 Artikel 4, 5
und Artikel 11 Absatz 1 und Absatz 2 erster,
zweiter und vierter Gedankenstrich

Verordnung (EG) Nr. 1452/2001 Artikel 9
Absatz 1 Buchstaben a) und b)

Verordnung (EG) Nr. 1453/2001 Artikel 13
Absitze 2 und 3, Artikel 22 Absitze 2 und 3

Verordnung (EG) Nr. 1454/2001 Artikel 5
Absitze 2 und 3, Artikel 6 Absitze 1 und 2

Verordnung (EWG) Nr. 2019/93 Artikel 6
Absitze 2 und 3

Verordnung (EG) Nr. 603/95 Artikel 3

Flachenbezogene Beihilfe
Produktionsbezogene Beihilfe

Sonderprimie fir minnliche Rinder, Saison-
entzerrungspramie, Mutterkuhprimie (ein-
schlieBlich der Zahlungen fiir Firsen und der
zusitzlichen einzelstaatlichen Mutterkuhpra-
mie bei Kofinanzierung), Schlachtprimie,
Extensivierungspriamie, Ergdnzungsbetrage
Milchprimie und Ergdnzungszahlungen (**)

Mutterschaf- und Ziegenpriamie, Zusatzprimie
und bestimmte Erginzungsbetrige

Sektor: Rindfleisch

Sektor: Rindfleisch

Sektoren: Rindfleisch; Schaf- und Ziegen-
fleisch

Sektor: Rindfleisch

Zahlung fur Verarbeitungserzeugnisse (An-
wendung gemafd Anhang VII Punkt D dieser
Verordnung)

(*)  Ausgenommen im Falle der Anwendung des Artikels 70.
(**) Ab 2007, ausgenommen im Falle der Anwendung des Artikels 62.
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1.1.

1.2.

1.3.

ANHANG VII

Berechnung des Referenzbetrags gemifl Artikel 37

Flichenbezogene Beihilfen

Hat ein Betriebsinhaber flichenbezogene Beihilfen erhalten, so wird die auf zwei Dezimalstellen gerundete
Anzahl Hektar, fiir die eine solche Zahlung in den einzelnen Jahren des Bezugszeitraums gewahrt wurde, mit fol-
genden Betrdgen multipliziert:

Fiir Getreide (einschlieflich Hartweizen), Olsaaten, Eiweipflanzen, Leinsamen, Faserflachs und -hanf, Grassilage
und Stilllegungsflichen:

— 63 EUR/t multipliziert mit dem Ertrag gemidfl Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1251/1999, der
im Regionalisierungsplan des Kalenderjahres 2002 fiir die betreffende Region ausgewiesen ist.

Dieser Punkt gilt unbeschadet der Mafinahmen, die von den Mitgliedstaaten gemafl Artikel 6 Absatz 6 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1251/1999 erlassen werden.

Abweichend von Artikel 38 wird fiir Flachs und Hanf der Durchschnitt auf der Grundlage der Anzahl Hektar
berechnet, fiir die in den Kalenderjahren 2001 und 2002 Zahlungen gewéhrt wiirden.

Fiir Reis:

— 102 EUR/t multipliziert mit folgenden Durchschnittsertragen:

Mitgliedstaaten Ertrége (t/ha)
Spanien 6,35
Frankreich:

—  Mutterland 5,49
— Franzosisch-Guayana 7,51
Griechenland 7,48
Italien 6,04
Portugal 6,05

Fiir K6rnerleguminosen:
— bei Linsen und Kichererbsen 181 EUR/ha;

— bei Wicken 175,02 EUR/ha in 2000, 176,60 EUR/ha in 2001 bzw. 150,52 EUR/ha in 2002.

Hat ein Betriebsinhaber den Zuschlag oder die Sonderbeihilfe fiir Hartweizen erhalten, so wird die auf zwei
Dezimalstellen gerundete Anzahl Hektar, fir die eine solche Zahlung in den einzelnen Jahren des Bezugszeit-
raums gewdhrt wurde, mit folgenden Betragen multipliziert:

In den Gebieten nach Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1251/1999 und nach Anhang IV der Verordnung (EG)
Nr. 2316/1999:

— 291 EUR/ha bei der fiir das Kalenderjahr 2005 zu gewahrenden einheitlichen Betriebsprimie,

— 285 EUR/ha bei der fiir das Kalenderjahr 2006 und die nachfolgenden Kalenderjahre zu gewihrenden ein-
heitlichen Betriebspramie.

In den Gebieten nach Anhang V der Verordnung (EG) Nr. 2316/1999:

— 46 EURJha bei der fiir das Kalenderjahr 2005 zu gewihrenden einheitlichen Betriebspramie.



L 270/62

Amtsblatt der Europdischen Union

21.10.2003

3. Im Sinne der vorstehenden Nummern bedeutet ,Anzahl Hektar* die festgelegte Zahl der Hektar, die unter
Berticksichtigung der Anwendung von Artikel 2 Absatz 4 und Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1251/1999 auf
jede einzelne Art der in Anhang VI dieser Verordnung aufgefithrten flichenbezogenen Beihilfen entfillt, bei
denen alle in den Vorschriften fiir die Gewahrung der Beihilfe festgelegten Voraussetzungen erfillt sind. Bei Reis
wird abweichend von Artikel 6 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95, falls im Bezugszeitraum die Reis-
anbauflichen in einem Mitgliedstaat dessen garantierte Hochstfldche tiberschritten haben, der Betrag je Hektar
anteilmafig gekiirzt.

B. Zahlung fiir Kartoffelstirke

Hat ein Betriebsinhaber eine Zahlung fiir Kartoffelstirke erhalten, so wird der Betrag berechnet, indem die Anzahl Ton-
nen, fiir die eine solche Zahlung in den einzelnen Jahren des Bezugszeitraums gewahrt wurde, mit 44,22 EUR|t Kartof-
felstarke multipliziert wird. Die Mitgliedstaaten ermitteln die Anzahl der in die Berechnung der einheitlichen Betriebs-
primie einzubeziehenden Hektar proportional zur Anzahl Tonnen erzeugter Kartoffelstirke, fir die in den einzelnen
Jahren des Bezugszeitraums die Beihilfe gemif8 Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 gewihrt wurde,
und im Rahmen einer Grundfliche, die von der Kommission auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten mitgeteilten
Anzahl Hektar festgelegt wird, die im Bezugszeitraum einem Anbauvertrag unterlagen.

C. Tierprimien und Erginzungszahlungen

Hat ein Betriebsinhaber Tierpramien und/oder Ergdnzungszahlungen erhalten, so wird der Betrag berechnet, indem die
Anzahl von bestimmten Tieren, fiir die eine solche Zahlung in den einzelnen Jahren des Bezugszeitraums gewdahrt wur-
de, unter Beriicksichtigung der Anwendung von Artikel 4 Absatz 4, Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 10 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 bzw. Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2529/2001 mit den Betrdgen je Tier
multipliziert wird, die fiir das Kalenderjahr 2002 in den in Anhang VI aufgefithrten einschligigen Artikeln festgelegt
sind.

Abweichend von Artikel 38 wird bei den gemifS Artikel 11 Absatz 2 erster, zweiter und vierter Gedankenstrich der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2529/2001 gewahrten Ergdnzungsbetrigen fiir Schaf- und Ziegenfleisch der Durchschnitt anhand der
Anzahl der Tiere berechnet, fiir die der Ergdnzungsbetrag im Kalenderjahr 2002 gewihrt wurde.

Nicht beriicksichtigt werden jedoch die Zahlungen in Anwendung von Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1254/1999.

Abweichend von Artikel 38 darf ferner bei der Anwendung von Artikel 32 Absitze 11 und 12 der Verordnung (EG) Nr.
2342/1999 der Kommission und von Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1458/2001 der Kommission die fiir die Berech-
nung des Referenzbetrags heranzuziehende Anzahl von Tieren, fiir die in dem Jahr, in dem solche Mainahmen ange-
wandt wurden, Zahlungen gewahrt werden, nicht hoher sein als die durchschnittliche Anzahl der Tiere, fur die in dem
Jahr/den Jahren, in dem/denen solche Maffnahmen nicht angewandt wurden, eine Zahlung gewdhrt wurde.

D. Trockenfutter

Hat ein Betriebsinhaber Futter im Rahmen eines Vertrags gemifl Artikel 9 Buchstabe c) der Verordnung (EG) Nr.
603/95 oder einer Flichenerklarung gemif Artikel 10 derselben Verordnung geliefert, so berechnen die Mitgliedstaaten
den in den Referenzbetrag einzubezichenden Betrag proportional zur Anzahl Tonnen erzeugten Trockenfutters, fiir das
in den einzelnen Jahren des Bezugszeitraums die Beihilfe gemifl Artikel 3 der genannten Verordnung gewihrt wurde,
und im Rahmen folgender in Millionen EUR ausgedriickter Obergrenzen:

Obergrenze fiir Futter, das zu Erzeug- | Obergrenze fiir Futter, das zu Erzeug-
Mitoliedstaat nissen gemdf Artikel 3 Absatz 2 der | nissen gemdf Artikel 3 Absatz 3 der Obergrenze
8 Verordnung (EG) Nr. 603/95 ver- Verordnung (EG) Nr. 603/95 ver- insgesamt
arbeitet (kiinstlich getrocknet) wurde arbeitet (sonnengetrocknet) wurde
BLWU 0,049 0,049
Dinemark 5,424 5,424
Deutschland 11,888 11,888
Griechenland 1,101 1,101
Spanien 42,124 1,951 44,075
Frankreich 41,155 0,069 41,224
Irland 0,166 0,166
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Obergrenze fiir Futter, das zu Erzeug- | Obergrenze fiir Futter, das zu Erzeug-
Mitoliedstaat nissen gemdf Artikel 3 Absatz 2 der | nissen gemidfl Artikel 3 Absatz 3 der Obergrenze
8 Verordnung (EG) Nr. 603/95 ver- Verordnung (EG) Nr. 603/95 ver- insgesamt
arbeitet (kiinstlich getrocknet) wurde arbeitet (sonnengetrocknet) wurde
Italien 17,999 1,586 19,585
Niederlande 6,804 6,804
Osterreich 0,070 0,070
Portugal 0,102 0,020 0,122
Finnland 0,019 0,019
Schweden 0,232 0,232
Vereinigtes Konigreich 1,950 1,950

Die Mitgliedstaaten ermitteln die Anzahl der in die Berechnung der Referenzbetrige einzubeziehenden Hektar propor-
tional zur Anzahl Tonnen erzeugten Trockenfutters, fiir das in den einzelnen Jahren des Bezugszeitraums die Beihilfe
gemdf Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 603/95 gewahrt wurde, und im Rahmen einer Grundfliche, die von der
Kommission auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten mitgeteilten Anzahl Hektar festgelegt wird, die im Bezugs-
zeitraum einem Anbauvertrag oder einer Flichenerklirung unterlagen.

E. Regionalbeihilfen
In den betreffenden Regionen werden in die Berechnung des Referenzbetrags folgende Betrige einbezogen:

— 24 EUR/t multipliziert mit den Ertrigen, die fiir die Flichenzahlungen bei Getreide, Olsaaten, Leinsamen sowie
Faserflachs und -hanf in den Regionen gemdfl Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1251/1999 zugrunde
gelegt werden;

— der Betrag je Tier gemifS Artikel 9 Absatz 1 Buchstaben a) und b) der Verordnung (EG) Nr. 1452/2001, gemif8 Arti-
kel 13 Absitze 2 und 3 sowie Artikel 22 Absdtze 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1453/2001 und gemif8 Artikel
5 Absitze 2 und 3 sowie Artikel 6 Absitze 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 1454/2001 multipliziert mit der
Anzahl Tiere, fur die im Jahr 2002 eine solche Zahlung gewidhrt wurde;

— der Betrag je Tier gemdfl Artikel 6 Absitze 2 und 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2019/93 multipliziert mit der
Anzahl Tiere, fur die im Jahr 2002 eine solche Zahlung gewidhrt wurde.

F. Beihilfe fiir Saatgut

Hat ein Betriebsinhaber eine Beihilfe fiir die Saatguterzeugung erhalten, so wird der Betrag berechnet, indem die Anzahl
Tonnen, fiir die eine solche Zahlung in den einzelnen Jahren des Bezugszeitraums gewahrt wurde, mit dem gemaf Arti-
kel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 festgesetzten Betrag je Tonne multipliziert wird. Die Mitgliedstaaten ermitteln
die Anzahl der in die Berechnung der einheitlichen Betriebspramie einzubeziechenden Hektar proportional zu der bei
der Feldbesichtigung akzeptierten Fliche, fiir die in den einzelnen Jahren des Bezugszeitraums die Beihilfe gemdfl Artikel
3 der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 gewihrt wurde, und im Rahmen einer Grundfliche, die von der Kommission auf
der Grundlage des ihr gemdf der Verordnung (EWG) Nr. 3083/73 mitgeteilten Gesamtumfangs der bei der Feldbesichti-
gung akzeptierten Fliche festgelegt wird. Diese Gesamtfliche schliefit die bei der Feldbesichtigung akzeptierte Flache fiir
Reis (Oryza sativa L.), Dinkel (Triticum spelta L.) und Faser- und Ollein (Linum usitatissimum L.) und Hanf (Cannabis sativa
L.), die bereits bei den landwirtschaftlichen Kulturpflanzen gemeldet wurden, nicht ein.



L 270/64

Amtsblatt der Europdischen Union

21.10.2003

Nationale Obergrenzen gemifl Artikel 41

ANHANG VIII

(in Mio. EUR)
Mitgliedstaat 2005 2006 und nach?oolgz,n de Jahre
Belgien 411 411 528
Dinemark 838 838 996
Deutschland 4479 4 479 5468
Griechenland 837 834 856
Spanien 3244 3240 3438
Frankreich 7199 7195 8055
Irland 1136 1136 1322
Italien 2539 2530 2882
Luxemburg 27 27 37
Niederlande 386 386 779
Osterreich 613 613 711
Portugal 452 452 518
Finnland 467 467 552
Schweden 612 612 729
Vereinigtes Konigreich 3350 3350 3868
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ANHANG IX

Verzeichnis der landwirtschaftlichen Kulturpflanzen nach Artikel 66

KN-Code Beschreibung
I Getreide
1001 10 00 Hartweizen
1001 90 Andere Weizensorten und anderes Menggetreide als Hartweizen
1002 00 00 Roggen
1003 00 Gerste
1004 00 00 Hafer
1005 Mais
1007 00 Koérner-Sorghum
1008 Buchweizen, Hirse (ausgenommen Korner-Sorghum) und Kanariensaat; anderes Getreide
0709 90 60 Zuckermais
. Olsaaten
1201 00 Sojabohnen
ex 1205 00 Rapssamen
ex 1206 00 10 Sonnenblumensamen
III. EiweifSpflanzen
0713 10 Erbsen
0713 50 Ackerbohnen
ex 1209 29 50 Siiflupinen

. Flachs

ex 1204 00
ex 5301 10 00

Hanf
ex 530210 00

Leinsamen (Linum usitatissimum L.)

Faserflachs, roh oder gerostet (Linum usitatissimum L.)

Faserhanf, roh oder gerostet (Cannabis sativa L.)
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Traditionelle Hartweizen-Anbaugebiete gemif} Artikel 74

GRIECHENLAND

ANHANG X

,Nomoi“ (Verwaltungsbezirke) der folgenden Regionen:

Mittelgriechenland
Peloponnes
lonische Inseln
Thessalien
Mazedonien
Agiische Inseln
Thrakien

SPANIEN

Provinzen
Almerfa
Badajoz
Burgos
Céadiz
Cérdoba
Granada
Huelva
Jaén
Mélaga
Navarra
Salamanca
Sevilla
Toledo
Zamora

Saragossa

OSTERREICH
Pannonien

1. Gebiete der Bezirksbauernkammern
2046 Tullnerfeld-Klosterneuburg
2054 Baden

2062 Bruck/Leitha-Schwechat
2089 Baden

2101 Ganserndorf

2241 Hollabrunn

2275 Tullnerfeld-Klosterneuburg
2305 Korneuburg

2321 Mistelbach

2330 Krems/Donau

2364 Ganserndorf

2399 Mistelbach

2402 Modling

2470 Mistelbach

2500 Hollabrunn

2518 Hollabrunn
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2551 Bruck/Leitha-Schwechat
2577 Korneuburg

2585 Tullnersfeld-Klosterneuburg
2623 Wr. Neustadt

2631 Mistelbach

2658 Ginserndorf

2. Gebiete der Bezirksreferate
3018 Neusied]/See

3026 Eisenstadt

3034 Mattersburg

3042 Oberpullendorf

3. Gebiete der Landwirtschaftskammer
1007 Wien

FRANKREICH

Regionen
Midi-Pyrénées
Provence-Alpes-Cote d’Azur

Languedoc-Roussillon

Departements (*)
Ardeéche

Drome

ITALIEN

Regionen
Abruzzen
Basilicata
Kalabrien
Kampanien
Latium
Marken
Molise
Umbrien
Apulien
Sardinien
Sizilien

Toskana

PORTUGAL

Bezirke
Santarém
Lissabon
Settbal
Portalegre
Evora
Beja

Faro.

(*) Jedes dieser Departements kann in eine der vorgenannten Regionen einbezogen werden.
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ANHANG XI

Liste der Saatenarten nach Artikel 99

(EUR/100 kg)

KN-Code Beschreibung Beihilfebetrag
1. Ceres
1001 90 10 Triticum spelta L. 14,37
1006 10 10 Oryza sativa L. (1)
— langkérnige Sorten mit einer Linge von mehr als 6,0 Millimetern und 17,27
mit einem Langen/Dickenverhéltnis von mindestens 3
— andere Sorten, deren Korner eine Linge von mehr als, weniger als oder 14,85
gleich 6,0 Millimetern und ein Lingen/Dickenverhaltnis von weniger als
3 aufweisen
. Oleagineae
ex 1204 00 10 Linum usitatissimum L. (Faserlein) 28,38
ex 1204 00 10 Linum usitatissimum L. (Leinsamen) 22,46
ex 1207 99 10 Cannabis sativa L. (%) (Sorten mit einem Tetrahydrocannabinol-Gehalt von 20,53
hochstens 0,2 %)
. Gramineae
ex 1209 2910 Agrostis canina L. 75,95
ex 1209 2910 Agrostis gigantea Roth. 75,95
ex 1209 29 10 Agostis stolonifera L. 75,95
ex 1209 2910 Agrostis capillaris L. 75,95
ex 1209 29 80 Arrhenatherum elatius (L.) P. Beauv. ex J.S. und K.B. Prest. 67,14
ex 1209 2910 Dactylis glomerata L. 52,77
ex 1209 23 80 Festuca arundinacea Schreb. 58,93
ex 1209 23 80 Festuca ovina L. 43,59
1209 2311 Festuca pratensis Huds. 43,59
1209 23 15 Festuca rubra L. 36,83
ex 1209 29 80 Festulolium 32,36
1209 25 10 Lolium multiflorum Lam. 21,13
1209 25 90 Lolium perenne L. 30,99
ex 1209 29 80 Lolium x boucheanum Kunth 21,13
ex 1209 29 80 Phleum Bertolinii (DC) 50,96
1209 26 00 Phleum pratense L. 83,56
ex 1209 29 80 Poa nemoralis L. 38,88
1209 24 00 Poa pratensis L. 38,52
ex 1209 29 10 Poa palustris und Poa trivialis L. 38,88
. Leguminosae
ex 1209 29 80 Hedysarum coronarium L. 36,47
ex 1209 29 80 Medicago lupulina L. 31,88
ex 1209 21 00 Medicago sativa L. (Okotypen) 22,10
ex 1209 21 00 Medicago sativa L. (Sorten) 36,59
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(EUR/100 kg)

KN-Code Beschreibung Beihilfebetrag

ex 1209 29 80 Onobrichis viciifolia Scop. 20,04
ex 0713 10 10 Pisum sativum L. (partim) (Futtererbse) 0
ex 1209 22 80 Trifolium alexandrinum L. 45,76
ex 1209 22 80 Trifolium hybridum L. 45,89
ex 1209 22 80 Trifolium incarnatum L. 45,76

1209 2210 Trifolium pratense L. 53,49
ex 1209 22 80 Trifolium repens L. 75,11
ex 1209 22 80 Trifolium repens L. var. giganteum 70,76
ex 1209 22 80 Trifolium resupinatum L. 45,76
ex 0713 50 10 Vicia faba L. (partim) (Ackerbohnen) 0
ex 1209 2910 Vicia sativa L. 30,67
ex 1209 29 10 Vicia villosa Roth. 24,03

() Die Messung der Kérner erfolgt an vollstindig geschliffenem Reis nach folgender Methode:
i)  der Partie wird eine représentative Probe entnommen;
ii) die Probe wird sortiert, um nur ganze Korner, einschlieflich unvollstindig gereifter Korner, zu erhalten;
iii) zwei Messungen an jeweils 100 Kornern werden vorgenommen und der Durchschnitt errechnet;
iv) das Ergebnis wird in Millimeter, auf eine Dezimalstelle auf- bzw. abgerundet, ermittelt.

() Der Gehalt an Tetrahydrocannabinol (THC) einer Sorte wird durch Analyse einer Probe konstanten Gewichts ermittelt. Das THC-
Gewicht im Verhiltnis zum Probengewicht darf fiir eine Gewdhrung der Beihilfe nicht mehr betragen als 0,2 %. Die vorgenannte
Probe setzt sich zusammen aus dem oberen Drittel einer reprisentativen Zahl stichprobenweise zum Zeitpunkt der Abbliite aus-
gewihlter Pflanzen, die von Stingeln und Samen befreit wurden.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1783/2003 DES RATES

vom 29. September 2003

zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 12571999 iiber die Forderung der Entwicklung
des lindlichen Raums durch den Europiischen Ausrichtungs- und Garantiefonds fiir die
Landwirtschaft (EAGFL)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 36 und 37,

auf Vorschlag der Kommission,
nach Stellungnahme des Europdischen Parlaments (1),

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (%),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (3),
in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1) Zur Verwirklichung der Ziele der Gemeinsamen Agrar-
politik gemdfl Artikel 33 des Vertrags ist es angebracht,
die Politik zur Entwicklung des lindlichen Raums zu
verstirken, indem die Reihe der in der Verordnung (EG)
Nr. 1257/1999 (*) vorgesehen flankierenden Mafnah-
men erweitert wird.

(2)  Da Junglandwirte einen Schliisselfaktor bei der Entwick-
lung des lindlichen Raums darstellen, sollte der Unter-
stiitzung dieser Kategorie von Landwirten Vorrang ein-
gerdumt werden. Zur Forderung der Niederlassung von
Junglandwirten und der strukturellen Anpassung ihrer
Betriebe ist es erforderlich, die bereits gewihrte spezi-
fische Unterstiitzung zu verstirken.

(3) Es sollte darauf hingewirkt werden, dass anspruchsvolle
Normen, die sich auf die Rechtsvorschriften der Gemein-
schaft iiber die Umwelt, die menschliche, tierische und
pflanzliche Gesundheit, den Tierschutz und die Sicher-
heit am Arbeitsplatz stiitzen, im Landwirtschaftssektor
rascher durchgefithrt werden. Diese Normen konnen
neue Verpflichtungen fur die Landwirte mit sich brin-
gen, die Einkommensverluste oder zusitzliche Kosten
zur Folge haben. Den Landwirten sollten voriibergehend
degressive Beihilfen gewihrt werden, um die Kosten, die
sich aus der Durchfithrung dieser Normen ergeben, teil-
weise zu decken.

(40 Nach Einfithrung der Maffnahme zur Anwendung der
Normen sollte sich die derzeit gemdff der Verordnung

(") Stellungnahme vom 5. Juni 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
offentlicht).

(®) ABL C 208 vom 3.9.2003, S. 64.

(%) Stellungnahme vom 2. Juli 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
offentlicht).

(% ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 80.

(EG) Nr. 1257/1999 erlaubte Beihilfe fiir Landwirte auf-
grund von Beschrinkungen der landwirtschaftlichen
Nutzung in Gebieten mit umweltspezifischen Einschrin-
kungen nunmehr auf Beschrinkungen erstrecken, die
sich aus der Durchfithrung der Richtlinie 79/409/EWG
des Rates vom 2. April 1979 iiber die Erhaltung der
wild lebenden Vogelarten (°) und der Richtlinie
92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung
der natiirlichen Lebensrdume sowie der wild lebenden
Tiere und Pflanzen (%) ergeben. Dementsprechend kann
unter gewissen Umstinden eine umfangreichere Unter-
stiitzung vorgeschlagen und die Flichenbegrenzung von
10 % auf die Mafnahme fiir Gebiete mit spezifischen
Nachteilen beschrinkt werden.

(5)  Die Beratungsdienste fiir landwirtschaftliche Betriebe
gemif der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates
vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln fiir
Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrar-
politik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fiir
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe () sollen mogliche
Verbesserungen der derzeitigen Leistungen im Hinblick
auf verpflichtende Normen in den Bereichen Umwelt,
menschliche, tierische und pflanzliche Gesundheit sowie
Tierschutz ermitteln und vorschlagen. Den Landwirten
sollte ein Beitrag zu den Kosten fiir diese Beratungs-
dienste gewahrt werden.

(6)  Die Landwirte sollten dabei unterstiitzt werden, hohe
Tierschutznormen einzuhalten. Der Geltungsbereich des
bestehenden Kapitels iiber Agrarumweltmafinahmen der
Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 sollte ausgedehnt wer-
den, um Landwirte zu unterstiitzen, die sich verpflich-
ten, iiber das vorgeschriebene Mindestmaff hinaus-
gehende Tierhaltungsnormen einzuhalten.

(7)  Die Erfahrung hat gezeigt, dass die Instrumente zur For-
derung der Lebensmittelqualitit im Rahmen der Politik
zur Entwicklung des lindlichen Raums verstirkt werden
miissen.

(8)  Den Landwirten sollte ein Anreiz geboten werden, sich
an gemeinschaftlichen oder nationalen Lebensmittelqua-
litatsregelungen zu beteiligen. Die Teilnahme an solchen
Regelungen kann zusitzliche Kosten und Verpflichtun-
gen nach sich ziehen, die durch den Markt nicht voll-

(*) ABL L 103 vom 25.4.1979, S. 1. Zuletzt gedndert durch die Verord-

nung (EG) Nr. 807/2003 (ABI. L 122 vom 16.5.2003, S. 36).

(6) ABL L 206 vom 22.7.1992, S. 7. Zuletzt gedndert durch die Richt-
linie 97/62/EG (ABL L 305 vom 8.11.1997, S. 42).

() Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.
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(10)

(11)

(13)

(14)

stindig ausgeglichen werden. Landwirten, die sich an
solchen Regelungen beteiligen, sollten befristete Beihilfen
gewihrt werden.

Das Bewusstsein der Verbraucher hinsichtlich des Beste-
hens und der Eigenschaften der Erzeugnisse, die auf-
grund gemeinschaftlicher oder nationaler Lebensmittel-
qualititsregelungen erzeugt werden, muss geschirft wer-
den. Erzeugergemeinschaften sollten bei der Information
der Verbraucher und der Werbung fiir Erzeugnisse
unterstiitzt werden, die aufgrund von Regelungen
erzeugt werden, die von den Mitgliedstaaten im Rahmen
ihrer Plane zur Entwicklung des landlichen Raums unter-
stiitzt werden.

Die Einfihrung der neuen flankierenden Mafnahmen
erfordert eine Prizisierung bestimmter bestehender Vor-
schriften. Diese Prizisierung betrifft hauptsichlich die
Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben und die
finanziellen Bestimmungen.

Angesichts der groffen Bedeutung der Innovationsfor-
derung in der Nahrungsmittelindustrie sollte der Gel-
tungsbereich des derzeitigen Kapitels iiber die Verbes-
serung der Verarbeitung und Vermarktung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 auf die Gewdhrung von Beihilfen fir die Ent-
wicklung innovativer Konzepte in der Nahrungsmittel-
industrie ausgedehnt werden.

Das genannte Kapitel legt die Voraussetzungen fur die
Gewihrung von Investitionsbeihilfen zur Verbesserung
der Verarbeitung und der Vermarktung von landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen fest, einschlieflich der Vor-
schrift fiir Betriebe, die solche Beihilfen erhalten, die
Mindestnormen fiir Umwelt, Hygiene und Tierschutz
bereits einzuhalten. Da es fiir kleine Verarbeitungseinhei-
ten zuweilen schwierig sein kann, solchen Normen zu
entsprechen, sollte es den Mitgliedstaaten gestattet sein,
fur Investitionen, die in kleinen Verarbeitungseinheiten
getitigt werden, um die neu eingefithrten Normen fiir
Umwelt, Hygiene und Tierschutz einzuhalten, eine
Karenzzeit im Hinblick auf die Beihilfevoraussetzungen
zu gewdahren.

Der 6kologische und soziale Wert der staatseigenen Wil-
der bedarf der Verbesserung; diesbeziigliche Investitions-
beihilfen sollten zugelassen werden, wobei die Unterstiit-
zung von Mafinahmen zur Verbesserung der wirtschaft-
lichen Nutzung dieser Walder ausgeschlossen wird.

Die bisherige Erfahrung bei der Durchfithrung der Pro-
gramme zur Entwicklung des lindlichen Raums im Zeit-
raum 2000 bis 2006 hat die Notwendigkeit aufgezeigt,
bestimmte Vorschriften der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 klarer zu fassen und zu vereinfachen sowie
bestimmte Beihilfehéhen anzupassen. Diese Prizisierun-
gen und Anpassungen betreffen hauptsichlich den
Umfang und die Einzelheiten der Unterstiitzung fiir
benachteiligte Gebiete und Gebiete mit umweltspezifi-
schen Einschrinkungen, die Ausbildung, die Forstwirt-
schaft und die Forderung der Anpassung und Entwick-
lung des landlichen Raums.

(15)

Die Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 sollte daher ent-
sprechend geindert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 wird wie folgt gedndert:

Der bisherige Wortlaut des Artikels 5 wird zu Absatz 1,
und folgende Absitze werden angefiigt:

,(2)  Die Voraussetzungen fiir die Gewidhrung der Inves-
titionsbeihilfen gemaf Absatz 1 missen zu dem Zeit-
punkt der Einzelentscheidung iiber eine Beihilfegewdhrung
erfullt sein.

(3)  Werden die Investitionen getitigt, um neu einge-
fihrten Mindestnormen in Bezug auf Umwelt, Hygiene
und Tierschutz zu entsprechen, so konnen fiir die Einhal-
tung dieser neuen Normen Beihilfen gewahrt werden. In
diesem Fall kann den Landwirten eine Frist zur Erfiillung
dieser Mindestnormen eingerdumt werden, sofern eine
solche Frist zur Losung spezifischer Probleme bei der Ein-
haltung dieser Normen erforderlich ist. Der Landwirt
muss am Ende des Investitionszeitraums die einschlagigen
Normen einhalten.

Artikel 7 wird wie folgt gedndert:
a) Artikel 7 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2)  Der Gesamtwert der Beihilfe, ausgedriickt als
Prozentsatz des forderungsfihigen Investitionsvolu-
mens, ist auf maximal 40 % und in den benachteilig-
ten Gebieten auf maximal 50 % begrenzt.“

b) Folgender Absatz wird angefuigt:

,Werden Investitionen von Junglandwirten im Sinne
des Kapitels II getdtigt, so konnen diese Prozentsitze
tiber einen Zeitraum von hochstens fiinf Jahren ab der
Niederlassung bis maximal 50 % und in den benach-
teiligten Gebieten bis maximal 60 % betragen. Die
Altersvoraussetzung gemdfl Artikel 8 Absatz 1 muss
bei der Niederlassung erfiillt sein.“

Artikel 8 Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

,(2)  Die Beihilfen fiir die Niederlassung konnen beste-
hen aus

a) einer einmaligen Pramie bis zu dem im Anhang ange-
gebenen Hochstbetrag und

b) einem Zinszuschuss fur Darlehen, die zur Deckung
der Kosten der Niederlassung aufgenommen werden;
der kapitalisierte Wert dieses Zuschusses darf den
Wert der Primie nicht iiberschreiten.
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Junglandwirten, die iiber einen Zeitraum von drei Jah-
ren ab ihrer Niederlassung im Zusammenhang mit
ihrer Tatigkeitsaufnahme landwirtschaftliche Bera-
tungsdienste in Anspruch nehmen, darf eine Unter-
stitzung gewdhrt werden, die hoher ist als der in
Buchstabe (a) genannte Hochstbetrag, aber 30 000
EUR nicht iiberschreitet.”

Artikel 9 Absatz 2 erster Gedankenstrich erhalt folgende
Fassung:

,— Landwirte und andere in der Landwirtschaft titige Per-
sonen auf eine qualitative Neuausrichtung der Erzeu-
gung und auf die Anwendung von Produktionsverfah-
ren vorzubereiten, die mit den Belangen der Land-
schaftserhaltung und der Landschaftsverbesserung, des
Umweltschutzes, der Hygiene und des Tierschutzes
vereinbar sind, sowie ihnen Qualifikationen zu vermit-
teln, die sie bendtigen, um einen wirtschaftlich lebens-
fahigen Betrieb leiten zu konnen, und*.

Artikel 15 Absatz 3 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fas-
sung:

,Uber dem Hochstbetrag liegende Ausgleichszulagen kon-
nen gewihrt werden, wenn der Durchschnittsbetrag simt-
licher Ausgleichszulagen, die auf der betreffenden Pro-
grammierungsebene gewahrt werden, diesen Hochstbetrag
nicht dberschreitet. Die Mitgliedstaaten konnen zur
Berechnung des Durchschnittsbetrags eine Kombination
mehrerer Regionalprogramme vorlegen. In durch objek-
tive Umstinde begriindeten Fillen kann der Durch-
schnittsbetrag auf den im Anhang festgelegten Hochst-
durchschnittsbetrag erhoht werden.”

Artikel 16 wird wie folgt gedndert:
a) Artikel 16 Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

,(1)  Landwirte konnen durch Zahlungen zum Aus-
gleich von Kosten und Einkommensverlusten unter-
stiitzt werden, die in Gebieten mit umweltspezifischen
Einschrinkungen durch die Umsetzung der Richtlinien
79[409/EWG (*) und 92[43/EWG (**) Beschrinkungen
der landwirtschaftlichen Nutzung unterliegen, wenn
und soweit diese Zahlungen notwendig sind, um die
sich aus der Umsetzung dieser Richtlinien ergebenden
spezifischen Probleme zu losen.

() ABL L 103 vom 25.4.1979, S. 1. Zuletzt geindert
durch die Verordnung (EG) Nr. 807/2003 (ABL. L
122 vom 6.5.2003, S. 36).

(**) ABL L 206 vom 22.7.1992, S. 7. Zuletzt gedndert
durch die Richtlinie 97/62/EG (ABL L 305 vom
8.11.1992, S. 42).”

b) Artikel 16 Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

»(3)  Der fiir eine Gemeinschaftsbeihilfe in Betracht
kommende Hochstbetrag wird im Anhang festgesetzt.
In hinreichend begriindeten Fillen kann dieser Betrag
angehoben werden, um besonderen Problemen Rech-
nung zu tragen.

Fiir einen Zeitraum von hochstens fiinf Jahren ab dem
Zeitpunkt, zu dem die Bestimmung zur Einfihrung
neuer Beschrinkungen nach dem Gemeinschaftsrecht
verbindlich wird, darf eine diesen Hochstbetrag tiber-
steigende Beihilfe gewihrt werden. Diese Unterstiit-
zung wird jahrlich auf degressiver Grundlage gewihrt
und darf den im Anhang festgesetzten Betrag nicht
tiberschreiten.”

Der bisherige Wortlaut des Artikels 20 wird zu Absatz 1,
und folgender Absatz wird angefiigt:

,(2) Die Gesamtfliche der in Absatz 1 genannten
Gebiete darf 10 % der Gesamtfliche des betreffenden Mit-
gliedstaats nicht iibersteigen.”

Artikel 21 wird gestrichen.

Nach Kapitel V des Titels II wird folgendes Kapitel einge-
fugt:

,KAPITEL Va
EINHALTUNG VON NORMEN
Artikel 21a

Die den Landwirten gewihrte Beihilfe zur Anpassung an
anspruchsvolle Normen, die auf den Gemeinschaftsvor-
schriften fir Umwelt, menschliche, tierische und pflanzli-
che Gesundheit, Tierschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz
beruhen, muss zu folgenden Zielen beitragen:

a) raschere Anwendung anspruchsvoller Gemeinschafts-
normen durch die Mitgliedstaaten,

b) Einhaltung dieser Normen durch die Landwirte,

¢) Inanspruchnahme von  Betriebsberatungsdiensten
gemif$ der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates
vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln
fur Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen
fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (¥) durch die
Landwirte bei der Bewertung der Leistung landwirt-
schaftlicher Unternehmen und Ermittlung moglicher
Verbesserungen im Hinblick auf die verbindlichen
Bewirtschaftungsvoraussetzungen gemif jener Verord-
nung.

() ABL. L 270 vom 21.10.2003, S. 1.

Artikel 21b

(1)  Landwirte, die anspruchsvolle Normen anwenden
miissen, die sich auf die Gemeinschaftsvorschriften stiit-
zen und erst kiirzlich in die einzelstaatlichen Vorschriften
aufgenommen worden sind, konnen eine befristete Bei-
hilfe erhalten, um die entstandenen Kosten und die Ein-
kommensverluste teilweise auszugleichen.
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In den Mitgliedstaaten, die Artikel 16 anwenden, wird
Landwirten fiir die Einhaltung der in Artikel 16 genannten
Rechtsvorschriften keine Beihilfe gemif8 diesem Kapitel
gewdhrt.

(2) Die Beihilfe darf wihrend eines Zeitraums von
hochstens fiinf Jahren ab dem Zeitpunkt gewahrt werden,
an dem die Norm gemdfl den Gemeinschaftsvorschriften
verbindlich wird.

Damit die Beihilfe gewdhrt werden kann, sollte die Norm
neue Verpflichtungen oder Einschrankungen fiir die land-
wirtschaftliche Praxis vorschreiben, die sich erheblich auf
die normalen Betriebskosten auswirken und eine bedeu-
tende Anzahl von Landwirten betreffen.

Fir Richtlinien, deren Umsetzungsfristen iiberschritten
worden sind und die im Mitgliedstaat noch nicht ord-
nungsgemafl umgesetzt sind, darf die Beihilfe wahrend
eines Zeitraums gewahrt werden, der finf Jahre ab dem
25. Oktober 2003 nicht iiberschreitet.

(3) Die Beihilfe wird nicht gewihrt, wenn die Nicht-
anwendung einer Norm darauf zuriickzufiihren ist, dass
ein antragstellender Landwirt eine bereits in einzelstaatli-
ches Recht umgesetzte Norm nicht einhdlt.

Artikel 21c

(1)  Die Beihilfe wird jahrlich in Form einer Pauschal-
beihilfe gewihrt, die schrittweise um jeweils denselben
Betrag gekiirzt wird. Die Mitgliedstaaten staffeln die Zah-
lung je Norm nach MafSgabe der Verpflichtungen, die sich
aus der Anwendung der Norm ergeben. Die Zahlung wird
in einer Hohe festgesetzt, die eine Uberkompensation aus-
schlielt. Bei der Festsetzung der Hohe der jdhrlichen Bei-
hilfen werden Investitionskosten nicht beriicksichtigt.

(2)  Der jahrliche Beihilfehochstbetrag je Betrieb ist im
Anhang festgesetzt.

Artikel 21d

(1)  Die Landwirte konnen eine Beihilfe erhalten, damit
sie die Kosten tragen konnen, die sich aus der Inanspruch-
nahme der Betriebsberatungsdienste ergeben, die Verbes-
serungen bei der Anwendung der verpflichtenden Nor-
men in den Bereichen Umwelt, menschliche, tierische und
pflanzliche Gesundheit sowie Tierschutz durch die Land-
wirte ermitteln und erforderlichenfalls vorschlagen.

(2)  Die Betriebsberatungsdienste, fiir die eine Beihilfe
gewidhrt werden kann, miissen Titel II Kapitel IIl der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1782/2003 sowie den zur Durchfiih-
rung erlassenen Vorschriften entsprechen.

(3) Die gesamte Beihilfe fiir die Inanspruchnahme der
in Absatz 1 genannten Beratungsdienste wird auf hochs-
tens 80 % der in Betracht kommenden Kosten begrenzt,
wobei der im Anhang aufgefithrte Hochstbetrag nicht
tiberschritten werden darf.“

10. Kapitel VI erhilt folgende Fassung:

+KAPITEL VI

AGRARUMWELTMASSNAHMEN UND TIERSCHUTZ

Artikel 22

Die Beihilfen fiir landwirtschaftliche Produktionsverfahren,
die auf den Schutz der Umwelt und die Erhaltung des
landlichen Lebensraums (Agrarumweltmalnahmen) oder
auf einen verbesserten Tierschutz ausgerichtet sind, tragen
zur Verwirklichung der Ziele der Gemeinschaft in Bezug
auf die Landwirtschaft, die Umwelt und den Schutz von
Nutztieren bei.

Ziel der Beihilfen ist es,

a) eine Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flichen
zu fordern, die mit dem Schutz und der Verbesserung
der Umwelt, der Landschaft und ihrer Merkmale, der
natiirlichen Ressourcen, der Boden und der geneti-
schen Vielfalt vereinbar ist;

b) eine umweltfreundliche Extensivierung der Landwirt-
schaft und eine Weidewirtschaft geringer Intensitit zu
fordern;

¢) besonders wertvolle landwirtschaftlich genutzte Kul-
turlandschaften, die bedroht sind, zu erhalten;

d) die Landschaft und historische Merkmale auf landwirt-
schaftlichen Flachen zu erhalten;

e) die Umweltplanung in die landwirtschaftliche Praxis
einzubezichen;

f) den Tierschutz zu verbessern.

Artikel 23

(1)  Die Beihilfen werden Landwirten gewihrt, die sich
fiir mindestens funf Jahre verpflichten, Agrarumwelt- oder
Tierschutzmafinahmen durchzufithren. Sofern erforderlich,
wird fur bestimmte Arten von Verpflichtungen im Inte-
resse ihrer Wirkungen auf die Umwelt und den Tierschutz
ein langerer Zeitraum festgelegt.

(2) Die Verpflichtungen beziiglich der Agrarumwelt-
mafinahmen und des Tierschutzes gehen iiber die Anwen-
dung der guten landwirtschaftlichen Praxis einschlieflich
der guten Tierhaltungspraxis im iblichen Sinne hinaus.

Sie betreffen Dienstleistungen, die im Rahmen anderer
Fordermaflnahmen wie Marktstiitzungsmaffnahmen oder
Ausgleichszulagen nicht vorgesehen sind.
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Artikel 24

(1)  Die Beihilfen fiir die Agrarumwelt- oder Tierschutz-
verpflichtungen werden jahrlich gewahrt und anhand fol-
gender Kriterien berechnet:

a) Einkommensverluste,

b) zusitzliche Kosten infolge der eingegangenen Ver-
pflichtung und

¢) die Notwendigkeit, einen Anreiz zu bieten.

Investitionskosten werden bei der Berechnung der jihr-
lichen Beihilfe nicht beriicksichtigt. Kosten fiir nichtpro-
duktive Investitionen, die zur Einhaltung einer Verpflich-
tung erforderlich sind, diirfen bei der Berechnung der
Hohe der jihrlichen Beihilfe beriicksichtigt werden.

(2)  Die fiir eine Gemeinschaftsbeihilfe in Betracht kom-
menden Hochstbetrige sind im Anhang festgesetzt. Wird
die Beihilfe anhand der Fliche berechnet, so richten sich
diese Betrage nach der Fliche des Betriebs, fur die die
Agrarumweltverpflichtungen gelten.”

Nach Titel II Kapitel VI wird folgendes Kapitel eingefiigt:
»KAPITEL VIa

LEBENSMITTELQUALITAT

Artikel 24a

Eine Beihilfe fiir landwirtschaftliche Produktionsmethoden
zur Verbesserung der Qualitit der landwirtschaftlichen
Erzeugnisse und zur Forderung dieser Erzeugnisse muss
zu folgenden Zielen beitragen:

a) den Verbrauchern die Qualitit des Erzeugnisses oder
des angewendeten Produktionsprozesses dadurch zu
gewihrleisten, dass sich die Landwirte an Lebensmit-
telqualitdtsregelungen gemifd Artikel 24b beteiligen;

b) eine Wertschopfung bei landwirtschaftlichen Aus-
gangserzeugnissen zu erzielen und die Absatzmoglich-
keiten auf dem Markt zu verbessern;

¢) die Verbraucherinformation iber die Verfiigbarkeit
und Merkmale solcher Erzeugnisse zu verbessern.

Artikel 24b

(1) Landwirten, die sich auf freiwilliger Basis an
gemeinschaftlichen oder einzelstaatlichen Lebensmittelqua-
litatsregelungen beteiligen, die besondere Herstellungs-
bedingungen fir in Anhang I des Vertrags aufgefiihrte
landwirtschaftliche Erzeugnisse — ausgenommen Fische-
reierzeugnisse — vorschreiben, wird eine Beihilfe gewahrt,
wenn sie die Bedingungen der Absitze 2 oder 3 dieses
Artikels einhalten.

Die Beihilfe betrifft nur zum menschlichen Verzehr
bestimmte Erzeugnisse.

(2)  Fir die Qualitdtsregelungen der Gemeinschaft nach
den folgenden Verordnungen und Bestimmungen kann
eine Beihilfe gewahrt werden:

a) Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 des Rates vom 14.
Juli 1992 zum Schutz von geografischen Angaben
und Ursprungsbezeichnungen fiir Agrarerzeugnisse
und Lebensmittel (¥),

b) Verordnung (EWG) Nr. 2082/92 des Rates vom 14.
Juli 1992 iiber Bescheinigungen besonderer Merkmale
von Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln (**),

¢) Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24.
Juni 1991 iiber den 6kologischen Landbau und die
entsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftli-
chen Erzeugnisse und Lebensmittel (***),

d) Titel VI (Qualititswein bestimmter Anbaugebiete) der
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 17.
Mai 1999 iber die gemeinsame Marktorganisation fiir
Wein (¥4%).

(3)  Um fiir eine Beihilfe in Betracht zu kommen, miis-
sen die von den Mitgliedstaaten anerkannten Lebensmittel-
qualitdtsregelungen die Anforderungen der Buchstaben a)
bis e) erfiillen:

a) Die Besonderheit des im Rahmen solcher Regelungen
erzeugten Enderzeugnisses ergibt sich aus detaillierten
Verpflichtungen im Zusammenhang mit den landwirt-
schaftlichen Methoden, die Folgendes gewihrleisten:

i) besondere Merkmale — auch des Erzeugungspro-
zesses — oder

ii) eine Qualitit des Enderzeugnisses, die erheblich
iiber die handelsiiblichen Warennormen hinsicht-
lich der menschlichen, tierischen und pflanzlichen
Gesundheit, des Tierschutzes und des Umwelt-
schutzes hinausgeht.

b) Die Regelungen umfassen verbindliche Produktspezifi-
kationen, und die Einhaltung dieser Spezifikationen
wird von einer unabhingigen Kontrolleinrichtung
iberpriift.

¢) Die Regelungen stehen allen Erzeugern offen.

d) Die Regelungen sind transparent und gewihrleisten
eine vollstindige Riickverfolgbarkeit der Erzeugnisse.

e) Die Regelungen entsprechen derzeitigen oder vorher-
sehbaren Absatzmaoglichkeiten.
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(4)  Regelungen, deren einziges Ziel darin besteht, eine
stirkere Kontrolle der Einhaltung verbindlicher Normen
im Rahmen von gemeinschaftlichen oder einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften vorzusehen, kommen nicht fiir eine
Beihilfe in Betracht.

(*)  ABL L 208 vom 24.7.1992, S. 1. Zuletzt gedndert
durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003 (ABL L
122 vom 16.5.2003, S. 1).

(*  ABL L 208 vom 24.7.1992, S. 9. Zuletzt gedndert
durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003.

(**) ABL L 198 vom 22.7.1991, S. 1. Zuletzt gedndert
durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003.

(***) ABL L 179 vom 14.7.1999, S. 1. Zuletzt gedndert
durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003.

Artikel 24c

(1) Die Beihilfe wird alljghrlich in Form eines als
Anreiz gewihrten Betrags bis zu dem im Anhang auf-
gefithrten Hochstbetrag pro Betrieb gewdhrt. Die Zahlung
wird nach Mafdgabe der Festkosten, die sich aus der Teil-
nahme an den unterstiitzten Regelungen ergeben, und in
einer Hohe festgesetzt, die eine Uberkompensation aus-
schlieft.

(2) Diese Beihilfe wird fiir hochstens fiinf Jahre
gewdhrt.

Artikel 24d

(1)  Erzeugergemeinschaften wird fiir Tatigkeiten zur
Unterrichtung der Verbraucher iiber landwirtschaftliche
Erzeugnisse oder Lebensmittel, die im Rahmen der
gemeinschaftlichen oder einzelstaatlichen Lebensmittelqua-
litatsregelungen gemif Artikel 24b bestimmt und im Rah-
men der Mafinahme gemifl den Artikeln 24a, 24b und
24c vom Mitgliedstaat fir eine Beihilfe ausgewihlt wur-
den, sowie fir die Forderung dieser landwirtschaftlichen
Erzeugnisse oder Lebensmittel eine Beihilfe gewihrt.

(2)  Die Beihilfe bezieht sich auf Tatigkeiten im Bereich
der Information, Forderung und Werbung.

(3)  Der Gesamtbetrag der Beihilfe wird auf hochstens
70 % der beihilfefihigen Kosten der Aktion begrenzt.”

Artikel 25 Absatz 2 vierter Gedankenstrich erhilt fol-
gende Fassung:

,— Entwicklung und Anwendung neuer Techniken,”.
Artikel 26 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefuigt:

,Werden Investitionen getitigt, um neu eingefiihrte Min-
destnormen in Bezug auf Umwelt, Hygiene und Tierschutz
einzuhalten, so kann fur die Einhaltung der neuen Nor-
men Unterstiitzung gewihrt werden. In diesen Fillen kann
kleinen Verarbeitungseinheiten eine Frist zur Erfiillung
dieser Mindestnormen eingeriumt werden, sofern eine
solche Frist zur Losung spezifischer Probleme bei der Ein-
haltung dieser Normen erforderlich ist. Die kleinen Ver-
arbeitungseinheiten miissen am Ende des Investitionszeit-
raums die einschligigen Normen einhalten.”

14.

15.

16.

17.

Artikel 29 Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

,(3) Diese Beihilfen gemifs den Artikeln 30 und 32
werden nur fir Wilder und Flachen gewihrt, die privaten
Eigentiimern oder deren Vereinigungen oder Gemeinden
oder Gemeindeverbinden gehoren. Diese Einschrinkung
gilt nicht fiir die in Artikel 30 Absatz 1 zweiter Gedan-
kenstrich genannten Maffnahmen fiir Investitionen in Wial-
der mit dem Ziel einer deutlichen Verbesserung ihres 6ko-
logischen oder gesellschaftlichen Wertes und fur die in
Artikel 30 Absatz 1 sechster Gedankenstrich vorgesehe-
nen Mafnahmen.”

Artikel 29 Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

,(5) Im Rahmen dieses Kapitels vorgeschlagene Maf-
nahmen in Gebieten, die im Rahmen der Gemeinschafts-
mafnahme zum Schutz des Waldes gegen Brinde als
Gebiete mit hohem oder mittlerem Waldbrandrisiko ein-
gestuft wurden, miissen den von den Mitgliedstaaten
erstellten Waldschutzpldnen fiir diese Gebiete entspre-
chen.”

Artikel 30 Absatz 1 letzter Gedankenstrich erhalt folgende
Fassung:

,— Wiederaufbau eines durch Naturkatastrophen und
Brinde geschddigten forstwirtschaftlichen Produktions-
potenzials sowie Einfiihrung geeigneter vorbeugender
Mafinahmen.”

Artikel 31 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Diese Beihilfen konnen zusitzlich zu den Anlegungs-
kosten Folgendes umfassen:

— eine jdhrliche Pramie je aufgeforsteten Hektar zur
Deckung der Unterhaltungskosten fiir einen Zeit-
raum von bis zu funf Jahren,

— eine jdhrliche Hektarprimie zum Ausgleich von
aufforstungsbedingten Einkommensverlusten wih-
rend eines Zeitraums von bis zu 20 Jahren fir
Landwirte oder deren Vereinigungen, die die Fli-
chen vor der Aufforstung bewirtschaftet haben,
oder fiir andere Personen des Privatrechts.”

b) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Beihilfen fir die Aufforstung landwirtschaftli-
cher Flichen im Eigentum von Behorden decken ledig-
lich die Anlegungskosten. Wird das aufgeforstete Land
von einer Person des Privatrechts gepachtet, so kon-
nen die in Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten jdhr-
lichen Primien gewdhrt werden.”

¢) Absatz 3 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Bei Aufforstungen mit schnellwachsenden Arten mit
kurzer Umtriebszeit werden Beihilfen nur fir die
Anlegungskosten gewahrt.”
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18. Artikel 33 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

a) Der dritte und der vierte Gedankenstrich erhalten fol-
gende Fassung:

,— Aufbau von Beratungsdiensten fiir landwirtschaft-
liche Betriebe gemafs Titel II Kapitel III der Verord-
nung (EG) Nr. 1782/2003 sowie von Vertretungs-
und Betriebsfuhrungsdiensten;

— Vermarktung von landwirtschaftlichen Qualitits-
erzeugnissen, einschlieBlich der in Artikel 24b
Absitze 2 und 3 genannten Einfithrung von Qua-
litdtsregelungen;"”.

b) Folgender Gedankenstrich wird angefiigt:

,— Verwaltung integrierter Strategien zur Entwicklung
des landlichen Raums durch ortliche Partnerschaf-
ten.”

19. Artikel 34 Absatz 2 werden folgende Gedankenstriche
angefiigt:

,— die Bedingungen fiir Mafinahmen zur Einhaltung von
Normen (Kapitel Va);

— die Bedingungen fir Mafinahmen zur Lebensmittel-
qualitdt (Kapitel VIa)“.

20. Artikel 35 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1)  Gemeinschaftsbeihilfen fiir den Vorruhestand (Arti-
kel 10, 11 und 12), benachteiligte Gebiete und Gebiete
mit umweltspezifischen Einschrinkungen (Artikel 13 bis
21), Einhaltung von Normen (Artikel 21a bis 21d), Agrar-
umweltmafinahmen und Tierschutz (Artikel 22, 23 und
24), Lebensmittelqualitidt (Artikel 24a bis 24d) und Auf-
forstungsmaffnahmen (Artikel 31) werden in der gesamten
Gemeinschaft aus dem EAGFL, Abteilung Garantie, finan-
ziert.”

21. Artikel 37 Absatz 3 Unterabsatz 2 zweiter Gedankenstrich
erhilt folgende Fassung:

,— Mafinahmen zur Unterstiitzung von Forschungsprojek-
ten oder Maflnahmen, die gemifl der Entscheidung

90/424[EWG vom 26. Juni 1990 iiber bestimmte Aus-
gaben im Veterindrbereich (¥) fiir eine Beteiligung der
Gemeinschaft in Betracht kommen.

() ABL L 224 vom 18.8.1990, S. 19. Zuletzt gedndert
durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003.

22. Artikel 47 Absatz 2 Unterabsatz 2 letzter Gedankenstrich
erhilt folgende Fassung:

,— betrdgt die Gemeinschaftsbeteiligung im Rahmen der
Programmplanung fir Manahmen gemif8 Artikel 22
bis 24 dieser Verordnung hochstens 85 % in den
Gebieten, die unter Ziel 1 fallen, und hochstens 60 %
in den tibrigen Gebieten.

23. Artikel 51 wird folgender Absatz angefiigt:

,(5)  Staatliche Beihilfen zur Unterstiitzung von Land-
wirten, die sich an die anspruchsvollen Normen anpassen,
die auf den Gemeinschaftsvorschriften fiir Umwelt,
menschliche, tierische und pflanzliche Gesundheit, Tier-
schutz und Sicherheit am Arbeitsplatz beruhen, sind
untersagt, wenn sie nicht den Bedingungen der Artikel
21a, 21b und 21c entsprechen. Zusitzliche Beihilfen, die
die gemdfl Artikel 21c festgesetzten Hochstbetrige tiber-
schreiten, diirfen jedoch gewihrt werden, damit die Land-
wirte einzelstaatlichen Rechtsvorschriften entsprechen
konnen, die iiber die Normen der Gemeinschaft hinaus-
gehen.

Gibt es keine gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, so
sind staatliche Beihilfen zur Unterstiitzung von Landwir-
ten, die sich an die anspruchsvollen Normen anpassen, die
auf den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften fiir Umwelt,
menschliche, tierische und pflanzliche Gesundheit, Tier-
schutz und Sicherheit am Arbeitsplatz beruhen, untersagt,
wenn sie nicht den einschligigen Bedingungen der Artikel
21a, 21b und 21c entsprechen. Zusitzliche Beihilfen, die
die gemif Artikel 21c festgesetzten Hochstbetrige iiber-
schreiten, diirfen jedoch gewihrt werden, wenn sie gemafS
Absatz 1 jenes Artikels gerechtfertigt sind.”

24. Der Anhang wird durch den Text im Anhang dieser Ver-
ordnung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veroffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Geschehen zu Briissel am 29. September 2003.

Im Namen des Rates
Der Prisident
G. ALEMANNO
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ANHANG

~ANHANG

TABELLE MIT DEN BETRAGEN

Artikel Gegenstand EUR
8 Absatz 2 Niederlassungsbeihilfe 25000
12 Absatz 1 | Vorruhestand 15000 (*) | Pro Abgebendem und Jahr
150 000 Gesamtbetrag pro Abgebendem
3500 Pro Arbeitnehmer und Jahr
35000 Gesamtbetrag pro Arbeitnehmer
15 Absatz 3 | Mindestbetrag der Ausgleichszulage 25 (**) | Pro Hektar landwirtschaftlich genutzter
Flichen
Hochstbetrag der Ausgleichszulage 200 Pro Hektar landwirtschaftlich genutzter
Flichen
Hochstbetrag der Durchschnittsaus- 250 Pro Hektar landwirtschaftlich genutzter
gleichszulage Flachen
16 Hochstbetrag der Zahlung 200 Pro Hektar
Anfangshochstbetrag 500 Pro Hektar
21c Hochstbetrag der Zahlung 10 000 Pro Betrieb
21d Betriebsberatungsdienste 1500 Pro Beratungsdienstleistung
24 Absatz 2 | Einjihrige Kulturen 600 Pro Hektar
Mehrjahrige Sonderkulturen 900 Pro Hektar
Sonstige Flichennutzung 450 Pro Hektar
Ortliche Rassen, die fiir die Zucht ver- 200 (***) | Pro Grofvieheinheit
loren gehen konnten
Tierschutz 500 Pro Grofvieheinheit
24¢ Hochstbetrag der Zahlung 3000 Pro Betrieb
31 Absatz 4 | Jahrlicher Hochstbetrag zum Ausgleich
von Einkommensverlusten durch Auf-
forstung
— fur Landwirte oder deren Vereini- 725 Pro Hektar
gungen
— fiir sonstige Personen des Privat- 185 Pro Hektar
rechts
32 Absatz 2 | Mindestbetrag der Zahlung 40 Pro Hektar
Hochstbetrag der Zahlung 120 Pro Hektar

() Vorbehaltlich des maximalen Gesamtbetrags pro Abgebendem konnen die maximalen jihrlichen Zahlungen bis auf den doppelten
Betrag angehoben werden, wobei der wirtschaftlichen Struktur der Betriebe in den Gebieten und dem Ziel der beschleunigten
Anpassung der Agrarstrukturen Rechnung zu tragen ist.

(**)  Dieser Betrag kann gekiirzt werden, um der besonderen geografischen Lage oder wirtschaftlichen Struktur der Betriebe in bestimm-
ten Gebieten Rechnung zu tragen und um eine Uberkompensation gemif Artikel 15 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich zu vermei-

den.
(***

Dieser Betrag kann in aufergewohnlichen Fillen unter Beriicksichtigung der besonderen Bediirfnisse bestimmter Rassen, die in den

Plinen zur Entwicklung des lindlichen Raums gerechtfertigt sein sollten, angehoben werden.”
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1784/2003 DES RATES

vom 29. September 2003

iiber die gemeinsame Marktorganisation fiir Getreide

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 36 und Artikel 37
Absatz 2 Unterabsatz 3,

auf Vorschlag der Kommission,
nach Stellungnahme des Europdischen Parlaments (1),

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (?),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (3),
in Erwagung nachstehender Griinde:

(1)  Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des
gemeinsamen Marktes fiir landwirtschaftliche Erzeug-
nisse muss die Gestaltung einer Gemeinsamen Agrar-
politik einhergehen; sie muss insbesondere eine gemein-
same Organisation der Agrarmirkte umfassen, die je
nach Erzeugnis unterschiedliche Formen annehmen
kann.

(2)  Auftrag der Gemeinsamen Agrarpolitik ist es, die Ziele
des Vertrags zu erreichen. Um die Mirkte zu stabilisie-
ren und der landwirtschaftlichen Bevolkerung im Getrei-
desektor eine angemessene Lebenshaltung zu sichern,
sollten Binnenmarktmafnahmen getroffen werden, die
insbesondere eine Interventionsregelung und eine
gemeinsame Ein- und Ausfuhrregelung umfassen.

(3)  Die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom 30.
Juni 1992 iber die gemeinsame Marktorganisation fiir
Getreide (¥) ist mehrfach und in wesentlichen Teilen
gedndert worden. Angesichts weiterer Anderungen sollte
sie aufgehoben und im Interesse der Rechtsklarheit
ersetzt werden.

(4)  In der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 ist vorgesehen,
dass tber eine letzte Kiirzung des ab dem Wirtschafts-
jahr 2002/03 anzuwendenden Interventionspreises fiir
Getreide aufgrund der Marktentwicklung beschlossen
wird. Es ist wichtig, dass die Preise auf dem Binnen-
markt weniger stark von den garantierten Preisen abhin-

(1) Stellingnahme vom 5. Juni 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
offentlicht).

() ABL C 208 vom 3.9.2003, S. 39.

(%) Stellungnahme vom 2. Juli 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
offentlicht).

() ABL L 181 vom 1.7.1992, S. 21. Zuletzt geindert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1104/2003 (ABL. L 158 vom 27.6.2003, S. 1).

(10)

gen. Daher sollten die monatlichen Zuschlige halbiert
werden, um die Fluiditat des Marktes zu verbessern.

Die Einfithrung eines einzigen Interventionspreises fiir
Getreide hat aufgrund der begrenzten Absatzmaglichkei-
ten auf dem Binnenmarkt und den Drittlandsmarkten zu
einer Ansammlung grofer Interventionsbestinde bei
Roggen gefithrt. Roggen sollte daher von der Interventi-
onsregelung ausgeschlossen werden.

Die Interventionsstellen sollten in der Lage sein, unter
besonderen Umstidnden geeignete Interventionsmafinah-
men zu ergreifen. Damit die erforderliche Einheitlichkeit
der Interventionssysteme gewahrt bleibt, miissen diese
besonderen Umstinde jedoch gemeinschaftlich beurteilt
und die betreffenden Mafnahmen auf Gemeinschafts-
ebene beschlossen werden.

Mit Blick auf die besondere Marktlage bei Getreide- und
Kartoffelstirke konnte es sich als notwendig erweisen,
eine Produktionserstattung vorzusehen, damit den
betreffenden Unternehmen die von ihnen verwendeten
Grundstoffe zu einem Preis zur Verfiigung gestellt wer-
den konnen, der unter dem Preis liegt, der sich bei der
Anwendung der gemeinsamen Preise ergibt.

Ein einheitlicher Gemeinschaftsmarkt fiir Getreide erfor-
dert die Einfithrung einer einheitlichen Handelsregelung
an den Auflengrenzen der Gemeinschaft. Eine das Inter-
ventionssystem erginzende Handelsregelung, die Ein-
fuhrabgaben und Ausfuhrerstattungen vorsieht, diirfte
den Gemeinschaftsmarkt grundsitzlich stabilisieren. Sie
sollte den Verpflichtungen Rechnung tragen, die in den
multilateralen Handelsverhandlungen im Rahmen der
Uruguay-Runde eingegangen worden sind. Die Ausfuhr-
erstattungsregelung ist im Hinblick auf eine Teilnahme
am Welthandel auch auf Getreideverarbeitungserzeug-
nisse anzuwenden.

Zur Uberwachung des Umfangs des Getreidehandels mit
Drittlindern sollte eine Ein- und Ausfuhrlizenzregelung
vorgesehen werden, die die Stellung einer Sicherheit ein-
schlieft, um zu gewihrleisten, dass die Geschifte, fur
die solche Lizenzen beantragt wurden, auch tatsichlich
getitigt werden.

Die entsprechend den im Rahmen der Welthandelsorga-
nisation (WTO) geschlossenen Ubereinkommen auf
landwirtschaftliche Erzeugnisse anzuwendenden Zoll-
sitze sind groftenteils im Gemeinsamen Zolltarif fest-
gelegt. Fir einige Getreidearten sind jedoch aufgrund
der Einfithrung von zusitzlichen Mechanismen Ausnah-
mebestimmungen zu erlassen.
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(11)  Um etwaige nachteilige Auswirkungen von Einfuhren Inanspruchnahme des aktiven und passiven Veredelungs-

(13)

(14)

(15)

(16)

bestimmter landwirtschaftlicher Erzeugnisse auf den
Gemeinschaftsmarkt zu verhindern bzw. zu beheben,
sollten auf die Einfuhren eines oder mehrerer solcher
Erzeugnisse zusitzliche Einfuhrabgaben erhoben werden,
wenn bestimmte Bedingungen erfullt sind.

Unter bestimmten Voraussetzungen sollte die Kommis-
sion ermichtigt werden, Zollkontingente zu erdffnen
und zu verwalten, die sich aus den gemifl dem Vertrag
geschlossenen Ubereinkommen und anderen Rechts-
akten des Rates ergeben.

Die im Rahmen des WTO-Ubereinkommens iiber die
Landwirtschaft (!) gewihrten Erstattungen bei der Aus-
fuhr nach Drittlindern, die dem Unterschied zwischen
den Preisen in der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt
entsprechen, sollen den Anteil der Gemeinschaft am
internationalen Getreidehandel wahren. Solche Ausfuhr-
erstattungen sollten mengen- und wertmifig begrenzt
sein.

Die Einhaltung der wertmifligen Beschrankungen ist bei
der Festsetzung der Ausfuhrerstattungen und durch die
Kontrolle der Zahlungen im Rahmen der Regelung tiber
den Europiischen Ausrichtungs- und Garantiefonds fiir
die Landwirtschaft sicherzustellen. Die Kontrolle kann
durch die obligatorische Vorausfestsetzung der Ausfuhr-
erstattungen erleichtert werden, und zwar unbeschadet
der Moglichkeit, im Fall differenzierter Erstattungen die
vorgesehene Bestimmung innerhalb eines geografischen
Gebiets mit einheitlichem Ausfuhrerstattungssatz zu
indern. Bei einer Anderung der Bestimmung ist der fiir
die tatsichliche Bestimmung geltende Ausfuhrerstat-
tungsbetrag zu zahlen, der jedoch nicht hoher sein darf
als der Erstattungsbetrag fur die im Voraus festgesetzte
Bestimmung.

Um die Einhaltung der mengenmifSigen Beschrinkungen
zu gewihrleisten, muss ein zuverldssiges und effizientes
Kontrollsystem eingefithrt werden. Zu diesem Zweck ist
die Gewidhrung einer Ausfuhrerstattung von der Vorlage
einer Ausfuhrlizenz abhingig zu machen. Die Ausfuhr-
erstattungen sollten im Rahmen der verfugbaren Men-
gen unter Beriicksichtigung der jeweiligen Lage der
betreffenden Erzeugnisse gewihrt werden. Ausnahmen
von dieser Regelung sollten nur fiir nicht in Anhang I
des Vertrags aufgefilhrte Verarbeitungserzeugnisse, fiir
die keine mengenmifSigen Beschrinkungen gelten, und
fur die Nahrungsmittelhilfe erlaubt sein, fiir die keinerlei
Beschrinkung gilt. Es sollte die Mdglichkeit vorgesehen
werden, dass fiir Erzeugnisse, bei deren -erstattungs-
begiinstigter Ausfuhr eine Uberschreitung der mengen-
mifSigen Beschrinkungen unwahrscheinlich ist, von den
strengen Verwaltungsvorschriften abgewichen werden
kann.

Soweit dies fiir das reibungslose Funktionieren der Rege-
lung erforderlich ist, sollte vorgesechen werden, dass die

(") ABL L 336 vom 23.12.1994, S. 22.

17)

(18)

21)

(23)

(24)

verkehrs reglementiert und, sofern es die Marktlage
erfordert, untersagt werden kann.

Die Zolltarifregelung macht es moglich, auf alle sons-
tigen Schutzmafinahmen an den Auflengrenzen der
Gemeinschaft zu verzichten. Unter aufergewohnlichen
Umstinden kann sich der Binnenmarkt- und Zollmecha-
nismus als unzulinglich erweisen. Um den Gemein-
schaftsmarkt den sich daraus moglicherweise ergebenden
Storungen nicht ungeschiitzt auszusetzen, sollte die
Gemeinschaft in diesen Fillen die Moglichkeit haben,
unverziiglich die erforderlichen Manahmen zu treffen.
Diese Mafinahmen sollten mit den Verpflichtungen aus
den betreffenden  WTO-Ubereinkommen in Einklang
stehen.

Angesichts der Tatsache, dass der Binnenmarktpreis vom
Weltmarktpreis beeinflusst wird, sollten geeignete Maf-
nahmen vorgesehen werden, die zur Stabilisierung des
Binnenmarktes zu treffen sind.

Das reibungslose Funktionieren eines auf einem gemein-
samen Preissystem beruhenden Binnenmarktes wiirde
durch die Gewidhrung nationaler Beihilfen gefihrdet.
Daher sollten die Vertragsbestimmungen iiber staatliche
Beihilfen auch auf die unter diese gemeinsame Markt-
organisation fallenden Erzeugnisse angewendet werden.

Angesichts der stindigen Entwicklung des gemeinsamen
Marktes im Getreidesektor sollten sich die Mitgliedstaa-
ten und die Kommission gegenseitig die einschldgigen
Informationen iiber diese Entwicklungen mitteilen.

Die zur Durchfithrung dieser Verordnung erforderlichen
Mafinahmen sollten gemdfl dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
titen fur die Ausiibung der der Kommission iibertrage-
nen Durchfithrungsbefugnisse (%) erlassen werden.

Die Kommission sollte ermichtigt werden, in dringen-
den Fillen die notwendigen Mafnahmen zu treffen, um
praktische und spezielle Probleme 16sen zu konnen.

Die Ausgaben, die den Mitgliedstaaten aufgrund ihrer
Verpflichtungen aus der Anwendung dieser Verordnung
entstehen, sollten von der Gemeinschaft gemafs der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1258/1999 des Rates vom 17. Mai
1999 iber die Finanzierung der Gemeinsamen Agrar-
politik (3) von der Gemeinschaft ibernommen werden.

Die gemeinsame Marktorganisation fiir Getreide sollte
gleichzeitig den Zielen der Artikel 33 und 131 des Ver-
trags angemessen Rechnung tragen.

() ABL L 184 vom 17.7.1999, S. 23.

(%) ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 103.
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(25)  Die Umstellung von den Bestimmungen der Verordnung
(EG) Nr. 1766/92 auf die Bestimmungen der vorliegen-
den Verordnung konnte zu Schwierigkeiten fithren, die
in der vorliegenden Verordnung nicht behandelt sind.
Um Schwierigkeiten dieser Art zu begegnen, sollte die
Kommission erméchtigt werden, Ubergangsmafnahmen
zu treffen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

EINLEITENDE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Die gemeinsame Marktorganisation fir Getreide umfasst eine
Regelung fiir den Binnenmarkt und eine Regelung fiir den Han-
del mit Drittlindern und gilt fur folgende Erzeugnisse:

KN-Code Warenbezeichnung

a) 0709 90 60 | Zuckermais, frisch oder gekiihlt

07129019 | Zuckermais, getrocknet, auch in Stiicke oder Schei-
ben geschnitten, als Pulver oder sonst zerkleinert,
jedoch nicht weiter zubereitet, anderer als Hybri-
den zur Aussaat

1001 90 91 | Weichweizen und Mengkorn, zur Aussaat

1001 90 99 | Spelz, Weichweizen und Mengkorn, andere als zur

Aussaat
1002 00 00 | Roggen
1003 00 Gerste
1004 00 Hafer
1005 10 90 | Mais, anderer als Hybridmais, zur Aussaat

1005 90 00 | Mais, anderer als zur Aussaat

1007 00 90 | Korner-Sorghum, anderes als Hybriden, zur Aus-
saat

1008 Buchweizen, Hirse (ausgenommen Korner-Sor-
ghum) und Kanariensaat; anderes Getreide

b) 100110 Hartweizen

¢) 11010000 | Mehl von Weizen oder Mengkorn
110210 00 | Mehl von Roggen
1103 11 Grobgriefs und Feingrieff von Weizen
1107 Malz, auch gerostet

d) Die in Anhang I genannten Erzeugnisse

Artikel 2

Das Wirtschaftsjahr beginnt fiir die in Artikel 1 genannten
Erzeugnisse am 1. Juli und endet am 30. Juni des folgenden
Jahres.

Artikel 3

Diese Verordnung gilt unbeschadet der in der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit
gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen der
Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungs-
regelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe () vor-
gesehenen Mafinahmen.

KAPITEL II

BINNENMARKT

Artikel 4

(1)  Fir Getreidearten, die der Intervention unterliegen, wird
der Interventionspreis auf 101,31 EUR/t festgesetzt.

Der im Mai fiir Mais und Koérner-Sorghum geltende Interventi-
onspreis bleibt auch im Juli, August und September des jeweili-
gen Jahres giiltig.

(2)  Der Interventionspreis bezieht sich auf die Groflhandels-
stufe bei freier Anlieferung an das Lager, nicht abgeladen. Er
gilt fiir alle fur die einzelnen Getreidearten festgelegten Inter-
ventionsorte der Gemeinschaft.

(3)  Auf den Interventionspreis werden monatliche Zuschlige
gemafl der Tabelle in Anhang II angewendet.

(4) Die mit dieser Verordnung festgesetzten Preise konnen
aufgrund der Produktions- und Marktentwicklung nach dem
Verfahren des Artikels 37 Absatz 2 des Vertrags gedndert wer-
den.

Artikel 5

(1)  Die von den Mitgliedstaaten bezeichneten Interventions-
stellen kaufen Weichweizen, Hartweizen, Gerste, Mais und
Sorghum an, die ihnen angeboten werden und in der Gemein-
schaft geerntet worden sind, sofern die Angebote den insbeson-
dere hinsichtlich Qualitdt und Menge festgelegten Bedingungen
entsprechen.

(2) Die Ankdufe sind nur in den nachstehenden Interventi-
onszeitrdumen zuldssig:

a) vom 1. August bis zum 30. April in Griechenland, Spa-
nien, Italien und Portugal,

b) vom 1. Dezember bis zum 30. Juni in Schweden,

¢) vom 1. November bis zum 31. Mai in den anderen Mit-
gliedstaaten.

Falls der Interventionszeitraum in Schweden zur Umleitung der
in Absatz 1 genannten Erzeugnisse aus anderen Mitgliedstaaten

(") Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.
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zur Intervention nach Schweden fiihrt, werden nach dem in
Artikel 25 Absatz 2 genannten Verfahren Durchfiihrungsvor-
schriften zur Behebung der Lage erlassen.

(3) Die Ankiufe erfolgen zum Interventionspreis, der gege-
benenfalls aus Qualititsgriinden um einen Zu- oder Abschlag
erhoht bzw. vermindert wird.

Artikel 6

Die Durchfithrungsbestimmungen zu den Artikeln 4 und 5
werden nach dem in Artikel 25 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen, und zwar insbesondere:

a) die Bestimmung der Interventionsorte;

b) die Mindestanforderungen, insbesondere hinsichtlich Quali-
tit und Menge, denen die einzelnen Getreidearten geniigen
miissen, damit sie fiir die Intervention in Betracht kom-
men;

¢) die bei der Intervention anwendbaren Zu- und Abschlige;

d) die Verfahren und Bedingungen fiir die Ubernahme durch
die Interventionsstellen;

¢) die Verfahren und Bedingungen fiir die Abgabe durch die
Interventionsstellen.

Artikel 7

(1)  Es konnen besondere Interventionsmafinahmen ergriffen
werden, sofern dies aufgrund der Marktlage erforderlich ist.
Diese Malnahmen konnen insbesondere dann ergriffen werden,
wenn die Marktpreise in einem oder mehreren Gebieten der
Gemeinschaft im Verhiltnis zum Interventionspreis fallen oder
zu fallen drohen.

(2)  Art und Anwendung der besonderen Interventionsmaf-
nahmen sowie die Bedingungen und Verfahren fiir den Verkauf
oder die anderweitige Verwendung der von diesen Malinahmen
betroffenen Erzeugnisse werden nach dem in Artikel 25 Absatz
2 genannten Verfahren beschlossen.

Artikel 8

(1)  Fur aus Mais, Weizen oder Kartoffeln gewonnene Stirke
sowie fiir bestimmte daraus hergestellte Verarbeitungserzeug-
nisse, die zur Herstellung bestimmter Waren verwendet wer-
den, kann eine Produktionserstattung gewdhrt werden.

Da es in Finnland und Schweden keine nennenswerte hei-
mische Erzeugung von anderen Getreidearten fiir die Stirke-
produktion gibt, kann fur Stirke, die in diesen beiden Lindern
aus Gerste und Hafer gewonnen wird, eine Produktionserstat-
tung gewahrt werden, sofern diese nicht dazu fihrt, dass die
Produktion von Stirke aus diesen beiden Getreidearten auf
mehr als folgende Mengen ansteigt:

a) in Finnland auf mehr als 50 000 Tonnen,
b) in Schweden auf mehr als 10 000 Tonnen.

Gemifl dem in Artikel 25 Absatz 2 genannten Verfahren wird
ein Verzeichnis der in Unterabsatz 1 genannten Waren erstellt.

(2)  Die Produktionserstattung nach Absatz 1 wird in regel-
mifigen Zeitabstinden neu festgesetzt.

(3)  Die Durchfithrungsbestimmungen zu diesem Artikel und
der Betrag der Produktionserstattung werden nach dem in Arti-
kel 25 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen bzw. festgesetzt.

KAPITEL III

HANDEL MIT DRITTLANDERN

Artikel 9

(1)  Fir die Einfuhr der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse
in die Gemeinschaft sowie die Ausfuhr dieser Erzeugnisse aus
der Gemeinschaft ist die Vorlage einer Einfuhr- bzw. Ausfuhr-
lizenz erforderlich. Fiir Erzeugnisse, die keine erheblichen Aus-
wirkungen auf die Versorgungslage auf dem Getreidemarkt
haben, kann jedoch eine Ausnahmeregelung vorgesehen wer-
den.

Die Lizenzen werden von den Mitgliedstaaten jedem Antrag-
steller unabhingig vom Ort seiner Niederlassung in der
Gemeinschaft und unbeschadet der in Anwendung der Artikel
12 bis 17 getroffenen Mafinahmen erteilt.

Ein- und Ausfuhrlizenzen sind gemeinschaftsweit giiltig. Die
Erteilung dieser Lizenzen ist an die Stellung einer Sicherheit
gebunden, die gewihrleistet, dass die Erzeugnisse wihrend der
Geltungsdauer der Lizenz ein- bzw. ausgefithrt werden. AufSer
in Fillen hoherer Gewalt verfillt die Sicherheit ganz oder teil-
weise, wenn die Ein- bzw. Ausfuhr innerhalb dieser Frist nicht
oder nur teilweise erfolgt.

(2) Die Giltigkeitsdauer der Lizenzen und die sonstigen
Durchfithrungsbestimmungen zu diesem Artikel werden nach
dem in Artikel 25 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt.

Abschnitt 1

Einfuhrbestimmungen

Artikel 10

(1)  Sofern in dieser Verordnung nicht anders geregelt, finden
die Einfuhrzollsitze des Gemeinsamen Zolltarifs auf die in
Artikel 1 genannten Erzeugnisse Anwendung.

(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 ist der Einfuhrzoll auf
Erzeugnisse ~der  KN-Codes 10011000, 100190 91,
ex 1001 90 99 (Weichweizen der oberen Qualitit), 1002,
ex 1005, ausgenommen Hybrid zur Aussaat, und ex 1007, aus-
genommen Hybrid zur Aussaat, gleich dem fiir diese Erzeug-
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nisse bei der Einfuhr geltenden Interventionspreis zuziiglich
55 % und abziglich des cif-Einfuhrpreises fiir die betreffende
Sendung. Der Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs darf jedoch
nicht tiberschritten werden.

(3)  Zur Berechnung des Einfuhrzolls gemdfl Absatz 2 wer-
den fiir die dort genannten Erzeugnisse regelmifig reprisenta-
tive cif-Einfuhrpreise festgestellt.

(4) Die Durchfithrungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 25 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

Darin wird insbesondere Folgendes bestimmt:

a) die Mindestanforderungen fiir Weichweizen der oberen
Qualitit,

b) die zu beriicksichtigenden Preisnotierungen,

¢) soweit angebracht, in bestimmten Fillen die Moglichkeit,
dass die Marktteilnehmer vor dem Eintreffen der Sendun-
gen die anzuwendende Belastung erfahren konnen.

Artikel 11

(1) Unbeschadet des Artikels 10 Absatz 2 wird zur Vermei-
dung oder Behebung von Nachteilen, die sich aus der Einfuhr
bestimmter in Artikel 1 genannter Erzeugnisse fir den
Gemeinschaftsmarkt ergeben konnen, fiir die Einfuhr eines
oder mehrerer dieser Erzeugnisse zu dem in Artikel 10 vor-
gesehenen Zollsatz ein zusitzlicher Einfuhrzoll erhoben, wenn
die von der Kommission gemafl Absatz 4 dieses Artikels fest-
zulegenden Bedingungen erfiillt sind, es sei denn, es steht nicht
zu befiirchten, dass die Einfuhren eine Storung des Gemein-
schaftsmarktes verursachen, oder die Auswirkungen stehen in
keinem Verhaltnis zum angestrebten Ziel.

(2)  Auf Einfuhren zu Preisen, die unter dem von der
Gemeinschaft der Welthandelsorganisation mitgeteilten Preis-
niveau liegen (,Auslosungspreis®), kann ein zusitzlicher Ein-
fuhrzoll erhoben werden.

Ein zusitzlicher Einfuhrzoll kann auch erhoben werden, wenn
das Einfuhrvolumen in einem Jahr, in dessen Verlauf die Nach-
teile gemdfl Absatz 1 eintreten oder einzutreten drohen, ein
Niveau iiberschreitet, das auf der Grundlage von Absatzmog-
lichkeiten, definiert als Prozentsitze des entsprechenden einhei-
mischen Verbrauchs in den drei vorangegangenen Jahren, fest-
gesetzt wurde (,Auslosungsvolumen®).

(3) Die bei der Erhebung eines zusitzlichen Einfuhrzolls
gemifl Absatz 2 Unterabsatz 1 zu beriicksichtigenden Einfuhr-
preise richten sich nach den cif-Einfuhrpreisen der betreffenden
Sendung.

Zu diesem Zweck werden die cif-Einfuhrpreise unter Zugrun-
delegung der reprisentativen Preise des betreffenden Erzeugnis-
ses auf dem Weltmarkt oder auf dem gemeinschaftlichen Ein-
fuhrmarkt tiberpriift.

(4)  Die Durchfithrungsvorschriften zu diesem Artikel wer-
den nach dem Verfahren des Artikels 25 Absatz 2 erlassen. Sie
betreffen insbesondere die Erzeugnisse, auf die zusitzliche Ein-
fuhrzolle erhoben werden konnen.

Artikel 12

(1)  Zollkontingente fir die in Artikel 1 genannten Erzeug-
nisse, die sich aus den gemifl Artikel 300 des Vertrags
geschlossenen Ubereinkiinften oder einem anderen Rechtsakt
des Rates ergeben, werden von der Kommission nach den
Modalititen er6ffnet und verwaltet, die gemifs dem in Artikel
25 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt werden.

(2)  Zur Verwaltung der Zollkontingente kann eines der
nachstehenden Verfahren oder eine Kombination dieser Verfah-
ren angewendet werden:

a) Beriicksichtigung der Antrige nach der Reihenfolge ihres
Eingangs (,Windhund“-Verfahren);

b) Aufteilung proportional zu den bei der Antragstellung
beantragten Mengen (so genanntes ,Verfahren der gleichzei-
tigen Priifung®);

¢) Beriicksichtigung der traditionellen Handelsstrome (so
genanntes ,Verfahren traditionelle/neue Antragsteller®).

Es konnen auch andere geeignete Verfahren festgelegt werden.
Dabei ist jegliche Diskriminierung zwischen den betreffenden
Marktteilnehmern zu verhindern.

(3)  Bei der Wahl des Verwaltungsverfahrens wird gegebenen-
falls dem Versorgungsbedarf des Gemeinschaftsmarktes und
dem Erfordernis der Erhaltung des Gleichgewichts dieses Mark-
tes Rechnung getragen.

(4) Die Modalititen gemdfl Absatz 1 sehen vor, dass die
Kontingente auf einer jdhrlichen Basis und erforderlichenfalls
mit einer geeigneten Staffelung eroffnet werden, legen die
anzuwendende Verwaltungsmethode fest und beinhalten gege-
benenfalls

a) Bestimmungen iber die Garantien in Bezug auf Art, Her-
kunft und Ursprung des Erzeugnisses,

b) Bestimmungen iiber die Anerkennung des Dokuments zur
Uberpriifung der unter Buchstabe a) genannten Garantien,

¢) die Bedingungen fiir die Erteilung von Einfuhrlizenzen und
die Festlegung ihrer Giiltigkeitsdauer.

Im Fall des Zollkontingents fur die Einfuhr nach Spanien in
Hohe von 2 000 000 Tonnen Mais und 300 000 Tonnen Sor-
ghum und des Zollkontingents fiir die Einfuhr nach Portugal in
Hohe von 500 000 Tonnen Mais umfassen diese Modalitdten
auflerdem die notwendigen Bestimmungen fiir die Durchfiih-
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rung der Zollkontingentseinfuhren sowie gegebenentfalls fir die
offentliche Lagerung der von den Interventionsstellen der
betreffenden Mitgliedstaaten eingefihrten Mengen und fiir
deren Absatz auf dem Markt dieser Mitgliedstaaten.

Abschnitt 2

Ausfuhrbestimmungen

Artikel 13

(1)  Um die Ausfuhr der nachstehend genannten Erzeugnisse
auf der Grundlage der Notierungen oder Preise, die auf dem
Weltmarkt gelten, zu ermoglichen, kann der Unterschied zwi-
schen diesen Notierungen oder Preisen und den Preisen in der
Gemeinschaft, soweit erforderlich, innerhalb der Grenzen der
in Ubereinstimmung mit Artikel 300 des Vertrags geschlosse-
nen Abkommen durch eine Erstattung bei der Ausfuhr aus-
geglichen werden:

a) in Artikel 1 genannte Erzeugnisse, die in unverdndertem
Zustand ausgefithrt werden sollen;

b) in Artikel 1 genannte Erzeugnisse, die in Form von Waren
des Anhangs III ausgefithrt werden sollen.

Die Ausfuhrerstattung fiir Erzeugnisse gemify Buchstabe b) darf
nicht hoher sein als die Erstattung, die bei der Ausfuhr dieser
Erzeugnisse in unverindertem Zustand Anwendung findet.

(2)  Fur die Zuteilung der Mengen, fiir die eine Ausfuhr-
erstattung gewdhrt werden kann, wird ein Verfahren festgelegt,
das

a) der Art des Erzeugnisses und der Lage auf dem betreffen-
den Markt am ehesten gerecht wird und die bestmdogliche
Nutzung der verfiigbaren Mittel ermdglicht sowie der Effi-
zienz und der Struktur der Ausfuhren der Gemeinschaft
Rechnung trigt, ohne zu einer Diskriminierung zwischen
kleinen und grofen Marktteilnehmern zu fithren;

b) unter Beriicksichtigung der Verwaltungserfordernisse in
administrativer Hinsicht fiir die Marktteilnehmer am
wenigsten schwerfillig ist;

¢) keine Diskriminierung zwischen den betroffenen Marktteil-
nehmern bewirkt.

(3)  Die Ausfuhrerstattung ist fiir die gesamte Gemeinschaft
gleich. Sie kann je nach Zielbestimmung unterschiedlich fest-
gesetzt werden, wenn dies die Lage auf dem Weltmarkt oder
die spezifischen Anforderungen bestimmter Mirkte erfordern.
Die Erstattungen werden nach dem in Artikel 25 Absatz 2
genannten Verfahren festgesetzt. Die Festsetzung kann erfolgen:

a) in regelmiBigen Zeitabstinden oder

b) im Wege der Ausschreibung bei den Erzeugnissen, bei
denen dieses Verfahren in der Vergangenheit vorgesehen
wurde.

Die Kommission kann die in regelmifigen Zeitabstinden fest-
gesetzten Ausfuhrerstattungen, soweit erforderlich, zwischen-
zeitlich auf Antrag eines Mitgliedstaats oder von sich aus
dndern.

Artikel 14

(1)  Fir die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse, die in unver-
dndertem Zustand ausgefithrt werden, wird die Ausfuhrerstat-
tung nur auf Antrag und nach Vorlage der entsprechenden
Ausfuhrlizenz gewahrt.

(2)  Der bei der Ausfuhr der in Artikel 1 genannten Erzeug-
nisse in unverindertem Zustand anwendbare Erstattungsbetrag
ist der Erstattungsbetrag, der am Tag der Lizenzbeantragung
gilt, und im Fall einer differenzierten Erstattung der an demsel-
ben Tag geltende Betrag

a) fir die in der Lizenz angegebene Bestimmung
oder gegebenenfalls

b) fiir die tatsichliche Bestimmung, wenn diese von der in der
Lizenz angegebenen Bestimmung abweicht. In diesem Fall
darf der anwendbare Betrag nicht den Betrag iibersteigen,
der fir die in der Lizenz angegebene Bestimmung gilt.

Es konnen geeignete Mafnahmen getroffen werden, um einen
Missbrauch der in diesem Absatz vorgesehenen Flexibilitit zu
verhindern.

(3)  Der Geltungsbereich der Absitze 1 und 2 dieses Artikels
kann nach dem Verfahren des Artikels 16 der Verordnung (EG)
Nr. 3448/93 des Rates vom 6. Dezember 1993 iiber die Han-
delsregelung fiir bestimmte aus landwirtschaftlichen Erzeugnis-
sen hergestellte Waren (*) auf die in Artikel 1 genannten
Erzeugnisse ausgedehnt werden, die in Form von Waren des
Anhangs III ausgefiihrt werden. Die Durchfithrungsbestimmun-
gen werden nach demselben Verfahren erlassen.

(4)  Bei Erzeugnissen, fiir die Ausfuhrerstattungen im Rah-
men von Mafnahmen der Nahrungsmittelhilfe gewahrt wer-
den, kann nach dem in Artikel 25 Absatz 2 genannten Verfah-
ren von den Bestimmungen der Absitze 1 und 2 dieses Arti-
kels abgewichen werden.

Artikel 15

(1)  Soweit nicht nach dem in Artikel 25 Absatz 2 genann-
ten Verfahren etwas anderes bestimmt wurde, wird die Erstat-
tung fir die in Artikel 1 Buchstaben a) und b) genannten
Erzeugnisse gemdfS Artikel 14 Absatz 2 entsprechend der Hohe
der monatlichen Zuschlige auf den Interventionspreis und
etwaiger Anderungen dieses Preises angepasst.

() ABL L 318 vom 20.12.1993, S. 18. Zuletzt gedndert durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 2580/2000 (ABL L 298 vom 25.11.2000, S. 5).
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(2)  Nach dem in Artikel 25 Absatz 2 genannten Verfahren
kann eine auf die Ausfuhrerstattungen anwendbare Berichti-
gung festgesetzt werden. Die Kommission kann diese Berichti-
gung jedoch erforderlichenfalls dndern.

(3) Die Absdtze 1 und 2 dieses Artikels konnen ganz oder
teilweise angewandt werden auf die in Artikel 1 Buchstaben c)
und d) genannten Erzeugnisse und auf die in Artikel 1 genann-
ten Erzeugnisse, die in Form von Waren des Anhangs III aus-
geftihrt werden. In diesem Fall wird die in Absatz 1 dieses Arti-
kels genannte Anpassung berichtigt, indem auf den monatli-
chen Zuschlag ein Koeffizient angewandt wird, der das Verhalt-
nis zwischen der urspriinglichen Menge des Grunderzeugnisses
und der Menge des Grunderzeugnisses, die in dem ausgefiihr-
ten Verarbeitungserzeugnis enthalten ist bzw. in den ausgefiithr-
ten Waren verwendet wurde, ausdriickt.

(4)  Fur die ersten drei Monate des Wirtschaftsjahres ent-
spricht die Erstattung fiir Ausfuhren von Malz, das am Ende
des vorangegangenen Wirtschaftsjahres eingelagert war oder
das aus Gerste hergestellt wurde, die am Ende des vorangegan-
genen Wirtschaftsjahres eingelagert war, der Erstattung, die im
Rahmen der betreffenden Bescheinigung auf Ausfuhren wih-
rend des letzten Monats des vorangegangenen Wirtschaftsjahres
anwendbar war.

Artikel 16

Soweit dies erforderlich ist, um den besonderen Merkmalen der
Herstellung bestimmter aus Getreide gewonnener alkoholischer
Getranke Rechnung zu tragen, konnen die Kriterien fiir die
Gewihrung der in Artikel 13 Absatz 1 vorgesehenen Ausfuhr-
erstattungen und die Kontrollmethoden dieser besonderen Lage
angepasst werden.

Artikel 17

Die Einhaltung der mengenmifigen Beschrinkungen, die sich
aus den gemif Artikel 300 des Vertrags geschlossenen Uber-
einkommen ergeben, wird auf der Grundlage der Ausfuhrlizen-
zen gewihrleistet, die fiir die vorgesehenen Bezugszeitriume
erteilt werden und fiir die betreffenden Erzeugnisse gelten. Hin-
sichtlich der Einhaltung der Verpflichtungen, die sich aus dem
WTO-Ubereinkommen iiber die Landwirtschaft ergeben, wird
die Gdltigkeit der Lizenzen durch das Ende eines Bezugszeit-
raums nicht beriihrt.

Artikel 18

Die Durchfihrungsbestimmungen zu diesem Abschnitt, ein-
schlieflich der Bestimmungen iiber die Neuverteilung der aus-
fihrbaren Mengen, die nicht zugeteilt oder nicht ausgeschopft
wurden, und insbesondere zu der in Artikel 16 vorgesehenen
Anpassung, werden nach dem in Artikel 25 Absatz 2 genann-
ten Verfahren erlassen.

Anderungen des Anhangs 11l erfolgen nach demselben Verfah-
ren.

Abschnitt 3

Gemeinsame Bestimmungen

Artikel 19

(1)  Soweit es fiir das reibungslose Funktionieren der gemein-
samen Marktorganisation fiir Getreide erforderlich ist, kann der
Rat auf Vorschlag der Kommission nach dem Abstimmungsver-
fahren des Artikels 37 Absatz 2 des Vertrags die Inanspruch-
nahme der Regelung des aktiven oder passiven Veredelungsver-
kehrs ganz oder teilweise ausschliefen

a) fir die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse, die zur Herstel-
lung von unter den Buchstaben ¢) und d) jenes Artikels
aufgefithrten Erzeugnissen bestimmt sind, und

b) in besonderen Fillen fiir die in Artikel 1 genannten Erzeug-
nisse, die zur Herstellung von Waren des Anhangs III
bestimmt sind.

(2)  In Abweichung von Absatz 1 beschlieft die Kommission
in den Fillen, in denen die dort genannte Situation ein Eingrei-
fen dringend erforderlich macht und der Gemeinschaftsmarkt
aufgrund der Regelung des aktiven oder passiven Veredelungs-
verkehrs gestort wird oder gestort zu werden droht, auf Antrag
eines Mitgliedstaats oder von sich aus nach dem in Artikel 25
Absatz 2 genannten Verfahren die erforderlichen Mafinahmen.
Diese Mafinahmen werden dem Rat und den Mitgliedstaaten
mitgeteilt; ihre Geltungsdauer darf sechs Monate nicht iiber-
schreiten und sie sind sofort anwendbar. Wird die Kommission
mit einem Antrag eines Mitgliedstaats befasst, so entscheidet
sie hieriiber innerhalb einer Woche nach Eingang des Antrags.

(3)  Jeder Mitgliedstaat kann den Rat innerhalb einer Woche
ab dem Zeitpunkt, zu dem ihm die MafSnahmen mitgeteilt wor-
den sind, damit befassen. Der Rat kann den Beschluss der
Kommission mit qualifizierter Mehrheit bestitigen, dndern oder
aufheben.

Ist der Rat binnen einer Frist von drei Monaten ab dem Zeit-
punkt, zu dem er mit dem Beschluss befasst worden ist, nicht
tatig geworden, so gilt der Beschluss der Kommission als auf-
gehoben.

Artikel 20

(1)  Die allgemeinen Regeln zur Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur und die besonderen Regeln zu deren Anwendung
finden auf die Einreihung der Erzeugnisse Anwendung, die
unter diese Verordnung fallen. Das Zolltarifschema, das sich
aus der Anwendung dieser Verordnung ergibt, wird in den
Gemeinsamen Zolltarif tibernommen.

(2)  Vorbehaltlich anders lautender Bestimmungen dieser Ver-
ordnung oder vorbehaltlich der Bestimmungen, die aufgrund
dieser Verordnung erlassen werden, ist im Handel mit Drittldn-
dern Folgendes untersagt:

a) die Erhebung von Abgaben mit gleicher Wirkung wie
Zolle,
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b) die Anwendung von mengenmafigen Beschrinkungen oder
Mafinahmen gleicher Wirkung.

Artikel 21

(1)  Erreichen die Notierungen oder Preise auf dem Welt-
markt fiir eines oder mehrere der in Artikel 1 genannten
Erzeugnisse ein Niveau, das die Versorgung auf dem Gemein-
schaftsmarkt stort oder storen konnte, so konnen fiir den Fall,
dass diese Lage andauert und sich zu verschlechtern droht,
geeignete Mafnahmen in Fillen duferster Dringlichkeit als
Schutzmafinahmen getroffen werden.

(2) Die Durchfithrungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 25 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

Artikel 22

(1)  Wird der Markt in der Gemeinschaft fiir eines oder meh-
rere der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse aufgrund der Ein-
oder Ausfuhren ernstlichen Storungen ausgesetzt oder von
ernstlichen Storungen bedroht, die die Verwirklichung der
Ziele des Artikels 33 des Vertrags in Frage stellen konnten, so
konnen im Handel mit Nicht-WTO-Mitgliedslindern geeignete
Maflnahmen angewandt werden, bis die tatsichliche oder dro-
hende Storung behoben ist.

(2)  Tritt die in Absatz 1 erwihnte Lage ein, so beschliefSt
die Kommission auf Antrag eines Mitgliedstaats oder von sich
aus die erforderlichen Mafinahmen. Diese Manahmen werden
den Mitgliedstaaten mitgeteilt und sind unverziiglich anzuwen-
den. Ist die Kommission mit dem Antrag eines Mitgliedstaats
befasst worden, so entscheidet sie hieriiber innerhalb von drei
Arbeitstagen nach Eingang des Antrags.

(3)  Jeder Mitgliedstaat kann die Mafinahme der Kommission
binnen einer Frist von drei Arbeitstagen nach dem Tag ihrer
Mitteilung dem Rat vorlegen. Der Rat tritt unverziiglich zusam-
men. Er kann die betreffende Mafinahme innerhalb eines
Monats ab dem Zeitpunkt, zu dem sie ihm vorgelegt wurde,
mit qualifizierter Mehrheit dndern oder aufheben.

(4) Die Anwendung der Bestimmungen dieses Artikels
erfolgt unter Beachtung der Verpflichtungen aus den gemif3
Artikel 300 Absatz 2 des Vertrags geschlossenen Ubereinkiinf-
ten.

KAPITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 23

Sofern in dieser Verordnung nicht anders geregelt ist, sind die
Artikel 87, 88 und 89 des Vertrags auf die Erzeugung der in
Artikel 1 dieser Verordnung genannten Erzeugnisse und den
Handel mit diesen Erzeugnissen anwendbar.

Artikel 24

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich gegenseitig
die Angaben mit, die zur Durchfithrung dieser Verordnung
und zur Einhaltung der internationalen Verpflichtungen bei
Getreide erforderlich sind.

Die Einzelheiten der erforderlichen Angaben sowie der Mittei-
lung und der Bekanntgabe dieser Angaben werden nach dem
in Artikel 25 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt.

Artikel 25

(1) Die Kommission wird von dem Verwaltungsausschuss
fur Getreide, nachstehend ,Ausschuss“ genannt, unterstiitzt.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf einen Monat festgesetzt.

(3)  Der Ausschuss gibt sich eine Geschiftsordnung.

Artikel 26

Der Ausschuss kann alle Fragen prifen, die ihm der Vorsit-
zende von sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines Mit-
gliedstaats unterbreitet.

Artikel 27

Mafnahmen, die erforderlich und gerechtfertigt sind, um in
dringenden Fillen auf praktische und spezielle Probleme zu
reagieren, werden nach dem in Artikel 25 Absatz 2 genannten
Verfahren erlassen.

Diese Mafinahmen koénnen von einigen Teilen dieser Verord-
nung abweichen, jedoch nur so weit und so lange, wie dies
unbedingt erforderlich ist.

Artikel 28

Die Verordnung (EG) Nr. 12581999 und ihre Durchfithrungs-
vorschriften gelten fur die Kosten, die den Mitgliedstaaten im
Zusammenhang mit der Durchfithrung dieser Verordnung ent-
stehen.

Artikel 29

Bei der Anwendung dieser Verordnung ist zugleich den Zielen
gemifl den Artikeln 33 und 131 des Vertrags in angemessener
Weise Rechnung zu tragen.
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KAPITEL V (2)  Nach dem in Artikel 25 Absatz 2 genannten Verfahren

) kénnen Ubergangsmafnahmen erlassen werden.
UBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 30 Artikel 31

(1)  Die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 wird aufgehoben.
Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veroffent-

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als lichung im Amisblatt der Europdischen Union in Kraft.

Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind gemaf3
der Ubereinstimmungstabelle in Anhang IV zu lesen. Sie gilt ab dem Wirtschaftsjahr 2004/05.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Briissel am 29. September 2003.

Im Namen des Rates
Der Prisident
G. ALEMANNO
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ANHANG I

Waren gemif Artikel 1 Buchstabe d)

KN-Code Warenbezeichnung
0714 Maniok, Pfeilwurz (Arrowroot) und Salep, Topinambur, Siilkartoffeln und dhnliche Wurzeln und
Knollen mit hohem Gehalt an Stirke oder Inulin, frisch, gekiihlt, gefroren oder getrocknet, auch in
Stiicken oder in Form von Pellets; Mark des Sagobaums
ex 1102 Mehl von anderem Getreide als Weizen oder Mengkorn:
1102 20 — von Mais
1102 90 — anderes:
1102 90 10 — — von Gerste
1102 90 30 — — von Hafer
1102 90 90 — — anderes
ex 1103 Grobgrief3, Feingriefs und Pellets von Getreide, ausgenommen Grobgrieff und Feingrieff von Weizen
(Unterposition 1103 11) und von Reis (Unterposition 1103 19 50) sowie Pellets von Reis (Unterposi-
tion 1103 20 50)
ex 1104 Getreidekorner, anders bearbeitet (z. B. geschilt, gequetscht, als Flocken, perlformig geschliffen,
geschnitten oder geschrotet), ausgenommen Reis der Position 1006 und Reisflocken (Unterposition
1104 19 91); Getreidekeime, ganz, gequetscht, als Flocken oder gemahlen
1106 20 Mehl, Grief und Pulver von Sagomark und von Wurzeln oder Knollen der Position 0714
ex 1108 Stirke; Inulin:
— Starke:
1108 11 00 — — von Weizen
1108 12 00 — — von Mais
1108 13 00 — — von Kartoffeln
1108 14 00 — — von Maniok
ex 1108 19 — — andere Stirke:
1108 19 90 — — — andere
1109 00 00 Kleber von Weizen, auch getrocknet
1702 Andere Zucker, einschlieflich chemisch reine Lactose, Maltose, Glucose und Fructose, fest; Zuckersi-
rupe, ohne Zusatz von Aroma- oder Farbstoffen; Invertzuckercreme, auch mit natiirlichem Honig
vermischt; Zucker und Melassen, karamellisiert:
ex 1702 30 — Glucose und Glucosesirup, keine Fructose enthaltend oder mit einem Gehalt an Fructose, bezo-
gen auf die Trockenmasse, von weniger als 20 GHT:
— — andere:
— — — andere:
1702 30 91 — — — — Glucose (Dextrose) als weifses, kristallines Pulver, auch agglomeriert

1702 30 99

— — — — andere



L 270/88 Amtsblatt der Europdischen Union 21.10.2003

KN-Code Warenbezeichnung
ex 1702 40 — Glucose und Glucosesirup mit einem Gehalt an Fructose, bezogen auf die Trockenmasse, von
20 GHT oder mehr, jedoch weniger als 50 GHT, ausgenommen Isoglucose der Position
1702 40 10
ex 1702 90 — andere, einschlieflich Invertzucker:
1702 90 50 — — Maltodextrin und Maltodextrinsirup

— — Zucker und Melassen, karamellisiert:

— — — andere:
17029075 — — — — als Pulver, auch agglomeriert
17029079 — — — — andere
2106 Lebensmittelzubereitungen, anderweit weder genannt noch inbegriffen:
ex 2106 90 — andere:

— — Zuckersirupe, aromatisiert oder gefarbt:

— — — andere:
2106 90 55 — — — — Glucose- und Maltodextrinsirup
ex 2302 Kleie und andere Riickstinde, auch in Form von Pellets, vom Sichten, Mahlen oder anderen Bearbei-

tungen von Getreide

ex 2303 Riickstiande aus der Starkegewinnung und dhnliche Riickstinde, ausgelaugte Riibenschnitzel, Bagasse
und andere Abfille aus der Zuckergewinnung, Treber, Schlempen und Abfille aus Brauereien oder
Brennereien, auch in Form von Pellets:

230310 — Riickstidnde aus der Stirkegewinnung und dhnliche Riickstinde
2303 30 00 — Treber, Schlempen und Abfille aus Brauereien oder Brennereien
2306 Olkuchen und andere feste Riickstinde aus der Gewinnung pflanzlicher Fette oder Ole, auch

gemahlen oder in Form von Pellets, ausgenommen Waren der Positionen 2304 und 2305:

2306 70 00 — aus Maiskeimen
2308 Pflanzliche Stoffe und pflanzliche Abfille, pflanzliche Riickstinde und pflanzliche Nebenerzeugnisse
der zur Fiitterung verwendeten Art, auch in Form von Pellets, anderweit weder genannt noch inbe-
griffen:
2308 00 40 — Eicheln und Rosskastanien; Trester (ausgenommen Traubentrester)
2309 Zubereitungen von der zur Fiitterung verwendeten Art:
ex 2309 10 — Hunde- und Katzenfutter, in Aufmachungen fiir den Einzelverkauf:
230910 11 — — Stirke, Glucose, Glucosesirup, Maltodextrin oder Maltodextrinsirup der Unterpositionen
23091013 1702 30 51 bis 1702 30 99, 1702 40 90, 1702 90 50 und 2106 90 55 oder Milcherzeug-
230910 31 nisse enthaltend ('), aufer Zubereitungen und Futterstoffen mit einem Gehalt an Milch-
230910 33 erzeugnissen von 50 GHT oder mehr
230910 51
230910 53
ex 2309 90 — andere:

— — andere, einschlieflich Vormischungen:

2309 90 31 — — — andere, Stirke, Glucose, Glucosesirup, Maltodextrin oder Maltodextrinsirup der Unter-
2309 90 33 positionen 1702 30 51 bis 1702 30 99, 1702 40 90, 1702 90 50 und 2106 90 55 oder
2309 90 41 Milcherzeugnisse (") enthaltend, auRer Zubereitungen und Futterstoffen mit einem Gehalt
2309 90 43 an Milcherzeugnissen von 50 GHT oder mehr

2309 90 51

230990 53

Fir die Anwendung dieser Unterposition gelten als ,Milcherzeugnisse“ die Erzeugnisse der Positionen 0401 bis 0406 sowie der Unter-
positionen 1702 11, 1702 19 und 2106 90 51.
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Monatliche Zuschlige zum Interventionspreis gemifl Artikel 4 Absatz 3

(EUR/t)
Juli —
August —
September —
Oktober —
November 0,46
Dezember 0,92
Januar 1,38
Februar 1,84
Mairz 2,30
April 2,76
Mai 3,22
Juni 3,22
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Waren gemif Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe b) und Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe b)

KN-Code Warenbezeichnung
ex 0403 Buttermilch, saure Milch und saurer Rahm, auch eingedickt oder aromatisiert, auch mit Zusatz
von Zucker, anderen Siiimitteln, Friichten, Niissen oder Kakao:
0403 10 — Joghurt:

0403 10 51 bis
040310 99

0403 90

0403 90 71 bis
0403 90 99

ex 0710

0710 40 00

ex 0711

071190 30

ex 1704

1806

ex 1901

1901 10 00
1901 20 00
1901 90

1901 90 11 bis
1901 90 19
1901 90 99

ex 1902

1902 11 00
190219

ex 1902 20

1902 20 91

1902 20 99

— — aromatisiert oder mit Zusatz von Friichten, Niissen oder Kakao

— andere:

— — aromatisiert oder mit Zusatz von Friichten, Niissen oder Kakao

Gemiise, auch in Wasser oder Dampf gekocht, gefroren:

— Zuckermais

Gemiise, vorldufig haltbar gemacht (z. B. durch Schwefeldioxid oder in Wasser, dem Salz, Schwe-
feldioxid oder andere vorldufig konservierend wirkende Stoffe zugesetzt sind), zum unmittelbaren
Genuss nicht geeignet:

— Zuckermais

Zuckerwaren ohne Kakaogehalt (einschlieflich weifie Schokolade), ausgenommen Siiholz-Auszug
der Unterposition 1704 90 10

Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitungen

Malzextrakt; Lebensmittelzubereitungen aus Mehl, Griefs, Stirke oder Malzextrakt, ohne Gehalt an
Kakao oder mit einem Gehalt an Kakao, berechnet als vollstindig entfetteter Kakao, von weniger
als 40 GHT, anderweit weder genannt noch inbegriffen; Lebensmittelzubereitungen aus Waren der
Positionen 0401 bis 0404, ohne Gehalt an Kakao oder mit einem Gehalt an Kakao, berechnet als
vollstindig entfetteter Kakao, von weniger als 5 GHT, anderweit weder genannt noch inbegriffen:
— Zubereitungen zur Erndhrung von Kindern, in Aufmachungen fiir den Einzelverkauf

— Mischungen und Teig, zum Herstellen von Backwaren der Position 1905

— andere:

— — Malzextrakt

— — andere:

— — — andere

Teigwaren, auch gekocht oder gefiillt (mit Fleisch oder anderen Stoffen) oder in anderer Weise
zubereitet, z. B. Spaghetti, Makkaroni, Nudeln, Lasagne, Gnocchi, Ravioli, Cannelloni; Couscous,
auch zubereitet:

— Teigwaren, weder gekocht oder gefiillt noch in anderer Weise zubereitet:

— — Eier enthaltend

— — andere

— Teigwaren, gefillt (auch gekocht oder in anderer Weise zubereitet):

— — andere:

— — — gekocht

— — — andere
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KN-Code

Warenbezeichnung

1902 30

1902 40

1903 00 00

1904

1905

ex 2001

2001 90 30

2001 90 40

ex 2004

200410 91

2004 90 10

ex 2005

20052010

2005 80 00

ex 2008

2008 99 85

2008 99 91

ex 2101

— andere Teigwaren
— Couscous

Tapiokasago und Sago aus anderen Stdrken, in Form von Flocken, Graupen, Perlen, Kriimeln und
dergleichen

Lebensmittel, durch Aufbldhen oder Rosten von Getreide oder Getreideerzeugnissen hergestellt
(z. B. Cornflakes); Getreide (ausgenommen Mais) in Form von Kdrnern, vorgekocht oder in ande-

rer Weise zubereitet

Backwaren, auch kakaohaltig; Hostien, leere Oblatenkapseln von der fir Arzneiwaren verwendeten
Art, Siegeloblaten, getrocknete Teigblatter aus Mehl oder Stirke und dhnliche Waren:

Gemiise, Friichte, Niisse und andere geniefbare Pflanzenteile, mit Essig oder Essigsdure zubereitet
oder haltbar gemacht:

— andere:
— — Zuckermais (Zea mays var. saccharata)

— — Yamswurzeln, SiiBkartoffeln und dhnliche geniebare Pflanzenteile, mit einem Stirkegehalt
von 5 GHT oder mehr

Anderes Gemiise, anders als mit Essig oder Essigsdure zubereitet oder haltbar gemacht, gefroren,
ausgenommen Erzeugnisse der Position 2006:

— Kartoffeln:

— — andere:

— — — in Form von Mehl, Griefl oder Flocken
— anderes Gemiise und Mischungen von Gemiise:
— — Zuckermais (Zea mays var. saccharata)

Anderes Gemiise, anders als mit Essig oder Essigsiure zubereitet oder haltbar gemacht, nicht
gefroren, ausgenommen Erzeugnisse der Position 2006:

— Kartoffeln:

— — in Form von Mehl, Grief} oder Flocken

— Zuckermais (Zea mays var. saccharata)

Friichte, Niisse und andere geniefbare Pflanzenteile, in anderer Weise zubereitet oder haltbar
gemacht, auch mit Zusatz von Zucker, anderen SiiSmitteln oder Alkohol, anderweit weder
genannt noch inbegriffen:

— andere, einschliefSlich Mischungen, ausgenommen Mischungen der Unterposition 2008 19:

— — andere:

— — — ohne Zusatz von Alkohol:

— — — — ohne Zusatz von Zucker:

— — — — — Mais, ausgenommen Zuckermais (Zea mays var. saccharata)

————— Yamswurzeln, Siikartoffeln und dhnliche geniefSbare Pflanzenteile, mit einem
Starkegehalt von 5 GHT oder mehr

Ausziige, Essenzen und Konzentrate aus Kaffee, Tee oder Mate und Zubereitungen auf der Grund-
lage dieser Waren oder auf der Grundlage von Kaffee, Tee oder Mate; gerostete Zichorien und
andere gerdstete Kaffeemittel sowie Ausziige, Essenzen und Konzentrate hieraus:

— — Zubereitungen auf der Grundlage von Ausziigen, Essenzen und Konzentraten oder auf der
Grundlage von Kaffee:
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KN-Code Warenbezeichnung
210112 98 — — — andere
2101 20 — Ausziige, Essenzen und Konzentrate aus Tee oder Mate und Zubereitungen auf der Grundlage
dieser Ausziige, Essenzen und Konzentrate oder auf der Grundlage von Tee oder Mate:
2101 2098 — — — andere
2101 30 — gerdstete Zichorien und andere gerdstete Kaffeemittel sowie Ausziige, Essenzen und Konzen-
trate hieraus:
— — gerostete Zichorien und andere gerostete Kaffeemittel:
2101 3019 — — — andere
— — Ausziige, Essenzen und Konzentrate aus gerdsteten Zichorien und anderen gerdsteten
Kaffeemitteln:
2101 30 99 — — — andere
ex 2102 Hefen (lebend oder nicht lebend); andere Einzeller-Mikroorganismen, nicht lebend (ausgenommen

210210 31 und
210210 39

2105 00

ex 2106

2106 90 10

2106 90 92

2106 90 98

2202

2205

ex 2208

2208 30 32 bis
2208 30 88

2208 50

2208 60

Vaccine der Position 3002); zubereitete Backtriebmittel in Pulverform:
— Hefen, lebend:

— — Backhefen

Speiseeis, auch kakaohaltig

Lebensmittelzubereitungen, anderweit weder genannt noch inbegriffen:
— andere:

— — ,Kisefondue“ genannte Zubereitungen

— — andere:

— — — kein Milchfett und keine Saccharose, Isoglucose, Glucose oder Stirke enthaltend oder
weniger als 1,5 GHT Milchfett, 5 GHT Saccharose oder Isoglucose, 5 GHT Glucose
oder Stirke enthaltend

— — — andere

Wasser, einschlieflich Mineralwasser und kohlensdurehaltiges Wasser, mit Zusatz von Zucker,
anderen Siilmitteln oder Aromastoffen, und andere nichtalkoholhaltige Getrinke, ausgenommen
Frucht- und Gemiisesifte der Position 2009

Wermutwein und andere Weine aus frischen Weintrauben, mit Pflanzen oder anderen Stoffen
aromatisiert

Ethylalkohol mit einem Alkoholgehalt von weniger als 80 % vol, unvergillt; Branntwein, Likor
und andere alkoholhaltige Getrinke:

— Whisky:

— — anderer als ,Bourbon“-Whisky

— Gin und Genever

— Wodka
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KN-Code Warenbezeichnung
2208 70 — Likor
— andere:
— — anderer Branntwein und andere alkoholhaltige Getrinke, in Behiltnissen mit einem Inhalt
von:
— — — 21 oder weniger:
2208 90 41 — — — — Ouzo
— — — — andere:
————— Branntwein:
—————— anderer:
22089052 @ |—— — — — — — Korn
22089054 | — — — — — — — Tequila
22089056 | —— — — — — — anderer
22089069 | — — — — — andere alkoholhaltige Getranke
— — — mehrals 2 1:
— — — — Branntwein:
22089075 | — — — — — Tequila
22089077 | —— — — — anderer
2208 9078 — — — — andere alkoholhaltige Getranke
2905 43 00 Mannitol
2905 44 D-Glucitol (Sorbit)
ex 3302 Mischungen von Riechstoffen und Mischungen (einschlielich alkoholische Losungen) auf der
Grundlage eines oder mehrerer dieser Stoffe, von der als Rohstoffe fiir die Industrie verwendeten
Art; andere Zubereitungen auf der Grundlage von Riechstoffen von der zum Herstellen von
Getrinken verwendeten Art:
— von der in der Lebensmittel- oder Getriankeindustrie verwendeten Art:
— — von der in der Getrinkeindustrie verwendeten Art:
— — — Zubereitungen, die alle charakteristischen Aromastoffe eines Getrianks enthalten:
— — — — andere (mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von 0,5 % vol oder weniger):
33021029 | — — — — — andere

ex Kapitel 35

3505

ex 3809

3809 10

3824 60

Eiweifstoffe; modifizierte Stirke; Klebstoffe; Enzyme:

Dextrine und andere modifizierte Stirken (z. B. Quellstirke oder veresterte Stirke); Leime auf der
Grundlage von Stirken, Dextrinen oder anderen modifizierten Stirken

Appretur- und Endausriistungsmittel, Beschleuniger zum Firben oder Fixieren von Farbstoffen und
andere Erzeugnisse oder Zubereitungen (z. B. zubereitete Schlichtemittel und Zubereitungen zum
Beizen), von der in der Textilindustrie, Papierindustrie, Lederindustrie oder dhnlichen Industrien
verwendeten Art, anderweit weder genannt noch inbegriffen:

— auf der Grundlage von Stirke oder Stirkederivaten

Sorbit, ausgenommen Waren der Unterposition 2905 44
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Ubereinstimmungstabelle

Verordnung (EWG) Nr. 1766/92

Vorliegende Verordnung

Artikel 1 Absatz 1
Artikel 1 Absatz 2

Artikel 2

Artikel 3 Absatz 1

Artikel 3 Absatz 2

Artikel 3 Absatz 3

Artikel 3 Absatz 4

Artikel 4 Absatz 1

Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 1 erster Gedankenstrich
Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 1 zweiter Gedankenstrich
Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 1 dritter Gedankenstrich
Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 2

Artikel 4 Absatz 3

Artikel 5 erster Gedankenstrich

Artikel 5 zweiter Gedankenstrich

Artikel 5 dritter Gedankenstrich

Artikel 5 vierter Gedankenstrich

Artikel 5 fiinfter Gedankenstrich

Artikel 6

Artikel 7

Artikel 8

Artikel 9

Artikel 10

Artikel 11

Artikel 12 Absatz 1

Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1 erster Gedankenstrich
Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1 zweiter Gedankenstrich
Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1 dritter Gedankenstrich
Artikel 12 Absatz 2 Unterabsitze 2 und 3

Artikel 12 Absitze 3 und 4

Artikel 13 Absitze 1, 2 und 3

Artikel 13 Absitze 4, 5, 6 und 7

Artikel 1

Artikel 2

Artikel 3

Artikel 4 Absatz 1

Artikel 4 Absatz 3

Artikel 4 Absatz 2

Artikel 4 Absatz 4

Artikel 5 Absatz 1

Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a)
Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b)
Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe ¢)
Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 2

Artikel 5 Absatz 3

Artikel 6 Buchstabe a)

Artikel 6 Buchstabe b)

Artikel 6 Buchstabe c)

Artikel 6 Buchstabe d)

Artikel 6 Buchstabe €)

Artikel 7

Artikel 8

Artikel 9

Artikel 10

Artikel 11

Artikel 12 Absatz 1

Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a)
Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b)
Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe ¢)
Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 2

Artikel 12 Absitze 3 und 4

Artikel 13 Absitze 1, 2 und 3

Artikel 14 Absitze 1, 2, 3 und 4
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Vorliegende Verordnung

Artikel 13 Absatz 8 Unterabsatz 1

Artikel 13 Absatz 8 Unterabsitze 2 und 3
Artikel 13 Absatz 8 Unterabsatz 4
Artikel 13 Absatz 9

Artikel 13 Absatz 10

Artikel 13 Absatz 11

Artikel 14 Absatz 1 erster Gedankenstrich
Artikel 14 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich
Artikel 14 Absitze 2 und 3

Artikel 15 Absatz 1

Artikel 15 Absatz 2 erster Gedankenstrich
Artikel 15 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich
Artikel 16

Artikel 17 Absatz 1 Unterabsatz 1

Artikel 17 Absatz 1 Unterabsatz 2
Artikel 17 Absitze 2, 3 und 4

Artikel 18

Artikel 19

Artikel 20

Artikel 21 Satz 1

Artikel 21 Satz 2

Artikel 22

Artikel 23

Artikel 24

Artikel 25
Artikel 26 Absatz 1
Artikel 26 Absatz 2
Artikel 26 Absatz 3
Artikel 27
Anhang A
Anhang B
Anhang C

Anhang D

Artikel 15 Absatz 1

Artikel 15 Absitze 2 und 3
Artikel 15 Absatz 4

Artikel 16

Artikel 17

Artikel 18

Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe a)
Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe b)
Artikel 19 Absitze 2 und 3
Artikel 20 Absatz 1

Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe a)
Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe b)
Artikel 21

Artikel 22 Absatz 1

Artikel 22 Absitze 2, 3 und 4

Artikel 23

Artikel 24 Absatz 1
Artikel 24 Absatz 2
Artikel 25

Artikel 26

Artikel 27

Artikel 28

Artikel 29

Artikel 30 Absatz 1
Artikel 32 Absatz 2
Artikel 31

Anhang |

Anhang 11T

Anhang IV

Anhang 1l
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1785/2003 DES RATES

vom 29. September 2003

iiber die gemeinsame Marktorganisation fiir Reis

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 36 und Artikel 37
Absatz 2 Unterabsatz 3,

auf Vorschlag der Kommission,
nach Stellungnahme des Europdischen Parlaments (1),

nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (?),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (3),
in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)  Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des
gemeinsamen Marktes fiir landwirtschaftliche Erzeug-
nisse muss die Gestaltung einer Gemeinsamen Agrar-
politik einhergehen; sie muss insbesondere eine gemein-
same Organisation der Agrarmirkte umfassen, die je
nach Erzeugnis unterschiedliche Formen annehmen
kann.

(2)  Die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom 22.
Dezember 1995 iiber die gemeinsame Marktorganisation
fir Reis (*) ist mehrfach und in wesentlichen Teilen
geindert worden. Da nunmehr erneute Anderungen
anstehen, empfiehlt es sich der Klarheit halber, die
genannte Verordnung zu ersetzen. Die Verordnung (EG)
Nr. 3072/95 sollte daher aufgehoben werden.

(3)  Das Gleichgewicht auf dem gemeinschaftlichen Reis-
markt ist stark gestort. Die Interventionsbestinde weisen
ein beachtliches Volumen auf, das rund einem Viertel
der Gemeinschaftserzeugung entspricht und langfristig
weiter zunehmen diirfte. Zuriickzufithren ist diese Sto-
rung auf die kombinierten Auswirkungen der Auswei-
tung der Gemeinschaftserzeugung, die sich in den letz-
ten Wirtschaftsjahren stabilisiert hat, der anhaltenden
Zunahme der Einfuhren sowie der Beschrinkung der
erstattungsbegiinstigten Ausfuhren aufgrund der Bestim-
mungen des Ubereinkommens iiber die Landwirtschaft.
Das derzeitige Ungleichgewicht diirfte sich sogar noch

(") Stellungnahme vom 5. Juni 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
offentlicht).

() ABL C 208 vom 3.9.2003, S. 72.

() Stellungnahme vom 2. Juli 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
offentlicht).

() ABL L 329 vom 30.12.1995. Zuletzt geiindert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 411/2002 der Kommission (ABL. L 62 vom 5.3.2002,
S. 27).

weiter verschlechtern, so dass die Situation in den kom-
menden Jahren aufgrund der zunehmenden Einfuhren
aus Drittlindern infolge der Umsetzung der Initiative
»Alles aufler Waffen“ voraussichtlich unhaltbar wird.

(4)  Um Abhilfe zu schaffen, ist eine Reform der gemein-
samen Marktorganisation fir Reis erforderlich, die zu
einer Rickfihrung der Erzeugung, einem besseren
Gleichgewicht und einer stirkeren Fluiditit des Marktes
sowie einer Verbesserung der Wettbewerbsposition der
Landwirtschaft der Gemeinschaft fithren sollte, ohne die
anderen Ziele des Artikels 33 des Vertrags, wie etwa die
Gewihrleistung einer angemessenen Lebenshaltung der
Erzeuger, aus den Augen zu verlieren.

(5)  Die beste Losung scheint zu sein, den Interventionspreis
stark zu senken und als Ausgleich eine betriebsbezogene
Einkommenszahlung sowie eine kulturspezifische Bei-
hilfe zu gewdhren, die der Bedeutung der Reiserzeugung
in den traditionellen Anbaugebieten Rechnung trigt. Die
letzten zwei Instrumente werden in die Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit
gemeinsamen Regeln fiir Direktzahlungen im Rahmen
der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten
Stiitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe (°) mit einbezogen.

(6)  Damit die Interventionsregelung nicht als eigener
Absatzweg genutzt wird, sollten die von den Interventi-
onsstellen aufgekauften Mengen auf 75 000 Tonnen pro
Jahr und der Interventionszeitraum auf vier Monate
begrenzt werden.

(7)  Ein einheitlicher Gemeinschaftsmarkt fiir Reis erfordert
die Einfithrung einer Auflenhandelsregelung. Eine die
Interventionsregelung erginzende Handelsregelung mit
Einfuhrabgaben zu den Sitzen des Gemeinsamen Zoll-
tarifs sowie Ausfuhrerstattungen sollte den Gemein-
schaftsmarkt grundsitzlich stabilisieren. Die Handels-
regelung sollte den Verpflichtungen Rechnung tragen,
die in den multilateralen Handelsverhandlungen im Rah-
men der Uruguay-Runde eingegangen worden sind.

(8)  Zur Uberwachung des Umfangs des Reishandels mit
Drittlindern sollte eine Ein- und Ausfuhrlizenzregelung
vorgesehen werden, die die Stellung einer Sicherheit ein-
schlieft, um sicherzustellen, dass die Geschifte, fiir die
solche Lizenzen beantragt wurden, auch tatsichlich geti-
tigt werden.

(9)  Die entsprechend den im Rahmen der Welthandelsorga-
nisation (WTO) geschlossenen Ubereinkommen auf
landwirtschaftliche Erzeugnisse anzuwendenden Zoll-
sitze sind groftenteils im Gemeinsamen Zolltarif fest-

(°) Siehe Seite 1 dieses Amtsblattes.
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(10)

(11)

(14)

gelegt. Fiir einige Reiserzeugnisse sind jedoch aufgrund
der Einfihrung von zusitzlichen Mechanismen Ausnah-
mebestimmungen zu erlassen.

Um etwaige nachteilige Auswirkungen von Einfuhren
bestimmter landwirtschaftlicher Erzeugnisse auf den
Gemeinschaftsmarkt zu verhindern bzw. zu beheben,
sollten auf die Einfuhren eines oder mehrerer solcher
Erzeugnisse zusitzliche Einfuhrabgaben erhoben werden,
wenn bestimmte Bedingungen erfiillt sind.

Unter bestimmten Voraussetzungen sollte die Kommis-
sion ermichtigt werden, Zollkontingente zu erdffnen
und zu verwalten, die sich aus den gemdfl dem Vertrag
geschlossenen Ubereinkommen und anderen Rechts-
akten des Rates ergeben.

Die im Rahmen des WTO-Ubereinkommens iiber die
Landwirtschaft () gewdhrten Erstattungen bei der Aus-
fuhr nach Drittlindern, die dem Unterschied zwischen
den Preisen in der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt
entsprechen, sollen den Anteil der Gemeinschaft am
internationalen Reishandel wahren. Solche Ausfuhr-
erstattungen sollten mengen- und wertmiflig begrenzt
sein.

Die Einhaltung der wertmaffigen Beschrankungen sollte
bei der Festsetzung der Ausfuhrerstattungen und durch
die Kontrolle der Zahlungen im Rahmen der Regelung
tiber den Europdischen Ausrichtungs- und Garantiefonds
fur die Landwirtschaft sichergestellt werden. Die Kon-
trolle kann durch die obligatorische Vorausfestsetzung
der Ausfuhrerstattungen erleichtert werden, und zwar
unbeschadet der Moglichkeit, im Fall differenzierter Aus-
fuhrerstattungen die vorgesehene Bestimmung innerhalb
eines geografischen Gebiets mit einheitlichem Ausfuhr-
erstattungssatz zu 4dndern. Bei einer Anderung der
Bestimmung sollte der fiir die tatsdchliche Bestimmung
geltende Ausfuhrerstattungsbetrag gezahlt werden, der
jedoch nicht hoher sein darf als der Erstattungsbetrag
fur die im Voraus festgesetzte Bestimmung.

Um die Einhaltung der mengenméfSigen Beschriankungen
zu gewihrleisten, muss ein zuverldssiges und effizientes
Kontrollsystem eingefithrt werden. Zu diesem Zweck
sollte die Gewidhrung einer Ausfuhrerstattung von der
Vorlage einer Ausfuhrlizenz abhingig gemacht werden.
Die Ausfuhrerstattungen sollten im Rahmen der verfug-
baren Mengen unter Beriicksichtigung der jeweiligen
Lage der betreffenden Erzeugnisse gewahrt werden. Aus-
nahmen von dieser Regelung kénnen nur fiir nicht in
Anhang 1 des Vertrags aufgefithrte Verarbeitungserzeug-
nisse, fur die keine mengenmifligen Beschrinkungen
gelten, und fir die Nahrungsmittelhilfe erlaubt sein, fir
die keinerlei Beschrankung gilt. Es sollte die Moglichkeit
vorgesehen werden, dass fiir Erzeugnisse, bei deren
erstattungsbegiinstigter Ausfuhr eine Uberschreitung der
mengenmafigen Beschrinkungen unwahrscheinlich ist,
von den strengen Verwaltungsvorschriften abgewichen
werden kann.

(") ABL L 336 vom 23.12.1994, S. 22.

(15)

(16)

(18)

(19)

21)

(22)

Soweit dies fur das reibungslose Funktionieren der Rege-
lung erforderlich ist, sollte vorgesehen werden, dass die
Inanspruchnahme des aktiven und passiven Veredelungs-
verkehrs reglementiert und, sofern es die Marktlage
erfordert, untersagt werden kann.

Die Zolltarifregelung macht es moglich, auf alle sons-
tigen Schutzmafinahmen an den Auflengrenzen der
Gemeinschaft zu verzichten. Unter aufergewohnlichen
Umstinden kann sich der Binnenmarkt- und Zollmecha-
nismus als unzulinglich erweisen. Um den Gemein-
schaftsmarkt den sich daraus moglicherweise ergebenden
Storungen nicht ungeschiitzt auszusetzen, sollte die
Gemeinschaft in diesen Fillen die Moglichkeit haben,
unverziiglich die erforderlichen Manahmen zu treffen.
Diese Mafinahmen sollten mit den Verpflichtungen aus
den betreffenden WTO-Ubereinkommen in Einklang ste-
hen.

Angesichts der Tatsache, dass der Binnenmarktpreis vom
Weltmarktpreis beeinflusst wird, sollten geeignete Maf3-
nahmen vorgesechen werden, die zur Stabilisierung des
Binnenmarktes zu treffen sind.

Das reibungslose Funktionieren eines auf einem gemein-
samen Preissystem beruhenden Binnenmarktes wiirde
durch die Gewihrung nationaler Beihilfen gefihrdet.
Daher sollten die Vertragsbestimmungen {iiber staatliche
Beihilfen auch auf die unter diese gemeinsame Markt-
organisation fallenden Erzeugnisse angewendet werden.

Damit der spezifische Versorgungsbedarf weit abgelege-
ner Gemeinschaftsregionen und Preisunterschiede, die
sich aus den Kosten fiir den Transport und die Vermark-
tung der Erzeugnisse ergeben konnen, beriicksichtigt
werden, sollte die Gemeinschaft die Moglichkeit haben,
einen Beihilfebetrag fiir aus Mitgliedstaaten stammende
Lieferungen festzusetzen, auf die eine der Bedingungen
des Artikels 23 Absatz 2 des Vertrags zutrifft und die
zum Verbrauch in den betreffenden Regionen — ins-
besondere im  franzosischen — Uberseedepartement
Réunion — bestimmt sind.

Angesichts der stindigen Entwicklung des gemeinsamen
Marktes im Reissektor sollten sich die Mitgliedstaaten
und die Kommission gegenseitig die einschligigen Infor-
mationen iiber diese Entwicklungen mitteilen.

Die zur Durchfihrung dieser Verordnung erforderlichen
Mafnahmen sollten gemifl dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
titen fur die Ausiibung der der Kommission iibertrage-
nen Durchfithrungsbefugnisse (%) erlassen werden.

Die Kommission sollte ermichtigt werden, in dringen-
den Fillen die notwendigen Mafnahmen zu treffen, um
praktische und spezielle Probleme 16sen zu konnen.

(3 ABL L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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(23) Die Ausgaben, die den Mitgliedstaaten aufgrund ihrer
Verpflichtungen aus der Anwendung dieser Verordnung
entstehen, sollten gemifl der Verordnung (EG) Nr.
1258/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 iiber die Finan-
zierung der Gemeinsamen Agrarpolitik () von der
Gemeinschaft iibernommen werden.

(24)  Die gemeinsame Marktorganisation fiir Reis sollte gleich-
zeitig den Zielen der Artikel 33 und 131 des Vertrags
angemessen Rechnung tragen.

(25)  Die Umstellung von den Bestimmungen der Verordnung
(EG) Nr. 3072/95 und der Verordnung (EG) Nr. 3073/95
des Rates vom 22. Dezember 1995 zur Festlegung der
Standardqualitit fiir Reis (%) auf die Bestimmungen der
vorliegenden Verordnung konnte zu Schwierigkeiten
fithren, die in der vorliegenden Verordnung nicht behan-
delt sind. Um Schwierigkeiten dieser Art zu begegnen,
sollte die Kommission ermichtigt werden, Ubergangs-
mafinahmen zu treffen.

(26)  Um zu verhindern, dass in den letzten Monaten des
Wirtschaftsjahrs 2003/04 groflere Marktstorungen Dbei
Rohreis auftreten, miissen die Ankiufe durch die Inter-
ventionsstellen auf eine im Voraus festgelegte Menge
begrenzt werden.

(27)  Der Anwendungsbeginn der neuen Marktorganisation
sollte festgelegt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

EINLEITENDE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Die gemeinsame Marktorganisation fiir Reis umfasst eine Rege-
lung fiir den Binnenmarkt und eine Regelung fiir den Handel
mit Drittlindern und gilt fiir folgende Erzeugnisse:

KN-Code Warenbezeichnung

a) 1006 10 21 bis 1006 10 98| Rohreis (Paddy-Reis)

1006 20 Geschilter Reis (Braunreis)

1006 30 Halbgeschliffener oder vollstindig
geschliffener Reis, auch poliert oder
glasiert

b) 1006 40 00 Bruchreis

(") ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 103.
() ABL L 329 vom 30.12.1995, S. 33.

21.10.2003
KN-Code Warenbezeichnung
¢ 11023000 Reismehl
1103 19 50 Grobgrief und Feingrief von Reis
1103 20 50 Reispellets
1104 19 91 Reisflocken
1104 19 99 Reiskorner, gequetscht
1108 19 10 Reisstirke
Artikel 2

(1)  Im Sinne dieser Verordnung sind Rohreis (Paddy-Reis),
geschilter Reis, halbgeschliffener Reis, vollstindig geschliffener
Reis, rundkorniger Reis, mittelkorniger Reis, langkorniger Reis
A oder B und Bruchreis die im Anhang I definierten Erzeug-
nisse.

Korner und Bruchreis, die nicht von einwandfreier Qualitit
sind, sind in Anhang II definiert.

(2)  Nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren

a) legt die Kommission die Umrechnungssitze fiir die ver-
schiedenen Reisverarbeitungsstufen, die Verarbeitungskos-
ten und den Wert der Nebenerzeugnisse fest,

b) kann die Kommission die Definitionen gemifl Absatz 1
andern.

Artikel 3

Das Wirtschaftsjahr fiir die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse
beginnt jeweils am 1. September und endet am 31. August des
folgenden Jahres.

Artikel 4

Diese Verordnung gilt unbeschadet der in der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit
gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen der
Gemeinsamen Agrarpolitik und mit Stiitzungsregelungen fiir
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (}) vorgesehenen Mafnah-
men.

KAPITEL 1I

BINNENMARKT

Artikel 5

(I)  Werden Erzeugnisse des KN-Codes 1006 (mit Ausnahme
des KN-Codes 1006 10 10), die aus den Mitgliedstaaten stam-

(%) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.
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men und auf die eine der Bedingungen des Artikels 23 Absatz
2 des Vertrags zutrifft, in das franzésische Uberseedepartement
Réunion geliefert, um dort verbraucht zu werden, so kann eine
Beihilfe gewidhrt werden.

Die Festsetzung des Beihilfebetrags erfolgt unter Beriicksichti-
gung des Versorgungsbedarfs von Réunion anhand der Diffe-
renz zwischen den Notierungen bzw. Preisen der betreffenden
Erzeugnisse auf dem Weltmarkt und deren Notierungen bzw.
Preisen auf dem Gemeinschaftsmarkt sowie erforderlichenfalls
anhand der Preise dieser Erzeugnisse frei Réunion.

(2)  Der Beihilfebetrag wird in regelmifligen Zeitabstinden
festgesetzt. Die Kommission kann diesen Betrag, soweit erfor-
derlich, zwischenzeitlich auf Antrag eines Mitgliedstaats oder
von sich aus dndern.

Der Beihilfebetrag kann im Wege der Ausschreibung festgesetzt
werden.

(3) Die Kommission erldsst die Durchfithrungsbestimmun-
gen zu diesem Artikel nach dem in Artikel 26 Absatz 2
genannten Verfahren

Der Beihilfebetrag wird nach dem in Artikel 26 Absatz 2
genannten Verfahren festgesetzt.

Artikel 6

(1)  Der Interventionspreis fiir Rohreis wird auf 150 EUR/t
festgesetzt. Der Interventionspreis wird fiir die in Anhang III
festgelegte Standardqualitdt festgesetzt.

(2)  Der Interventionspreis bezieht sich auf die Grof$handels-
stufe bei freier Anlieferung an das Lager, nicht abgeladen. Er
gilt fur alle von der Kommission festgelegten Interventionsorte.
Die Liste der Interventionsorte wird nach Anhérung der betref-
fenden Mitgliedstaaten festgelegt; diese Interventionsorte miis-
sen iber ausreichende Riumlichkeiten und technische Ausriis-
tungen verfiigen und verkehrsgiinstig in den Uberschussgebie-
ten gelegen sein.

(3) Die Durchfithrungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

Artikel 7

(1)  Die Interventionsstellen kaufen in dem Zeitraum vom 1.
April bis zum 31. Juli und im Rahmen der Mengenbegrenzung
von 75 000 Tonnen pro Jahr den ihnen angebotenen Rohreis
an, sofern die Angebote noch zu bestimmenden Voraussetzun-
gen, insbesondere hinsichtlich der Menge und der Qualitit, ent-
sprechen.

(2)  Weicht die Qualitdt des angebotenen Rohreises von der
Standardqualitit ab, fur die der Interventionspreis festgesetzt
wurde, so wird dieser durch entsprechende Zu- oder Abschlige
berichtigt. Im Hinblick auf die sortenmifiige Ausrichtung der
Produktion kénnen Zu- und Abschlige auf den Interventions-
preis festgesetzt werden.

(3) Die Interventionsstellen verkaufen den nach Absatz 1
angekauften Rohreis unter noch festzulegenden Bedingungen
zur Ausfuhr in Drittlinder oder zur Versorgung des Binnen-
markts.

(4)  Die Verfahren und Bedingungen fiir die Ubernahme und
den Verkauf durch die Interventionsstellen sowie alle sonstigen
Bestimmungen zur Intervention werden von der Kommission

festgelegt.

(5) Die Durchfiihrungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

Artikel 8
(1)  Sondermafinahmen kénnen beschlossen werden, um

— eine massive Inanspruchnahme von Artikel 7 in bestimm-
ten Gebieten der Gemeinschaft zu vermeiden;

— einen Versorgungsmangel an Rohreis infolge von Natur-
katastrophen auszugleichen.

(2) Die Durchfithrungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 26 Absatz 2 erlassen.

Artikel 9

Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission genaue, nach
Sorten aufgeschliisselte Angaben iiber Reisanbaufldchen, Erzeu-
gung, Ertrage sowie Bestinde bei den Erzeugern und den Reis-
mithlen. Zu diesem Zweck fithren die Mitgliedstaaten eine von
ihnen verwaltete und tiberwachte Meldepflichtregelung fur
Erzeuger und Reismiihlen ein.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission auflerdem
iiber die Reispreise in den Hauptanbaugebieten.

Die Durchfithrungsbestimmungen zu diesem Artikel, insbeson-
dere die Regelung iiber die Preismeldungen, werden nach dem
in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.

KAPITEL III

HANDEL MIT DRITTLANDERN

Artikel 10

(1)  Fir die Einfuhr der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse
in die Gemeinschaft sowie die Ausfuhr dieser Erzeugnisse aus
der Gemeinschaft ist die Vorlage einer Einfuhr- bzw. Ausfuhr-
lizenz erforderlich.

Die Lizenzen werden von den Mitgliedstaaten jedem Antrag-
steller unabhingig vom Ort seiner Niederlassung in der
Gemeinschaft und unbeschadet der in Anwendung der Artikel
13, 14 und 15 getroffenen Mafinahmen erteilt.
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Ein- und Ausfuhrlizenzen sind gemeinschaftsweit giiltig. Die
Erteilung dieser Lizenzen ist an die Stellung einer Sicherheit
gebunden, die gewihrleistet, dass die betreffenden Erzeugnisse
tatsdchlich wihrend der Geltungsdauer der Lizenz ein- bzw.
ausgefithrt werden. Aufler in Fillen hoherer Gewalt verfillt die
Sicherheit ganz oder teilweise, wenn die Ein- bzw. Ausfuhr
innerhalb dieser Frist nicht oder nur teilweise erfolgt.

(2) Die Giltigkeitsdauer der Lizenzen und die sonstigen
Durchfithrungsbestimmungen zu diesem Artikel werden nach
dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt.

Abschnitt I

Einfuhrbestimmungen

Artikel 11

(1)  Sofern in dieser Verordnung nichts anderes vorgesehen
ist, finden Einfuhrzolle des Gemeinsamen Zolltarifs auf die in
Artikel 1 genannten Erzeugnisse Anwendung.

(2)  Abweichend von Absatz 1 ist der Einfuhrzoll

a) fir geschilten Reis des KN-Codes 1006 20 gleich dem
Interventionspreis, erhoht um

i) 80% bei geschiltem Reis der KN-Codes 1006 2017
und 1006 20 98;

ii) 88 % bei geschiltem Reis der anderen KN-Codes als
den Codes 1006 20 17 und 1006 20 98,

vermindert um den Einfuhrpreis;
und

b) fir vollstindig geschliffenen Reis des KN-Codes 1006 30
gleich dem Interventionspreis, erhoht um einen noch zu
ermittelnden Prozentsatz und verringert um den Einfuhr-
preis.

Der gemifl diesem Absatz berechnete Zoll darf jedoch nicht
iiber dem Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs liegen.

Die Festlegung des unter Buchstabe b) genannten Prozentsatzes
erfolgt durch Anpassung der jeweiligen unter Buchstabe a)
genannten Prozentsitze entsprechend den Umrechnungssitzen,
den Verarbeitungskosten und dem Wert der Nebenerzeugnisse
zuziiglich eines Industrieschutzbetrags zu den auf diese Weise
ermittelten Werten.

(3)  Abweichend von Absatz 1 wird bei der Einfuhr von
zum Verbrauch oder zur Verwendung an Ort und Stelle
bestimmten Erzeugnissen der KN-Codes 1006 10, 1006 20 und
1006 40 00 in das franzosische Uberseedepartement Réunion
kein Zoll erhoben.

(4) Die Durchfithrungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

Artikel 12

(1)  Unbeschadet des Artikels 11 Absatz 2 wird zur Vermei-
dung oder Behebung von Nachteilen, die sich aus der Einfuhr
bestimmter in Artikel 1 genannter Erzeugnisse fir den
Gemeinschaftsmarkt ergeben koénnen, fir die Einfuhr eines
oder mehrerer dieser Erzeugnisse zu dem in Artikel 11 vor-
gesehenen Zollsatz ein zusitzlicher Einfuhrzoll erhoben, wenn
die von der Kommission gemdfl Absatz 3 festzulegenden
Bedingungen erfiillt sind, es sei denn, es steht nicht zu befiirch-
ten, dass die Einfuhren eine Storung des Gemeinschaftsmarktes
verursachen, oder die Auswirkungen stehen in keinem Verhilt-
nis zum angestrebten Ziel.

(2)  Auf Einfuhren zu Preisen, die unter dem Preisniveau lie-
gen, das die Gemeinschaft der Welthandelsorganisation mit-
geteilt hat (,Auslosungspreis), kann ein zusitzlicher Einfuhr-
zoll erhoben werden.

Ein zusitzlicher Einfuhrzoll kann auch erhoben werden, wenn
das Einfuhrvolumen in einem beliebigen Jahr, in dessen Verlauf
die Nachteile gemdff Absatz 1 eintreten oder einzutreten dro-
hen, ein Niveau dberschreitet, das auf der Grundlage von
Absatzmaoglichkeiten, definiert als die Einfuhren, ausgedriickt
in Prozenten des entsprechenden einheimischen Verbrauchs in
den drei vorangegangenen Jahren, festgesetzt wurde (,Aus-
16sungsvolumen®).

Die bei der Erhebung eines zusitzlichen Einfuhrzolls gemif
Unterabsatz 1 zu beriicksichtigenden Einfuhrpreise richten sich
nach den cif-Einfuhrpreisen der betreffenden Sendung.

Zu diesem Zweck werden die cif-Einfuhrpreise unter Zugrun-
delegung der reprisentativen Preise des betreffenden Erzeugnis-
ses auf dem Weltmarkt oder auf dem gemeinschaftlichen Ein-
fuhrmarkt iiberpriift.

(3)  Die Durchfithrungsvorschriften zu diesem Artikel wer-
den nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen. Sie betreffen insbesondere die Erzeugnisse, auf die
zusidtzliche Einfuhrzolle erhoben werden konnen.

Artikel 13

(1)  Zollkontingente fur die in Artikel 1 genannten Erzeug-
nisse, die sich aus den gemifl Artikel 300 des Vertrags oder
einem anderen Rechtsakt des Rates geschlossenen Ubereinkiinf-
ten ergeben, werden von der Kommission nach den gemaf
dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegten
Modalititen eroffnet und verwaltet.

(2)  Zur Verwaltung der Zollkontingente wird eines der
nachstehenden Verfahren oder eine Kombination dieser Verfah-
ren angewandt:

a) Beriicksichtigung der Antrdge nach der Reihenfolge ihres
Eingangs (,Windhund-Verfahren®);
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b) Aufteilung proportional zu den bei der Antragstellung
beantragten Mengen (so genanntes ,Verfahren der gleichzei-
tigen Priifung®);

¢) Beriicksichtigung der traditionellen Handelsstrome (so
genanntes ,Verfahren traditionelle/neue Antragsteller®).

Es konnen auch andere geeignete Verfahren festgelegt werden.
Dabei ist jede ungerechtfertigte Ungleichbehandlung der betref-
fenden Marktteilnehmer zu vermeiden.

(3)  Bei der Wahl des Verwaltungsverfahrens wird gegebenen-
falls dem Versorgungsbedarf des Gemeinschaftsmarktes und
dem Erfordernis der Erhaltung des Gleichgewichts dieses Mark-
tes Rechnung getragen.

(4)  Die Modalititen gemdff Absatz 1 sehen vor, dass die
Kontingente auf einer jdhrlichen Basis und erforderlichenfalls
mit einer geeigneten Staffelung erdffnet werden, legen die
anzuwendende Verwaltungsmethode fest und beinhalten gege-
benenfalls

a) Garantien in Bezug auf Art, Herkunft und Ursprung des
Erzeugnisses,

b) die Anerkennung des Dokuments zur Uberpriifung der
unter Buchstabe a) genannten Garantien,

¢) die Bedingungen fiir die Erteilung von Einfuhrlizenzen und
die Festlegung ihrer Giiltigkeitsdauer.

Abschnitt II

Ausfuhrbestimmungen

Artikel 14

(1)  Um die Ausfuhr folgender Erzeugnisse auf der Grundlage
der Notierungen oder Preise, die auf dem Weltmarkt gelten, zu
ermoglichen, kann der Unterschied zwischen diesen Notierun-
gen oder Preisen und den Preisen in der Gemeinschaft, soweit
erforderlich, innerhalb der Grenzen der in Ubereinstimmung
mit Artikel 300 des Vertrags geschlossenen Ubereinkiinften
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden:

a) in Artikel 1 aufgefithrte Erzeugnisse, die in unverdndertem
Zustand ausgefiihrt werden sollen;

b) in Artikel 1 aufgefithrte Erzeugnisse, die in Form von
Waren des Anhangs IV ausgefiihrt werden sollen.

Die Ausfuhrerstattung fiir Erzeugnisse gemaf Buchstabe b) darf
nicht hoher sein als die Erstattung, die bei der Ausfuhr dieser
Erzeugnisse in unverandertem Zustand Anwendung findet.

(2)  Fur die Zuteilung der Mengen, fir die eine Ausfuhr-
erstattung gewahrt werden kann, wird ein Verfahren festgelegt,
das

a) der Art des Erzeugnisses und der Lage auf dem betreffen-
den Markt am ehesten gerecht wird und die bestmdgliche
Nutzung der verfiigbaren Mittel ermoglicht sowie der Effi-
zienz und der Struktur der Ausfuhren der Gemeinschaft
Rechnung trigt, ohne zu einer Diskriminierung zwischen
kleinen und groflen Marktteilnehmern zu fithren;

b) unter Beriicksichtigung der Verwaltungserfordernisse in
administrativer Hinsicht fir die Marktteilnehmer am
wenigsten schwerfillig ist;

¢) keine Ungleichbehandlung der betroffenen Marktteilnehmer
zuldsst.

(3)  Die Ausfuhrerstattung ist fir die gesamte Gemeinschaft
gleich. Sie kann je nach Zielbestimmung unterschiedlich fest-
gesetzt werden, wenn dies die Lage auf dem Weltmarkt oder
die spezifischen Anforderungen bestimmter Markte erfordern.
Die Erstattungen werden nach dem in Artikel 26 Absatz 2
genannten Verfahren festgesetzt. Die Festsetzung kann

a) in regelmafiigen Zeitabstinden

b) im Wege der Ausschreibung bei Erzeugnissen, bei denen
dieses Verfahren in der Vergangenheit vorgesehen wurde,

erfolgen.

Die Kommission kann die in regelmifigen Zeitabstinden fest-
gesetzten Ausfuhrerstattungen, soweit erforderlich, zwischen-
zeitlich auf Antrag eines Mitgliedstaats oder von sich aus
andern.

(4)  Die Erstattungen werden unter Beriicksichtigung folgen-
der Faktoren festgesetzt:

a) aktueller Stand und voraussichtliche Entwicklung

i) der Preise fur Reis und Bruchreis und der verfiigbaren
Mengen auf dem Markt der Gemeinschaft,

ii) der Preise fiir Reis und Bruchreis auf dem Weltmarkt;

b) Ziele der gemeinsamen Marktorganisation fiir Reis, die das
Marktgleichgewicht und eine natiirliche Entwicklung von
Preisen und Handel gewihrleisten sollen;

¢) Beschrinkungen aufgrund der gemaf Artikel 300 des Ver-
trags geschlossenen Ubereinkiinfte;

d) Notwendigkeit, Storungen auf dem Gemeinschaftsmarkt zu
verhindern;

e) wirtschaftliche Aspekte der geplanten Ausfuhren;

f) die giinstigsten Preise fiir Drittlandseinfuhren in den
Bestimmungsdrittlindern bei Erzeugnissen, die in Artikel 1
Absatz 1 Buchstaben a) und b) genannt sind.
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Artikel 15

(1) Fur in Artikel 1 genannte Erzeugnisse, die in unver-
dndertem Zustand ausgefithrt werden, wird die Ausfuhrerstat-
tung nur auf Antrag und nach Vorlage der entsprechenden
Ausfuhrlizenz gewihrt.

(2)  Der Erstattungsbetrag, der bei der Ausfuhr der in Artikel
1 genannten Erzeugnisse in unverindertem Zustand anwendbar
ist, ist der Erstattungsbetrag, der am Tag der Lizenzbeantragung
gilt, und im Fall einer differenzierten Erstattung der an demsel-
ben Tag geltende Betrag

a) fur die in der Lizenz angegebene Bestimmung
oder gegebenentfalls

b) fur die tatsdchliche Bestimmung, wenn diese von der in der
Lizenz angegebenen Bestimmung abweicht. In diesem Fall
darf der anwendbare Betrag nicht den Betrag tibersteigen,
der fur die in der Lizenz angegebene Bestimmung gilt.

Um einen Missbrauch der in diesem Absatz vorgesehenen Fle-
xibilitdt zu verhindern, konnen geeignete Mafnahmen getrof-
fen werden.

(3)  Der Geltungsbereich der Absitze 1 und 2 kann nach
dem in Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 3448/93 (1)
genannten Verfahren auf die in Artikel 1 genannten Erzeug-
nisse ausgedehnt werden, die in Form von Waren des Anhangs
IV ausgefithrt werden. Die Durchfihrungsbestimmungen wer-
den nach demselben Verfahren erlassen.

(4)  Bei Erzeugnissen, fiir die Ausfuhrerstattungen im Rah-
men von Mafinahmen der Nahrungsmittelhilfe gewahrt wer-
den, kann nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfah-
ren von den Bestimmungen der Absitze 1 und 2 abgewichen
werden.

Artikel 16

(1)  Nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren
kann eine auf die Ausfuhrerstattungen anwendbare Berichti-
gung festgesetzt werden. Die Kommission kann diese Berichti-
gung jedoch erforderlichenfalls dndern.

(2)  Absatz 1 kann auf die in Artikel 1 genannten Erzeug-
nisse angewandt werden, die in Form von Waren des Anhangs
IV ausgefithrt werden.

Artikel 17

(1)  Die Erstattung fur die in Artikel 1 Buchstaben a) und b)
genannten Erzeugnisse wird gewidhrt, wenn der Nachweis
erbracht wird, dass

(") ABL L 318 vom 20.12.1993, S. 18. Zuletzt geindert durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 2580/2000 (ABL L 298 vom 25.11.2000, S. 15).

a) es sich um Erzeugnisse handelt, die im Sinne des Artikels
23 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12.
Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemein-
schaften (%) vollstindig in der Gemeinschaft gewonnen oder
hergestellt wurden, mit Ausnahme der Fille, in denen
Absatz 6 jenes Artikels Anwendung findet,

b) die Erzeugnisse aus der Gemeinschaft ausgefiihrt worden
sind,

) bei einer differenzierten Erstattung die Erzeugnisse die in
der Lizenz angegebene Bestimmung oder eine andere
Bestimmung erreicht haben, fiir die eine Erstattung unbe-
schadet des Absatzes 2 Buchstabe b) festgesetzt worden
war. Abweichungen von dieser Vorschrift konnen jedoch
nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren vor-
gesehen werden, sofern Bedingungen festgelegt werden, die
gleichwertige Garantien bieten.

Erginzende Bestimmungen konnen nach dem in Artikel 26
Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt werden.

(2)  Keine Erstattung wird gewahrt bei der Ausfuhr von Reis,
der aus Drittlindern eingefiihrt und nach Drittlindern wieder-
ausgefithrt wird, es sei denn, der Ausfithrer weist nach, dass

a) das auszufithrende Erzeugnis mit dem vorher eingefithrten
Erzeugnis identisch ist und

b) die Zolle bei der Uberfithrung dieses Erzeugnisses in den
zollrechtlich freien Verkehr erhoben worden sind.

In diesem Fall ist die Erstattung fir jedes Erzeugnis gleich dem
bei der Einfuhr erhobenen Zoll, wenn dieser niedriger ist als
die anzuwendende Erstattung. Ist der erhobene Einfuhrzoll
hoher als die anzuwendende Erstattung, so wird dieser Zoll-
betrag gewihrt.

Artikel 18

Die Einhaltung der mengenmifigen Beschrinkungen, die sich
aus den gemif Artikel 300 des Vertrags geschlossenen Uber-
einkommen ergeben, wird im Rahmen der Grundlage der Aus-
fuhrlizenzen gewdhrleistet, die fir die vorgesehenen Bezugs-
zeitrdume erteilt werden und fur die betreffenden Erzeugnisse
gelten. Hinsichtlich der Einhaltung der Verpflichtungen, die
sich aus dem WTO-Ubereinkommen iiber die Landwirtschaft
ergeben, wird die Giiltigkeit der Lizenzen durch das Ende eines
Bezugszeitraums nicht beriihrt.

Artikel 19

Die Durchfihrungsbestimmungen zu diesem Abschnitt, ein-
schlieBlich der Bestimmungen iiber die Neuverteilung der aus-

(3 ABL L 302 vom 19.10.1992, S. 1. Zuletzt geindert durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 2700/2000 des Europdischen Parlaments und des
Rates (ABL L 311 vom 12.12.2000, S. 17).
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fuhrbaren Mengen, die nicht zugeteilt oder nicht ausgeschopft
wurden, werden nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten
Verfahren erlassen. Solche Bestimmungen kénnen Vorschriften
tiber die Qualitdt der Erzeugnisse umfassen, fiir die eine Aus-
fuhrerstattung gewihrt werden kann.

Anderungen des Anhangs IV erfolgen nach dem in Artikel 26
Absatz 2 genannten Verfahren.

Abschnitt I11

Gemeinsame Bestimmungen

Artikel 20

(1)  Soweit es fiir das reibungslose Funktionieren der gemein-
samen Marktorganisation fiir Reis erforderlich ist, kann der Rat
auf Vorschlag der Kommission nach dem Abstimmungsverfah-
ren des Artikels 37 Absatz 2 des Vertrags die Inanspruch-
nahme der Regelung des aktiven oder passiven Veredelungsver-
kehrs fir die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse ganz oder teil-
weise ausschliefSen.

(2)  In Abweichung von Absatz 1 beschliefSt die Kommission
in den Fillen, in denen die in Absatz 1 genannte Situation ein
Eingreifen dringend erforderlich macht und der Gemeinschafts-
markt aufgrund der Regelung des aktiven oder passiven Ver-
edelungsverkehrs gestort wird oder gestort zu werden droht,
auf Antrag eines Mitgliedstaats oder von sich aus nach dem in
Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren die erforderlichen
Mafinahmen. Dem Rat und den Mitgliedstaaten werden solche
Maffnahmen mitgeteilt, deren Geltungsdauer sechs Monate
nicht iberschreiten darf und die sofort anwendbar sind. Wird
die Kommission mit einem Antrag eines Mitgliedstaats befasst,
so entscheidet sie hieriiber innerhalb einer Woche nach Ein-
gang des Antrags.

(3)  Jeder Mitgliedstaat kann den Rat innerhalb einer Woche
ab dem Zeitpunkt, zu dem ihm der Beschluss der Kommission
mitgeteilt worden ist, mit diesem Beschluss befassen. Der Rat
kann den Beschluss der Kommission mit qualifizierter Mehrheit
bestitigen, dndern oder aufheben.

Ist der Rat binnen einer Frist von drei Monaten ab dem Zeit-
punkt, zu dem er mit dem Beschluss befasst worden ist, nicht
tatig geworden, so gilt der Beschluss der Kommission als auf-
gehoben.

Artikel 21

(1)  Die allgemeinen Regeln zur Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur und die besonderen Regeln zu deren Anwendung
finden auf die Einreihung der Erzeugnisse Anwendung, die
unter diese Verordnung fallen. Das Zolltarifschema, das sich
aus der Anwendung dieser Verordnung ergibt, wie auch die
Definitionen gemifl Anhang I werden in den Gemeinsamen
Zolltarif iibernommen.

(2)  Vorbehaltlich anders lautender Bestimmungen dieser Ver-
ordnung oder vorbehaltlich der Bestimmungen, die aufgrund
dieser Verordnung erlassen werden, ist im Handel mit Drittldn-
dern Folgendes untersagt:

a) die Erhebung von Abgaben mit gleicher Wirkung wie Zol-
le,

b) die Anwendung von mengenmafiigen Beschrinkungen oder
von Mafnahmen gleicher Wirkung.

Artikel 22

(1)  Erreichen die Notierungen oder Preise auf dem Welt-
markt fiir eines oder mehrere der in Artikel 1 genannten
Erzeugnisse ein Niveau, das die Versorgung auf dem Gemein-
schaftsmarkt stort oder storen konnte, so kénnen fiir den Fall,
dass diese Lage andauert und sich zu verschlechtern droht,
geeignete Mallnahmen getroffen werden. Solche Mafinahmen
konnen in Fillen duferster Dringlichkeit als Schutzmaflnahmen
angewandt werden.

(2) Die Durchfithrungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

Artikel 23

(1)  Ist der Markt in der Gemeinschaft fiir eines oder mehrere
der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse aufgrund der Ein- oder
Ausfuhren ernstlichen Storungen ausgesetzt oder von ernst-
lichen Storungen bedroht, die die Verwirklichung der Ziele des
Artikels 33 des Vertrags in Frage stellen konnen, so kénnen im
Handel mit Nicht-WTO-Mitgliedern geeignete Mafinahmen
angewandt werden, bis die tatsichliche oder drohende Stérung
behoben ist.

(2)  Tritt die in Absatz 1 erwihnte Lage ein, so beschliefit
die Kommission auf Antrag eines Mitgliedstaats oder von sich
aus die erforderlichen Maffnahmen. Den Mitgliedstaaten werden
solche Maflnahmen mitgeteilt, die sofort anwendbar sind. Wird
die Kommission mit dem Antrag eines Mitgliedstaats befasst, so
entscheidet sie hieriiber innerhalb von drei Arbeitstagen nach
Eingang des Antrags.

(3)  Jeder Mitgliedstaat kann die Mafnahmen der Kommis-
sion binnen einer Frist von drei Arbeitstagen nach dem Tag
ihrer Mitteilung dem Rat vorlegen. Der Rat tritt unverziiglich
zusammen. Er kann die betreffende Mafnahme innerhalb eines
Monats ab dem Zeitpunkt, zu dem sie ihm vorgelegt wurde,
mit qualifizierter Mehrheit dndern oder aufheben.

(4)  Gemif diesem Artikel erlassene Bestimmungen werden
unter Beachtung der Verpflichtungen aus den gemidfl Artikel
300 Absatz 2 des Vertrags geschlossenen Ubereinkiinften ange-
wandt.
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KAPITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 24

Sofern in dieser Verordnung nichts anderes vorgesehen ist, fin-
den die Artikel 87, 88 und 89 des Vertrags auf die Erzeugung
der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse und den Handel mit
diesen Erzeugnissen Anwendung.

Artikel 25

(1) Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich
gegenseitig die Angaben mit, die zur Durchfithrung dieser Ver-
ordnung und zur Einhaltung der internationalen Verpflichtun-
gen bei Reis erforderlich sind.

(2)  Die Einzelheiten der erforderlichen Angaben sowie der
Mitteilung und der Bekanntgabe dieser Angaben werden nach
dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt.

Artikel 26

(1)  Die Kommission wird von dem mit Artikel 25 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 17842003 des Rates vom 29. September
2003 iiber die gemeinsame Marktorganisation fiir Getreide (%)
eingesetzten Verwaltungsausschuss fiir Getreide (nachstehend
»Ausschuss“ genannt) unterstiitzt.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf einen Monat festgesetzt.

(3)  Der Ausschuss gibt sich eine Geschiftsordnung.

Artikel 27

Der Ausschuss kann alle Fragen priifen, die ihm der Vorsit-
zende von sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines Mit-
gliedstaats unterbreitet.

Artikel 28

Maflnahmen, die erforderlich und gerechtfertigt sind, um in
dringenden Fillen auf praktische und spezielle Probleme zu
reagieren, werden nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten
Verfahren erlassen.

Diese Mafinahmen koénnen von bestimmten Teilen dieser Ver-
ordnung abweichen, jedoch nur so weit und so lange, wie dies
unbedingt erforderlich ist.

(1) Siehe Seite 78 diese Amtsblatts.

Artikel 29

Die Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 und ihre Durchfithrungs-
vorschriften gelten fur die Kosten, die den Mitgliedstaaten im
Zusammenhang mit der Durchfithrung dieser Verordnung ent-
stehen.

Artikel 30

Bei der Anwendung dieser Verordnung ist zugleich den in den
Artikeln 33 und 131 des Vertrags genannten Zielen in ange-
messener Weise Rechnung zu tragen.

KAPITEL V

UBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 31

(1) Die Verordnungen (EG) Nr. 3072/95 und (EG) Nr.
3073/95 werden aufgehoben.

Bezugnahmen auf die aufgehobenen Verordnungen gelten als
Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind gemif
der in Anhang V enthaltenen Entsprechungstabelle zu lesen.

(2)  Ubergangsmafnahmen kénnen nach dem in Artikel 26
Absatz 2 genannten Verfahren erlassen werden.

Artikel 32

(1)  Im Zeitraum vom 1. April 2004 bis zum 31. Juli 2004
ist die Menge, die die Interventionsstellen gemafl Artikel 4 der
Verordnung (EG) Nr. 3072/95 ankaufen konnen, auf 100 000
Tonnen begrenzt.

(2)  Auf der Grundlage einer Bilanz, die die Situation auf
dem Reismarkt widerspiegelt, kann die Kommission die in
Absatz 1 genannte Menge dndern. Das in Artikel 26 Absatz 2
genannte Verfahren findet Anwendung.

(3) Die Durchfithrungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

Artikel 33

(1)  Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Ver-
offentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

(2)  Sie gilt ab dem Wirtschaftsjahr 2004/05.

Die Artikel 9 und 32 gelten jedoch ab 1. April 2004.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Geschehen zu Briissel am 29. September 2003.
Im Namen des Rates
Der Prisident
G. ALEMANNO
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3.

ANHANG I
Definitionen

gemifd Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 1

Rohreis (Paddy-Reis): Reis in der Strohhiilse, gedroschen.

Geschilter Reis: Rohreis, bei dem nur die Strohhiilse entfernt wurde. Beispicle fiir Reis in diesem Sinne sind
Reis mit den Handelsbezeichnungen ,Braunreis®, ,Cargo-Reis®, ,Loonzain-Reis“ und ,riso sbramato®.

Halbgeschliffener Reis: Rohreis, bei dem die Strohhiilse, ein Teil des Keimes und ganz oder teilweise die dufe-
ren Schichten des Perikarps, nicht jedoch die inneren Schichten, entfernt wurden.

Vollstandig geschliffener Reis: Rohreis, bei dem die Strohhiilse, die duferen und die inneren Schichten des Peri-

karps, der Keim bei langkornigem und mittelkornigem Reis vollstindig, bei rundkornigem Reis zumindest teil-
weise entfernt wurden, bei dem jedoch bis zu 10 % der Korner weifle Langsrillen aufweisen konnen.

Rundkorniger Reis: Reis, dessen Korner eine Linge von 5,2 Millimeter oder weniger haben und bei denen das
Verhiltnis der Linge zur Breite weniger als 2 betragt.

Mittelkérniger Reis: Reis, dessen Korner eine Linge von mehr als 5,2 Millimeter und bis zu 6,0 Millimeter
haben und bei denen das Verhiltnis der Linge zur Breite weniger als 3 betragt.

Langkorniger Reis:

i)  Langkorniger Reis A: Reis, dessen Korner eine Linge von mehr als 6,0 Millimeter haben und bei denen das
Verhiltnis der Lange zur Breite mehr als 2 und weniger als 3 betragt;

ii) Langkorniger Reis B: Reis, dessen Korner eine Linge von mehr als 6,0 Millimeter haben und bei denen das
Verhiltnis der Lange zur Breite 3 oder mehr betrigt.

Messung der Korner: Die Messung der Korner erfolgt an vollstindig geschliffenem Reis nach folgender Metho-
de:

i)  Der Partie wird eine reprasentative Probe entnommen;
ii) die Probe wird sortiert, um nur ganze Korner, einschlieflich unvollstindig gereifter Korner, zu erhalten;
i) zwei Messungen an jeweils 100 K6rnern werden vorgenommen und der Durchschnitt errechnet;

iv) das Ergebnis wird in Millimetern, auf eine Dezimalstelle auf- bzw. abgerundet, ermittelt.

Bruchreis: Gebrochene Korner, die drei viertel oder weniger der durchschnittlichen Linge ganzer Korner haben.
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ANHANG II
Definition der Kérner und des Bruchreises, die nicht von einwandfreier Qualitit sind

gemifd Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2

Ganze Korner

Korner, bei denen unabhingig von den Merkmalen jeder Verarbeitungsstufe hochstens ein Teil des Zahns entfernt
wurde.

Gestutzte Korner

Korner, bei denen der ganze Zahn entfernt wurde.

Gebrochene Kérner oder Bruchreis

Korner, bei denen ein Teil oberhalb des Zahns entfernt worden ist; Bruchreis umfasst:

— groben Bruchreis (gebrochene Korner, deren Linge die Halfte oder mehr des Korns, jedoch nicht das ganze
Korn ausmacht),

— mittleren Bruchreis (gebrochene Korner, deren Linge ein Viertel oder mehr des Korns ausmacht, die aber die
Mindestgrofe von grobem Bruchreis nicht erreichen),

— feinen Bruchreis (gebrochene Korner, deren Linge weniger als ein Viertel des Korns ausmacht, die aber nicht
durch ein Sieb mit einer Lochung von 1,4 mm fallen),

— Bruchstiicke (kleine Splitter oder Teilchen eines Korns, die durch ein Sieb mit einer Lochung von 1,4 mm fal-
len); lingsgespaltene Korner gelten als Bruchstiicke.
Griine Korner

Nicht vollstindig ausgereifte Korner.

Korner mit natiirlichen Missbildungen

Als natiirliche Missbildungen gelten alle erblichen oder nicht erblichen Verformungen gegeniiber den typischen
morphologischen Sortenmerkmalen.

Kreidige Korner

Korner, deren Oberfliche mindestens zu drei Vierteln ein undurchsichtiges und mehliges Aussehen hat.

Kaérner mit roten Rillen

Korner, die als Riickstand des Perikarps rote Lingsrillen in unterschiedlicher Stirke und Firbung aufweisen.

Gefleckte Korner

Korner, die einen kleinen, genau abgegrenzten kreisformigen Fleck aus dunkler Farbe von mehr oder weniger regel-
mifSiger Form aufweisen; ferner gelten Korner als gefleckt, die schwache schwarze und flache Rillen haben; die Ril-
len und Flecken diirfen keinen gelben oder dunklen Strahlenkranz aufweisen.

Fleckige Korner

Korner, auf deren Oberfliche an einem Punkt eine deutliche Veranderung ihrer normalen Farbe eingetreten ist; die
Flecken konnen von unterschiedlicher Firbung sein (schwirzlich, rétlich, braun usw.); auflerdem gelten als Flecken
alle tiefen schwarzen Rillen. Sind die Flecken von intensiver und sofort auffallender Firbung (schwarz, rosa, rot-
braun) und gleich grof oder grofer als die Halfte des betreffenden Korns, so ist dieses als gelbes Korn anzusehen.
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Gelbe Korner

Gelbe Korner sind solche, deren natiirliche Farbe sich auf andere Weise als durch Trocknen ganz oder teilweise in
verschiedene Ténungen von zitronen- bis orangefarbig verandert hat.

Bernsteinfarbene Korner

Bernsteinfarbene Korner sind solche, die eine einheitliche, leichte und allgemeine, nicht durch Trocknen verursachte
Verfarbung aufweisen, die ihnen ein helles, bernsteingelbes Aussehen verleiht.
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ANHANG III

Definition der Standardqualitit von Rohreis

Die Standardqualitdt von Rohreis wird wie folgt bestimmt:

Reis, geruchlos, von gesunder, unverfilschter und handelsiiblicher Qualitit;

Feuchtigkeitsgehalt von hochstens 13 %;

die Ausbeute an vollstindig geschliffenem Reis betrdgt 63 Gewichtsanteile ganze Korner (einschlieflich eines Anteils
von hochstens 3 % an gestutzten Koérnern), davon Gewichtsanteil an nicht einwandfreien Kornern von vollstindig

geschliffenem Reis:
— kreidige Korner von Rohreis der KN-Codes 1006 10 27 und 1006 10 98:

— kreidige Korner von Rohreis anderer KN-Codes als der KN-Codes
1006 10 27 und 1006 10 98:

— Korner mit roten Rillen:
— gefleckte Korner:

— fleckige Korner:

— gelbe Korner:

— bernsteinfarbene Korner:

1,5%

2,0 %
1,0 %
0,50 %
0,25 %
0,02 %

0,05 %.
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ANHANG IV
KN-Code Warenbezeichnung
ex 0403 Buttermilch, saure Milch und saurer Rahm, Joghurt, Kefir und andere fermentierte oder gesiuerte
Milch (einschlieflich Rahm), aromatisiert oder mit Zusatz von Friichten, Niissen oder Kakao, auch
eingedickt oder mit Zusatz von Zucker oder anderen Siiimitteln:
0403 10 — Joghurt:

0403 10 51 bis
040310 99

0403 90

0403 90 71 bis
0403 90 99

ex 1704

1704 90 51 bis
1704 90 99

ex 1806

ex 1901

1901 10 00

1901 20 00

1901 90

1901 90 11 bis

1901 90 19

1901 90 99

ex 1902

1902 20 91

1902 20 99

1902 30

1902 40 90

1904

ex 1905

1905 90 20

— — aromatisiert oder mit Zusatz von Friichten, Niissen oder Kakao

— andere:

— — aromatisiert oder mit Zusatz von Friichten, Niissen oder Kakao

Zuckerwaren ohne Kakaogehalt (einschlieflich weiffe Schokolade):

— — andere

Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitungen, ausgenommen die Unterpositio-
nen 1806 10, 1806 20 70, 1806 90 60, 1806 90 70 und 1806 90 90

Malzextrakt; Lebensmittelzubereitungen aus Mehl, Grief}, Stirke oder Malzextrakt, ohne Gehalt an
Kakao oder mit einem Gehalt an Kakao, berechnet als vollstindig entfetteter Kakao, von weniger
als 40 GHT, anderweit weder genannt noch inbegriffen; Lebensmittelzubereitungen aus Waren der
Positionen 0401 bis 0404, ohne Gehalt an Kakao oder mit einem Gehalt an Kakao, berechnet als
vollstindig entfetteter Kakao, von weniger als 5 GHT, anderweit weder genannt noch inbegriffen:

— Zubereitungen zur Erndhrung von Kindern, in Aufmachungen fiir den Einzelverkauf
— Mischungen und Teig, zum Herstellen von Backwaren der Position 1905

— andere:

— — Malzextrakt

— — andere:

— — — andere:

Teigwaren, auch gekocht oder gefiillt (mit Fleisch oder anderen Stoffen) oder in andere Weise
zubereitet, z. B. Spaghetti, Makkaroni, Nudeln, Lasagne, Gnocchi, Ravioli, Cannelloni; Couscous,
auch zubereitet:

— — — gekocht

— — — andere

— andere Teigwaren:

— — anderer (Couscous)

Lebensmittel, durch Aufbldhen oder Rosten von Getreide oder Getreideerzeugnissen hergestellt
(z. B. Cornflakes); Getreide (ausgenommen Mais) in Form von Kornern oder Flocken oder anders
bearbeiteten Kornern, ausgenommen Mehl und Grief, vorgekocht oder in anderer Weise zuberei-
tet, anderweit weder genannt noch inbegriffen

Backwaren, auch kakaohaltig; Hostien, leere Oblatenkapseln von der fiir Arzneiwaren verwendeten
Art, Siegeloblaten, getrocknete Teigblatter aus Mehl oder Stirke und dhnliche Waren:

Hostien, leere Oblatenkapseln von der fiir Arzneiwaren verwendeten Art, Siegeloblaten, getrock-
nete Teigblatter aus Mehl oder Stirke und dhnliche Waren
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KN-Code

Warenbezeichnung

ex 2004

200410 91

ex 2005

20052010

ex 2101

210112

210112 98

2101 20

2101 20 98

2105 00

2106

2106 90 10

2106 90 92

2106 90 98

ex 3505

ex 3809

3809 10

Anderes Gemiise, anders als mit Essig oder Essigsdure zubereitet oder haltbar gemacht, gefroren,
ausgenommen Erzeugnisse der Position 2006:

— Kartoffeln:
— — andere:
— — — in Form von Mehl, Griefl oder Flocken

Anderes Gemiise, anders als mit Essig oder Essigsiure zubereitet oder haltbar gemacht, nicht
gefroren, ausgenommen Erzeugnisse der Position 2006:

— Kartoffeln:

— — in Form von Mehl, Grief} oder Flocken

Ausziige, Essenzen und Konzentrate aus Kaffee, Tee oder Mate und Zubereitungen auf der Grund-
lage dieser Waren oder auf der Grundlage von Kaffee, Tee oder Mate; gerostete Zichorien und

andere gerdstete Kaffeemittel sowie Ausziige, Essenzen und Konzentrate hieraus:

— — Zubereitungen auf der Grundlage von Ausziigen, Essenzen und Konzentraten oder auf der
Grundlage von Kaffee:

— — — andere

— Ausziige, Essenzen und Konzentrate aus Tee oder Mate und Zubereitungen auf der Grundlage
dieser Ausziige, Essenzen und Konzentrate oder auf der Grundlage von Tee oder Mate:

— — — andere

Speiseeis, auch kakaohaltig

Lebensmittelzubereitungen, anderweit weder genannt noch inbegriffen:

— andere:

— — ,Kisefondue“ genannte Zubereitungen

— — andere:

— — — kein Milchfett und keine Saccharose, Isoglucose, Glucose oder Stirke enthaltend oder
weniger als 1,5 GHT Milchfett, 5 GHT Saccharose oder Isoglucose, 5 GHT Glucose
oder Stirke enthaltend

— — — andere

Dextrine und andere modifizierte Stirken (z. B. Quellstirke); Leime auf der Grundlage von Stir-

ken, Dextrinen oder anderen modifizierten Stirken, ausgenommen die Stirken der Unterposition

350510 50

Appretur- und Endausriistungsmittel, Beschleuniger zum Firben oder Fixieren von Farbstoffen und

andere Erzeugnisse oder Zubereitungen (z. B. zubereitete Schlichtemittel und Zubereitungen zum

Beizen), von der in der Textilindustrie, Papierindustrie, Lederindustrie oder dhnlichen Industrien

verwendeten Art, anderweit weder genannt noch inbegriffen:

— auf der Grundlage von Stirke oder Stirkederivaten
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ANHANG V
Entsprechungstabelle
Verordnung (EG) Nr. 3072/95 Vorliegende Verordnung

Artikel 1 Artikel 1 und 2
Artikel 2 Artikel 3
Artikel 3 Artikel 6
Artikel 4 Artikel 7
Artikel 5 Artikel 8
Artikel 6 —
— Artikel 4
Artikel 7 —
Artikel 8a Artikel 6
Artikel 8b Artikel 7
Artikel 8¢ Artikel 8
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1786/2003 DES RATES

vom 29. September 2003

iiber die gemeinsame Marktorganisation fiir Trockenfutter

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 36 und Artikel 37
Absatz 2 Unterabsatz 3,

auf Vorschlag der Kommission,
nach Stellungnahme des Europdischen Parlaments (1),

nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (%),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (%),

in Erwagung nachstehender Griinde:

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 603/95 vom 21. Februar
1995 iiber die gemeinsame Marktorganisation fiir Tro-
ckenfutter (*) wurde eine gemeinsame Marktorganisation
fur diese Erzeugnisse errichtet, in deren Rahmen zwei
Pauschalbeihilfen — eine fiir kiinstlich getrocknetes Fut-
ter und eine fiir sonnengetrocknetes Futter — gewdahrt
werden.

(2)  Die Verordnung (EG) Nr. 603/95 wurde mehrmals in
wesentlichen Punkten gedndert. Angesichts weiterer
Anderungen sollte sie aufgehoben und im Interesse der
Rechtsklarheit ersetzt werden.

(3)  Die Futtererzeugung im Rahmen der mit der Verord-
nung (EG) Nr. 603/95 eingefithrten Regelung erfolgt
grofltenteils unter Einsatz fossiler Brennstoffe fiir die
kiinstliche Trocknung und in einigen Mitgliedstaaten
unter Einsatz von Bewisserung. Aufgrund von Bedenken
wegen ihrer Auswirkungen auf die Umwelt sollte die
Regelung gedndert werden.

(4 Mit der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom
29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln fir
Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrar-
politik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fiir
Inhaber  landwirtschaftlicher  Betriebe (°)  wurden
Gemeinschaftsregeln fiir Direktzahlungen eingefiihrt.

(5)  Dementsprechend sollten die beiden mit der Verordnung
(EG) Nr. 603/95 festgesetzten Beihilfesitze zu einem ein-

(1) Stellungnahme vom 5. Juni 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
offentlicht).

(®) ABL C 208 vom 3.9.2003, S. 41.

() Stellungnahme vom 2. Juli 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
offentlicht).

() ABL L 63 vom 21.3.1995, S. 1. Zuletzt gedndert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 806/2003 (ABL. L 122 vom 16.5.2003, S. 1).

(%) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.

(10)

(11)

(12)

(14)

zigen, sowohl fiir kiinstlich getrocknetes als auch fir
sonnengetrocknetes Futter geltenden Satz zusammenge-
fasst werden.

Da die Erzeugung in den siidlichen Mitgliedstaaten
bereits im April beginnt, sollte das Wirtschaftsjahr fiir
Trockenfutter, fir das eine Beihilfe gezahlt wird, vom
1. April bis zum 31. Mdrz laufen.

Um die Haushaltsneutralitit fiir Trockenfutter zu
gewdhrleisten, sollte fiir die Gemeinschaftserzeugung
eine Obergrenze gelten. Zu diesem Zweck ist eine
garantierte Hochstmenge festzusetzen, die sowohl kiinst-
lich getrocknetes als auch sonnengetrocknetes Futter
umfasst.

Diese Menge ist auf der Grundlage der zum Zwecke der
Verordnung (EG) Nr. 603/95 anerkannten historischen
Mengen auf die Mitgliedstaaten aufzuteilen.

Um die Einhaltung der garantierten Hochstmenge zu
gewihrleisten und eine Uberschusserzeugung in der
Gemeinschaft zu vermeiden, ist die Beihilfe im Fall einer
Uberschreitung dieser Menge zu kiirzen. Diese Kiirzung
ist fiir jeden Mitgliedstaat, der seine garantierte einzel-
staatliche Menge {iiberschritten hat, anteilig zur Uber-
schreitung seiner Menge vorzunehmen.

Der endgiiltige Beihilfebetrag kann erst gezahlt werden,
wenn bekannt ist, ob die garantierte Hochstmenge iiber-
schritten wurde. Es sind daher Vorschiisse auf die Bei-
hilfe zu zahlen, sobald das Trockenfutter das Verarbei-
tungsunternehmen verlassen hat.

Es sind Kriterien fiir die Mindestqualitit des Trockenfut-
ters festzulegen, fur das eine Beihilfe gewihrt werden
kann.

Um die regelmifiige Versorgung der Verarbeitungsunter-
nehmen mit Griinfutter zu fordern, muss die Beihilfe-
fahigkeit in bestimmten Fillen vom Abschluss eines Ver-
trags zwischen dem Erzeuger und dem Verarbeitungs-
unternehmen abhingig gemacht werden.

Um die Transparenz der Produktionskette zu fordern
und die wesentlichen Kontrollen zu erleichtern, sind
bestimmte Einzelheiten in den Vertrigen verbindlich
vorzuschreiben.

Um die Beihilfe zu erhalten, miissen die Verarbeitungs-
unternchmen eine Bestandsbuchhaltung fithren, die die
fiir die Uberpriifung des Beihilfeanspruchs erforderlichen
Angaben enthilt, und alle weiteren erforderlichen Belege
vorlegen.
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(15)  Sind keine Vertrige zwischen den Erzeugern und den (23)  Da die Betriebspramienregelung ab dem 1. Januar 2005

17)

(18)

(19)

(20)

(21)

(22)

Verarbeitungsunternehmen abgeschlossen worden, so
miissen letztere andere Unterlagen zur Uberpriifung des
Beihilfeanspruchs vorlegen.

Handelt es sich bei dem Vertrag um einen Werkvertrag
tiber die Verarbeitung des vom Erzeuger gelieferten Fut-
ters, ist sicherzustellen, dass die Beihilfe an den Erzeuger
weitergegeben wird.

Das ordnungsgemifle Funktionieren eines Binnenmark-
tes fir Trockenfutter wiirde durch die Gewahrung natio-
naler Beihilfen gefihrdet. Daher sollten die Vertrags-
bestimmungen iiber staatliche Beihilfen auch auf die
unter diese gemeinsame Marktorganisation fallenden
Erzeugnisse angewendet werden.

Zur Vereinfachung sollte der Verwaltungsausschuss fiir
Getreide die Aufgabe iibernehmen, die Kommission zu
unterstiitzen.

Die fiir die Durchfithrung dieser Verordnung erforderli-
chen MafRnahmen sollten gemidf dem Beschluss
1999/468[EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Fest-
legung der Modalitdten fiir die Ausiibung der der Kom-
mission iibertragenen Durchfithrungsbefugnisse (1) erlas-
sen werden.

Der Binnenmarkt und die Z6lle konnen sich in auferge-
wohnlichen Fillen als unzulinglich erweisen. Damit der
Gemeinschaftsmarkt in diesen Fillen nicht ungeschiitzt
Storungen ausgesetzt ist, die sich moglicherweise hieraus
ergeben, sollte die Gemeinschaft in der Lage sein, umge-
hend alle erforderlichen Mafnahmen zu treffen. Alle
diese Mafinahmen miissen mit den internationalen Ver-
pflichtungen der Gemeinschaft in Einklang stehen.

Damit der Entwicklung der Trockenfuttererzeugung
gegebenenfalls Rechnung getragen werden kann, sollte
die Kommission dem Rat auf der Grundlage -einer
Bewertung der gemeinsamen Marktorganisation fiir Tro-
ckenfutter einen Bericht iiber diesen Sektor vorlegen
und darin insbesondere auf die Entwicklung der Anbau-
flichen von Hiilsenfriichten und sonstigem Griinfutter,
die Erzeugung von Trockenfutter und die erzielte Einspa-
rung an fossilen Brennstoffen eingehen. Sie sollte dem
Bericht erforderlichenfalls geeignete Vorschlige beifiigen.

Die Ausgaben, die den Mitgliedstaaten aufgrund ihrer
Verpflichtungen aus der Anwendung dieser Verordnung
entstehen, sollten von der Gemeinschaft gemidf der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1258/1999 des Rates vom 17. Mai
1999 iiber die Finanzierung der Gemeinsamen Agrar-
politik (%) von der Gemeinschaft iibernommen werden.

() ABL L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
() ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 103.

angewandt wird, sollte die vorliegende Regelung ab dem
1. April 2005 gelten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

EINLEITENDE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Es wird eine gemeinsame Marktorganisation fiir Trockenfutter
errichtet, die fiir folgende Erzeugnisse gilt:

KN-Code Warenbezeichnung

Mehl und Pellets von durch kiinstliche Wir-
metrocknung getrockneten Luzernen

a) ex 121410 00

Mehl und Pellets von Luzernen, auf andere
Weise getrocknet und gemahlen

ex 1214 90 91 und
ex 1214 90 99

Luzerne, Esparsette, Klee, Lupinen, Wicken
und dhnliches Futter, durch kiinstliche Wir-
metrocknung getrocknet, auer Heu und Fut-
terkohl sowie Heu enthaltende Erzeugnisse

Luzerne, Esparsette, Klee, Lupinen, Wicken,
Honigklee, Platterbsen und Hornschotenklee,
auf andere Weise getrocknet und gemahlen

b) ex2309 9098 Aus Luzernen- und Grassaft hergestellte

Eiweilkonzentrate

AusschlieSlich aus den festen Abfallstoffen
und Saft von der Herstellung der unter dem
ersten Gedankenstrich genannten Konzentrate
gewonnene Trockenerzeugnisse

Artikel 2

Das Wirtschaftsjahr fiir die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse
beginnt am 1. April jedes Jahres und endet am 31. Mirz des
folgenden Jahres.

Artikel 3

Diese Verordnung gilt unbeschadet der in der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 mit vorgesehenen Maffnahmen.
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KAPITEL II

BEIHILFEREGELUNG

Artikel 4

(1)  Die Beihilfe wird fiir die in Artikel 1 genannten Erzeug-
nisse gewéhrt.

(2)  Unbeschadet des Artikels 6 betrdgt die Beihilfe 33
EUR/t.

Artikel 5

(1)  Fur jedes Wirtschaftsjahr wird eine garantierte Hochst-
menge (GHM) von 4 855 900 Tonnen kiinstlich getrocknetem
und/oder sonnengetrocknetem Futter festgesetzt, fiir welche die
Beihilfe gemif Artikel 4 Absatz 2 gewahrt werden darf.

(2)  Die in Absatz 1 genannte garantierte Hochstmenge wird
folgendermaflen auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt:

Garantierte einzelstaatliche Mengen

(in Tonnen)
Belgisch-luxemburgische Wirtschaftsunion 8 000
Dinemark 334000
Deutschland 421000
Griechenland 37 500
Spanien 1325000
Frankreich 1605 000
Irland 5000
Italien 685 000
Niederlande 285000
Osterreich 4 400
Portugal 30 000
Finnland 3000
Schweden 11 000
Vereinigtes Konigreich 102 000

Artikel 6

Uberschreitet die Menge Trockenfutter, fiir die die Beihilfe
gemifl Artikel 4 Absatz 2 in einem gegebenen Wirtschaftsjahr
beantragt wird, die in Artikel 5 Absatz 1 genannte garantierte
Hochstmenge, so wird die in dem betreffenden Wirtschaftsjahr
zu zahlende Beihilfe in den Mitgliedstaaten, in denen die garan-
tierte einzelstaatliche Menge tiberschritten wurde, prozentual
anteilig zu dieser Uberschreitung gekiirzt.

Die anzuwendende Kiirzung wird nach dem in Artikel 18
Absatz 2 genannten Verfahren in einer Hohe festgesetzt, die
gewihrleistet, dass die in Euro ausgedriickten Haushaltsaus-
gaben die Ausgaben nicht iiberschreiten, die getitigt worden
wiren, wenn die garantierte Hochstmenge nicht tiberschritten
worden wire.

Artikel 7

(1)  Verarbeitungsunternehmen, die im Rahmen dieser Ver-
ordnung eine Beihilfe beantragen, konnen eine Vorschusszah-
lung in Hohe von 19,80 EUR/t erhalten oder von 26,40 EURt,
wenn sie eine Sicherheit in Hohe von 6,60 EUR|t geleistet
haben.

Die Mitgliedstaaten fithren die notwendigen Kontrollen zur
Priifung des Beihilfeanspruchs durch. Nach Feststellung des Bei-
hilfeanspruchs erfolgt die Vorschusszahlung.

Die Vorschusszahlung kann jedoch vor Feststellung des Bei-
hilfeanspruchs erfolgen, wenn das Verarbeitungsunternehmen
eine Sicherheit in Hohe des Vorschusses zuziiglich 10 v. H. leis-
tet. Diese Sicherheit dient auch als Sicherheit zum Zweck von
Unterabsatz 1. Sie vermindert sich auf die in Unterabsatz 1
vorgeschene Hohe, sobald der Beihilfeanspruch festgestellt ist;
bei Zahlung des Restbetrags wird sie vollstindig freigegeben.

(2)  Voraussetzung fiir eine Vorschusszahlung ist, dass das
Trockenfutter das Verarbeitungsunternehmen verlassen hat.

(3)  In den Fillen, in denen eine Vorschusszahlung gewihrt
worden ist, wird ein Restbetrag gezahlt, der dem Unterschied
zwischen dem Vorschussbetrag und dem gesamten Beihilfe-
betrag entspricht, der dem Verarbeitungsunternehmen unter
Beriicksichtigung des Artikels 6 zu zahlen ist.

(4)  Ist die Vorschusszahlung hoher als der Beihilfebetrag, auf
den das Verarbeitungsunternehmen unter Beriicksichtigung des
Artikels 6 Anspruch hat, so muss das Unternehmen den zu
viel gezahlten Teil nach entsprechender Aufforderung an die
zustindige Behorde des Mitgliedstaats zuriickzahlen.

Artikel 8

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission spitestens am 31.
Mai jedes Jahres die Trockenfuttermengen mit, die im voran-
gegangenen Wirtschaftsjahr fiir eine Beihilfe gemaff Artikel 4
Absatz 2 in Betracht kamen.

Artikel 9

Die Beihilfe gemaf Artikel 4 Absatz 2 wird auf Antrag der
betreffenden Partei fir Trockenfutter gewahrt, das das Verarbei-
tungsunternehmen verlassen hat und folgenden Bedingungen
entspricht:
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a) Sein Feuchtigkeitshochstgehalt muss zwischen 11 und
14 v. H. liegen; er kann je nach Aufmachung des Erzeug-
nisses variieren.

b) Sein gesamter Roheiweifmindestgehalt in der Trocken-
masse muss betragen:

i) mindestens 15 v. H. fiir die in Artikel 1 Buchstabe a)
und Artikel 1 Buchstabe b) zweiter Gedankenstrich
genannten Erzeugnisse;

ii) mindestens 45 v. H. fiirr die in Artikel 1 Buchstabe b)
erster Gedankenstrich genannten Erzeugnisse.

¢) Das Trockenfutter muss gesund und von handelsiiblicher
Qualitét sein.

Erginzende Bedingungen, insbesondere in Bezug auf den Karo-
tingehalt und den Rohfasergehalt, konnen nach dem in Artikel
18 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt werden.

Artikel 10

Die Beihilfe nach Artikel 4 Absatz 2 wird nur Unternechmen
gewihrt, die die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse verarbeiten
und folgenden Bedingungen entsprechen:

a) Sie miissen eine Bestandsbuchhaltung fithren, die mindes-
tens Angaben enthilt iber

i) die verarbeiteten Mengen Griinfutter und gegebenen-
falls sonnengetrocknetes Futter. Falls dies aufgrund der
besonderen Lage des Unternehmens erforderlich ist,
konnen jedoch die Mengen auf der Grundlage der Aus-
saatflichen geschitzt werden;

ii) die erzeugten Mengen Trockenfutter sowie die Menge
und Qualitdt des aus dem Unternehmen ausgelieferten
Trockenfutters;

b) sie miissen sonstige fiir die Uberpriifung des Beihilfe-
anspruchs gegebenenfalls erforderlichen Belege vorlegen;

¢) auf sie muss mindestens eine der folgenden Mdoglichkeiten
zutreffen:

i) Sie haben mit den Erzeugern des zur Trocknung
bestimmten Futters Vertrage abgeschlossen;

ii) sie haben ihre eigene Produktion oder, im Fall von
Zusammenschliissen, die Produktion ihrer Mitglieder
verarbeitet;

iii) sie haben das Futter von juristischen oder natiirlichen
Personen bezogen, die bestimmte noch festzulegende
Garantien bieten und mit den Erzeugern des zur Trock-
nung bestimmten Futters Vertrige abgeschlossen haben.
Diese Kiufer missen von der zustindigen Stelle des
Mitgliedstaats, in dem das Futter geerntet wurde, unter
Bedingungen zugelassen werden, die nach dem in Arti-
kel 18 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt werden.

Artikel 11

Unternehmen, die ihre eigene Produktion oder die Produktion
ihrer Mitglieder verarbeiten, legen jedes Jahr bis zu einem fest-
zusetzenden Zeitpunkt der zustindigen Stelle des Mitgliedstaats
eine Erklarung iiber die Flachen vor, deren Futterernte zur Ver-
arbeitung bestimmt ist.

Artikel 12

(1)  Die in Artikel 10 Buchstabe ¢ genannten Vertrige ent-
halten nicht nur den Preis, der dem Erzeuger fiir das Griinfutter
und gegebenenfalls fiir das sonnengetrocknete Futter zu zahlen
ist, sondern auch zumindest Folgendes:

a) die Fliche, deren Ernte an das Verarbeitungsunternehmen
zu liefern ist,

b) die Lieferungs- und Zahlungsbedingungen.

(2)  Handelt es sich bei den in Artikel 10 Buchstabe c) Ziffer
i) genannten Vertragen um Werkvertrdge, die die Verarbeitung
des von den Erzeugern gelieferten Futters betreffen, so enthal-
ten sie zumindest Angaben zu der Fliche, deren Ernte zu lie-
fern ist, und eine Klausel betreffend die Verpflichtung des Ver-
arbeitungsunternehmens, dem Erzeuger die Beihilfe nach Arti-
kel 4 zu zahlen, die sie fiir die im Rahmen der Vertrdge ver-
arbeiteten Mengen erhalten.

Artikel 13

(1)  Die Mitgliedstaaten fithren eine Kontrollregelung ein, mit
der fur jedes Verarbeitungsunternehmen Folgendes iiberpriift
werden kann:

a) die Einhaltung der in den Artikeln 1 bis 12 festgelegten
Bedingungen,

b) die Ubereinstimmung zwischen der Menge, fiir die die Bei-
hilfe beantragt wurde, und der aus diesem Unternehmen
ausgelieferten Menge Trockenfutter, das die Mindestqualitit
aufweist.

(2) Bei Auslieferung aus dem Verarbeitungsunternehmen
werden das Gewicht des Trockenfutters festgestellt und Proben
entnommer.

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Bestim-
mungen, die sie zur Anwendung des Absatzes 1 vorsehen, vor
ihrem Erlass mit.

KAPITEL III

HANDEL MIT DRITTLANDERN

Artikel 14

Sofern in dieser Verordnung nicht anders geregelt, finden die
Zolle des Gemeinsamen Zolltarifs auf die in Artikel 1 genann-
ten Erzeugnisse Anwendung.
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Artikel 15

(1) Die allgemeinen Vorschriften fur die Auslegung der
Kombinierten Nomenklatur und die besonderen Vorschriften
fur ihre Anwendung gelten auch fiir die Einreihung der in Arti-
kel 1 genannten Erzeugnisse. Das Zolltarifschema, das sich aus
der Anwendung dieser Verordnung ergibt, wird in den Gemein-
samen Zolltarif ibernommen.

(2)  Soweit in dieser Verordnung oder in Vorschriften, die in
Anwendung dieser Verordnung erlassen werden, nicht anders
geregelt, ist es im Handel mit dritten Landern untersagt,

a) Abgaben mit gleicher Wirkung wie Zélle zu erheben,

b) mengenmifige Beschrinkungen oder Maflnahmen gleicher
Wirkung anzuwenden.

Artikel 16

(1) Wird der Gemeinschaftsmarkt fiir eines oder mehrere
der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse durch Einfuhren oder
Ausfuhren ernstlichen Stérungen ausgesetzt oder von ernst-
lichen Stérungen bedroht, die die Verwirklichung der Ziele von
Artikel 33 des Vertrages gefihrden koénnten, so konnen im
Handel mit Nicht-WTO-Mitgliedern geeignete Mafinahmen
erlassen werden, bis eine derartige Storung behoben ist oder
keine Storung mehr droht.

(2)  Tritt die in Absatz 1 genannte Lage ein, so beschlief3t die
Kommission auf Antrag eines Mitgliedstaats oder von sich aus
die erforderlichen Mafinahmen. Diese Maffnahmen werden den
Mitgliedstaaten mitgeteilt und sind unverziiglich anzuwenden.
Wird die Kommission mit dem Antrag eines Mitgliedstaats
befasst, so entscheidet sie hieriiber innerhalb von drei Arbeits-
tagen nach Eingang des Antrags.

(3) Jeder Mitgliedstaat kann die von der Kommission
beschlossenen Mafnahmen innerhalb von drei Arbeitstagen ab
dem Tag ihrer Mitteilung dem Rat vorlegen. Der Rat tritt
unverziiglich zusammen. Er kann die betreffende Maffnahme
innerhalb eines Monats ab dem Zeitpunkt, zu dem sie ihm vor-
gelegt wurde, mit qualifizierter Mehrheit dndern oder auf-
heben.

(4)  Bei der Anwendung der im Rahmen dieses Artikels erlas-
senen Bestimmungen wird den Verpflichtungen aus den im
Einklang mit Artikel 300 Absatz 2 des Vertrages geschlossenen
Ubereinkiinften Rechnung getragen.

KAPITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 17

Sofern in dieser Verordnung nicht anders geregelt, finden die
Artikel 87, 88 und 89 des Vertrags auf die Erzeugung und Ver-
marktung der in Artikel 1 dieser Verordnung genannten
Erzeugnisse Anwendung.

Artikel 18

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 25 der
Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom 29. September
2003 iiber die gemeinsame Marktorganisation fiir Getreide (!)
eingesetzten Verwaltungsausschuss fiir Getreide, im Folgenden
LAusschuss® genannt, unterstiitzt.

(2)  Wird auf das Verfahren dieses Absatzes Bezug genom-
men, so gelten die Artikel 4 und Artikel 7 des Beschlusses
1999/468/EG.

Der Zeitraum gemifs Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf einen Monat festgelegt.

(3)  Der Ausschuss gibt sich eine Geschiftsordnung.

Artikel 19

Der Ausschuss kann jede Frage priifen, die ihm der Vorsitzende
von sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines Mitgliedstaats
vorlegt.

Artikel 20

Die Durchfithrungsbestimmungen zu dieser Verordnung wer-
den nach dem in Artikel 18 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen. Sie betreffen insbesondere Folgendes:

a) die Gewidhrung der Beihilfe gemafl Artikel 4 und der Vor-
schusszahlung gemifd Artikel 7;

b) die Uberpriifung und Feststellung des Beihilfeanspruchs
einschlieflich aller notwendigen Kontrollen; bei all dem
konnen bestimmte Elemente des integrierten Systems ver-
wendet werden;

¢) die Freigabe der Sicherheiten gemafS Artikel 7 Absatz 1;

d) die Kriterien fiir die Bestimmung der Qualititsnormen
gemilS Artikel 9;

e) die Bedingungen, die von den in Artikel 10 Buchstabe c)
Ziffer ii) sowie in Artikel 11 genannten Verarbeitungsunter-
nehmen einzuhalten sind;

f) die durchzufihrende Kontrollmafnahme gemif Artikel 13
Absatz 2;

g) die Kriterien, die fiir den Abschluss der in Artikel 10
genannten Vertrdge einzuhalten sind, sowie die Angaben,
die diese zusitzlich zu den in Artikel 12 festgelegten Krite-
rien enthalten miissen;

h) die Anwendung der garantierten Hochstmenge (GHM)
gemafl Artikel 5 Absatz 1.

(") Siehe Seite 78 dieses Amtsblatts.
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Artikel 21

Nach dem Verfahren des Artikels 18 Absatz 2 kénnen Uber-
gangsmafinahmen erlassen werden.

Artikel 22

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die zur Durchfith-
rung dieser Verordnung getroffenen Mafnahmen mit.

Artikel 23

Die Kommission wird dem Rat vor dem 30. September 2008
auf der Grundlage einer Bewertung der gemeinsamen Markt-
organisation fiir Trockenfutter einen Bericht iiber diesen Sektor
vorlegen und darin insbesondere auf die Entwicklung der
Anbauflichen von Hiilsenfriichten und sonstigem Griinfutter,
die Erzeugung von Trockenfutter und die erzielte Einsparung
an fossilen Brennstoffen eingehen. Sie wird dem Bericht erfor-
derlichenfalls geeignete Vorschldge beifiigen.

Artikel 24
Die Verordnung (EG) Nr. 12581999 und ihre Durchfithrungs-
vorschriften gelten fiir die Kosten, die den Mitgliedstaaten im

Zusammenhang mit der Durchfithrung dieser Verordnung ent-
stehen.

Artikel 25
Die Verordnung (EG) Nr. 603/95 wird aufgehoben.
Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als

Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind gemafd
der im Anhang enthaltenen Ubereinstimmungstabelle zu lesen.

Artikel 26

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veroffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab 1. April 2005.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Geschehen zu Briissel am 29. September 2003.

Im Namen des Rates
Der Président
G. ALEMANNO
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1787/2003 DES RATES

vom 29. September 2003

zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1255[1999 iiber die gemeinsame Marktorganisation fiir

Milch und Milcherzeugnisse

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europdischen Parlaments (1),

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)

Mit der Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 des Rates vom
29. September 2003 iiber die Erhebung einer Abgabe
im Milchsektor (3) wurde eine Abgabenregelung einge-
fuhrt, um das Ungleichgewicht zwischen Angebot und
Nachfrage bei Milch und Milcherzeugnissen und die
daraus resultierenden strukturellen Uberschiisse zu ver-
ringern; diese Regelung ist ab 1. April 2004 fiir weitere
elf aufeinander folgende Zwolfmonatszeitriume anzu-
wenden.

Zur Forderung des Verbrauchs von Milch und Milch-
erzeugnissen in der Gemeinschaft und zur Verbesserung
der Wettbewerbsfihigkeit dieser Erzeugnisse auf dem
Weltmarkt sollte die Marktstiitzung insbesondere durch
eine schrittweise Kiirzung der Interventionspreise fiir
Butter und Magermilchpulver, die in der Verordnung
(EG) Nr. 1255/1999 (’) des Rates festgesetzt sind, ab 1.
Juli 2004 verringert werden. Zu diesem Zweck sollte
das relative Niveau des Interventionspreises dieser bei-
den Erzeugnisse angepasst werden.

Der Richtpreis, der sich insbesondere aus den Interventi-
onspreisen fiir Butter und Magermilchpulver errechnet,
diente als Indikator fiir das Beihilfeniveau; da die Inter-
vention fur diese beiden Erzeugnisse jetzt nur noch fiir
eine Hochstmenge und fiir einen begrenzten Zeitraum
des Jahres erfolgt, sollte der Richtpreis abgeschafft wer-
den.

Um zu verhindern, dass durch die massive Inanspruch-
nahme der Intervention ein kiinstlicher Absatzmarkt
geschaffen wird, sollte fir die Interventionsankiufe von
Butter eine feste Hochstmenge festgelegt werden.

Da die Mafnahmen zur Stiitzung des Einkommens der
Milcherzeuger durch Direktzahlungen gedndert und in
die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29.

(1) Stellungnahme vom 5. Juni 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-

offentlicht).

(®) Siehe Seite 123 dieses Amtsblatts.
() ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 48. Zuletzt gedndert durch die Ver-

ordnung (EG) Nr. 509/2002 der Kommission (ABlL L 79 vom
22.3.2002, S. 15).

September 2003 mit gemeinsamen Regeln fiir Direkt-
zahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik
und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fiir Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe (*) iibernommen wurden,
missen sie aus der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999
gestrichen werden.

(6)  Die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 ist daher entspre-
chend zu dndern —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 wird wie folgt gedndert:

1. Artikel 3 wird aufgehoben.

2. Artikel 4 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1)

Der in der Gemeinschaft geltende Interventions-

preis, ausgedriickt in EUR/100 kg, wird folgendermafien
festgesetzt:

a) fir Butter:

fir den Zeitraum vom 1. Juli
2004 auf 328,20

fir den Zeitraum vom 1. Juli
2005 auf 305,23

fir den Zeitraum vom 1. Juli
2006 auf 282,44

fur den Zeitraum vom 1. Juli
2007 auf 259,52

ab 1. Juli 2007 auf 246,39;

b) fur Magermilchpulver:

fur den Zeitraum vom 1. Juli
2004 auf 205,52

fir den Zeitraum vom 1. Juli
2005 auf 195,24

fur den Zeitraum vom 1. Juli
2006 auf 184,97

ab 1. Juli 2006 auf 174,69.

(*) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.
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3. Artikel 6 Absatz 1 erhilt folgende Fassung: ,(3)  Fir Vollmilch belduft sich die Gemeinschaftsbeihilfe
auf

,(1)  Sinken die Marktpreise fiir Butter in einem oder

mehreren Mitgliedstaaten wihrend eines reprisentativen

Zeitraums unter 92 % des Interventionspreises, so nehmen

— 23,24 EUR/100 kg fiir den Zeitraum bis 30. Juni 2004,
— 21,69 EUR/100 kg fiir den Zeitraum vom 1. Juli 2004

die Interventionsstellen in diesem Mitgliedstaat bzw. diesen bis 30. Juni 2005
Mitgliedstaaten unter Zugrundelegung eines noch festzule- ) ’
genden Lastenheftes Ankaufe der Butter gemify Absatz 2 — 20,16 EUR/100 kg fiir den Zeitraum vom 1. Juli 2005
zu einem Ankaufspreis von 90 % des Interventionspreises bis 30. Juni 2006,

in der Zeit vom 1. Marz bis 31. August jeden Jahres vor.
— 18,61 EUR/100 kg fiir den Zeitraum vom 1. Juli 2006

Ubersteigen die wihrend des genannten Zeitraums zur bis 30. Juni 2007,

Intervention angebotenen Mengen 70 000 Tonnen im Jahr )

2004, 60 000 Tonnen im Jahr 2005, 50 000 Tonnen im — 18,15 EUR/100 kg ab 1. Juli 2007.

Jahr 2006, 40 000 Tonnen im Jahr 2007 und 30 000 Ton-

nen ab 2008, so kann die Kommission die Interventions- Fir die anderen Milcherzeugnisse werden die Beihilfe-
kiufe von Butter aussetzen. betrage unter Beriicksichtigung der Milchbestandteile der

betreffenden Erzeugnisse festgesetzt.”

In diesem Fall konnen die Interventionsstellen Ankiufe im
Rahmen einer Dauerausschreibung titigen, die unter
Zugrundelegung eines noch festzulegenden Lastenheftes

5. Die Artikel 16 bis 25 werden gestrichen.

eroffnet wird. Artikel 2
Liegen die Marktpreise in diesem Mitgliedstaat bzw. in die- Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Verdffent-
sen Mitgliedstaaten wihrend eines reprisentativen Zeit- lichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
raums bei 92 % des Interventionspreises oder dariiber, so
setzt die Kommission die Ankaufe aus.” Jedoch gilt Artikel 1 Nummer 1 ab dem 1. April 2004, Num-
mer 3 ab dem 1. Mdrz 2004 und Nummer 5 ab dem 1. Januar
4. Artikel 14 Absatz 3 erhilt folgende Fassung: 2004.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Briissel am 29. September 2003.

Im Namen des Rates
Der Prisident
G. ALEMANNO
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1788/2003 DES RATES

vom 29. September 2003

iiber die Erhebung einer Abgabe im Milchsektor

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Européischen Parlaments (1),

in Erwagung nachstehender Griinde:

1)

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 856/84 des Rates vom
31. Mdrz 1984 zur Anderung der Verordnung (EWG)
Nr. 804/68 uber die gemeinsame Marktorganisation fiir
Milch und Milcherzeugnisse (%) wurde ab 2. April 1984
eine Zusatzabgabenregelung in diesem Sektor eingefiihrt.
Diese Regelung wurde mehrmals verlingert, insbeson-
dere mit der Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 des Rates
vom 28. Dezember 1992 iiber die Erhebung einer
Zusatzabgabe im Milchsektor (}) und zuletzt — bis zum
31. Midrz 2008 — mit der Verordnung (EG) Nr.
1256/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 zur Anderung
der Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 iiber die Erhebung
einer Zusatzabgabe im Milchsektor ().

Um die bisherigen Erfahrungen zu nutzen und die Rege-
lung einfacher und klarer zu gestalten, sollte die Verord-
nung (EWG) Nr. 3950/92 aufgehoben und durch eine
neu gestaltete und klarere Fassung der geltenden Bestim-
mungen ersetzt werden.

Hauptziel der Regelung ist es, das Ungleichgewicht zwi-
schen Angebot und Nachfrage bei Milch und Milch-
erzeugnissen und die daraus resultierenden strukturellen
Uberschiisse zu verringern und so ein besseres Markt-
gleichgewicht zu erreichen. Es ist daher angezeigt, die
Regelung ab dem 1. April 2008 fiir weitere sieben auf-
einander folgende Zwolfmonatszeitriume anzuwenden,
zu denen diejenigen hinzukommen, die bereits in der
Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 vorgesehen sind.

Das 1984 eingefiithrte Verfahren, nach dem bei Uber-
schreitung einer Garantieschwelle eine Abgabe auf die
Milchlieferungen oder -direktverkdufe erhoben wird,
sollte beibehalten werden. Als Garantieschwelle wird fur
jeden Mitgliedstaat eine Gesamtgarantiemenge mit einem
Referenzgehalt an Milchfett festgesetzt.

(') Stellungnahme vom 5. Juni 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-

offentlicht).

(®) ABL L 90 vom 1.4.1984, S. 10.
(®) ABL L 405 vom 31.12.1992, S. 1. Zuletzt geéindert durch die Ver-

ordnung (EG) Nr. 2028/2002 (ABL. L 313 vom 16.11.2002, S. 3).

(4 ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 73.

)

)

Die Abgabe sollte auf eine abschreckende Hohe fest-
gesetzt werden und vom Mitgliedstaat zu zahlen sein,
sobald die einzelstaatliche Referenzmenge tiberschritten
ist. Sie sollte anschliefend vom Mitgliedstaat auf die
Erzeuger aufgeteilt werden, die zu der Uberschreitung
beigetragen haben. Diese haben dem Mitgliedstaat, allein
aufgrund der Tatsache, dass sie die ihnen verfiigbare
Referenzmenge iiberschritten haben, einen Beitrag zu
der filligen Abgabe zu zahlen.

Die Mitgliedstaaten sollten an den EAGFL, Abteilung
Garantie, die Abgabe iiberweisen, die der Uberschreitung
ihrer  einzelstaatlichen  Referenzmenge  entspricht,
gekiirzt um einen Pauschalbetrag von 1%, damit den
Fillen Rechnung getragen werden kann, in denen ein
Konkurs eintritt oder Erzeuger endgiiltig nicht in der
Lage sind, ihren Beitrag zu der geschuldeten Abgabe zu
leisten.

Die Mitgliedstaaten sollten iiber eine gewisse Frist ver-
figen, um die fillige Abgabe auf die Erzeuger aufzutei-
len und sie an den EAGFL, Abteilung Garantie, iiberwei-
sen zu konnen. Konnen sie die vorgesehene Frist nicht
einhalten, so sollte dafir gesorgt werden, dass der
EAGFL, Abteilung Garantie, dadurch iber die filligen
Betrige verfiigt, dass er sie von den monatlichen Riick-
zahlungen an die Mitgliedstaaten abzieht. Daher sollte
von dem in Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr.
2040/2000 des Rates vom 26. September 2000 betref-
fend die Haushaltsdisziplin (°) vorgesehenen Verfahren
abgewichen werden.

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 wurde eine
Unterscheidung zwischen Lieferungen und Direktverkau-
fen eingefithrt. Wie die Erfahrung gezeigt hat, empfichlt
es sich, die Verwaltung zu vereinfachen, indem die Liefe-
rungen auf Vollmilch begrenzt werden, unter Ausschluss
aller anderen Milcherzeugnisse. Folglich sollten Direkt-
verkdufe kiinftig den Verkauf und die Abgabe von Milch
direkt an die Verbraucher sowie jeden Verkauf und jede
Abgabe anderer Milcherzeugnisse umfassen.

Den einzelbetrieblichen Referenzmengen fiir Lieferungen
sollte ein reprasentativer Fettgehalt beigegeben werden,
der anhand des bestehenden Fettgehalts bestimmt wird
und nach noch festzulegenden Regeln gedndert werden
kann. Es sollten Vorschriften vorgesehen werden, die
sicherstellen, dass der Abstand zwischen dem gewoge-
nen Mittel der einzelbetrieblichen reprisentativen Fett-

gehalte und dem nationalen Referenzfettgehalt minimal
bleibt.

(’) ABL L 244 vom 29.9.2000, S. 27.
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(10)  Es sollte ein vereinfachtes Verfahren fiir die Aufteilung (15)  Die unvollstindige Ausschopfung der Referenzmengen
der einzelbetrieblichen Referenzmengen auf solche fiir durch die Erzeuger kann eine harmonische Entwicklung
Lieferungen und solche fiir Direktverkdufe sowie die des Milcherzeugungssektors behindern. Um solche Nach-
Ubermittlung der fiir diese Aufteilung und fiir die teile zu vermeiden, sollten die Mitgliedstaaten entschei-
Berechnung der Abgabe erforderlichen Daten an die den konnen, dass bei Inaktivitit oder einer erheblichen
Kommission vorgesehen werden. Dieser Aufteilung soll- Nichtausschopfung wihrend eines erheblichen Zeit-
ten die Referenzmengen zugrunde gelegt werden, iiber raums die nicht genutzten Referenzmengen der einzel-
die die Erzeuger wiahrend des am 1. April 2003 begin- staatlichen Reserve zugeschlagen werden, damit sie
nenden Zwolfmonatszeitraums verfiigten. Die Summe anderen Erzeugern zugeteilt werden konnen. Allerdings
der Mengen, die den Erzeugern von den Mitgliedstaaten ist fur den Fall von Erzeugern vorzusorgen, die zeitwei-
zugeteilt werden, sollte die einzelstaatlichen Referenz- lig verhindert waren und die Erzeugung wieder aufneh-
mengen nicht iiberschreiten. Die einzelstaatlichen Refe- men wollen.
renzmengen werden fiir die elf Zeitrdume ab 1. April
2004 festgesetzt und beriicksichtigen die verschiedenen
Elemente der vorherigen Regelung. (16)  Die zeitweilige Ubertragung eines Teils der einzelbetrieb-
lichen Referenzmenge in den Mitgliedstaaten, die diese
. . . Moglichkeit eingerdumt haben, hat zur Effizienz der
(1)  Es sind die Bed.mgung.en festzulégc?n, unter denen der Regelung beigetragen. Die Anwendung dieses Mechanis-
Fethehalt der Milch beil_ der. en.dgult}gen Bf;rechnung“der mus sollte jedoch der weiteren Strukturentwicklung und
geheferten Mengen berucksmhﬂgt erdj Es ist nachdmck— Strukturanpassung nicht im Wege stehen, die sich hie-
lich darauf h{nzuwelsen., dass cine M11chm?nge, d1e.d1e raus ergebenden administrativen Schwierigkeiten sollten
Gesamtgarantiemenge eines Mltgl_ledstaats tiberschreitet, nicht verkannt werden, und den ehemaligen Erzeugern,
}(emesfalls von der Abgabe bgfrelt werden k.anr.l,.wenn die ihre Titigkeit eingestellt haben, sollte nicht gestattet
infolge des Fettgehalts der gelieferten M1.1ch 1.nd1V.1duelle werden, ihre Quote linger zu behalten, als fiir die Uber-
Kor.rekturen nach unten erfolgen oder die Mllc,h e ver- tragung an einen aktiven Erzeuger unbedingt erforder-
schiedene Bestandteile getrennt wird. Angesichts des lich ist
geringen Umfangs der betreffenden Mengen braucht der '
Fettgehalt bei Direktverkdufen nicht beriicksichtigt zu
werden.
(17)  Bei der Einfithrung der Regelung im Jahr 1984 wurde
grundsitzlich festgelegt, dass die einem Betrieb entspre-
(12) Um die Effizienz der Regelung zu gewihrleisten, sollte chende Referenzmenge im Fall des Verkaufs, der Ver-
der Beitrag, den die Erzeuger zu der Abgabe zu leisten pﬁchtung doderKde? Ve(rierb%nghdes tf}etrif(:})s fglfb den ll):lé_
haben, durch den Abnehmer erhoben werden, der am chen aut den Kéufer, den Pdchter bzw. den Erben tiber-
besten in der Lage ist, die notigen Vorginge abzu- tragen wird. Es wire unangebracht, diese urspriingliche
wickeln, und dem daher die Mittel zur Beitragserhebung Entscheidung zu dndern. Es sollte jedoch vorgesehen
an die Hand zu geben sind. Andererseits erscheint es Werd?n, d?sshbei \a]lllenhUbfertragun%;nhdie erf;?rdebrlichin
zweckmifSig vorzusehen, den iiber die fillige Abgabe einzelstaatlichen Vorschriften zur Wahrung der berech-
des Mitgliedstaats hinaus erhobenen Betrag zur Finanzie- tigten Interessen der Parteien zum Tragen kommen,
rung einzelstaatlicher Umstrukturierungsprogramme zu wenn die Parteien untereinander keine entsprechenden
verwenden undfoder den Erzeugern bestimmter Katego- Vereinbarungen getroffen haben.
rien oder Erzeugern, die sich in einer aufergewohnli-
chen Lage befinden, riickzuerstatten. Stellt sich indessen
heraus, dass keine Abgabe des Mitgliedstaats fallig ist, (18) Im Interesse der weiteren Umstrukturierung der Milch-
werden die erhobenen Vorauszahlungen riickerstattet. erzeugung und der Verbesserung der Umwelt sollten
bestimmte Ausnahmeregelungen von der grundsitzli-
o ) ) chen Bindung der Referenzmenge an einen Betrieb vor-
(13)  Die bisherigen Erfahrungen haben. gezeigt, dass _dle gesehen und die Mitgliedstaaten ermichtigt werden, die
Durchfithrung  dieser Regelung eine einzelstaatliche Moglichkeit der Durchfithrung einzelstaatlicher oder
Reserve voraussetzt, dank .deren die Erzeuger nach regionaler Umstrukturierungsprogramme beizubehalten.
objektiven Kriterien zusitzliche Mengen erhalten oder AuBerdem sollten die Mitgliedstaaten das Recht haben,
neue Erzeuger ihre Titigkeit aufnehmen konnen und der fiir die Ubertragung von Referenzmengen andere Mog-
alle Mengen zuzufithren sind, die, aus welchem Grund lichkeiten als individuelle Transaktionen zwischen Erzeu-
auch immer, nicht oder nicht mehr einem Betrieb zuge- gern vorzusehen.
teilt sind. Damit der Mitgliedstaat nach objektiven Krite-
rien festgelegten besonderen Situationen gerecht werden
kann, sollte er ermdchtigt werden, die einzelstaatliche o . .
Reserve auch insbesondere mittels einer linearen Kiir- (19)  Die Mitgliedstaaten sollten je pach Art df:r Ubertraggng
zung siamtlicher Referenzmengen oder durch Einbehal- von Referenzmengen nach ob)ektlver} Kriterien erméch-
tung von Mengen bei endgiiltigen Ubertragungen auf- tigt werd?n, gegf.:benenfalls. einen Teil dgr iibertragenen
sustocken. Mengen fiir die einzelstaatliche Reserve einzubehalten.
(14 Um eine gewisse Flexibilitit bei der administrativen (20)  Die Erfahrung mit der zusitzlichen Abgabe hat gezeigt,

Handhabung der Regelung zu erhalten, sollten die Mit-
gliedstaaten ermichtigt werden, die am Ende eines Zeit-
raums nicht genutzten Mengen auf nationaler Ebene
oder unter den Abnehmern neu aufzuteilen.

dass die Ubertragung von Referenzmengen iiber Rechts-
formen wie Pachtvertrige, die nicht unbedingt zu einer
stindigen Zuteilung der betreffenden Referenzmengen
zugunsten des Ubernehmers fithren, einen zusitzlichen
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Kostenfaktor fiir die Milcherzeugung darstellen kann, der
die Verbesserung der Produktionsstrukturen behindert.
Um den Regulierungseffekt der Referenzmengen auf
dem Markt fir Milch und Milcherzeugnisse zu verstir-
ken, sollten die Mitgliedstaaten ermichtigt werden, die
mit Pachtvertrigen oder anderen vergleichbaren Rechten
iibertragenen Referenzmengen der einzelstaatlichen
Reserve zuzuschlagen, damit sie nach objektiven Krite-
rien erneut den aktiven Erzeugern, insbesondere denjeni-
gen, die sie zuvor genutzt haben, zugeteilt werden kon-
nen. Auflerdem sollten die Mitgliedstaaten das Recht
haben, fiir die Ubertragung von Referenzmengen andere
Moglichkeiten als individuelle Transaktionen zwischen
Erzeugern vorzusehen.

(21)  Um einen Anstieg der Kosten fiir Produktionsmittel oder
Ungleichbehandlungen zu vermeiden, ist darauf hin-
zuweisen, dass beim Erwerb oder bei der Ubertragung
von Referenzmengen keinerlei offentliche Finanzhilfen
gewihrt werden diirfen.

(22) Die in dieser Verordnung vorgesehene Abgabe dient in
erster Linie der Regulierung und Stabilisierung des
Milchmarktes. Das Aufkommen aus dieser Abgabe sollte
daher zur Finanzierung der Ausgaben im Milchsektor
eingesetzt werden.

(23) Die zur Durchfithrung dieser Verordnung erforderlichen
Mafinahmen sollten gemifl dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
taten fur die Ausiibung der der Kommission iibertrage-
nen Durchfithrungsbefugnisse (!) erlassen werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL 1

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand

(1)  Ab dem 1. April 2004 wird fiir elf aufeinander folgende
Zeitraume von zwolf Monaten (nachstehend ,Zwolfmonatszeit-
rdume“ genannt) beginnend mit dem 1. April auf die im jewei-
ligen Zwolfmonatszeitraum vermarkteten Mengen von Kuh-
milch oder anderen Milcherzeugnissen, die die in Anhang I
festgesetzten einzelstaatlichen Referenzmengen iberschreiten,
eine Abgabe erhoben (nachstehend ,Abgabe“ genannt).

(2)  Diese Mengen werden gemifS Artikel 6 auf die Erzeuger
aufgeteilt, wobei zwischen Lieferungen und Direktverkdufen im
Sinne der Begriffsbestimmungen des Artikels 5 unterschieden
wird. Die Uberschreitung der einzelstaatlichen Referenzmenge
und die sich daraus ergebende Abgabe werden gemifs Kapitel
3 und getrennt nach Lieferungen und Direktverkdufen in jedem
Mitgliedstaat auf nationaler Ebene festgestellt.

(") ABL L 184 vom 17.7.1999, S. 23.

(3) Die einzelstaatlichen Referenzmengen des Anhangs I
werden vorbehaltlich einer etwaigen Uberpriifung auf der
Grundlage der allgemeinen Marktlage und der besonderen
Bedingungen in bestimmten Mitgliedstaaten festgesetzt.

Artikel 2

Abgabe

Die Abgabe wird je 100 Kilogramm Milch fir den Zeitraum
2004/2005 auf 33,27 EUR, fir den Zeitraum 2005/2006 auf
30,91 EUR, fiir den Zeitraum 2006/2007 auf 28,54 EUR und
fir die Zeitraume 2007/2008 und folgende auf 27,83 EUR fest-
gesetzt.

Artikel 3

Zahlung der Abgabe

(1)  Die Mitgliedstaaten schulden der Gemeinschaft die Abga-
be, die sich aus der Uberschreitung der in Anhang I festgeleg-
ten einzelstaatlichen Referenzmenge ergibt und die auf einzel-
staatlicher Ebene und getrennt fiir Lieferungen und Direktver-
kiufe festgestellt wird; sie iiberweisen 99 % des geschuldeten
Betrags dem Europiischen Ausrichtungs- und Garantiefonds
fir die Landwirtschaft (EAGFL) vor dem 1. Oktober, der auf
den betreffenden Zwolfmonatszeitraum folgt.

(2)  Ist die Zahlung nach Absatz 1 nicht vor dem festgeleg-
ten Zeitpunkt erfolgt, so zieht die Kommission nach Anhorung
des Ausschusses des Europiischen Ausrichtungs- und Garantie-
fonds fur die Landwirtschaft einen der nicht gezahlten Abgabe
entsprechenden Betrag von den monatlichen Vorschiissen auf
der Grundlage der buchmifigen Erfassung der von dem betref-
fenden Mitgliedstaat getdtigten Ausgaben nach Artikel 5 Absatz
1 und Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 12581999
des Rates vom 17. Mai 1999 iiber die Finanzierung der
Gemeinsamen Agrarpolitik () ab. Vor ihrer Entscheidung
unterrichtet die Kommission den betreffenden Mitgliedstaat,
der binnen einer Woche seine Stellungnahme tibermittelt. Arti-
kel 14 der Verordnung (EG) Nr. 2040/2000 ist nicht anwend-
bar.

(3)  Die Kommission legt nach dem in Artikel 23 Absatz 2
genannten Verfahren die Durchfihrungsvorschriften zu diesem
Artikel fest.

Artikel 4

Beitrag der Erzeuger zu der filligen Abgabe

Die Abgabe wird gemifs den Artikeln 10 und 12 vollstindig
auf die Erzeuger aufgeteilt, die zu den jeweiligen Uberschrei-
tungen der einzelstaatlichen Referenzmengen nach Artikel 1
Absatz 2 beigetragen haben.

(3 ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 103.
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Unbeschadet von Artikel 10 Absatz 3 und Artikel 12 Absatz 1
schulden die Erzeuger dem Mitgliedstaat ihren nach Maflgabe
von Kapitel 3 berechneten Beitrag zur filligen Abgabe allein
aufgrund der Uberschreitung ihrer verfiigbaren Referenzmen-
gen.

Artikel 5

Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck
a) ,Milch“ das Gemelk einer oder mehrerer Kiihe;

b) ,andere Milcherzeugnisse“ jedes Milcherzeugnis aufSer
Milch, insbesondere entrahmte Milch, Rahm, Butter,
Joghurt und Kise; diese Erzeugnisse werden gegebenenfalls
mit Hilfe von Koeffizienten, die nach dem in Artikel 23
Absatz 2 genannten Verfahren festzusetzen sind, in ,Milch-
dquivalente” umgerechnet;

¢) ,Erzeuger* einen Landwirt im Sinne der Begriffsbestim-
mung des Artikels 2 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit
gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen der
Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungs-
regelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (1), der
einen Betrieb im geografischen Gebiet eines Mitgliedstaats
bewirtschaftet sowie Milch erzeugt und vermarktet oder
Vorbereitungen trifft, um dies in nichster Zukunft zu tun;

d) ,Betrieb“ einen Betrieb im Sinne der Begriffsbestimmung
des Artikels 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003;

e) ,Abnehmer“ ein Unternehmen oder eine Unternehmens-
gemeinschaft, das bzw. die Milch beim Erzeuger kauft, um

— sie, auch im Rahmen eines Lohnvertrags, einem oder
mehreren Sammel-, Verpackungs-, Lagerungs-, Kiih-
lungs- oder Verarbeitungsvorgingen zu unterzichen,

— sie an eines oder mehrere Unternehmen abzugeben, die
Milch oder andere Milcherzeugnisse behandeln oder
verarbeiten.

Als Abnehmer gilt auch ein Zusammenschluss von Abneh-
mern in demselben geografischen Gebiet, der fiir Rechnung
seiner Mitglieder die erforderlichen Verwaltungs- und Buch-
fuhrungsgeschifte fiir die Entrichtung der Abgabe vor-
nimmt. Fiir die Anwendung von Satz 1 dieses Unterabsat-
zes gilt Griechenland als ein einziges geografisches Gebiet
und kann eine staatliche Einrichtung dem genannten
Zusammenschluss von Abnehmern gleichstellen;

f) ,Lieferung“ jede Lieferung von Milch — unter Ausschluss
aller anderen Milcherzeugnisse — von einem Erzeuger an
einen Abnehmer, gleichgiltig ob die Beforderung vom

(") Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.

Erzeuger, vom Abnehmer, vom behandelnden oder ver-
arbeitenden Unternehmen oder von einem Dritten iiber-
nommen wird;

g) ,Direktverkauf* jeden Verkauf bzw. jede Abgabe von Milch
von einem Erzeuger direkt an den Verbraucher sowie jeden
Verkauf bzw. jede Abgabe anderer Milcherzeugnisse durch
einen Erzeuger. Die Kommission kann nach dem in Artikel
23 Absatz 2 genannten Verfahren unter Beachtung der
Begriffsbestimmung fiir ,Lieferung“ gemafl Buchstabe f) des
vorliegenden Artikels die Begriffsbestimmung fiir ,Direkt-
verkauf* anpassen, um insbesondere sicherzustellen, dass
keinerlei vermarktete Menge Milch oder anderer Milch-
erzeugnisse aus der Abgabenregelung ausgeschlossen bleibt;

h) ,Vermarktung“ die Lieferung von Milch oder den Direktver-
kauf von Milch und anderen Milcherzeugnissen;

i) ,einzelstaatliche Referenzmenge” die fir die einzelnen Mit-
gliedstaaten in Anhang I festgesetzte Referenzmenge;

j) .einzelbetriebliche Referenzmenge® die Referenzmenge
eines Erzeugers zum 1. April eines jeden Zwolfmonatszeit-
raums;

k) ,verfiigbare Referenzmenge“ die Referenzmenge, die dem
Erzeuger am 31. Mdrz des Zwolfmonatszeitraums, fur den
die Abgabe berechnet wird, zur Verfiigung steht, wobei alle
in dieser Verordnung vorgesehenen Ubertragungen, Uber-
lassungen, Umwandlungen und zeitweiligen Neuzuweisun-
gen, die wihrend dieses Zwolfmonatszeitraums erfolgt sind,
beriicksichtigt werden.

KAPITEL 2

ZUTEILUNG DER REFERENZMENGE

Artikel 6

Einzelbetriebliche Referenzmengen

(1)  Vor dem 1. Juni 2004 setzen die Mitgliedstaaten die ein-
zelbetrieblichen Referenzmengen der Erzeuger auf der Grund-
lage der einzelbetrieblichen Referenzmenge bzw. Referenzmen-
gen fest, die gemdf Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr.
3950/92 wihrend des am 1. April 2003 beginnenden Zwolf-
monatszeitraums zugeteilt wurden.

(2)  Ein Erzeuger kann iiber eine oder zwei einzelbetriebliche
Referenzmengen verfiigen, eine fur Lieferungen und eine fir
Direktverkdufe. Umwandlungen zwischen Referenzmengen
eines Erzeugers diirfen nur von der zustindigen Behorde des
Mitgliedstaats auf ordnungsgemifs begriindeten Antrag des
Erzeugers vorgenommen werden.

(3)  Verfugt ein Erzeuger iiber zwei Referenzmengen, so wird
sein Beitrag zu der etwa filligen Abgabe fiir jede der beiden
Referenzmengen gesondert berechnet.
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(4)  Der Teil der finnischen einzelstaatlichen Referenzmenge,
der fiir Lieferungen im Sinne des Artikels 1 zugeteilt wurde,
kann nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren
bis zu maximal 200 000 Tonnen erhoht werden, um den fin-
nischen ,SLOM*“-Erzeugern einen Ausgleich zu gewahren. Diese
gemifl den gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen zuzutei-
lende Reserve wird nur zugunsten solcher Erzeuger verwendet,
deren Recht zur Wiederaufnahme der Erzeugung infolge des
Beitritts beeintrichtigt wurde.

(5) Die einzelbetrieblichen Referenzmengen werden gegebe-
nenfalls fiir die einzelnen Zwolfmonatszeitriume angepasst,
damit fur jeden Mitgliedstaat die Summe der einzelbetriebli-
chen Referenzmengen fiir Lieferungen und fur Direktverkdufe
die entsprechende nach Artikel 8 angepasste einzelstaatliche
Referenzmenge nicht tiberschreitet, wobei Kiirzungen zur Auf-
stockung der nationalen Reserve nach Artikel 14 zu beriick-
sichtigen sind.

Artikel 7

Zuteilung von Mengen aus der nationalen Reserve

Die Mitgliedstaaten sehen die erforderlichen Bestimmungen vor,
nach denen die Mengen aus der nationalen Reserve ganz oder
teilweise den Erzeugern anhand von objektiven, der Kommis-
sion mitgeteilten Kriterien nach Artikel 14 zugeteilt werden.

KAPITEL 3

BERECHNUNG DER ABGABE

Artikel 8

Verwaltung der Referenzmengen

(1)  Die Kommission passt jeweils vor dem Ende eines Zeit-
raums nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren
fur die einzelnen Mitgliedstaaten die Aufteilung der einzelstaat-
lichen Referenzmengen auf ,Lieferungen” und ,Direktverkdufe
fir den betreffenden Zeitraum unter Beriicksichtigung der von
den Erzeugern beantragten Umwandlungen zwischen einzel-
betrieblichen Referenzmengen fiir Lieferungen und fur Direkt-
verkdufe an.

(2) Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission jedes
Jahr vor dem Zeitpunkt und nach den Modalititen, die beide
nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren hierfir
festgelegt wurden, die

a) fur die Anpassung nach Absatz 1 und

b) die Berechnung der von dem betreffenden Mitgliedstaat zu
zahlenden Abgabe

erforderlichen Daten.

Artikel 9

Fettgehalt

(1) Jedem Erzeuger, der iiber eine einzelbetriebliche Refe-
renzmenge fiir Lieferungen verfiigt, wird fiir diese Menge ein
Referenzfettgehalt zugewiesen.

(2)  Fur die Referenzmengen, die den Erzeugern am 31. Mirz
2004 gemafl Artikel 6 Absatz 1 zugewiesen worden sind, ent-
spricht der Fettgehalt nach Absatz 1 dieses Artikels dem Refe-
renzfettgehalt dieser Menge zu diesem Zeitpunkt.

(3)  Dieser Fettgehalt wird anlésslich der Umwandlungen
nach Artikel 6 Absatz 2 und im Falle des Erwerbs oder der
Ubertragung einer Referenzmenge oder zeitweiliger Uberlas-
sungen nach Regeln gedndert, die nach dem in Artikel 23
Absatz 2 genannten Verfahren festzulegen sind.

(4)  Fir neue Erzeuger, die iiber eine einzelbetriebliche Refe-
renzmenge fiir Lieferungen verfiigen, die insgesamt aus der
nationalen Reserve stammt, wird der Fettgehalt nach Regeln
festgesetzt, die nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten
Verfahren festzulegen sind.

(5)  Der einzelbetriebliche Rererenzfettgehalt nach Absatz 1
wird gegebenenfalls bei Inkrafttreten dieser Verordnung und
anschlieend bei Bedarf jeweils zu Beginn eines Zwolfmonats-
zeitraums angepasst, damit fir jeden Mitgliedstaat der gewo-
gene Durchschnitt dieser Fettgehalte den in Anhang II fest-
gesetzten Referenzfettgehalt nicht um mehr als 0,1 g/kg iiber-
schreitet.

Artikel 10

Abgabe bei Lieferungen

(1)  Zur Endabrechnung der Abgabe werden die von einem
Erzeuger gelieferten Mengen, falls der tatsichliche Fettgehalt
vom Referenzfettgehalt abweicht, mittels Koeffizienten und
unter Bedingungen, die beide nach dem in Artikel 23 Absatz 2
genannten Verfahren festzulegen sind, nach oben bzw. unten
berichtigt.

(2)  Liegt die Summe der nach Absatz 1 berichtigten Liefe-
rungen auf nationaler Ebene unter den tatsichlichen Lieferun-
gen, so wird die Abgabe auf der Grundlage der tatsichlichen
Lieferungen berechnet. In diesem Fall wird jede Berichtigung
nach unten proportional verringert, um die Summe der berich-
tigten Lieferungen auf die Hohe der tatsichlichen Lieferungen
zu bringen.

Liegt die Summe der gemifs Absatz 1 berichtigten Lieferungen
iiber den tatsichlichen Lieferungen, so wird die Abgabe auf der
Grundlage der berichtigten Lieferungen berechnet.

(3)  Je nach Entscheidung des Mitgliedstaats wird der Beitrag
der Erzeuger zur Zahlung der filligen Abgabe, gegebenenfalls
nach Neuzuweisung des ungenutzten Anteils der fiir Lieferun-
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gen zugewiesenen einzelstaatlichen Referenzmenge, die propor-
tional zu den Referenzmengen der einzelnen Erzeuger oder
nach objektiven, von den Mitgliedstaaten festzulegenden Krite-
rien erfolgt, wie folgt festgelegt:

a) entweder auf nationaler Ebene nach MaRgabe der Uber-
schreitung der verfugbaren Referenzmenge des einzelnen
Erzeugers,

b) oder zunichst auf der Ebene des Abnehmers und anschlie-
Bend gegebenenfalls auf einzelstaatlicher Ebene.

Artikel 11

Rolle des Abnehmers

(1)  Der Abnehmer ist fiir die Erhebung der Beitrdge von den
Erzeugern zustindig, die die Erzeuger als fillige Abgabe zu ent-
richten haben, und zahlt der zustindigen Stelle des Mitglied-
staats bis zu einem Zeitpunkt und nach Bedingungen, die beide
nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren festzule-
gen sind, den Betrag dieser Beitrdge, die er bei der Zahlung des
Milchpreises an die Erzeuger, die fiir die Uberschreitung verant-
wortlich sind, einbehilt oder ansonsten auf andere geeignete
Weise erhebt.

(2)  Tritt ein Abnehmer ganz oder teilweise an die Stelle
eines oder mehrerer Abnehmer, so werden fiir den Rest des
laufenden Zwolfmonatszeitraums die fiir die Erzeuger verfiig-
baren einzelbetrieblichen Referenzmengen, abziiglich der
bereits gelieferten Mengen unter Beriicksichtigung von deren
Fettgehalt, in Rechnung gestellt. Diese Bestimmungen gelten
auch, wenn ein Erzeuger von einem Abnehmer zu einem ande-
ren wechselt.

(3)  Uberschreiten die von einem Erzeuger gelieferten Men-
gen im Laufe des Referenzzeitraums die fur ihn verfiigbare
Referenzmenge, so kann der Mitgliedstaat entscheiden, dass der
Abnehmer nach Bedingungen, die vom Mitgliedstaat festgelegt
werden, bei jeder Lieferung des Erzeugers, die die fiir ihn ver-
fiigbare Referenzmenge fiir Lieferungen iberschreitet, einen
Teil des Milchpreises als Vorauszahlung auf den Beitrag des
Erzeugers zur Abgabe einbehilt. Der Mitgliedstaat kann beson-
dere Vorschriften vorsehen, nach denen die Abnehmer diese
Vorauszahlung einbehalten konnen, wenn die Erzeuger an meh-
rere Abnehmer liefern.

Artikel 12

Abgabe bei Direktverkiufen

(1)  Bei Direktverkdufen wird der Beitrag der Erzeuger zur
Zahlung der Abgabe je nach Entscheidung des Mitgliedstaats,
gegebenenfalls nach Neuzuweisung des ungenutzten Anteils
der fir Direktverkdufe zugewiesenen einzelstaatlichen Referenz-
menge auf der geeigneten Gebietsebene oder auf einzelstaatli-
cher Ebene festgelegt.

(2) Die Mitgliedstaaten bestimmen die Grundlage fur die
Berechnung des Beitrags der Erzeuger zu der filligen Abgabe
anhand der Gesamtmenge der verkauften bzw. abgegebenen
oder fir die Herstellung der verkauften bzw. abgegebenen
Milcherzeugnisse verwendeten Milch unter Anwendung von
Kriterien, die nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Ver-
fahren festzulegen sind.

(3)  Bei der Endabrechnung der Abgabe wird keine mit dem
Fettgehalt zusammenhingende Berichtigung zugelassen.

(4) Die Modalititen und der Zeitpunkt der Zahlung der
Abgabe an die zustindige Stelle des betreffenden Mitgliedstaats
werden nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren
festgelegt.

KAPITEL 4

VERWALTUNG DER ABGABE

Artikel 13

Uberschussbetriige und nichtgezahlte Betrige

(1)  Wird bei Lieferungen oder Direktverkdufen festgestellt,
dass die Abgabe fillig ist und der von den Erzeugern erhobene
Beitrag diese tibersteigt, so kann der Mitgliedstaat

a) den Uberschussbetrag ganz oder teilweise zur Finanzierung
der Mallnahmen nach Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a)
verwenden und/oder

b) ihn ganz oder teilweise Erzeugern riickerstatten, die vor-
rangigen Kategorien angehéren, die von dem betreffenden
Mitgliedstaat nach objektiven Kriterien und innerhalb von
Fristen zu bestimmen sind, welche nach dem in Artikel 23
Absatz 2 genannten Verfahren festzulegen sind, oder Erzeu-
gern, die infolge einer innerstaatlichen Bestimmung, die
mit der vorliegenden Regelung in keinem Zusammenhang
steht, von einer auflergewohnlichen Lage betroffen sind.

(2)  Wird festgestellt, dass keine Abgabe fillig ist, so werden
die vom Abnehmer oder vom Mitgliedstaat gegebenenfalls
erhobenen Vorauszahlungen auf die Abgabe spitestens am
Ende des darauf folgenden Zwolfmonatszeitraums zuriick-
gezahlt.

(3)  Ist der Abnehmer der Verpflichtung zur Erhebung des
Beitrags der Erzeuger zur Abgabe gemif Artikel 11 nicht nach-
gekommen, so kann der Mitgliedstaat unbeschadet etwaiger
Sanktionen gegen den siumigen Abnehmer die nichtgezahlten
Betrige direkt beim Erzeuger erheben.

(4)  Halt der Erzeuger bzw. der Abnehmer die Zahlungsfrist
nicht ein, so gehen die nach dem in Artikel 23 Absatz 2
genannten Verfahren festzusetzenden Verzugszinsen an den
Mitgliedstaat.
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Artikel 14

Nationale Reserve

(1)  Jeder Mitgliedstaat bildet im Rahmen der in Anhang I
festgesetzten Mengen eine einzelstaatliche Reserve insbesondere
im Hinblick auf die in Artikel 7 vorgesehenen Zuteilungen. In
diese flieffen gegebenenfalls gemdfl Artikel 15 eingezogene
bzw. bei Ubertragungen gemiR Artikel 19 einbehaltene bzw.
durch eine lineare Verringerung der Gesamtheit der einzel-
betrieblichen Referenzmengen frei werdende Mengen ein. Diese
Mengen behalten ihre urspriingliche Zweckbestimmung fiir
,Lieferungen® oder ,Direktverkaufe®.

(2) Jede einem Mitgliedstaat zugeteilte zusitzliche Menge
wird automatisch der nationalen Reserve zugeschlagen und je
nach zu erwartendem Bedarf in Referenzmengen fiir ,Lieferun-
gen“ und solche fiir ,Direktverkdufe” aufgeteilt.

(3) Die Mengen in der einzelstaatlichen Reserve haben kei-
nen Referenzfettgehalt.

Artikel 15

Inaktivitiit

(1)  Erfullt eine natiirliche oder juristische Person, die iiber
einzelbetriebliche Referenzmengen verfiigt, wihrend eines
Zwolfmonatszeitraums nicht mehr die in Artikel 5 Buchstabe
¢) genannten Bedingungen, so werden diese Mengen spitestens
am 1. April des darauf folgenden Kalenderjahres der nationalen
Reserve zugeschlagen, es sei denn, diese Person wird vor die-
sem Zeitpunkt wieder Erzeuger im Sinne des Artikels 5 Buch-
stabe c).

Wird diese Person spitestens am Ende des zweiten Zwolf-
monatszeitraums, der auf den Entzug dieser Mengen folgt, wie-
der Erzeuger, so wird ihr die entzogene einzelbetriebliche Refe-
renzmenge spitestens an dem auf den Zeitpunkt ihrer Antrag-
stellung folgenden 1. April ganz oder teilweise wieder zugeteilt.

(2)  Vermarktet ein Erzeuger wihrend eines Zwolfmonats-
zeitraums nicht mindestens eine Menge, die 70 % seiner einzel-
betrieblichen Referenzmenge entspricht, so kann der Mitglied-
staat entscheiden, ob und unter welchen Bedingungen die nicht
in Anspruch genommene Referenzmenge ganz oder teilweise
der nationalen Reserve zuzuschlagen ist.

Der Mitgliedstaat legt die Bedingungen fest, unter denen eine
Referenzmenge dem betreffenden Erzeuger wieder zuzuteilen
ist, falls dieser die Vermarktung wieder aufnimmt.

(3) Die Absitze 1 und 2 gelten nicht im Falle hoherer
Gewalt oder in ordnungsgemdfl begriindeten Fillen, die sich
voriibergehend auf die Produktionskapazitit des betreffenden
Erzeugers auswirken und von der zustindigen Behorde als sol-
che anerkannt werden.

Artikel 16

Zeitweilige Ubertragungen

(1) Die Mitgliedstaaten genechmigen vor dem Ende eines
jeden Zwolfmonatszeitraums fiir den betreffenden Zeitraum
zeitweilige Ubertragungen eines Teils der einzelbetrieblichen
Referenzmengen, welche die berechtigten Erzeuger nicht in
Anspruch zu nehmen beabsichtigen.

Die Mitgliedstaaten kénnen die Ubertragungsmoglichkeiten
nach Erzeugerkategorien oder Milchproduktionsstrukturen
regeln, sie auf der Ebene der Abnehmer oder innerhalb der
Regionen begrenzen; sie konnen in den Fillen nach Artikel 15
Absatz 3 die vollstindige Ubertragung genehmigen und fest-
legen, inwieweit der Erzeuger die Ubertragung erneuern kann.

(2) Die Mitgliedstaaten konnen nach einem der oder nach
den nachstehenden Kriterien beschlieflen, Absatz 1 nicht anzu-
wenden:

a) Erfordernis der Erleichterung struktureller Entwicklungen
und Anpassungen,

b) zwingende Verwaltungserfordernisse.

Artikel 17

Ubertragungen von Referenzmengen mit Flichen

(1)  Bei Verkauf, Verpachtung, Vererbung, vorweggenom-
mener Erbfolge oder einer anderen Ubertragung mit vergleich-
baren rechtlichen Auswirkungen fir die Erzeuger wird die ein-
zelbetriebliche Referenzmenge nach Bedingungen, die von den
Mitgliedstaaten unter Beriicksichtigung der fiir die Milcherzeu-
gung verwendeten Flichen oder anderer objektiver Kriterien
und gegebenenfalls einer Vereinbarung zwischen den Parteien
festgelegt werden, mit dem Betrieb auf die Erzeuger tibertragen,
die den Betrieb iibernehmen. Der gegebenenfalls nicht mit dem
Betrieb iibertragene Teil der Referenzmenge wird der nationa-
len Reserve zugeschlagen.

(2)  Wurden oder werden Referenzmengen gemifl Absatz 1
im Rahmen landwirtschaftlicher Pachtvertrige oder auf andere
Weise mit vergleichbarer rechtlicher Wirkung tibertragen, so
konnen die Mitgliedstaaten anhand objektiver Kriterien
beschliefen, dass die Referenzmenge nicht mit dem Betrieb
ibertragen wird, damit die Referenzmenge ausschliefSlich
Erzeugern zugewiesen wird.

(3) Wird eine landwirtschaftliche Fliche an die offentliche
Hand undfoder zur offentlichen Nutzung iibertragen oder
erfolgt die Ubertragung zu nichtlandwirtschaftlichen Zwecken,
so schreiben die Mitgliedstaaten vor, dass die fir die Wahrung
der berechtigten Interessen der Beteiligten erforderlichen Maf3-
nahmen getroffen werden und insbesondere dafiir gesorgt ist,
dass der ausscheidende Erzeuger die Milcherzeugung fortsetzen
kann, wenn er dies beabsichtigt.
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(4) Ist bei Beendigung landwirtschaftlicher Pachtvertrige
eine Verlingerung zu gleichartigen Bedingungen oder unter
Umstinden, die rechtlich vergleichbare Wirkung haben, nicht
moglich und wurde zwischen den Parteien keine Vereinbarung
getroffen, so werden die betreffenden einzelbetrieblichen Refe-
renzmengen nach den von Mitgliedstaaten festgelegten oder
festzulegenden Bestimmungen unter Beriicksichtigung der
berechtigten Interessen der Parteien ganz oder teilweise auf die
Erzeuger iibertragen, die diese Referenzmengen iibernehmen.

Artikel 18

Spezielle UbertragungsmafSnahmen

(1)  Im Hinblick auf die Umstrukturierung der Milcherzeu-
gung oder zur Verbesserung der Umweltbedingungen konnen
die Mitgliedstaaten nach Modalititen, die sie unter Beriicksichti-
gung der berechtigten Interessen der Beteiligten festlegen,

a) Erzeugern, die sich verpflichten, die Milcherzeugung ganz
oder teilweise endgiiltig aufzugeben, eine in einem Betrag
oder in mehreren Jahresbetrigen anzuweisende Entschidi-
gung gewihren und die so freigesetzten einzelbetrieblichen
Referenzmengen der nationalen Reserve zuschlagen;

b) nach objektiven Kriterien die Bedingungen festlegen, unter
denen sich die Erzeuger zu Beginn eines Zwolfmonatszeit-
raums durch die zustindige Behorde oder die von ihr
benannte Stelle einzelbetriebliche Referenzmengen gegen
Entgelt zuweisen lassen konnen, die am Ende des voran-
gegangenen Zwolfmonatszeitraums von anderen Erzeugern
gegen eine in einem Betrag oder in mehreren Jahresbetra-
gen angewiesene Entschddigung in Hohe des vorstehend
genannten Entgelts endgiiltig freigesetzt wurden;

¢) Ubertragungen von Referenzmengen ohne Flichen zentrali-
sieren und beaufsichtigen;

d) bei einer Flicheniibertragung zur Verbesserung der
Umweltbedingungen vorsehen, dass dem ausscheidenden
Erzeuger die betreffende einzelbetriebliche Referenzmenge
zur Verfugung gestellt wird, falls er weiterhin Milch zu
erzeugen beabsichtigt;

¢) anhand objektiver Kriterien die Regionen und Erfassungs-
zonen bestimmen, in denen zur Verbesserung der Milch-
erzeugungsstruktur die endgiiltige Ubertragung von Refe-
renzmengen ohne entsprechende  Flicheniibertragung
zuldssig ist;

f) auf Antrag des Erzeugers bei der zustindigen Behorde oder
der von ihr benannten Stelle zur Verbesserung der Milch-
erzeugungsstruktur auf der Ebene des Betriebs oder zur
Extensivierung der Erzeugung die endgiiltige Ubertragung
von Referenzmengen ohne entsprechende Flicheniibertra-
gung und umgekehrt gestatten.

(2) Die Malinahmen nach Absatz 1 konnen auf nationaler
Ebene, auf der geeigneten Gebietsebene oder in den Erfassungs-
zonen durchgefithrt werden.

Artikel 19

Einbehaltung von Referenzmengen bei Ubertragungen

(1)  Bei den Ubertragungen nach den Artikeln 17 und 18
konnen die Mitgliedstaaten nach objektiven Kriterien einen Teil
der einzelbetrieblichen Referenzmenge zugunsten der nationa-
len Reserve einbehalten.

(2)  Wurden oder werden Referenzmengen gemifl den Arti-
keln 17 und 18 mit oder ohne die entsprechenden Flichen im
Rahmen landwirtschaftlicher Pachtvertrige oder auf andere
Weise mit vergleichbarer rechtlicher Wirkung iibertragen, so
konnen die Mitgliedstaaten anhand objektiver Kriterien und um
die Referenzmengen ausschlieflich Erzeugern zuzuweisen,
beschliefen, ob und unter welchen Bedingungen die iibertra-
gene Referenzmenge ganz oder teilweise der einzelstaatlichen
Reserve zuzuschlagen ist.

Artikel 20

Beihilfen fiir den Erwerb von Referenzmengen

Fiir Kauf, Ubertragung oder Zuteilung von Referenzmengen in
Anwendung dieser Verordnung darf von einer Offentlichen
Behorde keinerlei finanzielle Unterstiitzung gewdhrt werden,
die unmittelbar mit dem Erwerb dieser Mengen zusammen-
hingt.

Artikel 21

Zulassung

Die Titigkeit des Abnehmers bedarf der vorherigen Zulassung
durch den Mitgliedstaat nach Kriterien, die nach dem in Artikel
23 Absatz 2 genannten Verfahren festzusetzen sind.

Die Bedingungen, die ein Erzeuger im Falle des Direktverkaufs
zu erfiillen hat, und die Angaben, die er dabei zu machen hat,
werden nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren
festgelegt.

KAPITEL 5

UBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 22

Verwendung der Abgabe

Die Abgabe gilt als Intervention zur Regulierung der Agrar-
mirkte und wird zur Finanzierung der Ausgaben im Milchsek-
tor verwendet.
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Artikel 23

Verwaltungsausschuss

(1)  Die Kommission wird von dem mit Artikel 41 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 iiber
die gemeinsame Marktorganisation fiir Milch und Milcherzeug-
nisse (1) eingesetzten Verwaltungsausschuss fiir Milch und
Milcherzeugnisse, im Folgenden ,Ausschuss® genannt, unter-
stiitzt.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf einen Monat festgesetzt.

(3)  Der Ausschuss gibt sich eine Geschiftsordnung.

Artikel 24

Durchfiihrungsmaf$nahmen

Die zur Durchfithrung der vorliegenden Verordnung erforderli-
chen Mafinahmen werden nach dem in Artikel 23 Absatz 2
genannten Verfahren erlassen.

Artikel 25

Aufhebung

Die Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 wird mit Wirkung vom
1. April 2004 aufgehoben.

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als
Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind gemaf
der in Anhang III enthaltenen Ubereinstimmungstabelle zu
lesen.

Artikel 26

Ubergangsmafnahmen

Soweit Ubergangsmafnahmen notwendig sind, um die Durch-
fiihrung der in dieser Verordnung vorgesehenen Anderungen
zu erleichtern, werden diese nach dem in Artikel 23 Absatz 2
genannten Verfahren erlassen.

Artikel 27

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veroffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab 1. April 2004, mit Ausnahme der Artikel 6 und 24,
die ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung gel-
ten.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Geschehen zu Briissel am 29. September 2003.

() ABL L 160 vom 26.6.1999, S. 48.

Im Namen des Rates
Der Prisident
G. ALEMANNO
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ANHANG I

REFERENZMENGEN

a)

Zeitraum 2004/2005

Mitgliedstaat Menge in Tonnen
Belgien 3 310 431,000
Dinemark 4 455 348,000
Deutschland 27 864 816,000
Griechenland 820 513,000
Spanien 6116 950,000
Frankreich 24235 798,000
Irland 5395 764,000
Italien 10 530 060,000
Luxemburg 269 049,000
Niederlande 11 074 692,000
Osterreich 2 749 401,000
Portugal 1870 461,000
Finnland 2407 003,324
Schweden 3303 000,000

Vereinigtes Konigreich

14 609 747,000

Zeitraum 2005/2006

Mitgliedstaat Menge in Tonnen
Belgien 3310 431,000
Dinemark 4 455 348,000
Deutschland 27 864 816,000
Griechenland 820 513,000
Spanien 6116 950,000
Frankreich 24 235798,000
Irland 5395 764,000
Italien 10 530 060,000
Luxemburg 269 049,000
Niederlande 11 074 692,000
Osterreich 2 749 401,000

Portugal (*)
Finnland
Schweden

Vereinigtes Konigreich

1920 461,000
2407 003,324
3303 000,000
14 609 747,000

(*) Besondere Erh6hung um 50 000 Tonnen ausschlieflich
zugunsten der Erzeuger auf den Azoren.

9

Zeitraum 2006/2007

Mitgliedstaat Menge in Tonnen
Belgien 3326 983,000
Dinemark 4 477 624,000
Deutschland 28 004 140,000
Griechenland 820 513,000
Spanien 6116 950,000
Frankreich 24 356 977,000
Irland 5395 764,000
Italien 10 530 060,000
Luxemburg 270 394,000
Niederlande 11130 066,000
Osterreich 2763 148,000
Portugal 1929 824,000
Finnland 2419 025,324
Schweden 3319 515,000

Vereinigtes Konigreich

14 682 697,000

Zeitraum 2007/2008

Mitgliedstaat Menge in Tonnen
Belgien 3343 535,000
Dinemark 4499 900,000
Deutschland 28 143 464,000
Griechenland 820 513,000
Spanien 6116 950,000
Frankreich 24 478 156,000
Irland 5395 764,000
Italien 10 530 060,000
Luxemburg 271 739,000
Niederlande 11 185 440,000
Osterreich 2776 895,000
Portugal 1939 187,000
Finnland 2431047324
Schweden 3336 030,000

Vereinigtes Konigreich

14755 647,000
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e)

Zeitraume 20082009 bis 2014/2015

Mitgliedstaat Menge in Tonnen
Belgien 3360 087,000
Dinemark 4522176,000
Deutschland 28 282 788,000
Griechenland 820 513,000
Spanien 6116 950,000
Frankreich 24599 335,000
Irland 5395764,000
Italien 10 530 060,000
Luxemburg 273 084,000
Niederlande 11 240 814,000
Osterreich 2790 642,000
Portugal 1948 550,000
Finnland 2443 069,324
Schweden 3352 545,000

Vereinigtes Konigreich

14 828 597,000
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ANHANG II
REFERENZFETTGEHALT
Mitgliedstaat Refere(r;z/iegt)t gehalt
Belgien 36,91
Dinemark 43,68
Deutschland 40,11
Griechenland 36,10
Spanien 36,37
Frankreich 39,48
Irland 35,81
Italien 36,88
Luxemburg 39,17
Niederlande 42,36
Osterreich 40,30
Portugal 37,30
Finnland 43,40
Schweden 43,40
Vereinigtes Konigreich 39,70
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ANHANG III

UBEREINSTIMMUNGSTABELLE

Vorliegende Verordnung Verordnung (EWG) Nr. 3950/92

Artikel 1 Absatz 1 Artikel 1 Absatz 1

Absatz 2 —

Absatz 3 Artikel 3 Absatz 2
Artikel 2 Artikel 1 Absatz 2
Artikel 3 —
Artikel 4 Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 1
Artikel 5 Artikel 9

Artikel 6 Absidtze 1, 2 und 3 —

Absatz 4 Artikel 3 Absatz 2
Absatz 5 Artikel 4 Absatz 2
Artikel 7 —
Artikel 8 —
Artikel 9 —

Artikel 10 Absitze 1 und 2 —

Absatz 3 Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2
Artikel 11 Absatz 1 Artikel 2 Absatz 2 Unterabsatz 1

Absatz 2 Artikel 2 Absatz 2 Unterabsatz 2

Absatz 3 Artikel 2 Absatz 2 Unterabsatz 3
Artikel 12 Absatz 1 Artikel 2 Absatz 1

Absitze 2 und 3 —
Absatz 4 Artikel 2 Absatz 3
Artikel 13 Absatz 1 Artikel 2 Absatz 4
Absitze 2, 3, 4 —
Artikel 14 Absatz 1 Artikel 5 Absatz 1

Absitze 2 und 3 —

Artikel 15 Artikel 5 Absitze 2 und 3
Artikel 16 Artikel 6
Artikel 17 Absatz 1 Artikel 7 Absatz 1
Absatz 2 Artikel 8a Buchstabe b)
Absitze 3 und 4 Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 3 und Absatz 3
Artikel 18 Artikel 8
Artikel 19 Absatz 1 Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 2

Absatz 2 Artikel 8a Buchstabe a)
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Vorliegende Verordnung Verordnung (EWG) Nr. 3950/92
Artikel 20 —
Artikel 21 —
Artikel 22 Artikel 10
Artikel 23 Absatz 1 Artikel 11 Absatz 1

Absitze 2 und 3 —

Artikel 24 Artikel 11 Absatz 1
Artikel 25 Artikel 12

Anhang 1 Anhang

Anhang II —

Anhang III —




	Inhalt
	Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, (EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001
	Verordnung (EG) Nr. 1783/2003 des Rates vom 29. September 2003 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL)
	Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom 29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide
	Verordnung (EG) Nr. 1785/2003 des Rates vom 29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation für Reis
	Verordnung (EG) Nr. 1786/2003 des Rates vom 29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation für Trockenfutter
	Verordnung (EG) Nr. 1787/2003 des Rates vom 29. September 2003 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse
	Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 des Rates vom 29. September 2003 über die Erhebung einer Abgabe im Milchsektor



